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Zum Geſetz betr. Vertrag des Freiſtaates Preußen mit dem heiligen Stuhl 
(Konkordat). 
(Staatsrechtliche Bedenken.) 
Von Geh. Rat Prof. Dr. Au guſt Finger, Halle. 


Das Geſetz über das Konkordat Preußens mit der Kurie 
iſt am 20. Auguſt in Wirkſamkeit getreten. 

Hier ſoll nur auf einige ſtaatsrechtliche Bedenken kurz 
hingewieſen und geprüft werden, ob alle Beſtimmungen des 
„Konkordates“ mit der Reichsverfaſſung im Einklang ſind. 

Die erſte Frage, welche das Land Preußen entſcheiden 
mußte, ehe es Verhandlungen mit dem Heiligen Stuhle ein⸗ 
geleitet hat, war, ob Preußen zum Abſchluß eines ſolchen 
Vertrages berechtigt iſt. Die herrſchende Lehre (Anſchütz, 
Kommentar z. Verf. d. Dtſch. R. Nr. 7 zu Art. 78; Gieſe, 
Die Reichsverfaſſung zu Art. 78 Nr. 1; neueſtens Hoch⸗ 
heiſer: RVerwBl. Bd. 50 Heft 26) bejaht dieſe Frage, 
weil „die katholiſche Kirche kein Staat iſt“. Die Richtigkeit 
dieſer Anſchauung muß aber bezweifelt werden. Sie überſieht, 
worauf insbeſ. Poetzſch⸗Heffter hinweiſt, daß der Be⸗ 
griff „auswärtige Mächte“ in Art. 45 RVerf. weiter geht, 
wie der Begriff „auswärtiger Staat“ in Art. 78 RVerf. 

Der Art. 78 Abſ. 2 Verf. geſtattet den Ländern zwar 
im Rahmen der Landesgeſetzgebung Verträge mit fremden 
Staaten abzuſchließen und hierdurch jenen Staaten einen 
gewiſſen Einfluß auf die rechtliche Regelung von Länder⸗ 
angelegenheiten einzuräumen. Dagegen will gerade der 
Art. 45 RVerf. Verträge mit „auswärtigen Mächten“, wie 
es die katholiſche Kirche iſt, Verträge, deren Rechtswirkungen 
ſich nicht auf ein einzelnes Land beſchränken laſſen, ſondern 
für das ganze Reich von weitgehender Bedeutung ſind, dem 
Reiche vorbehalten. 

Die katholiſche Kirche nimmt eine ähnliche Stellung ein 
wie in viel kleinerem Maßſtabe etwa die auf mehrere Staaten 
verteilten nationalen Minderheiten, die ſich zu ſelbſtändigen 
mit internationaler Rechtsfähigkeit ausgeſtatteten Subjekten 
zu entwickeln beginnen; zu „Mächten“ i. S. des Art. 45 
RVerf. Auch die vertragliche Regelung der Rechtsverhältniſſe 
zu dieſen „nationalen Minderheiten“ würde nicht unter die 
Zuſtändigkeit der Länder fallen, ſondern, wie es im Art. 45 
RVerf. auf Grund intuitiv richtiger Erkenntnis geſagt iſt, zur 
Zuſtändigkeit des Reichs gehören. Länder ſind zum Abſchluß 
von Konkordaten nach Art. 45 Verf. nicht zuſtändig. Die 
preuß. Regierung ſieht das Konkordat als Staatsvertrag an 
und hebt in der Begründung (Sp. 3) hervor: „Der Vertrag 


bedarf entſprechend Art. 29 Abſ. 1 PrVerf. der Genehmigung 
des Landtags.“ In Konſequenz deſſen hat die preuß. Regie⸗ 
rung gemäß Art. 78 Abſ. 2 RVerf. den Vertrag der Reichs⸗ 
regierung vorgelegt, „dieſe hat Einwendungen nicht erhoben“ 
(Begr. Sp. 3). Im ſtaatsrechtlichen Schrifttum iſt beſtritten, 
welches Organ des Reiches zur Erteilung der im Art. 78 
Abſ. 2 vorgeſehenen Zuſtimmung berufen iſt. Mag man den 
Reichspräſidenten, die Reichsregierung oder den Reſſort⸗ 
miniſter als zuſtändig anſehen, ſo können darüber Zweifel 
nicht beſtehen, daß ſelbſt ein mit dieſer Zuſtimmung abgeſchloſ⸗ 
ſener Vertrag inſoweit ungültig iſt, als er Beſtimmungen ent⸗ 
hält, „die ſich auf Gegenſtände der Reichsgeſetzgebung be⸗ 
ziehen“ (Art. 45 Abſ. 3 Verf.). Das Land, das zum Ab⸗ 
ſchluß derartiger Verträge nach Art. 78 Abſ. 2 RVerf. un⸗ 
zuſtändig iſt, erlangt durch die Zuſtimmung des Reiches die 
mangelnde Zuſtändigkeit nicht. Irrt das zuſtimmende Organ 
darüber, daß ſich der Vertrag lediglich auf Gegenſtände der 
Landesgeſetzgebung bezieht, und gibt es daher die Zuſtim⸗ 
mung, ſo hat dieſe keine die beſtehenden Mängel heilende 
Wirkung. Ein Zweifel über die Gültigkeit könnte gegebenen 
Falles nach Art. 13 Abſ. 2 vom RG. zu entſcheiden ſein. 
II. Aber auch dann, wenn man das Konkordat nicht als 
einen Vertrag mit einer „fremden Macht“ i. S. des Art. 45 
NVerf., ſondern i. S. der preuß. Regierung (Begr. Sp. 3) 
als einen Staatsvertrag anſieht, beſtehen gegen deſſen Zu⸗ 
läſſigkeit Bedenken in ſeiner gegenwärtigen Faſſung. 
Zunächſt iſt feſtzuhalten, daß nach Art. 78 RVerf. die 
Länder Verträge nur in Angelegenheiten ſchließen können, 
„deren Regelung der Landesgeſetzgebung zuſteht“. Unzuläſſig 
ſind danach alle Verträge, welche ſich beziehen auf die zur 
ausſchließlichen Geſetzgebung des Reiches (Art. 6 RVerf.) ge- 
hörigen Angelegenheiten. In dieſer Hinſicht beſtehen gegen 
das Konkordat keine Bedenken. In Angelegenheiten der ſog. 
konkurrierenden Geſetzgebung (Art. 7 WVerf.) behalten die 
Länder die Möglichkeit einer vertraglichen Regelung mit aus⸗ 
wärtigen Staaten nur ſo lange und ſoweit das Reich von 
ſeinem Geſetzgebungsrechte keinen Gebrauch macht. Hier ſind 
ſchon Zweifel berechtigt, ob ein Land mit Rückſicht auf die 
reichsrechtliche Regelung des bürgerlichen Rechts (Art. 7 
Ziff. 1 RVerf.) berechtigt iſt zum Abſchluß eines Vertrages, 
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der die Beſtimmung enthält (Art. 5 des Konkordates): „Das 
Eigentum und andere Rechte der öffentlich⸗rechtlichen Körper⸗ 
ſchaften, Anſtalten und Stiftungen der katholiſchen Kirche an 
ihrem Vermögen werden nach Maßgabe der Verfaſſung des 
Deutſchen Reiches gewährleiſtet. Soweit ſtaatliche Ge⸗ 
bäude oder Grundſtücke Zwecken der Kirche ge⸗ 
widmet ſind, bleiben ſie dieſen, unbeſchadet 
etwa beſtehender Verträge, nach wie vor über⸗ 
Hase 

Von Bedeutung iſt aber weiter auch die in dem Art. 10 
RVerf. geregelte Grundſatzgeſetzgebung. Danach kann das 
Reich „im Wege der Geſetzgebung Grundſätze aufſtellen für 
die Rechte und Pflichten der Religionsgeſellſchaften; für das 
Schulweſen einſchließlich des Hochſchulweſens“. Es beſteht kein 
Zweifel darüber, daß die Feſtſtellung derartiger Richtlinien 
die Landesgeſetzgebung dahin bindet, daß ein von einem Lande 
nach Erlaß der Richtlinien ergangenes, dieſen Richtlinien 
zuwiderlaufendes Geſetz nach Art. 13 RVerf. ungültig iſt. 
Die Landesgeſetzgebung hat aber auch die Pflicht, bereits be⸗ 
ſtehende Landesgeſetze den ſpäter vom Reich ergangenen Richt⸗ 
linien anzupaſſen. Aus dieſer Pflicht folgt aber die weitere, 
alles zu unterlaſſen, was dem Lande die Erfüllung dieſer 
Pflicht im einzelnen Fall unmöglich machen könnte. Danach 
hätte Preußen das Konkordat mit einer Kündigungsklauſel 
und nicht, wie es geſchehen iſt, für immerwährende Zeiten 
abſchließen müſſen. 

Durch eine vertragliche Bindung nach außen durfte 
Preußen für ſich nicht eine Rechtslage ſchaffen, die leicht zu 
einer Kolliſion des preußiſchen Rechts mit Reichsrecht führen 
kann. Es widerſpricht dem Geiſte der Reichsverfaſſung, wenn 
ein Land Verpflichtungen als dauernde übernimmt, die es 
als von der Reichsverfaſſung ihm widerruflich eingeräumte 
erkennen muß. In ähnlicher Weiſe wie zur Zeit vom Reiche 
eine einheitliche Regelung der juriſtiſchen Studien und eine 
einheitliche Prüfungsordnung erſtrebt wird, könnten auch ein⸗ 
heitliche Grundſätze für das Hochſchulweſen aufgeſtellt werden, 
denen möglicherweiſe der Art. 12 des Konkordates nicht ent⸗ 
ſprechen würde. 

Es iſt unzuläſſig, daß einzelne Länder dem Reiche dieſe 
ihm verfaſſungsmäßig zuſtehende Kompetenz verkümmern und 
durch Bindungen nach außen eine Mannigfaltigkeit ſetzen an 
die Stelle der verfaſſungsmäßig gewollten fortſchreitenden 
Vereinheitlichung. 

III. Noch zahlreicher und ſchwerwiegender als die Be⸗ 
denken, welche gegen die Legitimation eines Landes zum Ab⸗ 
ſchluſſe eines Konkordates beſtehen, ſind jene, welche gegen 
den Inhalt des von Preußen mit der Kurie abgeſchloſſenen 
Vertrages geltend zu machen ſind. Hier ſollen nur jene er⸗ 
örtert werden, deren Vereinbarkeit mit der Reichsverfaſſung 
auf Bedenken ſtößt. 

1. Nach Art. 4 des Konkordates wird die Dotation der 
Diözeſen und Diözeſananſtalten an Stelle der Summe von 
rund 1400 000 %, welche (nach der Begr. Sp. 5) zur Zeit 
gewährt wird, in Zukunft das Doppelte, 2 800 000 %, be⸗ 
tragen. Der Art. 138 RVerf. bindet die Länder „die auf 
Geſetz, Vertrag oder beſonderen Rechtstiteln beruhenden 
Staatsleiſtungen an die Religionsgeſellſchaften“ nach Grund⸗ 
ſätzen, welche das Reich hierfür aufſtellen wird, abzulöſen. 
„Dieſer Verpflichtung zur Ablöſung ſteht bis zur Regelung 
der Ablöſungsgrundſätze durch das Reich eine Erhöhung durch 
die Länder allerdings nicht im Wege“ (Anſchütz zu Art. 138 
Ziff. 2). Dieſe Erhöhung durch die Landesgeſetzgebung darf 
aber der künftigen die Ablöſung regelnden Reichsgeſetzgebung 
nicht vorgreifen. Für die Feſtſtellung der Ablöſungsgrund⸗ 
ſätze des Reiches ſind die Staatsleiſtungen beſtimmend, welche 
bei Erlaß der Verfaſſung auf Geſetz, Vertrag oder beſonderen 
Rechtstiteln beruhten. 

Da aber Art. 4 des Konkordates in Abſ. 3 beſtimmt, 
daß „für eine Ablöſung der Staatsleiſtungen gemäß Art. 138 
Abſ. 1 RVerf. die bisherige Rechtslage der Diözeſan⸗ 
dotation maßgebend bleibt“, ſo wird der Kirche durch Vertrag 
(Art. 4 Abſ. 1) eine über die bisherigen Dotationen hinaus⸗ 
gehende Leiſtung zugeſichert. Der Staat Preußen verpflichtet 
ſich, der Kirche neben der Ablöſung, die das Reich nach der 


bisherigen Rechtslage (Art. 4 Abſ. 3 des Konkordates) feſt⸗ 
ſtellen wird, noch darüber hinaus eine jährliche Dotation von 
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1400000 % zu gewähren. Es hätte auch hier eine ähnliche 
Beſtimmung getroffen werden müſſen wie z. B. im § 10 des 
preuß. Geſ. über die einſtw. Regelung der Koſten f. d. Ver⸗ 
waltungsbehörden der evangeliſchen Landeskirchen v. 15. Okt. 
1924 (GS. 49). Dort heißt es nicht nur, daß durch die ge⸗ 
troffene Regelung der Ablöſung der Staatsleiſtungen gemäß 
Art. 138 RVerf. nicht vorgegriffen wird, ſondern es wird 
noch hinzugefügt, daß aus dieſer Regelung bezüglich der Ab⸗ 
löſung der Leiſtungen „nach ihrem Rechtsgrund, ihrem In⸗ 
halt und ihrer Höhe ein Einſpruch oder Einwand nicht ab⸗ 
geleitet werden kann“. 

Gerade dieſe weitgehende Abweichung der Regelung der⸗ 
ſelben Materie einerſeits im erwähnten preuß. Geſetze, ande⸗ 
rerſeits im Konkordate, kann für die Auslegung des Kon⸗ 
kordates verhängnisvoll werden. 

2. Die Frage, ob Art. 6 des Konkordates, welcher dem 
Staate ein Mitwirkungsrecht bei Beſetzung der erzbiſchöf⸗ 
lichen und biſchöflichen Sitze ſichert, mit dem Art. 137 Abſ. 3 
RVerf. vereinbar iſt, wird mit Anſchütz zu Art. 137 Ziff. 5 
und Gieſe zu Art. 137 Ziff. 5 (gegen J. Schmitt: Arch⸗ 
OffR. 42, 26 ff.) zu bejahen fein. Poetzſch⸗Heffter zu 
Art. 137 Ziff. 5 f. bezeichnet die Entſcheidung als ſtrittig. 

3. Bedenken dürften aber wohl der Art. 12 des Kon⸗ 
kordates und die Bemerkung im Schlußprotokoll zu Art. 12 
Abſ. 1 hervorrufen. 

Nach Art. 12 des Konkordates bleiben „für die wiſſen⸗ 
ſchaftliche Vorbildung der Geiſtlichen die katholiſch⸗theologi⸗ 
ſchen Fakultäten an den Univerſitäten in Breslau, Bonn und 
Münſter und an der Akademie in Braunsberg beſtehen. Ihr 
Verhältnis zur kirchlichen Behörde regelt ſich entſprechend den 
für die katholiſch⸗theologiſchen Fakultäten in Bonn und 
Breslau geltenden Statuten“. Der dieſes Verhältnis regelnde 
§ 4 Ziff. 1 und 2 der Bonner und der § 48a und b der 
Breslauer Statuten werden im Schlußprotokoll authentiſch 
ausgelegt; dieſe Auslegung bildet demnach die vertrags⸗ 
mäßig feſtgelegte Rechtsgrundlage. 

Danach wird, bevor an einer katholiſch-theologiſchen 
Fakultät jemand zur Ausübung des Lehramts angeſtellt oder 
zugelaſſen werden ſoll, der zuſtändige Biſchof gehört werden, 
ob er gegen die Lehre oder den Lebenswandel des Vor⸗ 
geſchlagenen begründete Einwendungen zu erheben habe. „Die 
Anſtellung oder Zulaſſung eines derart Beanſtandeten wird 
nicht erfolgen.“ Der Staat verpflichtet ſich weiter gegenüber 
der Kurie, daß der Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt, Volks⸗ 
bildung eine Berufung auf einen dieſer Lehrſtühle nur „in 
vertraulicher Form und mit dem Vorbehalte der Anhörung 
des Diözeſanbiſchofs“ vornehmen werde. Die Veröffentlichung 
der Berufung wird erſt erfolgen, nachdem der Biſchof dem 
Miniſter erklärt hat, daß er Einwendungen gegen die Lehre 
und den Lebenswandel des Berufenen nicht zu erheben hat. 

Über dieſes der Kirche eingeräumte Einſpruchsrecht hin⸗ 
aus wird der Kirche noch weiter zugeſichert „Abhilfe zu lei⸗ 
ſten, wenn ein einer katholiſch-theologiſchen Fakultät an⸗ 
gehöriger Lehrer in ſeiner Lehrtätigkeit oder in Schriften der 
katholiſchen Lehre zu nahe treten oder einen ſchweren oder 
ärgerlichen Verſtoß gegen die Erforderniſſe des prieſterlichen 
Lebenswandels begehen ſollte“. Die Abhilfe ſoll geſchehen auf 
Anzeige des zuſtändigen Biſchofs. Sie beſteht insbeſ. in der 
Sorge für einen dem Lehrbedürfnis entſprechenden Erſatz 
„unbeſchadet der dem Staatsdienſtverhältnis des Betreffen⸗ 
den entſpringenden Rechte“. Eine Nachprüfung der Berech⸗ 
tigung der biſchöflichen Anzeige hat ſich der Staat nicht vor⸗ 
behalten; er ſichert dem biſchöflichen Willen die Durchführung 
zu. Die Erkenntnis, daß einer Vereinbarung ſolchen Inhaltes 
unſere Reichsverfaſſung entgegenſteht, wird dadurch erſchwert, 
daß die anfechtbare Regelung unter Berufung auf die Sat⸗ 
zungen der Univerſitäten Bonn und Breslau erfolgt und 
hiermit den Anſchein gewinnt einer bloßen Beſtätigung eines 
heute bereits geltenden Zuſtandes. 

Das Statut für die katholiſch⸗theologiſche Fakultät der 
rheiniſchen Friedrich⸗Wilhelms⸗Univerſität in Bonn iſt er⸗ 
laſſen vom Miniſterium der geiſtl., Unterrichts- uſw. An⸗ 
gelegenheiten in Berlin am 18. Okt. 1834 auf Grund der 
Verfaſſung, welche der König mittelſt der Statuten v. 1. Sept. 


1827 der Univerſität gegeben hat. Auf Grund der vom König 
mit Statut v. 21. Febr. 1816 der Univerſität Breslau ge⸗ 
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gebenen Verfaſſung iſt vom Miniſterium der katholiſch⸗theo⸗ 
logiſchen Fakultät das „Reglement“ am 13. Sept. 1840 ge⸗ 
geben worden. Es kann dahingeſtellt bleiben, welchen Einfluß 
der Art. 12 Satz 2 der Verfaſſungsurkunde für den preuß. 
Staat v. 31. Jan. 1850 auf die Beſtimmung dieſer Satzungen 
ausgeübt hat, zumal die Tragweite dieſes Satzes: „Der Ge⸗ 
nuß der bürgerlichen und ſtaatsbürgerlichen Rechte iſt un⸗ 
abhängig vom religiöſen Bekenntniſſe“ ſehr beſtritten iſt. 

Auch kann bezweifelt werden, ob die Statuten beeinflußt 
find durch das Bundesgeſetz v. 3. Juli 1869 (Bundes G Bl. 
292), mit welchem alle aus der Verſchiedenheit des reli⸗ 
giöſen Bekenntniſſes hergeleiteten Beſchränkungen der bürger⸗ 
lichen und ſtaatsbürgerlichen Rechte aufgehoben werden und 
die Befähigung zur Teilnahme an der Gemeinde und Landes⸗ 
vertretung und zur Bekleidung öffentlicher Amter vom reli⸗ 
giöſen Bekenntnis unabhängig gemacht wird). 

Dagegen iſt zu bezweifeln, ob die genannten Bonner und 
Breslauer Statuten mit der Reichsverfaſſung im Einklang 
ſind, ob ſie nicht mit deren Inkrafttreten ihre Wirkſamkeit ver⸗ 
loren haben und im Wege des Konkordates nicht neu be- 
kräftigt werden durften. Da das Schlußprotokoll zum Art. 12 
des Konkordates nur eine authentiſche Auslegung der Bonner 
und Breslauer Statuten enthält, wird es richtig ſein, von 
dieſen auszugehen. Hierbei ſind zwei Beſtimmungen zu 
ſondern. 

Der Staat übernimmt der Kurie gegenüber zunächſt die 
Verpflichtung vor Anſtellung oder Zulaſſung jemandes zur 
Ausübung des Lehramtes den Biſchof zu hören und die An⸗ 
ſtellung oder Zulaſſung eines Beanſtandeten zu unterlaſſen. 
Der Staat macht mit einem Worte die Ausübung ſeines 
Hoheitsrechtes, der Anſtellung von Beamten, von der Ge⸗ 
nehmigung der Kurie abhängig. 

Der Staat verpflichtet ſich aber auch weiter bei Ein⸗ 
wendungen der Kurie gegen die Amtsausübung des vom 
Staate beſtellten Beamten oder bei Einwendungen gegen 
ſeinen Lebenswandel ohne Führung einer Unterſuchung, alſo 
auch ohne Führung einer Diſziplinarunterſuchung, dem Be⸗ 
anſtandeten die weitere Ausübung der Lehrtätigkeit zu unter⸗ 
ſagen, ihn entſprechend zu erſetzen. 

Aus dem Beamtenverhältnis werden dagegen Einwen⸗ 
dungen nicht geltend gemacht werden können, weil der Beamte 
dem Staat gegenüber einen Anſpruch auf Ausübung der ihm 
übertragenen Funktionen nicht hat, der Staat darauf ver⸗ 
zichten kann, und weil die „Abhilfe“ zu geſchehen hat „un⸗ 
beſchadet der dem Staatsdienſtverhältnis des Betreffenden 
entſpringenden Rechte“. Dagegen muß es Bedenken erregen, 
ob dieſe Verpflichtung, welche das Land Preußen übernommen 
hat, zunächſt mit dem Art. 142 RVerf. im Einklang ſteht. 
„Die Kunſt, die Wiſſenſchaft und ihre Lehre ſind frei.“ Die⸗ 
ſem ſchönen ſtolzen Satz, der ſchon in den Grundrechten der 
Verfaſſung vom Jahre 1849 enthalten war, und der wie eine 
der Kunſt und Wiſſenſchaft dargebrachte Huldigung klingt, 
folgt in der RVerf. noch der Zuſatz „der Staat gewährt ihnen 
Schutz und nimmt an ihrer Pflege teil“. Hiermit nimmt das 
Reich die Pflege dieſer höchſten Güter für ſich in Anſpruch, 
erhebt ſich zum Kulturſtaat. Daß die Freiheit der Kunſt 
und Wiſſenſchaft nicht Hemmungsloſigkeit iſt, kann nicht be⸗ 


1) Auſchütz vertritt in der „Verfaſſungsurkunde f. d. preuß. 
Staat“ 8, 225 die Anſchauung, daß der § 4 der Statuten der 
Univerſität Halle: „der urſprünglichen Stiftung gemäß ſind bei der 
Univerſität Halle⸗Wittenberg nur Lehrer und Beamte evangeliſcher 
Konfeſſion zuzulaſſen und anzuſtellen“ durch Art. 12 der preuß. Verf. 
und durch das Geſetz vom Jahre 1869 aufgehoben iſt. 
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zweifelt werden. Sie iſt Freiheit im Rahmen der Geſetze. Der 
Art. 12 des Konkordates bedeutet aber für Forſchung und Lehre 
im Rahmen der katholiſch⸗theologiſchen Fakultät eine Ein⸗ 
engung, eine Schranke. Staat und Kirche haben an einem 
blühenden, pulſierenden wiſſenſchaftlichen Leben, auch an den 
katholiſch⸗theologiſchen Fakultäten das größte Intereſſe. Auch 
dort ſoll die Wiſſenſchaft nicht zum Dogma erſtarren. Dieſe 
Gefahr liegt vor, wenn über die „freie“ Wiſſenſchaft als 
Hüter der Diözeſanbiſchof geſtellt wird, welcher entſcheidet, 
ob durch eine Lehre der „katholiſchen Lehre zu nahe ge⸗ 
treten wird“. 

Eine derartige Schranke könnte heute von Reichs wegen 
nur durch ein verfaſſungsänderndes Geſetz errichtet werden; 
den Ländern aber fehlt die Befugnis hierzu. 

Der Art. 12 des Konkordates mit ſeinem Zuſatz im 
Schlußprotokoll iſt auch mit den Art. 128 und 136 Abſ. 2 
Verf. ſchwerlich in Einklang zu bringen. Nach Art. 128 
RVerf. find „alle Staatsbürger ohne Unterſchied nach Maß⸗ 
gabe der Geſetze und entſprechend ihrer Befähigung und ihren 
Leiſtungen zu den öffentlichen Amtern zuzulaſſen“. Ein ſub⸗ 
jektives Recht der Staatsbürger auf Zulaſſung zu den öffent⸗ 
lichen Amtern wird hierdurch nicht begründet, und den Län⸗ 
dern wird hierdurch das Recht nicht verkümmert, im Wege 
der Geſetzgebung die Vorausſetzung feſtzulegen für die Art 
und Weiſe der Erlangung der Befähigung und den Nachweis 
ihres Vorhandenſeins. Dieſe Vorausſetzungen müſſen aber 
dann für „alle Staatsbürger“ gleich geregelt werden, es 
dürfen Erſchwerungen, Erleichterungen nach Zugehörigkeit zu 
einer Partei, zu einer Konfeſſion uſw. nicht gemacht werden. 
Ob ein Staatsbürger die für die Bekleidung eines öffentlichen 
Amtes erforderliche Eignung beſitzt, hat das zur Vornahme 
der Ernennung berufene Organ zu prüfen und zu entſcheiden. 
Daß hierzu für ein theologiſches Lehramt an einer katholiſch⸗ 
theologiſchen Fakultät auch katholiſcher Glaube gehört, wird 
nicht zu bezweifeln ſein. Es widerſpricht aber der Reichs⸗ 
verfaſſung, die Wirkſamkeit des ſtaatlichen Aktes der Beamten⸗ 
ernennung von der Zuſtimmung einer auswärtigen Macht 
abhängig zu machen. 

Ob im Art. 12 nebſt Zuſatzprotokoll auch eine Außer⸗ 
achtlaſſung der Beſtimmung des Art. 136 Abſ. 2 Satz 2: 
„die Zulaſſung zu öffentlichen Amtern iſt unabhängig von 
dem religiöſen Bekenntnis“ zu finden iſt, läßt ſich nach dem 
Wortlaut nicht mit der wünſchenswerten Beſtimmtheit be⸗ 
antworten. Nach rationaler Auslegung wäre anzunehmen, 
daß die Anhörung des zuſtändigen Biſchofs über etwaige Ein⸗ 
wendungen gegen die Lehre eines an eine katholiſch⸗theolo⸗ 
giſche Fakultät zu Berufenden ſich nicht bezieht auf die an 
jenen Fakultäten beſtehenden oder zu errichtenden Profeſſuren 
für nicht ſtreng theologiſche, jenſeits der Kirchendogmatik und 
Lithurgik liegenden Fächer. Der Staatsverwaltung dürfte 
doch auch nach Abſchluß des Konkordates das Recht zuſtehen, 
z. B. einen ausgezeichneten Hebräiſten evangeliſchen Glaubens, 
deſſen „Lehre“ zu prüfen der Biſchof für ſich wohl gar nicht 
in Anſpruch nehmen dürfte, an einer katholiſch⸗theologiſchen 
Fakultät anzuſtellen. Dies dürfte auch für alle anderen 
Wiſſenſchaften gelten, welche zur „katholiſchen Lehre“ nur in 
mittelbarer Beziehung ſtehen. Es würde dies eine dem 
Sinne der Reichsverfaſſung entſprechende Auslegung ſein. 

Zum Schluſſe ſei noch erwähnt, daß nach Art. 14 der 
deutſche und italieniſche Text gleiche Kraft haben und daß nach 
Art. 13 eine zwiſchen den Vertragſchließenden in Zukunft etwa 
entſtehende Meinungsverſchiedenheit über die Auslegung des 
Vertrages in freundſchaftlicher Weiſe beſeitigt werden ſoll. 


Kechtsgeſchäfte der katholiſchen Kirchengemeinden in Preußen. 


Von Miniſterialrat J. Schlüter, Charlottenburg. 


Die Bekanntmachung des preuß. Kultusminiſters v. 
20. Febr. 1928 (GS. 1928. 12) über die Regelung der 
Rechtsgültigkeit von Beſchlüſſen der kirchlichen Verwaltungs⸗ 
organe durch die biſchöflichen Behörden iſt ſchon durch ihre 
äußere Eigenart geeignet, die Aufmerkſamkeit auf ſich zu 
lenken. Sie iſt auch wegen ihres Inhaltes von größter Be⸗ 
deutung für den allgemeinen Rechtsverkehr. 


I. Als Rechtsträger des örtlichen Kirchenvermögens in 
Altpreußen ſind durch das ALR. die Pfarrgemeinden, in er⸗ 
weitertem Sinne die Kirchengemeinden, geſchaffen worden. In 
welchem Umfange ſie Rechtsträger ſind, iſt bekanntlich ſtreitig. 
Während in der Rſpr. ſich die Auffaſſung durchgeſetzt hat, 
daß ſie die ausſchließlichen Rechtsträger ſeien, nimmt die 
neuere Rechtslehre an, daß auch noch andere Rechtsträger 
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möglich ſeien, ohne aber zu einer einheitlichen Auffaſſung ge- 
langt zu ſein. Als herrſchend kann man vielleicht die Lehre 
bezeichnen, die im Gebiete des ALR. die Entſch. auf den 
Einzelfall abſtellen will. Im Gebiete des Gemeinen Rechts 
ſind die einzelnen kirchlichen Inſtitute, die in den kirchlichen 
Organismus als ſelbſtändige eingefügt waren, Rechtsträger 
geblieben, und im Gebiete des franzöſiſchen Rechts gelten als 
ſolche wenigſtens die Pfarrſtellen und die Kirchenfabriken. 
Aber auch für dieſe beiden Rechtsgebiete ſind durch die Praxis 
und durch die Geſetzgebung ſeit Mitte des vorigen Jahrhun⸗ 
derts, insbeſ. durch das Geſetz über die Verwaltung des ka⸗ 
tholiſchen Kirchenvermögens v. 20. Juli 1875 (GS. 241) und 
durch die verſchiedenen Kirchenſteuer⸗ und Pfarrbeſoldungs⸗ 
geſetze die Kirchengemeinden als Rechtsträger neben den bereits 
vorhandenen anerkannt worden. Auf dieſe Weiſe iſt eine 
wachſende Annäherung der verſchiedenen Rechtsgebiete in 
Preußen erreicht. Für ganz Preußen ſind die Kirchengemein⸗ 
den inſoweit Rechtsträger des kirchlichen Vermögens, als ihnen 
bei Errichtung und durch die ſpätere Geſetzgebung Ver⸗ 
mögensrechte übertragen worden ſind. Im übrigen beſteht 
der Unterſchied darin, daß für Altpreußen ſtreitig iſt, ob außer 
den Kirchengemeinden noch die einzelnen kirchlichen Inſtitute 
als Rechtsträger beſtehen. 

II. Ohne Rückſicht auf dieſe Verſchiedenheiten hat nach 
dem Geſ. v. 24. Juli 1924 (GS. 585) der Kirchenvorſtand 
das geſamte örtliche Kirchenvermögen zu verwalten und zu 
vertreten. Er iſt alſo ſowohl das Organ der Kirchengemeinde 
wie auch der übrigen ſelbſtändigen Rechtsträger in ihrem ört⸗ 
lichen Bereich. Er iſt ihr ausſchließliches Organ. 

Die Bildung und Zuſammenſetzung des Kirchenvorſtandes 
iſt in 88 2—8 und die Beſchlußfaſſung in § 14 des Gef. ge⸗ 
regelt. Für den Rechtsverkehr iſt beſonders beachtenswert, daß 
nach § 14 des Gef. die Willenserklärung des Kirchenvor⸗ 
ſtandes die Kirchengemeinde und die ſonſtigen Rechtsträger nur 
dann verpflichtet, wenn ſie von dem Vorſitzenden oder ſeinem 
Stellvertreter und zwei Mitgliedern ſchriftlich und unter Bei⸗ 
drückung des Amtsſiegels abgegeben wird. Dieſe Beſtimmung 
gilt allgemein; ſie bezieht ſich alſo nicht bloß auf die Fälle, 
in denen ſchon nach bürgerlichem Recht die Schriftform vor⸗ 
geſchrieben iſt. Das iſt gegenüber früher erhobenen Zweifeln 
(vgl. RG. 82, 7 JW. 1913, 609) jetzt durch die Anderung 
des Wortlautes der Beſtimmung klargeſtellt. Beifügung oder 
Anführung des Beſchluſſes des Kirchenvorſtandes iſt dagegen 
nicht nötig. 

Der Kirchenvorſtand iſt jedoch in ſeinen Maßnahmen 
unter verſchiedenen Geſichtspunkten beſchränkt. Solche Be⸗ 
ſchränkungen ergeben ſich ſchon aus der Eigenart des ihm 
unterworfenen Vermögens. So find die res sacrae nach an⸗ 
erkannter Auffaſſung nur in beſchränktem Umfange fähig, 
Gegenſtand des Rechtsverkehrs zu ſein. Bei dem Pfründen⸗ 
vermögen gehen die geſetzlichen Rechte der Pfründeninhaber 
dem Verwaltungs⸗ und Vertretungsrechte des Kirchenvor⸗ 
ſtandes vor. Bei Vorhandenſein eines laſtenpflichtigen Patrons 
iſt deſſen Zuſtimmung zu gewiſſen Geſchäften erforderlich. 

Ferner ſind die Kirchengemeinden den Beſchränkungen 
unterworfen, die für juriſtiſche Perſonen allgemein beſtehen, 
ſoweit ſie nicht davon befreit ſind. So bedürfen ſie der Staats⸗ 
genehmigung zum Erwerb von Grundeigentum, ſowie zur An⸗ 
nahme von Schenkungen und Zuwendungen von Todes wegen 
im Werte von mehr als 5000 RX (vgl. meinen Aufſatz: JW. 
1926, 954 und meine Beſprechung S. 2309). 

Durch die Verwaltungs⸗ und Vertretungsmacht des Kir⸗ 
chenvorſtandes ſoll aber auch die Freiheit und Selbſtändigkeit 
der Kirche auf rein religiöſem und innerkirchlichem Gebiet 
nicht eingeſchränkt werden. Dies gilt auch inſoweit, als ſolche 
Maßnahmen der Kirchenbehörden von ſelbſt Rückwirkungen 
auf die vermögensrechtlichen Verhältniſſe der Kirchengemein⸗ 
den äußern. So haben die kirchlichen Behörden über das Be⸗ 
dürfnis nach Anſtellung von Seelſorgern und nach Abhal- 
tung von Gottesdienſten zu befinden. Auch auf den nicht 
glücklich als kirchenpolizeilich bezeichneten Gebieten ent⸗ 
ſcheiden ſie nach eigenem Ermeſſen. So kann der Kirchen⸗ 
vorſtand nicht die Zahlung einer Entſchädigung für die von 
der kirchlichen Behörde verfügte Aufhebung eines Kirchen⸗ 
ſtuhlrechts verweigern. Daß das Geſetz von dieſen Einſchrän⸗ 
kungen nichts ſagt, erklärt ſich aus der grundſätzlichen Stel⸗ 
lung, die es dem Kirchenvorſtand zuweiſt. 
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Der Kirchenvorſtand iſt aber auch auf dem ihm anver⸗ 
trauten Gebiete unter die Aufſicht der kirchlichen Behörde, in 
einigen Fällen auch der ſtaatlichen geſtellt. Aus dieſen Auf⸗ 
ſichtsrechten ergeben ſich Einſchränkungen, die ſich teils bei 
der Handhabung der regelmäßigen Verwaltung äußern, teils 
nur in beſonderen Fällen eintreten. Als außerordentliche Maß⸗ 
nahmen kann die kirchliche Behörde zwangsetatiſieren, be⸗ 
gründete Anſprüche der Kirchengemeinde ſelbſt geltend machen 
und unbegründete gegen ſie abwehren (§ 17), einzelne Kir⸗ 
chenvorſteher entlaſſen (8 7), auch den ganzen Kirchenvorſtand 
auflöſen (8 18), und dafür einen beſonderen Vermögensver⸗ 
walter beſtellen (8 19), entweder allein oder im Einvernehmen 
mit der Staatsbehörde. 

Über die regelmäßige kirchliche Aufſicht ſagt das Geſetz 
nicht viel; in § 21 heißt es kurz, daß die biſchöfliche Behörde 
nach Benehmen mit der Staatsbehörde Anweiſungen über die 
Geſchäftsführung erteilen kann. 

Solche Anweiſungen ſind im allgemeinen interne An⸗ 
gelegenheiten zwiſchen der Behörde und dem Kirchenvorſtand, 
in einzelnen Beziehungen auch zwiſchen Kirchenbehörde und 
den Gemeindegliedern. Dies gilt auch an ſich von den An⸗ 
weiſungen, die den Kirchenvorſtand verpflichten, zu Rechts⸗ 
geſchäften die kirchliche Genehmigung einzuholen. Gemäß der 
AusfVO. v. 24. Okt. 1924 (GS. 732) find fie durch die Re⸗ 
gierungsamtsblätter, in deren Bezirken die Dibözeſe liegt, 
zu veröffentlichen. 

Pflichtverletzungen durch den Kirchenvorſtand geben An⸗ 
laß zum Vorgehen mittels der Dienſtaufſicht und machen 
deſſen Mitglieder erſatzpflichtig, berühren aber die Gültigkeit 
der Rechtsgeſchäfte nicht. Denn der Rechtsverkehr muß ſich 
darauf verlaſſen können, daß der Kirchenvorſtand kraft Geſetzes 
zur Vertretung des kirchlichen Vermögens berufen iſt. Dadurch 
wird aber dem Bedürfnis nach Sicherheit für das kirchliche 
Vermögen im Rechtsverkehr nicht genügt. Bisher war die 
Regelung dieſer Frage in den einzelnen Landesteilen ſehr ver⸗ 
ſchieden und ſehr ſtreitig. Das neue Gef. v. 24. Juli 1924 
hat einen neuen Weg gewieſen; es hat in 88 21 und 27 der 
biſchöflichen Behörde die Befugnis gegeben, nach Benehmen 
mit der Staatsbehörde durch allgemeine Anweiſungen die Ver⸗ 
tretungsmacht des Kirchenvorſtandes zu beſchränken. Erforder⸗ 
lich iſt, daß dieſe auf Anordnung des Kultusminiſters in der 
PrGS. veröffentlicht werden. Das iſt durch die erwähnte An⸗ 
ordnung v. 20. Febr. 1928 geſchehen. 


III. Der Grundgedanke der Anordnung iſt ähnlich wie 
bei der Regelung der Stellung des Vormundes und der Ver⸗ 
tretung der Kommunalverbände, die regelmäßig wiederkehren⸗ 
den Geſchäfte dem Kirchenvorſtand allein zu überlaſſen und die 
Rechtsgültigkeit der beſonders gearteten Geſchäfte von der 
biſchöflichen Genehmigung abhängig zu machen. 

Genehmigungspflichtig ſind: 

a) ſolche Geſchäfte, die wegen ihrer Bedeutung auch eine 
ſtaatliche Genehmigung erfordern., Das find Grund⸗ 
ſtücksgeſchäfte, die Veräußerung von Kunſtdenkmälern 
und die Aufnahme von Anleihen (Ziff. 1, 2 und 6 der 
Anordnung); 

b) ſolche Geſchäfte, die ihrer Natur nach nicht zur Er⸗ 
haltung des Vermögens zu dienen beſtimmt ſind, näm⸗ 
lich Schenkungen, Bürgſchaften und abſtrakte Verpflich⸗ 
tungen (Ziff. 4, 8 und 10 der Anordnung); 

c) die übrigen Geſchäfte, wenn ſie durch die Höhe ihres 
Gegenſtandes oder durch das Fehlen zureichender Si⸗ 
cherheit aus dem Rahmen der üblichkeit herausfallen, 
und zwar: 

Bei Wertverträgen durch die Höhe des Wertes des 
Vertragsgegenſtandes. Das ſind Kauf, Tauſch, Werk⸗ 
verträge und Vergleiche (Ziff. 3 und 9 der Anord⸗ 
nung). Als Grenze iſt der Betrag von 2000 „ feſt⸗ 
geſetzt; 

bei Dauerverträgen durch die Länge der Vertrags⸗ 
dauer. Als Grenze iſt ein Jahr feſtgeſetzt. Hierher ge⸗ 
hören Miet⸗ und Pachtverträge über Grundſtücke und 
entgeltliche Anftelfungsverträge (Ziff. 5 und 7 der An⸗ 
ordnung); 

bei Ausleihen von Darlehn durch das Fehlen der 
Mündelſicherheit (Ziff. 6 der Anordnung); 
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d) die Geſchäfte, die der Kirchenvorſtand mit feinen Mit- 
gliedern ſelbſt abſchließt (Ziff. 11 der Anordnung). 
Wie dieſe kurze Überſicht zeigt, unterſcheiden ſich die Fälle 
des Erforderniſſes der kirchlichen Genehmigung doch erheblich 
von den in 88 1821, 1822 BGB. der Genehmigungspflicht 
unterworfenen Geſchäften des Vormundes. 

IV. Die neue Regelung bezweckt, die Belange des kirch⸗ 
lichen Vermögens mit denen des allgemeinen Rechtsverkehrs 
in Einklang zu bringen. Daß in den Fällen, wo die Staats⸗ 
genehmigung erforderlich iſt, auch die kirchliche gefordert wird, 
wird im Rechtsverkehr zu keinen Schwierigkeiten führen kön⸗ 
nen, zumal die ſtaatliche Genehmigung regelmäßig nur dann 
erteilt wird, wenn die kirchliche vorliegt. Jedoch iſt zu be⸗ 
achten, daß die Fälle der Ziff. 1 über die Fälle der ſtaatlichen 
Genehmigungspflicht hinausgehen. Denn nach dieſer Ziffer 
iſt grundſätzlich zu allen Geſchäften im Grundbuchverkehr die 
Genehmigung erforderlich mit der alleinigen Ausnahme des 
Erwerbes von beſchränkt dinglichen Rechten. Für Notare und 
Grundbuchrichter iſt dieſe Ziffer deshalb von beſonderer Be⸗ 
deutung. 

Auch bei Geſchäften, die ihrer Natur nach nicht zur Er⸗ 
haltung des Vermögens dienen, wird das Erfordernis der 
kirchlichen Genehmigung ohne Bedenken ſein. Allerdings geht 
das Erfordernis der Genehmigung zu abſtrakten Verpflich⸗ 
tungen recht weit. Im Rechtsverkehr der Kirchengemeinden 
kommen ſolche Verpflichtungen aber meiſt in Verbindung mit 
Rechtsakten vor, die aus anderen Ziffern der Anordnung 
genehmigungspflichtig ſind. Vor allem aber iſt zu berückſich⸗ 
ſichtigen, daß die abſtrakten Verpflichtungen bei Nichtgenehmi⸗ 
gung als kauſale beſtehen bleiben können. 

Unter den ſonſtigen genehmigungspflichtigen Geſchäften 
ſpielen Kauf⸗ und Werkverträge über Gegenſtände im Werte 
von mehr als 2000 % und Anſtellungsverträge über mehr 
als ein Jahr die hauptſächlichſte Rolle. Kirchengemeinden ſind 
heute vielfach Träger größerer wirtſchaftlicher Unternehmun⸗ 
gen, z. B. Krankenhäuſer, Gemeindehäuſer. Daß Anſtellungen 
im Dienſte kirchlicher Rechtsträger eine kirchliche Genehmigung 
erfordern, wird von den Beteiligten ohnehin meiſt angenom⸗ 
men. Am tiefgreifendſten iſt zweifellos das Erfordernis bei 
Kauf⸗ und Werkverträgen. Doch wird die in der Geſchäfts⸗ 
welt bei Verträgen von größerer Bedeutung aufgewandte Vor⸗ 
ſicht auch hier das Erfordernis kirchlicher Genehmigung nicht 
außer Acht laſſen. So darf angenommen werden, daß das mit 
der neuen Regelung erſtrebte Ziel im großen und ganzen er⸗ 
reicht wird. Eine nähere Erläuterung der neuen Regelung iſt 
in meinem Buche mit dem gleichen Titel wie dieſe Abhand⸗ 
lung lerſchienen im Verlage der Weſtdeutſchen Landeszeitung, 
M.⸗Gladbach) gegeben. 

V. Die Rechtswirkungen des Erforderniſſes der Geneh⸗ 
migung nach der neuen Regelung werden am beſten durch Ver⸗ 
gleichung mit dem Erfordernis der Genehmigung im Vor⸗ 
mundſchaftsrecht klargeſtellt. Liegt bei Abſchluß eines Ver⸗ 
trages die Genehmigung noch nicht vor, ſo hängt auch hier 
ſeine Wirkſamkeit von ihrer Erteilung ab. Jedoch ſind im 
Gegenſatz zum Vormundſchaftsrecht beide Teile gebunden; 
keiner kann den Vertrag widerrufen oder von ihm zurücktreten. 
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Demgemäß müſſen beide Teile bei ihren Maßnahmen über 
den Vertragsgegenſtand ſich ſo verhalten, daß die künftigen 
Anſprüche aus dem Vertrage nicht vereitelt oder gefährdet wer⸗ 
den. Der Kirchenvorſtand iſt auch verpflichtet, den Vertrag der 
biſchöflichen Behörde zur Entſcheidung über die Genehmigung 
vorzulegen. Der andere Vertragsteil muß die Möglichkeit 
haben, den durch das Erfordernis der Genehmigung bewirkten 
Zuſtand der Ungewißheit zu beendigen, indem er den Kirchen⸗ 
vorſtand zur Erklärung über die Genehmigung auffordert. 
Eine Friſt für die Erklärung iſt in der Anordnung nicht vor⸗ 
geſehen. Sie muß deshalb eine angemeſſene ſein. Mit Rück⸗ 
ſicht darauf, daß für ähnliche Fälle im Recht überall eine 
Friſt von zwei Wochen vorgeſehen iſt und dieſe ſich allgemein 
eingelebt hat, wird man im allgemeinen dieſe Friſt auch hier 
als angemeſſen zu betrachten haben. Ausdrückliche Regelung 
der Friſt bei Abſchluß von Rechtsgeſchäften mit Kirchen⸗ 
gemeinden iſt aber anzuraten. 

Die biſchöfliche Behörde iſt frei in ihrer Entſcheidung. 
Dieſe iſt ein behördlicher Akt. Der Kirchenvorſtand iſt ver⸗ 
pflichtet, ſie dem anderen Teile mitzuteilen. Die biſchöfliche 
Behörde kann ſie auch unmittelbar dem Anderen mitteilen. 
Der Vertrag wird mit dem Inhalt genehmigt, wie er der 
biſchöflichen Behörde vorliegt. Die nachträgliche Genehmigung 
wirkt grundſätzlich auf den Zeitpunkt der Vornahme des 
Rechtsgeſchäfts zurück; das iſt zwar in der Anordnung nicht 
beſtimmt, iſt aber aus den gleichen rechtspolitiſchen Gründen, 
die für 8184 BGB. maßgebend waren, zu folgern. 

Auch beim Fehlen der Genehmigung kann ſich eine Haf⸗ 
tung der Kirchengemeinde aus $$ 31, 89, 179, 254 BGB. 
ergeben. Doch geht das RG. in der Annahme einer ſolchen 
Haftung zu weit; der Widerſpruch gegen dieſe Rechtſprechung 
e begründet (vgl. RG.: ZW. 1928, 2433 und Anm. 
dazu). 

VI. Es ſteht den kirchlichen Behörden frei, das Erforder⸗ 
nis der Genehmigung einzuſchränken, ſei es durch Herauf⸗ 
ſetzung der Wertgrenze, ſei es durch Freilaſſung von be⸗ 
ſtimmten Fällen. Solche Anordnungen brauchen nicht in der 
Geſetzesſammlung veröffentlicht zu werden, vielmehr genügt 
die Bekanntmachung in den kirchlichen Amtsblättern. Sie ſind 
frei widerruflich; jedoch muß die Zurücknahme in derſelben 
Weiſe und mindeſtens in demſelben Umfange bekannt gemacht 
werden, wie es bei der Anordnung geſchehen iſt. Bisher iſt 
von dieſer Befugnis noch kein Gebrauch gemacht worden. 

VII. Zu den Einzelgemeinden ſind als Rechtsträger orts⸗ 
kirchlichen Vermögens neuerdings die kirchlichen Gemeinde⸗ 
verbände getreten (88 22 ff. des Geſ.). Der Bereich ihrer 
Aufgaben wird durch die Satzung im Rahmen des Geſetzes 
beſtimmt. Das Organ des Gemeindeverbandes iſt die Ver⸗ 
bandsvertretung, die ſich wiederum des Verbandsausſchuſſes 
als geſetzlichen Unterorgans bedienen kann. Was hier über die 
Rechtsgeſchäfte des Kirchenvorſtandes geſagt worden iſt, gilt 
auch für die Verbandsvertretung und den Verbandsausſchuß. 
Hinſichtlich des ſonſtigen kirchlichen Vermögens iſt die Ver⸗ 
waltung und Vertretung durchweg geſetzlich nicht geregelt, 
weshalb auch die hier erörterte Anordnung dafür nicht in 
Frage kommt. 


Zur Frage der Vermögensauseinanderſetzung bei Trennung des 
Schul⸗ und Kirchenamtes. 


Von Juſtitiar der Regierung Regierungsrat Armbruſter, Merſeburg. 


Der nachſtehende Aufſatz muß, ſoll er ſich nicht zu einer 
Abhandlung auswachſen, die Kenntnis des Streitſtandes, wie 
er in von Rohrſcheidts Kommentaren zum Volksſchul⸗ 
unterhaltungsgeſetz (WUG.) (S. 167 ff. der Ausgabe von 1925 
und zum Volksſchullehrerbeſoldungsgeſez (VG.) (S. 185 
der Ausgabe von 1928) ſowie in Fleiſchers Abhand⸗ 
lung über denſelben Gegenſtand (Verlag Heymann, Berlin 
1927) dargeſtellt iſt, vorausſetzen. Er will Wiederholungen 
des von anderer Seite bereits Geſagten vermeiden, dazu nur 
kurz kritiſch Stellung nehmen und einige neue Gedanken zur 
Diskuſſion ſtellen, insbeſ. gerade der Ziviljuriſten. 


Der Streit iſt ein doppelter: ö 

1. darüber, was hat als Eigentum der Kirche zu gelten 2; 
insbeſ. beſteht eine Vermutung für ihr Eigentum? 

2. Iſt allein das Eigentum bei der Vermögensauseinander⸗ 
ſetzung maßgebend? Worüber haben die ordentlichen Ge⸗ 
richte nach § 30 Abſ. 7 BUG. zu entſcheiden? 

I. Abgeſehen von der Frage der Bedeutung der Ver⸗ 
mutung für die Beweislaſt ſind die Erörterungen zu der 
erſten Frage mehr theoretiſcher und rechtshiſtoriſcher Natur. 
Die bis vor kurzem herrſchende Meinung der letzten Jahr⸗ 
zehnte war die, daß das Vermögen der altkirchſtiftiſchen ver⸗ 
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einigten Küſter⸗ und Lehrerſtellen aus kirchlichen Quellen her⸗ 
rühre, oder wenigſtens, daß nach der ganzen hiſtoriſchen Ent⸗ 
wicklung dafür eine tatſächliche Vermutung ſpräche. Neuer⸗ 
dings glauben einige, ſo vor allem Dirkſen, als die juri⸗ 
ſtiſche Auffaſſung der früheren bis nach dem Inkrafttreten 
des PrALR. reichenden Zeit feſtſtellen zu können, daß das 
vereinigte Amt bzw. die dafür beſtimmte Pfründe als pia 
causa eine eigene juriſtiſche Perſon geweſen ſei, neben der 
Pfründe für den Pfarrer und neben dem Vermögen der 
Kirche als Korporation oder als Anſtalt. Und als jüngſte 
Anſicht tritt die Behauptung Fleiſchers auf, es habe über⸗ 
haupt keine ſelbſtändige Kirchengemeinde und kein ſelbſtän⸗ 
diges Kirchenvermögen neben dem der politiſchen Gemeinde 
gegeben, mit der die Kirchengemeinde vielmehr ganz und gar 
identiſch geweſen ſei. Letztere Meinung überſieht aber doch 
offenbar, daß die Kirche immer ein durch ihre Zweckbeſtim⸗ 
mung von der politiſchen Gemeinde zweifelsfrei geſchiedenes 
Zweckvermögen beſaß, das auch von anderen Organen ver⸗ 
waltet wurde, als das Vermögen der politiſchen Gemeinde, 
wenn auch beſonders in den Städten in früherer Zeit der 
Rat als ſolcher, d. h. als politiſches Organ, einen erheblichen 
Einfluß auf die Leitung der Kirche und die Verwaltung ihres 
Vermögens hatte. Vgl. dazu Fleiſchers Anmerkungen zu 
dem Urt. des RG. v. 22. Febr. 1926, V 219/25: ZW. 1926, 
2285 ff. — Übrigens beſchränken ſich dieſe Streitfragen aus⸗ 
ſchließlich auf die Verhältniſſe der proteſtantiſchen Kirche; wie 
weit dieſe Theorien auch für das Vermögen katholiſcher Kir⸗ 
chen und katholiſcher Kirchſchulſtellen Geltung haben ſollen, 
wird bei den verſchiedenen Schriftſtellern nicht klar. 

Jedenfalls für die heutige Zeit muß man annehmen, daß 
ſeit dem Zeitpunkt der ausdrücklichen Anerkennung der 
Kirchengemeinden als eigenen juriſtiſchen Perſonen, Korpora⸗ 
tionen des öffentlichen Rechtes (Pr. Geſ. v. 25. Mai 1874 
betr. die evang. Kirchengem.⸗ u. Synodalordnung v. 10. Sept. 
1873; vgl. aber ſchon 8 156 II 11 AL R.: „die Kollegia 
einzelner Kirchen beſtehen aus den Geiſtlichen und den ihnen 
zugeordneten Vorſtehern“), alles den kirchlichen Zwecken die⸗ 
nende und ſeit alters den kirchlichen Inſtituten gehörige Ver⸗ 
mögen mittels successioperlegem Eigentum der 
Kirchengemeinden geworden iſt. Dazu muß man 
aber auch die Dotation der Kirchſchullehrerſtelle rechnen, zum 
mindeſten ſoweit ſie aus einer Zeit ſtammt, als es eine ſelb⸗ 
ſtändige Schulgemeinde nicht gab, die eigenes Vermögen hätte 
haben und erwerben können. Ob die die Schule bzw. richtiger 
den Lehrer unterhaltende Hausvätergemeinſchaft (8 29 IT 12 
ALR.) eine ſolche Schulgemeinde war, kann dahingeſtellt 
bleiben; das ALR. hat ihr keinerlei Vermögen überwieſen, 
insbeſ. nicht angeordnet, daß die den Schulzwecken geſtifteten 
Vermögensgegenſtände, vor allem das Schulgrundſtück und 
ſonſtige Schuldotationen, insbeſ. Schulacker, in Eigentum und 
Verwaltung der Schulſozietäten übergehen ſollten. Deshalb 
iſt der Streit über den Zeitpunkt, von dem ab die Volks⸗ 
ſchule ſelbſtändig neben die Kirche getreten ſei, insbeſ. ob die 
Hausväterſozietät des ALR. ſchon eine Korporation des 
öffentlichen Rechts geweſen ſei (Koch, Komm. z. AL R., 
8. Aufl., Anm. 26 zu 88 12—14 1 12 und Anm. 24 zu 
$ 18 II 12), nur von theoretiſcher Bedeutung ). 

Denn praktiſch kommt nur ein Erwerb von Vermögen für 
und durch die Schulen nach 8 101 der Gemeinheitsteilungs⸗ 
Ordnung von 1821 in Frage, ſowie ſpätere Widmungen ſei⸗ 
tens der politiſchen Gemeinde oder Dritter. 

Nur wenn man der Meinung iſt, die Pfründe des ver⸗ 
einigten Amtes ſei auch heute noch als ſelbſtändige juriſtiſche 
Perſon anzuſehen, lautet die Frage nicht mehr: Was iſt 
Eigentum der Schule und was Eigentum der Kirche?, ſon⸗ 
dern: Wie iſt dieſes einem Doppelzwecke dienende Vermögen 
unter die Zweckträger Kirche und Schulverband aufzuteilen? 
Und da allerdings kann es kein anderes Teilungsprinzip als 
das nach der Zweckbeſtimmung geben. — Aber hier erhebt ſich 
eine neue bisher in der Literatur noch nicht behandelte Frage: 
Erkennt das heutige Recht dieſe Pfründe noch als juri⸗ 


1) Unrichtig iſt übrigens die Behauptung, die Rechtsperſönlichkeit 
der Hausvätergemeinſchaft bzw. Schulſozietät ſei durch die Regierungs⸗ 
inſtruktion von 1817 begründet. Die Inſtruktion (8 18 k) gibt der 
Regierung nur die Befugnis der Bildung und Abgrenzung der 
Schulſozietäten, nicht die Verleihung der Rechtsperſönlichkeit. 
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ſtiſche Perſon an? Wird dieſe Rechtskonſtruktion heute noch 
für richtig gehalten? Oder iſt nicht durch eine communis 
opinio der Juriſten, durch Gewohnheitsrecht eine andere 
Rechtstheorie, ein anderer Rechtsſatz an die Stelle getreten? 
Galt dieſe Theorie überhaupt nicht nur für die Gebiete des 
gemeinen Rechts? Zur Selbſtändigkeit einer juriſtiſchen Per⸗ 
ſon gehört doch ein eigenes Verwaltungsorgan. Unſtreitig 
jedenfalls beſteht ein ſolches heute nicht mehr, wofern über⸗ 
haupt jemals die Schul- und Küſterpfründe ein ſolches be⸗ 
ſeſſen haben ſollte. Heute, d. h. ſeit dem BUG. von 1906, 
das nirgends Pfründen unter den ſelbſtändigen Vermögens⸗ 
trägern erwähnt, ebenſowenig wie das AL R., iſt die 
Kirchſchullehrerpfründe ein gemeinſchaftliches Vermögen von 
Schule und Kirche, das von den beiden Organen gemeinſchaft⸗ 
lich verwaltet wird. So taucht wieder die Frage auf: Was 
iſt Eigentum eines jeden Teiles, und was kommt jedem bei 
der Trennung zu? Denn es iſt nicht zu überſehen, daß 
der in den §§ 24—30 Vu. gebrauchte Ausdruck „Ver⸗ 
mögen“ kein juriſtiſcher, ſondern ein wirtſchaftlicher Begriff?) 
iſt. Juriſtiſch iſt allein der Begriff „Eigentum“ — neben 
dem hier ebenfalls in Betracht kommenden der Nutzung oder 
des Nießbrauches. Gemeinſchaftliches Vermögen bedeutet alfo 
nicht ohne weiteres Miteigentum, weder ſolches nach Quoten 
noch als Geſamthandeigentum, wenn es auch in dieſer oder 
jener Form in das Grundbuch eingetragen worden iſt. Die 
Eintragung als gemeinſchaftliches Vermögen begegnete näm⸗ 
lich Schwierigkeiten, da das Grundbuch nur die Eintragung 
privater dinglicher Rechte nach den Begriffsbeſtimmungen 
des BGB. und anderer privatrechtlicher Geſetze (3. B. HGB.) 
zuläßt (Prinzip der Geſchloſſenheit der eintragungsfähigen 
Rechte; Neumann, Komm. z. BGG B., 3. Aufl. [1903], An⸗ 
merkung III 2b Vorbem. vor $ 873), die nur Miteigentum 
nach Bruchteilen, Geſamthandeigentum aber nur in den Fäl⸗ 
len der bürgerlichen Geſellſchaft und offenen Handelsgeſell⸗ 
ſchaft, der ehelichen Gütergemeinſchaft und der Miterben⸗ 
gemeinſchaft kennen?). Entſcheidend iſt die Eintragung im 
Grundbuch ſchon deshalb in keinem Falle, und für ſolche 
Fälle gilt die juriſtiſche Vermutung des 8 891 BGB. für die 
Richtigkeit der Eintragung nicht, da die Eintragung von Amts 
wegen berichtigt werden müßte ($ 54 GBO .); nur eine den 
Beſtimmungen der GBO. entſprechende Eintragung hat die 
Vermutung der Richtigkeit für ſich (Neumann a. a. O. 
Anm. 1b zu 8 891). 

Iſt das Grundbuch nicht maßgebend, ſo iſt regelmäßig 
zu unterſuchen, wieviel aus den hiſtoriſchen Ermittlungen 
für das Eigentum der Kirche bzw. der Schule zu entnehmen 
iſt. Dieſe Frage iſt weſentlich eine ſolche der freien Beweis⸗ 
würdigung der entſcheidenden Behörden des 8 30 Abſ. 7 
Vu. Unter Umſtänden wird man den Beweis ſchon durch 
die regelmäßigen hiſtoriſchen Verhältniſſe für voll geführt 
erachten können, oder aber man wird zugeſtehen, daß ſo 
viel an Beweis erbracht iſt, daß er für aus⸗ 
reichend gelten muß, wenn es nicht der Gegenſeite 
gelingt, durch Gegenbeweis den anſcheinend erbrachten 
Beweis als unſchlüſſig zu erweiſen oder gar völlig 
zu zerſtören. Das iſt das Weſen der Vermutung, und dar⸗ 
auf beruht die Lehre, daß die Vermutung die Beweislaſt 
umkehrt (ähnlich Gaupp-Stein, Komm. z. ZPO., 10. Aufl. 
1911, Anm. IV, 7a zu § 282). Daraus ergibt ſich, 
daß die Theorie des RG. (Urt. v. 22. Febr. 1926: JW. 
1926, 2287), daß nur eine juriſtiſche, eine durch einen 
Rechtsſatz ausgeſprochene Vermutung zu einer Um⸗ 
kehrung der Beweislaſt führe, nicht aber eine bloß 
tatſächliche, d. h. durch Schlußfolgerung des Richters ab⸗ 
geleitete und auf Grund ſeiner Beweiswürdigung feſtgeſtellte, 
falſch iſt. 

II. Wer nur das Eigentum für die Auseinanderſetzung 
maßgebend ſein laſſen will, für den wären hiermit alle in 


2) Als juriſtiſcher könnte er nur mit Beſitz identiſch ſein. 

3) Wer wie Dirkſen ein öffentlich⸗rechtliches Eigentum an 
der Dotation annimmt und für den Lehrer einen öffentlich⸗ 
rechtlichen Nießbrauch, dürfte überhaupt keinen Eintragungsantrag 
an das GBA. richten, da das Grundbuch nur Privakrechte auf⸗ 
nehmen ſoll. Aber in Wahrheit gibt er kein öffentlich⸗rechtliches 
Eigentums⸗ oder Nießbrauchs⸗ oder Nutzungsrecht, ſondern nur 
ein privates, auf das in gewiſſen Beziehungen öffentlich⸗ rechtliche 
Beſtimmungen anzuwenden ſind. 
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Betracht kommenden Fragen erörtert. Aber hat der Geſetz⸗ 
geber, der im WUG. nach Möglichkeit den juriſtiſchen 
Begriff des Eigentums anzuwenden vermeidet, vielmehr nur 
von Vermögen (= Beſitz) und von Zwecken ſpricht ($ 30 
Abſ. 2 und 6) „unter Auseinanderſetzung“ wirklich nur die 
beiderſeitige oder gar bloß einſeitige Zurücknahme der Eigen⸗ 
tumsmaſſen verſtehen wollen? Natürlicher und zutreffender 
wäre es geweſen, in ſolchem Falle von Trennung der Ver⸗ 
mögensmaſſen oder von einem Rückfallrechte zu ſprechen, ſtatt 
von einer „Auseinanderſetzung in Anſehung des Vermögens“. 
Und ſollte der Geſetzgeber ſogar den faſt die Regel bildenden 
Fall eine Auseinanderſetzung genannt haben, wo ein Part⸗ 
ner, die Kirche, das Ganze als alleiniges Eigentum zurück⸗ 
nimmt? Letzteres wäre ſolchenfalls offenbar doch nur dann 
möglich, wenn der zurücknehmende Teil den leer ausgehenden 
wenigſtens für deſſen Mitbenutzungsrechte, die er infolge der 
Trennung verliert, entſchädigen muß ). Das iſt unter ande⸗ 
rem (ſ. Anm.) ein Beweis, wie abwegig die Meinung des RG. 
iſt (Urt. v. 18. Juni 1925: JW. 1925, 2441 ff. und vom 
12. Jan. 1926: JW. 1926, 1446 ff.), daß das Recht auf Be⸗ 
nutzung kirchlichen Eigentums für Zwecke der Schule dem 
Schulverbande nur ſo lange zuſtehe, als die Vereinigung be⸗ 
ſteht, daß dieſes Recht aber entſchädigungslos mit der Tren⸗ 
nung der Amter wegfalle s). Aus dem Alleineigentum der 
Kirche folgt alſo nicht, daß ſie bei der Auseinanderſetzung 
Anſpruch auf entſchädigungsloſe Erlangung des geſamten 
Vermögens als ungeſchmälerten Eigentums hat. 


Wären die beiderſeitigen Rechte von vornherein klar auch 
für den Fall einer Trennung, d. h. wäre bei zweifelloſem 
kirchlichen Eigentum dieſes ohne weiteres an die Kirche zu⸗ 
rückzugewähren, dann ginge dieſe Teilung automatiſch vor 
ſich, dann wäre nicht nötig, ſich auseinanderzuſetzen, 
d. h. miteinander zu verhandeln und ſich freiwillig 
zu einigen oder durch Anrufung der Behörden bzw. Gerichte 
eine Entſcheidung darüber herbeizuführen, wie nach Recht 
und Billigkeit ſich die Rechtsverhältniſſe der bis⸗ 
herigen Vermögensteilhaber nunmehr geſtalten 
ſollens). Die Auseinanderſetzungsklage des Abſ. 6 des 8 30 


) Das LG. Danzig hat in der Entſch. v. 12. Mai 1919 
(Pfarrarchiv 13, 337) ſich unter Berufung auf RO. 78, 8ff., gegen 
die Entſchädigungspflicht ausgeſprochen. Das öffentlich⸗rechtliche Ge⸗ 
brauchsrecht der Schule ſei nur für die Dauer der organiſchen Ver⸗ 
bindung anzunehmen, weil ein weitergehender Stiftungs⸗ 
wille der Kirche nicht zu vermuten ſei. — Aber dieſe Auf⸗ 
faſſung iſt ebenſo unjuriſtiſch wie unhiſtoriſch. Denn niemals hat 
es hierbei einen Stiftungsakt, weder einen einſeitigen, noch gar 
einen zweiſeitigen gegeben, ſondern die Kirche hat die Schule als 
ihre Inſtitution geſchaffen und ihr Vermögen zugewieſen wie der 
Pfarrei und der Küſterei, ehe auch der Küster das Schulamt über⸗ 
nahm. Dieſe Zuweiſung war ein interner Akt der Vermögens⸗ 
verwaltung, keine Stiftung als Rechtsgeſchäft. 

5) Zu dieſer Meinung kommt das NG. in erſter Linie durch 
eine ganz ohne zwingenden Grund von dem Wortlaut des Ge⸗ 
ſetzes abweichende und ſchon deshalb höchſt anfechtbare Auslegung 
des Wörtchens „wo“ Abſ. 1 des § 30 i. S. von „ſolange“. Ferner 
infolge eines Irrtums über die Grundtendenz der Beſtimmung des 
Vllch über das gemeinſchaftliche Vermögen (vgl. gegen dieſe Aus⸗ 
legung und die in den Entſcheidungsgründen des RG. ebenfalls 
eine Rolle ſpielende Beziehung des in Wahrheit als Übergangs⸗ 
vorſchrift gedachten 8 32 auf die in Zukunft nach 8 30 zu regelnde 
Auseinanderſetzung das Urteil des DVG. v. 18. Dez. 1928, VIII B 
9/27, abgedr. im Volksſchularchiv 26, 342 ff.). 

6) Obige Meinung wird auch nicht erſchüttert durch die Mit⸗ 
teilungen des Geh. IR. Porſch, der als Zentrumsführer an 
den Beratungen des Bu. beteiligt war (Volksſchularchiv 26, 
289 ff.). Sie beſtätigen nur, daß die Tendenz des Geſetzes ſich dar⸗ 
auf beſchränkte, daß der Schulverband an Stelle der Schulſozietät 
in das Geſamthandverhältnis des gemeinſchaftlichen Schul⸗ und 
Küſtereivermögens eintreten ſollte. über die Folgen der Trennung 
hat ſich jenen Mitteilungen zufolge ein Vertreter der Unterrichts⸗ 
verwaltung dahin geäußert, daß es für die Staatsregierung ſich 
darum handelte, „das Schulvermögen dem Zwecke der Schule zu 
erhalten, das Kirchenvermögen unberührt zu laſſen und das Stif⸗ 
tungsvermögen feinen Zwecken zu ſichern“. Und Min Dir. Schwarz⸗ 
kopf äußerte: „Wird getrennt, ſo nimmt die Kirche ihr Ver⸗ 
mögen zurück“ — während ein Kommiſſar des Juſtiz⸗ 
miniſters erwiderte: Er halte es für unmöglich, 
für alle vielgeſtalteten Fälle in dem Geſetze Vor⸗ 
ſorge zu treffen. Inſoweit haben die Erklärungen der Ver⸗ 
treter der Unterrichtsverwaltung ſchon alsbald von anderer ſtaat⸗ 
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ift keine Klage auf Rückgabe des Eigentums, noch ſonſt eine 
Leiſtungsklage, ſondern eine Rechtsgeſtaltungsklage, wie es 
ſolche auch auf dem Gebiete des bürgerlichen Rechts gibt, z. B. 
die auf Auflöſung einer OHG. oder GmbH. Das Urteil iſt 
demnach nicht ein deklaratoriſches, Rechte klarſtellendes, ſon⸗ 
dern ein konſtitutives, Rechte begründendes (vgl. Gaupp⸗ 
Stein a. a. O. Anm. III 5 zu 827 und Vorbem. zu 8 253 
Nr. 3). Das überſehen die Autoren, die aus der Zuſtändig⸗ 
keit der ordentlichen Gerichte für unſeren Fall entnehmen 
wollen, daß dieſe nur die privatrechtlichen Rechte der Par⸗ 
teien klarzuſtellen hätten. Die ordentlichen Gerichte haben 
unbeſtreitbar auch öffentliches Recht anzuwenden und können 
auch nach öffentlich⸗rechtlichen Grundſätzen über die Neu⸗ 
regelung im Falle der Amtertrennung befinden. Gleichgültig, 
ob ſie im Einzelfalle privates oder öffentliches Recht an⸗ 
wenden wollen, ſie haben zu einem billigen Ausgleiche der 
Intereſſen beider Partner zu gelangen. Das können ſie 
ebenſogut wie ein Verwaltungsgericht. Daß ſie ſich dabei in 
die Verhältniſſe der Schule wie der Kirche hineinzudenken 
haben, iſt ihre ſelbſtverſtändliche Pflicht, der zu genügen ſie 
der Geſetzgeber mit Recht für befähigt erachtet oder wozu er 
ihnen nötigenfalls die Heranziehung von Sachverſtändigen 
geſtattet. Es iſt geradzu unverſtändlich, aus der Überweiſung 
des Rechtsſtreits an die ordentlichen Gerichte ſchließen zu wol⸗ 
len, daß dieſe ſich auf die Anwendung privatrechtlicher Grund⸗ 
ſätze zu beſchränken hätten; das Gegenteil iſt anerkannten 
Rechtes. Es iſt aber noch ein zweiter Gegengrund anzuführen. 
Wenn unſtreitig der Oberpräſident über den geſamten Fragen⸗ 
komplex zu entſcheiden hat, alſo auch über die öffentlich⸗ recht⸗ 
lichen Intereſſen, ſo auch das Gericht. Der Gegenſtand des 
Verfahrens vor dem Gericht kann nämlich gar kein anderer 
ſein als der des Verwaltungsverfahrens, denn die Klage iſt 
15 et gegen die Entſcheidung des Oberpräſidenten 
gedacht. 

Daß eine Auseinanderſetzung niemals die urſprünglichen 
Eigentumsverhältniſſe wird unberückſichtigt laſſen, darüber 
dürfte auch bei den die Rechte der Schule ſchützenden Schrift⸗ 
ſtellern kein Zweifel beſtehen. Die letztinſtanzliche Zuweiſung 
der Auseinanderſetzung an die ordentlichen Gerichte iſt hin⸗ 
reichend damit erklärt, daß eine ſolche Auseinanderſetzung 
immer einen Eingriff in Vermögensrechte, auch ſolcher pri⸗ 
vater Natur, wie Eigentum und Nießbrauch u. dgl., bzw. eine 
Neuſchaffung ſolcher bedeutet und daß das Vertrauen in die 
Unabhängigkeit der Zivilrichter im Volke unſtreitig größer 
iſt, als das in die mit der Verwaltung verbundenen Ver⸗ 
waltungsgerichte !) 

Auch die Anſicht von Lezius (Fleiſcher a. a. O. 
S. 12), daß das ordentliche Gericht nur zu prüfen habe, ob 


licher Seite eine Einſchränkung erfahren. Das Entſcheidende iſt 
jedoch: Jenen zuſtimmenden Außerungen aus dem Unterrichts⸗ 
miniſterium zu den Ausführungen der die kirchlichen Intereſſen 
vertretenden Abgeordneten — wobei der Zweck der erſteren, eine 
Gefährdung der Annahme des Geſetzentwurfes zu verhüten, nicht 
zu überſehen iſt — ſteht der Wortlaut des Geſetzes entgegen, da 
es eben nicht von Zurücknahme des Eigentums, ſondern von Aus⸗ 
einanderſetzung ſpricht. 

Was die von Geh. IR. Porſch angeſchnittene Frage der 
Enteignung anlangt, jo ft nach poſitiv rechtlicher Beſtimmung 
Auseinanderſetzung nicht Enteignung in dem ſpezifiſchen Sinne der 
RVerf. und des PrEnteig®., unterliegt alſo nicht den Kautelen des 
Krt. 153 RVerf. Auch Art. 138 Abſ. 2 RVerf. wird nicht verletzt, 
da die Kirche ja nur ein dem ſtaatlichen Schulzwecke gewidmetes 
Vermögen freigeben ſoll, aber alle ihrem Kultus, ihrem Unter⸗ 
richt und ihren Wohltätigkeitszwechen gewidmeten Vermögens⸗ 
ſtücke behält. g 

2) Verſchiedene untergeordnete Streitfragen ſcheiden bei dem 
von mir vertretenen Standpunkte ohne weiteres aus. So z. B., ob 
ein unter der Herrſchaft des ALR. auf kirchlichem Grund und 
Boden aus Mitteln des Schulverbandes errichtetes Gebäude kirch⸗ 
liches oder Schuleigentum ſei, da das ALR. den römiſch⸗rechtlichen 
Grundſatz: superficies solo cedit nicht in derſelben Strenge durch⸗ 
führt wie das BGB. — Das Gericht hat nämlich nicht ſtreng 
nach dem Eigentum, ſondern nach den geſamten Umſtänden des 
Falles der Billigkeit gemäß, z. B. auch nach dem Grundſatz der 
Ausgleichung ungerechtfertigter Bereicherung, zu entſcheiden, ſo auch 
in den Fällen, wo unter der Herrſchaft des BGB. der Schul⸗ 
verband auf kirchlichem Grund und Boden gebaut, oder Um⸗ und 
Anbauten an dem kirchlichen Gebäude vorgenommen und Gelder 
für Inſtandſetzung aufgewendet hat. 
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die Entſcheidung des Oberpräſidenten privatrechtliche Grund⸗ 
ſätze verletzt habe, wonach dann eine zweite Entſcheidung des 
Oberpräſidenten möglich werde — eine Anſicht, die von vorn⸗ 
herein Bedenken gegen ſich hat — erledigt ſich, wenn man 
den ordentlichen Richter für zuſtändig zur Neuregelung des 
geſamten verwaltungsrechtlichen Verhältniſſes hält. 

Das gleiche gilt von der Theorie Herrmanns (Pr⸗ 
VerwBl. 1926 665 ff. und 367 ff.), daß, nachdem der ordent⸗ 
liche Richter die Teilung ſtreng nach dem Eigentum vorge⸗ 
nommen habe, eine Neuregelung unter Berückſichtigung 
der Belange der Schule in einem gegen die Kirche gerich⸗ 
teten Verfahren nach § 46 Abſ. 3 des Zuſtändig⸗ 
keitsgeſetzess) zur Gewährung der Unterrichts⸗ und 
Lehrerwohnräume ſtattfinden könne. 

Daß dem Schöpfer eines eine verwaltungsrechtliche 
Materie ordnenden Geſetzes, wie es das VG. iſt, eine 
öffentlich-rechtliche Auseinanderſetzung ähnlich wie bei der 
Auseinanderſetzung zwiſchen Kommunen vorgeſchwebt hat, 
iſt im höchſten Maße wahrſcheinlich und zu vermuten. Nur 
beſondere Gründe führten, wie auch die Mitteilungen von 
Juſtizrat Porſch zeigen, dazu, die ordentlichen Gerichte als 
höhere Inſtanz über dem Oberpräſidenten zuzulaſſen. Der 
Zivilrichter hat jedoch mangels aller geſetzlichen poſitiven 
Richtlinien für dieſe Auseinanderſetzung nach billigem Er⸗ 
meſſen zu entſcheiden (Stammler, Lehre vom richtigen 
Recht, 2. Aufl. 1923) und kann zu einem der Billigkeit ent⸗ 
ſprechendem Reſultate nur gelangen, wenn er die öffentlich⸗ 
rechtlichen Zwecke, die beide Partner zu erfüllen haben, wozu 
ihnen teils zur völligen, teils zur aushilfsweiſen Befriedigung 
die Dotation des vereinigten Amtes zur Verfügung ſtand, 
berüdjichtigt®). Zweck der Auseinanderſetzung iſt, daß jeder 


6) Der Entſcheidung im Verwallungsſtreitverfahren unterliegen 
Streitigkeiten zwiſchen den Beteiligten über ihre im öffentlichen 
Rechte begründete Verpflichtung zu Abgaben und Leiſtungen 
für Schulen, welche der allgemeinen Schulpflicht dienen. 

9) Auch in rein privatrechtlichen Verhältniſſen hat das ordent⸗ 
liche Gericht, allerdings im Verfahren der freiwilligen Gerichts⸗ 
barkeit, gar nicht anders eine Auseinanderſetzung zu regeln, als 
unter billiger Berückſichtigung aller Umftände, insbeſ. der Er⸗ 
haltung des Vermögens für gewiſſe Zwecke. Der häufigſte Fall iſt 
bekanntlich der der Auseinanderſetzung bäuerlicher Miterben be⸗ 
züglich des Gutes; der eine Erbe erhält das Gut, die übrigen wer⸗ 
den durch Hypothekenbeſtellung und Zuweiſung beſtimmter Teile 
des Barvermögens befriedigt, wobei unter den Miterben Aus⸗ 
gleiche zu ſchaffen ſind, indem die einen ſichere, aber vielleicht 


Größere Aufſätze 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Teil völlig von dem anderen frei wird, d. h. über die ihm 
zugewieſenen Vermögensſtücke freie Verfügung erhält. Alfo 
ſind öffentlich⸗rechtliche Nutzungsrechte aufzuheben, nicht aber 
beizubehalten oder gar, wie Herrmann mittels des 8 46 
Zuft®. will, neu zu ſchaffen; zum billigen Ausgleich mögen 
Entſchädigungsrenten oder Kapitalsabfindungen normiert wer⸗ 
den. Bei der Verteilung der Gegenſtände zu freiem Eigentum, 
nur unter Umſtänden belaſtet mit Wegerechten oder dgl. nach⸗ 
barlichen Grunddienſtbarkeiten, ſoll jedem Teile ſo viel von 
dem gemeinſchaftlichen Vermögen verbleiben, daß er damit 
oder mit einer Erſatzleiſtung des anderen Teiles die ihm ob⸗ 
liegenden Aufgaben erfüllen kann. Die Zugehörigkeit ge- 
wiſſer Reallaſtleiſtungen oder ſonſtiger Natural- und Geld⸗ 
leiſtungen an den Inhaber der verbundenen Amter zu dem 
kirchlichen oder zu dem Lehramte, iſt natürlich auch für die 
Auseinanderſetzung richtunggebend, ſo daß diejenigen Lei⸗ 
ſtungen, die als Entgelt für die kirchlichen Dienſte gedacht 
ſind, bei der Auseinanderſetzung an die Kirche fallen. Aber 
auch im übrigen iſt die Auseinanderſetzung aus den vor⸗ 
getragenen Gründen grundſätzlich nach der Zwecktheorie durch⸗ 
zuführen. Dem Schulverband iſt alſo die Schul⸗ 
klaſſe zu belaſſen, oder aber Erſatz dafür zu 
ſtellen. Die dem Lehrer bzw. Kirchenbeamten gewidmete 
Wohnung nebſt Zubehör iſt, da ſie Entgelt ſowohl für die 
kirchliche wie die Lehrtätigkeit iſt, entweder der Schule oder 
der Kirche zu übereignen gegen die Verpflichtung, dafür dem 
anderen Teile als Rente den halben Mietwert oder ein ent⸗ 
ſprechendes Kapital zu zahlen, damit dieſer Partner ſich halb 
aus eignen Mitteln, halb aus jener Rente oder jenem Kapitale, 
eine neue Wohnung für ſeine Beamten ſchaffen kann 10). Was 
die Acker anlangt, ſo ſind auch dieſe, ſoweit beiden Zwecken 
gewidmet, nach ihrem Werte zur Hälfte zu teilen, jedoch mit 
der Einſchränkung, daß der Kirche ſo viel verbleiben muß, 
daß ſie daraus zuſammen mit der halben Wohnungsnutzung 
oder ihrem Geldwerte den Kirchenbeamten bezahlen kann, vor⸗ 
ausgeſetzt, daß bisher die Dotation für die Abgeltung der 
kirchlichen Dienſte ohne bare Zuſchüſſe der Kirche aus⸗ 
reichend war. 


niedrigere Einkünfte ergebende Hypotheken zu übernehmen haben, 
während die anderen Wertpapiere mit ſchwankendem Kurs, aber 
höheren Dividenden erhalten. 

10) Die Auseinanderſetzung bezüglich der Wohnung und Zu⸗ 
behör hat alſo nach der ideellen Hälfte zu erfolgen, eine Hal⸗ 
bierung in natura wird regelmäßig unmöglich ſein. 


Aber die Bedeutung der einſtweiligen verfügung für das verfahren 
vor den Gerichten des öffentlichen Rechts. 


Von Rechtsanwalt Dr. Görres, Berlin. 


I. Die Bedeutung der EinſtwVerf. im Rahmen des Pro- 
zeſſes gegenüber dem Hauptverfahren kann, hingeſehen auf 
den Zweck des Prozeſſes, nicht hoch genug eingeſchätzt werden. 

An ſich iſt rein begriffsmäßig die Aufgabe des Prozeſſes 
lediglich die, Streitigkeiten über Rechtsanſprüche unter der 
Autorität der öffentlichen Gewalt zu entſcheiden. Die Ver⸗ 
wirklichung eines vom Gericht feſtgeſtellten Rechts⸗ 
anſpruches iſt nicht Sache des Prozeſſes ſelbſt, ſondern der 
Vollſtreckung. Praktiſch und wirtſchaftlich betrachtet, iſt für 
den Anſpruchsberechtigten die Vollſtreckung weitaus bedeut⸗ 
ſamer als der Prozeß, da der koſiſpieligſte und längſte Pro⸗ 
zeß, auch wenn er durch das beſte Urteil erledigt wird, in 
den Augen des Anſpruchsberechtigten keine Würdigung mehr 
findet, wenn die Vollſtreckung nicht zum Ziele führt oder 
wenn vor der Vollſtreckung ein Zuſtand eingetreten iſt, der 
die Durchſetzung des Anſpruchs außerordentlich erſchwert. 
Um dem Richter zu ermöglichen, dieſen Widerſtreit zwiſchen 
theoretiſchem Urteil und praktiſcher Durchführung zu be⸗ 
ſeitigen, iſt in den Prozeßordnungen aller Kulturrechte das 
Syſtem des Arreſtes und der EinſtwVerf. vorgeſehen. Durch 
den Arreſt wird die künftige Zwangsvollſtreckung geſichert 


und durch die einſtweilige Verfügung wird dafür Sorge 
getragen, daß nicht durch eine Veränderung des beſtehenden 
Zuſtandes die Verwirklichung des Rechtes einer Partei ver⸗ 
eitelt oder weſentlich erſchwert wird (vgl. 8 935 ZPO.). 


Hiernach iſt der Richter des kleinſten Amtsgerichts in der 
Lage, ſelbſt in den wichtigſten Angelegenheiten mittelſt Einſtw⸗ 
Verf. die Machtmittel des Staates zu dem Zwecke einzu- 
ſetzen, daß nicht ſein künftiger Ausſpruch durch die Macht des 
Unrechts ſchon im voraus vereitelt wird. Der Praktiker 
macht in zahlreichen Fällen die Erfahrung, daß bei wenig 
energiſcher Handhabung dieſes richterlichen Rechtes die Voll⸗ 
ſtreckung der beſtbegründeten Anſprüche verſagt. Bei ſach⸗ 
gemäßer Handhabung dieſes Richterrechtes in dem vom Geſetz 
gewollten und geſtatteten Umfange dagegen gelingt es in der 
Mehrzahl der Fälle, dem wirklichen Recht zum Siege zu 
verhelfen. 


II. Die Machtfülle, welche die deutſche ZPO. dem Richter 
verleiht, iſt nach geltender Geſetzgebung den Gerichten des 
öffentlichen Rechts in Deutſchland durchweg verſagt. 


1. Im preuß. Abgabeverfahren exiſtiert ein Recht des 
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Verwaltungsrichters, ſeinerſeits Stundung der angefochtenen 
Abgabe auszuſprechen, ſchlechterdings nicht. 

Aber gerade die Stundung iſt für manchen Steuerpflich⸗ 
tigen wichtiger als das Vorliegen oder Nichtvorliegen der 
Steuerpflicht an ſich. Hat er erſt die Steuer entrichtet, ſo iſt 
über ſeine wirtſchaftliche Exiſtenz vielfach bereits entſchieden. 
Der nachträgliche Richterſpruch und die Zurückerſtattung der 
Steuer nach Jahren vermag daran nichts Weſentliches mehr 
zu ändern. 

2. Das preuß. Verwaltungsſtreitverfahren kennt im 
Gegenſatz zum Beſchlußverfahren (§ 117 LVG.) grundſätz⸗ 
lich nur in ganz vereinzelten Fällen die Befugnis des Ver⸗ 
waltungsrichters, einſtweilige Anordnungen zu treffen (vgl. 
die bei Friedrichs, Verwaltungsrechtspflege II, 1075 
zitierten Stellen, insbeſ. 8 9 Abſ. 2 PrguſtG.). 

Das Vertrauen, das der preuß. Geſetzgeber dem preuß. 
Verwaltungsrichter entgegenbringt, iſt hiernach äußerſt gering. 
Es kann vorkommen, daß zufolge polizeilicher Anordnung ein 
Gebäude niedergeriſſen, ein See zugeſchüttet, eine Verſamm⸗ 
lung verboten worden iſt, und daß nach zwei- bis drei⸗ 
jährigem Prozeſſieren das OVG. zum Spruche gelangt, daß 
das Haus zu Unrecht niedergelegt, der See zu Unrecht zu⸗ 
geſchüttet und die Verſammlung zu Unrecht verboten worden 
iſt, ohne daß während der langen Dauer des Rechtsſtreits 
der Verwaltungsrichter in die Lage gekommen wäre, dem 
polizeilichen Vorgehen Einhalt zu gebieten; — ein Zuſtand, 
der der Forderung des Rechtsſtaats aufs äußerſte wider⸗ 
ſpricht, wonach die Verwaltungsbehörden der wirkſamen Kon⸗ 
trolle des Verwaltungsrichters unterliegen, und wonach das 
ſubjektive öffentliche Recht gegenüber Eingriffen der Ver⸗ 
waltungsbehörden ſichergeſtellt ſein ſoll. Gerade im Ver⸗ 
waltungsſtreitverfahren wird die parteimäßige Einſtellung der 
Behörde, welche die Polizeiverfügung erlaſſen oder die Steuer 
angefordert hat, und Ausſetzung bzw. Stundung verweigert, 
beſonders offenbar. Dieſem Gebrauch der Parteirechte muß 
der Gerichtshof ſeine etwaige anderweitige Auffaſſung zum 
Schutze des Gewaltunterworfenen mittelſt EinſtwVerf. ent⸗ 
gegenzuſetzen befugt ſein. Verſagung dieſes Rechtes iſt gleich⸗ 
bedeutend mit richterlicher Ohnmacht. Häufig wird der Ver⸗ 
bleib der Steuer in der Hand des Abgabepflichtigen während 
der Dauer des Rechtsſtreits für die allgemeine Volkswirt⸗ 


ſchaft produktiver wirken als beim Verbleib in der öffent⸗ 
lichen Hand. 

III. über die rechtlichen Befugniſſe des Staats⸗ 
gerichtshofs für das Deutſche Reich in bezug auf die 
Möglichkeit des Erlaſſes EinſtwVerf. ſchweigt das StG. 
v. 9. Juli 1921 (RGBl. 905). In 8 23 iſt geſagt: 

„Soweit dieſes Geſetz keine Beſtimmungen trifſt, regelt 
der Präſident des RVG. das Verfahren und den Ge⸗ 
ſchäftsgang durch eine Geſchäftsordnung. Sie bedarf der 
Genehmigung des Reichsrats und iſt im RGBl. zu ver⸗ 
öffentlichen.“ 

Die Geſchäftsordnung des StG. v. 20. Sept. 1921 unter⸗ 
läßt es im 8 8, die Vorſchriften der ZPO. über die Einſtw⸗ 
Verf. anzuführen. Nichtsdeſtoweniger hat der StG. in 
richtiger Erkenntnis der prozeſſualen Notwendigkeit ſich 
ſelbſt in feiner Rechtſprechung die Befugnis 
beigelegt, EinſtwVerf. zu erlaſſen (vgl. Entſch. v. 10. Okt. 
1925, 2/25: JW. 1926, 376). Hier iſt dem Lande Mecklen⸗ 
burg⸗Schwerin die Ausübung der Fiſchereihoheit und der 
Schiffahrtspolizei bis zur Entſcheidung in der Hauptſache 
unterſagt (Lammers⸗Simons, Rechtſprechung 161, 164, 
174 ff., 212 ff.). 

Der StG. hat durch die genannte Entſcheidung in 
rechtsſchöpferiſcher Weiſe die wahre Rechtslage ver⸗ 
wirklicht, die dahin geht: Wenn ſchon der StG. das recht⸗ 
liche Können beſitzt, Reichs⸗ und Landesgeſetze für nichtig zu 
erklären, ſo wohnt ihm um ſo mehr das rechtliche Können 
inne, einen einſtweiligen Zuſtand zu regeln. Dieſes Recht iſt 
gegenüber dem Hauptrecht das kleinere. 

Der Richter ſoll nicht orakeln, ſondern er ſoll dem wirk⸗ 
lichen Recht zum Siege verhelfen (vgl. Gieſe: DI. 1929, 
130 ff. ſowie Linz daſ. S. 198 ff.). 

Der Präſident des PrOVG., Drews, hat in der bedeut⸗ 
ſamen Rede v. 20. Nov. 1925 bei der Jubiläumsfeier des 
höchſten Gerichtshofes (JW. 1925, 2731) die Aufgabe des 
Richters, nicht nur Ausleger beſtehenden Rechtes, ſondern 
Rechtsſchöpfer zu ſein, als die ſchönſte und höchſte Auf⸗ 
gabe bezeichnet, die ein Richter überhaupt haben kann. Somit 
liegt die Anerkennung der Zuſtändigkeit des OVG. für 
Stundungsbewilligungen an den Abgabepflichtigen durchaus 
in der Linie ſeiner bisherigen Rechtſprechung. 


Zur Wertfeftfesung in Eheſachen. 


Von Kammergerichtsrat Dr. Scholtz, Berlin. 


J. Hinſichtlich der Grundſätze, nach denen der Streitwert 
in Eheſachen zu bemeſſen iſt, beſteht in der Rſpr. eine be⸗ 
dauerliche Unſicherheit (vgl. die Zuſammenſtellung v. Hoden⸗ 
berg: ZW. 1928, 874B im Anſchluß an die Abhandlung 
Preiſer: ZW. 1928, 872 A). Durch die am 1. April 1929 
in Kraft getretene Novelle betr. Armenanwaltsgebühren und 
das GKG. v. 20. Dez. 1928 hat der grundſätzliche Streit 
eine Klärung nicht erfahren; es wird nach wie vor Raum 
für eine Erörterung der alten Streitfrage ſein, welche be⸗ 
ſonderen Verhältniſſe — als Alter, Stand, Kinderzahl, Ein⸗ 
kommen, Vermögen, Bildung uff. — für den Streitwert be⸗ 
ſtimmend ſind und welche Verhältniſſe dem Geſetz als normal 
vorgeſchwebt haben, wenn es von einem „regelmäßigen Streit⸗ 
wert“ ausgegangen iſt. Der einzige Unterſchied in dieſer Hin⸗ 
ſicht beſteht darin, daß in Zukunft ein Herabgehen unter das 
Maß von 2000 RM unzuläſſig iſt (vgl. $ 11 Abi. 1 GKG. in 
der v. 1. April 1929 ab geltenden Faſſung). 

Tatſächlich wird allerdings der alte Streit in der Ge⸗ 
richtspraxis kaum noch eine Rolle ſpielen. Einerſeits iſt der 
Unzufriedenheit der Anwaltſchaft mit der bisher überwiegend 
gehandhabten Wertfeſtſetzung durch die neue Ordnung der 
Boden entzogen und andererſeits ſind Fälle, in denen auf 
eine über den Betrag von 2000 MM hinausgehende Wertfeſt⸗ 
fegung gerechnet werden kann, verhältnismäßig ſelten. Auf 
alle Fälle iſt für die Zukunft die von Preiſer angeſtellte 
Erwägung, daß es angebracht ſei, den Streitwert niedrig zu 


halten, um der Partei die Durchführung des Prozeſſes ohne 
Inanſpruchnahme des Armenrechts zu ermöglichen, im weſent⸗ 
lichen ihrer praktiſchen Bedeutung entkleidet. Der Mindeſt⸗ 
wert von 2000 RM liegt ſchon über der Wertgrenze, bei 
welcher der großen Mehrzahl von Eheſcheidungsparteien noch 
die Aufbringung der Prozeßkoſten aus eigenen Mitteln zu⸗ 
gemutet werden kann. Die meiſten Scheidungsprozeſſe wer⸗ 
den nunmehr im Armenrecht ausgetragen. 5 

Die erhöhte Bedeutung des Gegenſtandes und die Un⸗ 
überſichtlichkeit der geſetzlichen Regelung läßt eine kurze Zu⸗ 
ſammenſtellung der vom 1. April 1929 ab geltenden Be⸗ 
ſtimmungen erwünſcht erſcheinen: 

II. Nach Art. I 8 6 der Novelle (8 11 Abſ. 1 G. 
n. Faſſ.) beträgt bei nicht vermögensrechtlichen Streitig⸗ 
keiten der regelmäßige Wert 2000 „; zuläſſig iſt eine Er⸗ 
höhung bis zu 1000000 % und „mit Ausnahme von Ehe⸗ 
fachen (8 606 ZPO.)“ eine Herabſetzung bis auf 500 K. 
Als Eheſachen i. S. der Novelle ſind die — und nur die — 
anzuſehen, die in der angeführten Geſetzesvorſchrift (8 606 
3.) alſo ſolche bezeichnet find, alſo Rechtsſtreitigkeiten, 
welche die Scheidung, Nichtigkeit oder Anfechtung einer Ehe 
oder die Feſtſtellung des Beſtehens oder Nichtbeſtehens einer 
Ehe zwiſchen den Parteien oder die Herſtellung des ehelichen 
Lebens zum Gegenſtande haben. Der gleichlautende Gebrauch 
der geſetzlichen Ausdrucksweiſe „Eheſachen“ i. Verb m. dem 
angezogenen § 606 berechtigt zu dem Schluß, daß in der 

421 


3362 


Novelle der Begriff „Eheſache“ in dem gleichen Sinne zu ver⸗ 
ſtehen iſt wie in der ZPO. 

Als Umkehrungsſchluß ergibt ſich die weitere Folge, daß 
Streitigkeiten, die nicht unter den Begriff der Eheſache i. S. 
des 8 606 ZPO. fallen, auch von der Ausnahmebeſtimmung 
der Novelle nicht erfaßt werden. Dahin gehören in erſter 
Reihe einſtweilige Verfügungen, die während eines Ehe⸗ 
prozeſſes gemäß 8 627 ZBO. erlaſſen werden, aber auch 
ſelbſtändige Prozeſſe auf Regelung des Unterhalts nach 81361 
Boh B., ebenſo einſtweilige Verfügungen aus 8 1361 i. Verb. 
mit § 940 ZPO. Hinſichtlich dieſer Streitigkeiten hat alſo 
die Stufe von 2000 , als untere Wertgrenze keine Gültig⸗ 
keit. Soweit ſie nicht vermögensrechtlicher Art ſind, hat es 
für ſie bei der unteren Wertgrenze von 500 % fein Be⸗ 
wenden (Friedlaender: ZW. 1929, 83V). Bei ver⸗ 
mögensrechtlichem Inhalt gelten die allgemeinen Vorſchriften 
der 58 9ff. GKG. i. Verb. m. 88 3—9 380. 

III. a) In 8 627 3PO. iſt eine Regelung durch einſt⸗ 
weilige Verfügung vorgeſehen für: 

1. die Geſtattung des Getrenntlebens, 

2. die gegenſeitige Unterhaltspflicht, 

3. die Sorge für die Perſon gemeinſchaftlicher minder⸗ 

jähriger Kinder, 
4. die Unterhaltspflicht der Ehegatten den Kindern gegen⸗ 
über im Verhältnis der Ehegatten zueinander. 
Aus praktiſchen Erwägungen ſeien noch mit angeführt 

5. die nach durchgängiger Rſpr. zuläſſige, aus dem ehe⸗ 
lichen Güterrecht hergeleitete Koſtenvorſchußpflicht des 
Mannes (a. M. Stein⸗Jonas vor 8 606 3PO. 
VI, 2) ſowie 

6. Anſprüche auf Herausgabe von Sachen nach § 1361 
Abſ. 1 BGB. i. Verb. m. § 940 ZPO. 

b) Welches die Merkmale des an verſchiedenen Stellen 
(8 23 GG., 88 20, 23, 40, 546, 709 Abſ. 4 3 PO.) wieder⸗ 
kehrenden Begriffs des „vermögensrechtlichen Anſpruchs“ 
ſind, iſt im Geſetz ſelbſt nirgend geſagt. Wiſſenſchaft und 
Rſpr. ſind ſich indeſſen darin einig, daß ein Anſpruch als 
vermögensrechtlicher anzuſehen iſt, wenn er entweder aus 
einem vermögensrechtlichen Verhältnis abgeleitet wird oder 
zwar auf nichtvermögensrechtlicher Grundlage ruht, dann 
aber ein Verlangen darſtellt, deſſen Gegenſtand einen Ver⸗ 
mögenswert beſitzt (RG. 88, 333 — JW. 1916, 1338; JW. 
1900, 8535; Stein⸗Jonas 81 II, 1; Kann 81 Nr. 2; 
Skonietzki⸗Gelpcke § 20 N. 3; Sydow-Buſch 8 546 
Note 1). 

Von den oben unter 1 bis 6 aufgezählten Anträgen ſind 
nicht vermögensrechtlicher Art: Nr. 1 (Geſtattung des Ge⸗ 
trenntlebens) und Nr. 3 (Perſonenfürſorge für die minder⸗ 
jährigen Kinder). Das Getrenntleben kann zwar weitere ver⸗ 
mögensrechtliche Anſprüche auf Zahlung von Unterhalt, Her⸗ 
ausgabe von Sachen uff. zur Folge haben, dieſe ſind aber 
nur Mittel zur Durchführung der Trennung und dem Gegen⸗ 
ſtande nach nicht weſensgleich mit dem Trennungsanſpruch 
(RO. 46, 383; Stein⸗Jonas 81 II, 1 Abſ. 3). Das gleiche 
wird von der Perſonenfürſorge für die Kinder zu gelten 
haben. Für dieſe beiden Anſprüche gilt als unterſte Wert⸗ 
ſtufe der Satz von 500 AN. 

c) Wie iſt der Wert zu beſtimmen, wenn die beiden 
Anſprüche (Nr. 1—3) nebeneinander geltend gemacht werden? 

Der 23. ZivSen. des KG.: JW. 1929, 14457 38. 
54, 63, dem ſich der 27. Ziv Sen. (v. 11. Febr. 1929, 27 U 
594/29) angeſchloſſen hat, lehnt eine geſonderte Streitwert⸗ 
feſtſetzung unter der Begründung ab, daß nur ein einziger 
Streitgegenſtand vorliege. Dieſe Anſicht wird von Geier s⸗ 
höfer (Fußnote bei JW. 1929, 144) unter Berufung auf 
Friedlaender u.a. im weſentlichen im Hinblick darauf ab⸗ 
gelehnt, daß gemäß § 5 ZPO. mehrere Anſprüche bei der 
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Wertbemeſſung zuſammen zu rechnen ſeien. Die Begründung 
verkennt m. E., daß der Kernpunkt der Frage darin liegt, 
ob die verſchiedenen aus § 627 ZPO. hergeleiteten nicht ver⸗ 
mögensrechtlichen Begehren unter dem Geſichtspunkt einer 
einſtweiligen Regelung des Eheverhältniſſes ſich als eine 
Einheit betrachten laſſen. Warum eine ſolche Zuſammen⸗ 
faſſung nach allgemeinen Denkgeſetzen nicht möglich ſein ſollte, 
iſt nicht einzuſehen. Daß dieſe Art der Betrachtung dem 
Geſetz nicht ferngelegen hat, dürfte unwiderleglich aus der 
Zuſammenfaſſung in einen einzigen Satz zu entnehmen ſein. 
Der Verbleib der Ehegatten und das Fürſorgerecht für die 
minderjährigen Kinder ſind Dinge, die der Natur der Sache 
nach untrennbar zuſammenhängen; die Betrachtung ihrer 
einſtweiligen Regelung unter einem einheitlichen Geſichtspunkt 
(Herſtellung eines erträglichen tatſächlichen Zuſtandes) ent⸗ 
ſpricht der Lebensnotwendigkeit. Die Frage gehört zu denen, 
mit denen ſich die Rſpr. weiter zu befaſſen haben wird. 


d) Treffen verſchiedene Anträge vermögensrechtlicher Art 
zuſammen, alſo Nr. 2, 4, 5, 6, ſo findet eine Zuſammen⸗ 
rechnung nach § 5 ZPO. ſtatt. Zu beachten iſt Abſ. 4 des 
§ 10 GͤG., wonach bei einem Streit über die Unterhalts⸗ 
pflicht der Ehegatten der Wert des Rechtes auf Entrichtung 
einer Geldrente auf den halbjährlichen Betrag derſelben be⸗ 
rechnet wird. 

e) Betrifft der Antrag die Regelung der Unterhalts⸗ 
pflicht der Ehegatten gegenüber den Kindern im Verhältnis 
der Ehegatten zueinander (oben Nr. 4), ſo dürfte Abſ. 4 des 
$ 10 entſprechend anwendbar, alſo auch hier der halbjährliche 
Betrag maßgebend fein (Friedlaender, GKG. 1928 89 
bis 15 N. 212 S. 152). 


f) Beim Zuſammentreffen von vermögens- mit nicht ver⸗ 
mögensrechtlichen Anſprüchen greift 8 11 Abſ. 2 GKG. ein, 
der durch die Novelle v. 20. Dez. 1928 nicht berührt iſt. 


Sofern der vermögensrechtliche Anſpruch aus dem nicht 
vermögensrechtlichen hergeleitet iſt, iſt nur ein Anſpruch, 
und zwar der höhere maßgebend. Die Vorausſetzung der 
„Herleitung“ wird bei einſtweiligen Regelungen in Ehe⸗ 
ſtreitigkeiten meiſt gegeben fein, fo insbeſ,, wenn der An⸗ 
ſpruch auf Getrenntleben gleichzeitig mit Unterhaltsanſprüchen 
für Frau und Kinder ſowie mit Anſprüchen auf Heraus⸗ 
gabe von Sachen nach $ 1361 BGB. geltend gemacht wird. 
In ſolchen Fällen muß für die beiden Gruppen von An- 
ſprüchen (vermögensrechtliche und nicht vermögensrechtliche) 
zunächſt eine geſonderte Berechnung ſtattfinden, die höhere 
Endziffer iſt maßgebend. — Mindeſtbetrag immer 500 M. 


IV. Für die Übergangszeit haben ſich die gewohnten 
Zweifel ergeben. 
Die Novelle beſtimmt in Art. II Abſ. 1: 


Die Vorſchriften des Art. 1 treten mit dem 1. April 
1929 in Kraft. 


Abſ. 2: 
Die Vorſchriften des Art. I finden auf die vor ihrem 
Inkrafttreten anhängig gewordenen Rechtsſachen An⸗ 
wendung, ſoweit nicht die Inſtanz vor dieſem Zeitpunkt 
beendet war. 


Was unter der Beendigung der Inſtanz i. S. dieſes Ge⸗ 
ſetzes zu verſtehen iſt, iſt nicht geſagt; es dürfte wohl am 
nächſten liegen, hierzu auf die Vorſchrift in Art. IV des 
Geſ. v. 28. Jan. 1927 zurückzugreifen, in welcher der Be⸗ 
griff der Inſtanz für das Koſtenweſen eine authentiſche Aus⸗ 
legung erfahren hat. Hiernach gilt als Ende der Inſtanz in 
bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten, ſofern die Inſtanz mit einem 
Urteil abſchließt, hinſichtlich der Gerichtskoſten der Zeitpunkt 
der Verkündung und hinſichtlich der Amvaltsgebühren der 
Zeitpunkt der Zuftellung und, wenn ein Rechtsmittel gegen 
das Urteil nicht ſtattfindet, der Zeitpunkt der Verkündung. 
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Aſt nach den Rirchenaustrittsgeſetzen ein Austritt ans 
dem Proteſtantismus oder Indentum möglich? 


So möchte ich die in früheren Nummern dieſer Zeitſchrift be⸗ 
handelte Frage: „Gibt es einen Austritt aus der evan⸗ 
geliſchen Kirche?“ faſſen (vgl. Schwarzloſe: JW. 1928, 
3210 ff.; Comte, Schelb, Beyer und Gieſe: IJ!W. 1929, 
1106 ff.). Dann würde nämlich dieſelbe Antwort ſich aufdrängen 
wie auf die Frage: „Gibt es einen Austritt aus dem Chriſtentum?“ 
Denn „evangeliſche Kirche“ ſchlechthin ſcheint nicht eine Körperſchaft 
zu bezeichnen, ſondern ein Bekenntnis, wenn aber eine Körperſchaft, 
dann die Gattung, nicht das Individuum. Die Streifrage ſpitzt ſich 
alſo darauf zu, ob die „evangeliſche Kirche“ rechtlich ein Individuum 
iſt. Der Meinungsſtreit könnte als abgeſchloſſen gelten, wenn nicht 
Schwarzloſes und Gieſes im Ergebnis richtige Verneinung 
der Streitfrage noch einiger weſentlicher Geſichtspunkte zur Begrün⸗ 
dung bedürfte 

1. Austreten kann man nur aus einer Körperſchaft 
im Rechtsſinne, d. h. entweder aus einer rechtsfähigen (mit 
Verfaſſung und vertretungsberechtigten Organen ausgeſtatteten) 
Körperſchaft oder aus einer nicht rechtsfähigen Körperſchaft, die aber 
doch irgendwie rechtlich, ſei es als Vertragsgemeinſchaft (nicht rechts⸗ 
fähiger Verein), ſei es als ein vom Staat geſetzter Zwangsverband 
in Erſcheinung tritt. Daß die „evangeliſche Kirche“ i. S. einer evan⸗ 
geliſchen Weltkirche oder auch nur einer evangeliſchen Reichskirche 
weder eine rechtsfähige Körperſchaft noch eine Vertragsgemeinſchaft iſt, 
ſteht außer Zweifel, ebenſo, daß die evangeliſche Weltkirche nicht in 
Geſtalt eines ſtaatlichen Zwangsverbandes nichtrechtsfähige Körper⸗ 
ſchaft iſt. Aber auch eine evangeliſche Reichskirche, wie Schelb ſie 
im Auge hat, gibt es im Rechtsſinn nicht. Das corpus evangeli- 
corum war, ſowenig wie das corpus catholicorum, Kirche (Reli⸗ 
gionsgeſellſchaft) oder Organ einer Kirche, ſondern nur eine ſtaatsrecht⸗ 
liche Inſtitution des alten Reiches, die mit dieſem in Wegfall ge⸗ 
kommen iſt. Wenn es aber wirklich eine evangeliſche Reichskirche 
als ſtaatlichen Zwangsverband gegeben hätte, ſo wäre ſie durch die 
Weimarer Verfaſſung und die Begründung des Deutſchen Evangeli- 
ſchen Kirchenbundes beſeitigt worden. Der Hypotheſe einer „evan⸗ 
geliſchen Geſamtkirche im Rechtsſinn“ liegt in Wahrheit eine andere 
Vorſtellung zugrunde, nämlich die, daß die „Konfeſſion“ eine in 
ihrer Entſtehung von perſönlichen Willenserklärungen unabhängige 
öffentlich⸗rechtliche Qualität ſei. Allein die Kirchenaustrittsgeſetze 
haben es nicht mit der Ablegung einer Konfeſſion, die vielmehr 
dem ſtaatlichen Geſetzgeber ganz gleichgültig iſt, ſondern mit dem 
„Austritt“ aus einer „Körperſchaft““ zu tun. 

2. Für die Rechtsnatur des Kirchenaustritts iſt nicht aus⸗ 
ſchließlich das Landesrecht und das kirchliche Recht maßgebend, ſon⸗ 
dern in erſter Linie die Reichsverfaſſung. Dieſe kennt 
keine Bekenntniſſe, ſondern nur Religionsgeſell⸗ 
ſchaften (Körperſchaften), Art. 137. Ein LGef., welches den Aus⸗ 
tritt aus der „evangeliſchen Kirche ſchlechthin“ für zuläſſig erklärte, 
würde zur Verf. in Widerſpruch ſtehen. Ebenſo würde es mit der 
NBerf. unvereinbar fein, wenn, was Schelb ſogar für ein Ziel 
ſtaatskirchenrechtlicher Entwicklung hält, die Landesgeſetzgebung die 
Regelung des ſtaatlich⸗rechtlich wirkenden Kirchenaustritts der kirch⸗ 
lichen Geſetzgebung überlaſſen wollte. Denn die Länder können auf 
die ihnen nach der Werf. (Art. 10, 12, 137 Abf. 8) zustehende 
Geſetzgebungsgewalt nicht rechtsgültig verzichten oder ſie einer an⸗ 
deren Körperſchaft delegieren. 1 

3. Entſprechend der gleichartigen Streitfrage bei der evan⸗ 
geliſchen Kirche iſt auch die Frage: „Gibt es einen Austritt 
aus dem Judentum?“ zu verneinen. Das „Judentum“ iſt 
ebenſowenig wie die „evangeliſche Kirche“ eine Körperſchaft im 
Rechtsſinn. Nur aus einer einzelnen israel. Kultusgemeinde oder 
einem öffenklich⸗rechtlichen Verband ſolcher Kultusgemeinden kann 
man austreten. Das kommt auch im Prͤirchen AustrG. v. 30. Nov. 
1920 (8 4) zum treffenden Ausdruck. 

4. Die Frage des Kirchenaustritts ſteht in unlösbarem Zu⸗ 
ſammenhang mit der Frage nach dem Rechtsgrund der Ent- 
ſtehung der kirchlichen Mitgliedſchaft. In dieſem größe⸗ 
ren Zuſammenhang habe ich bereits 1925 die Frage, ob es einen 
Austritt aus der „evangeliſchen Kirche“ oder aus dem „Judentum“ 
gibt, geſtellt und verneint („Wer gehört der Kirche an?“ ArchdffR. 
NF. 10 Heft 1/2 S. 120). Ich habe dort auf Grund des Reichs⸗ 
rechts und Landesrechts, wie auch auf Grund des religionsgeſell⸗ 
ſchaftlichen Rechts der Katholiken, Proteſtanten und Juden, den 
Nachweis unternommen, daß die Kirchenzugehörigkeit weder auf 
Geburt noch auf Taufe (Beſchneidung), Konfimation oder religiöſer 
Erziehung beruht, ſondern ausſchließlich auf der freien in rechts⸗ 
geſchäftlicher Erklärung oder ſchlüſſigem Verhalten zum Ausdruck 
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Auffäße. 


kommenden Willensbeſtimmung des Erwachſenen (vgl. auch „Un⸗ 
freiwillige Kirchenmitglieder“, VerwArch. 32, 417). Neuerdings hat 
Prof. Dr. Rud. Oeſcheh in einem dem Landeskonſiſtorium der 
Ev.⸗Luth. Landeskirche des Freiſtaates Sachſen erſtatteten Gut⸗ 
achten zu der Frage Stellung genommen. Er nimmt Taufe und reli⸗ 
giöſe Erziehung als Rechtsgrundlage der Kirchenzugehörigkeit an 
(ArchoffR. NF. 16 S. 1 ff.). Dieſe Konſtruktion, deren Unhaltbar⸗ 
keit in m. erwähnten Aufſatz „Wer gehört der Kirche an?“ (S. 17ff.) 
dargelegt wird, ſcheitert ſchon daran, daß die Taufe nach kirch⸗ 
licher Auffaſſung nur die Aufnahme in die „chriſtliche Kirche“ 
bedeutet, daß es aber eine „chriſtliche Kirche“ als Körper⸗ 
ſchaft im Rechtsſinn ebenſowenig gibt wie eine „evangeliſche Kirche“. 
5. Neben der hier erörterten Frage, ob der Kirchenaustritt 
des Proteſtanten die Wirkung eines Austritts aus der Gebiets⸗ 
kirche oder aus der juridiſch nicht vorhandenen Geſamtheit der evan⸗ 
geliſchen Kirchen bedeutet, gibt es aber noch das echte Problem der 
räumlichen Wirkung des Kirchenaustrittes. Die hier⸗ 
auf bezügliche, von Gieſe (a. a. O.) angezogene Statutenkolliſions⸗ 
norm des SächſͤirchAustrh. v. 4. Aug. 1919 iſt indes über⸗ 
flüſſig und ſinnwidrig. Überflüſſig: denn zwiſchen Glied⸗ 
ſtaaten eines Reiches iſt auf einem Sachgebiet, auf dem das 
Reich ſelbſt ſich geſetzgeberiſch betätigt, kein Raum für eine 
Statutenkolliſionsnorm. Im Art. 137 Verf. ift implizite die Be⸗ 
ſtimmung enthalten, daß jeder Kirchenaustritt für das ganze Reichs⸗ 
gebiet gilt. Denn wenn die RVerf. unmittelbar den Religions⸗ 
geſellſchaften Rechte gibt, dann will ſie mit logiſcher Notwendigkeit 
auch die Identität des Perſonenkreiſes der einzelnen Religions- 
geſellſchaft für das ganze Reichsgebiet feſtgeſtellt wiſſen. Sinn⸗ 
widrig aber iſt dieſe überflüſſige und von der Verf. dero⸗ 
gierte Statutenkolliſionsnorm: denn nach ihr kann ein Deutſcher, 
der außerhalb Sachſens ſeinen Wohnſitz, aber innerhalb Sachſens 
ſeinen Aufenthalt hat, überhaupt nicht aus der Kirche austreten, 
obwohl ihm das Recht dazu ausdrücklich im § 1 desſelben ſächſ. Ge⸗ 
fees verbrieft iſt (vgl. hierüber und überhaupt über die Rechts⸗ 
wirkung des Kirchenaustritts m. Aufſatz „Der ſtandesamtliche 
Kirchenaustritt“: Ztſchr. f. Standesamtsweſen 1928, 91). 


ORegR. Dr. Friedrich Meß, Weimar. 


IR der Allerheiligentag in allen Teilen der Rhein⸗ 
provuinz geletzlicher Feiertag? 


Bandmann, Berlin (DIZ. 1929 Sp. 849) wirft die Frage 
auf, ob der Allerheiligentag in ſämtlichen Teilen der Rhein⸗ 
provinz geſetzlicher Feiertag ſei, und kommt im Gegenſatz zum 
RArbG. v. 23. März 1929, 367/28: R ArbG. 5, 465 zu dem Er⸗ 
gebniſſe, daß der Allerheiligentag in den überwiegend evangeliſchen 
Gegenden der Rheinprovinz nicht als geſetzlicher Feiertag an⸗ 
zuſehen ſei. Dies Ergebnis ſcheint mir, wenn ich auch nicht ver⸗ 
kenne, daß das RArbGg. von einzelnen unzutreffenden Voraus⸗ 
ſetzungen ausgeht, unrichtig zu ſein. 

Bandmann begründet ſeinen Standpunkt damit, wenn auch 
dem Allerheiligentag durch die preuß. Kabinettsorder v. 7. Febr. 
1837 (GS. 21) i. Verb. m. der Kabinettsorder v. 5. Juli 1832 
(GS. 197) die Eigenſchaft eines geſetzlichen Feiertags für die ganze 
Rheinprovinz beigelegt worden ſei, ſo ſei dieſe Regelung doch 
durch eine von der preuß. Landesregierung auf Grund des § 105 a 
Abſ. 2 GewO. erlaſſene Beſtimmung für einen Teil der Rhein⸗ 
provinz aufgehoben. Dieſe Beſtimmung erblickt Bandmann in 
der vom RArbch. offenbar überſehenen gemeinſamen Bek. der 
preuß. Miniſter für Handel und Gewerbe, der geiſtlichen, und Unter⸗ 
richtsangelegenheiten ſowie des Innern v. 8. Mai 1912, in der 
unter Bezugnahme auf § 105 Abſ. 2 GewO. beſtimmt it, „daß 
in der Rheinprovinz diejenigen Tage, welche im $ 14 ver für dieſe 
Provinz ergangenen PolVO. über die äußere Heilighaltung der 
Sonn⸗ und Feſttage v. 22. Nov. 1907 als Feſttage bezeichnet ſind, 
in dem dort angegebenen Umfange auch als Feſttage i. S. der 
88 105 a ff. Gemd. zu gelten haben“. Durch die genannte, ord⸗ 
nungsmäßig in den Amtsblättern der rheiniſchen Regierungen ver⸗ 
öffentlichte Bek. iſt nach Bandmann für § 14 Pol VO. des Ober⸗ 
präſidenten v. 22. Nov. 1907, worin der Allerheiligentag nur 
für Gemeinden mit überwiegend katholiſcher Bevölkerung als Feſt⸗ 
tag bezeichnet wird, nachträglich eine Rechtsgrundlage geſchaffen und 
damit der Allerheiligentag für die überwiegend evangeliſchen Gegen⸗ 
den der Rheinprovinz ſeines Charakters als geſetzlicher Feiertag 
entkleidet worden. 

Dieſe Argumentierung Bandmanns krankt an dem grund⸗ 
ſätzlichen Fehler, daß die Beſtimmung von Feſttagen ſeitens der 
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Landesregierungen auf Grund des § 105a Abſ. 2 GewO. mit ihrer 
Erklärung zu geſetzlichen Feiertagen gleichgeſetzt wird, ein Fehler, 
den aber auch das RArbcz. in feiner obenangeführten Entſch. 
macht, wenn es erörtert, daß eine Beſtimmung auf Grund des 
§ 105 a Abſ. 2 GewO. nicht ergangen ſei und deshalb die durch 
die angeführten Kabinettsorders begründete Eigenſchaft des Aller⸗ 
heiligentags als geſetzlichen Feiertags, auf die es nach 
der ausdrücklichen Beſtimmung des der Entſch. zugrunde liegenden 
TarVertr. ankommt, bis heute fortbeſtehe. Der § 105 a Gewd. 
hat, auch in Abf. 2, nach ſeinem klaren Wortlaute keine über 
den Umfang der GewO. hinausgehende Bedeutung. Wenn alſo 
eine Landesregierung auf Grund des § 105 Abſ. 2 GewO. einen 
Tag als Feſttag bezeichnet, ſo iſt das nur für das Gebiet der 
GewO. maßgebend, jo daß alſo insbeſ. die Gewerbetreibenden die 
Arbeiter zum Arbeiten an dieſem Tage nicht verpflichten können 
(vgl. in dieſem Sinne auch RGSt. 24, 268, Urt. v. 2. Okt. 
1893). Dagegen erhält der Tag dadurch nicht den Charakter eines 
Feiertags in den übrigen Beziehungen, z. B. nicht i. S. der ABO. 
(88 188, 216, 222, 761), nicht i. S. der StRD. ($ 43) und nicht 
i. ©. der WO. (Art. 92). Er wird dadurch auch nicht Feiertag für 
die Tätigkeit der Behörden bzw. der Schulen. Dazu iſt eben 
mehr nötig, es iſt ſeine Erklärung zum geſetzlichen Feiertag über⸗ 
haupt erforderlich. 

In Preußen iſt nun, wie das RArbch. in feiner angeführten 
Entſch. eingehend erörtert hat, der Allerheiligentag durch die er⸗ 
wähnten Kabinettsorders v. 7. Febr. 1837 und v. 5. Juli 1832 
zum „geſetzlichen Feiertag“ in der ganzen Rheinprovinz erhoben 
worden. Dieſe Kabinettsorders hatten nach dem damals geltenden 
Staatsrecht Eigenſchaft und Wirkung von Geſetzen und ſind bis 
heute nicht aufgehoben worden, wie das RArbG. zutreffend aus⸗ 
führt. Die VO. des Oberpräſidenten der Rheinprovinz über die 
äußere Heilighaltung der Sonn⸗ und Feſttage v. 29. Nov. 1907 
konnte dieſe geſetzlichen Beſtimmungen nicht ändern und wollte 
ſie auch nicht ändern, da ſie bewußt nur die äußere Heilig⸗ 
haltung der Feſttage, z. B. bezüglich des Fuhrwerksverkehrs 
und der öffentlichen Verkaufsſtellen, regeln wollte. Indem ſie für 
den Allerheiligentag dieſe äußere Heilighaltung in den Gegenden 
der Rheinprovinz mit überwiegend evangeliſcher Bevölkerung nicht er⸗ 
fordert, will ſie auch für dieſe Gegenden ſeine Eigenſchaft als die eines 
geſetzlichen Feiertags nicht aufheben, was ſie im übrigen gegenüber 
dem fortbeſtehenden Geſetze (den Kabinettsorders) auch gar nicht 
kann. Gegenüber dieſem Geſetze kann ſich auch nicht, wie Band⸗ 
mann das anzunehmen ſcheint, ſeit den 50er Jahren des vorigen 
Jahrhunderts ein gegenteiliges Gewohnheitsrecht für die Gegenden 
der Rheinprovinz mit überwiegend evangeliſcher Bevölkerung ge⸗ 
bildet haben, da in dieſer geſetzgeberiſch doch ſchon ziemlich ent⸗ 
wickelten Zeit ein Gewohnheitsrecht ſich höchſtens praeter legem, 
aber nicht contra legem bilden konnte. 

Was ſodann die Bek. der preuß. Min. für Handel und Ge- 
werbe, der geiftlichen und Unterrichtsangelegenheiten ſowie des 
Innern v. 8. Mai 1912 angeht, ſo erklärt ſie i. Verb. m. 8 14 
der vorerwähnten VO. des Oberpräſidenten der Rheinprovinz den 
Allerheiligentag nur für die nicht überwiegend evangeliſchen Gegen⸗ 
den der Rheinprovinz als Feſttag i. S. der 88 105 a ff. Gwd. 
Dieſe Beſtimmung iſt rechtswirkſam auf Grund des § 105 Abſ. 2 
Gewd., der die Zuſtändigkeit der Zentralverwaltungsbehörden der 
Länder zur Regelung der Frage, welche Tage am einzelnen Ort be⸗ 
züglich des Gewerbebetriebs als Feſttage anzuſehen ſind, 
anerkennt (vgl. RGSt. 24, 268, Urt. v. 2. Okt. 1893). Sie bezieht 
ſich nach dem oben Geſagten aber nur auf das Gebiet der GewS. 
(insbeſ. auf die Frage der Verpflichtung der Arbeiter, an den be⸗ 
treffenden Tagen zu arbeiten), und vermag daher dem Aller- 
heiligentag auch für die überwiegend evangeliſchen Gegenden nicht 
den ihm durch fortgeltendes Geſetz beigelegten Charakter eines ge⸗ 
ſetzlichen Feiertags im übrigen (vgl. die oben aufgeführten ver⸗ 
ee Beziehungen, in denen ſich dieſer Charakter äußert) zu 
nehmen. 

Ich faſſe das Ergebnis kurz dahin zuſammen: Der Aller⸗ 
heiligentag iſt nach wie vor in allen Teilen der Rheinprovinz 
geſetzlicher Feiertag, in den überwiegend evangeliſchen Gegenden 
derſelben iſt er aber nicht als Feſttag i. S. der GewO. anzufehen. 

LGpPräſ. Dr. Braun⸗Frideriei, Gladbach⸗Rheydt. 


Volksgeſetzgebung und Reichsverfaſfung, 


Die Reichsregierung hat eine Erklärung gegen das „Freiheits⸗ 
geſetz“ des Volksbegehrens veröffentlicht und dabei die Anſicht, daß 
das Geſetz verfaſſungsändernd iſt, begründet ). Sie macht geltend, 
daß das Geſetz Rechte des Reichspräſidenten beeinträchtigen und 
durch Eingriffe in die auswärtige Politik den Grundſatz der 
Trennung der Gewalten verletzen würde. Die Reichsregierung macht 
ſich dabei ein Argument zu eigen, das Anſchütz bereits mit ſeiner 


1) Vgl. RTDruckſ. Nr. 1429. 
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großen verfaſſungsrechtlichen Autorität in der Öffentlichkeit ver⸗ 
treten hat 2). 

Die Grenzlinie zwiſchen dem Wirkungskreiſe der geſetzgeben⸗ 
den Gewalt und den Befugniſſen der Reichsregierung wird auf 
dieſe Weiſe mit einer Deutlichkeit gezogen, wie es in der zehn⸗ 
jährigen Geſchichte der Weimarer Verfaſſung nur ſelten geſchehen 
iſt. Der letzten Konſequenzen der richtigen Auffaſſung ſcheint ſich 
indeſſen die Reichsregierung nicht bewußt geworden zu ſein. Wenn, 
wie die Reichsregierung meint, im herrſchenden Verfaſſungsſyſtem 
eine Richtlinie für die Außenpolitik nicht zum Gegenſtande der 
Geſetzgebung gemacht werden kann — ich teile dieſe Auf⸗ 
faſſung?) —, dann kann eine ſolche Richtlinie, ehe nicht das Ver⸗ 
faſſungsſyſtem abgeändert iſt, überhaupt nicht vom Volke be⸗ 
gehrt werden. Nach Art. 73 Abſ. 3 RVerf. können nur Geſetze be⸗ 
gehrt werden. Ein Volksbegehren, das einen der Geſetzgebung un⸗ 
zugänglichen Inhalt hat, muß von der Reichsregierung als un⸗ 
zuläſſig zurückgewieſen werden. 

Dieſe klare Rechtslage iſt nicht ſofort deutlich geworden, weil 
die Art, mit der in die Staatspraxis Verfaſſungsdurchbrechungen 
beim Geſetzgebungsverfahren des RT. erfolgen, die Augen getrübt 
hat. Es beſteht die, im Schrifttum allerdings ftark angegriffene, 
Regierungs⸗ und Parlamentsgewohnheit, Geſetze, die einen Tat⸗ 
beſtand entgegen einer Verfaſſungsnorm (insbeſ. entgegen einem 
Grundrechte) regeln, auch ohne ausdrückliche Abänderung der 
Verf. als gültig anzuſehen, wenn nur die Geſetze mit den quali⸗ 
fizierten Mehrheiten des Art. 76 angenommen worden ſind. Bei 
dieſer Praxis wird darauf verzichtet, ſchon beim Einbringen der 
Geſetze darüber volle Klarheit zu ſchaffen, ob der Geſetzesinhalt 
verfaſſungsmäßig iſt, und gegebenenfalls die entgegenſtehende Ver⸗ 
faſſungsnorm vor Erlaß des abweichenden Geſetzes abzuändern. 
Die Gegner dieſer Praxis haben ſich bisher nicht durchzuſetzen ver⸗ 
mocht, weil der RT. ſelbſt Herr ſeiner Geſchaftsordnung und des 
Verfahrens bis zum Geſetzesbeſchluß iſt. 

Es würde den Weg zu ſtaatsrechtlichen Grotesken eröffnen, wenn 
man ähnliches aus der Parlamentsgeſetzgebung auf die Volksgeſetz⸗ 
gebung übertragen wollte. Im Parlamentsgeſetzgebungsverfahren mag 
es praktiſch noch einigermaßen erträglich ſein, daß ein Beſchluß über 
die verfaſſungsmäßige Zuläſſigkeit unterbleibt, bis durch die Ab⸗ 
ſtimmung über den Geſetzesantrag zugleich entſchieden wird, ob die 
zur Verfaſſungsdurchbrechung erforderliche Mehrheit vorliegt oder 
nicht. Beim Volksbegehren würde ein ſolches Abwarten, ob nicht 
der fpätere Volksentſcheid vielleicht die Mehrheiten für eine Ver⸗ 
faſſungsänderung bringen und das Verfahren rückwärts ſank⸗ 
tionieren könnte, dem Sinne der Verfahrensordnung und der Norm, 
daß der Reichs miniſter des Innern über den Antrag auf Zulaſſung 
des Begehrens zu entſcheiden hat, widerſprechen. 

Wollte man das Recht und die Pflicht des Reichsminiſters des 
Innern, inhaltlich unzuläſſige Volksbegehren zurückzuweiſen, ſich 
hier nicht auswirken laſſen, ſo käme man zu dem Ergebnis, daß 
auch Rechtsurteile und Verwaltungsakte der unteren Behörden, Er- 
Klärungen und Beleidigungen (unter Durchbrechung des Art. 109 
und mit einer die Beleidigungen ermöglichten Ausnahme von 8 185 
StGB.) „begehrt“ werden könnten ). 

Geht man von der richtigen Auffaſſung aus, daß das nach 
Art. 73 Abſ. 3 begehrte Geſetz inhaltlich zuläſſig (verfaſſungsmäßig) 
ſein muß — ein Antrag auf Verfaſſungsänderung wäre zuläſſig —, 
ſo findet man auch die richtige Löſung in einer anderen großen Ver⸗ 
faſſungsſtreitfrage, die aus Anlaß des letzten Volksbegehrens auf⸗ 
getaucht iſt. Die in Art. 125 als Wahlfreiheit gewährte Stimmfreiheit 
iſt nur die Freiheit, ſich an einem verfaſſungsmäßigen Volksbegehren 
zu beteiligen. Dagegen beſteht kein verfaſſungsmäßiges Grundrecht 
in einem Begehren, das keinen verfaſſungsmäßigen Inhalt hat und 
deshalb unzuläſſig iſt, zu ſtimmen. Erſt die Zulaſſung eines an ſich 
unzuläſſigen Volksbegehrens durch die Reichsregierung hat in die 
Schwierigkeiten geführt, die wegen der Beteiligung der Beamten am 
Volksbegehren entſtanden ſind. 

Mindir. Poehſch-Heffter, Berlin. 


Zufion und Lirmenrecht. 


Die Fuſion Disconto⸗Geſellſchaft — Deutſche Bank iſt in der 
Weiſe geſchehen, daß die Deutſche Bank das Vermögen der 
Disconto⸗Geſellſchaft hereingenommen und deren Geſellſchaftern da⸗ 


2) Staatsrechtliche Betrachtungen zum Volksbegehren: Frankf. 
Ztg. Nr. 847 v. 13. Nov. 1929. 

3) Der RT. hat ſich mit d. Gef. v. 30. Aug. 1924 (RGBl. I, 
289) darüber hinweggeſetzt. Vgl. $ 3a des Gef. 5 

Die Reichsregierung geht in ihrer Stellungnahme zum „Frei⸗ 
heitsgeſet“ davon aus, daß eine Beſtimmung in ihm „dem Ziele 
diene, die bisherige deutſche Außenpolitik und ihre verantwortlichen 
Träger zu entehren“. Es widerſpricht dem Staatsgedanken in jeder 
Form, daß für einen ſolchen Beleidigungszweck öffentliche Mittel und 
der ſtaatliche Apparat zur Verfügung geſtellt werden. 
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für Aktien gegeben hat. Zugleich mit der hierzu erforderlichen Er⸗ 
höhung des Grundkapitals hat die GenVerſ. der Aktionäre der 
Deutſchen Bank beſchloſſen, daß die Firma der Geſellſchaft hin⸗ 
fort: „Deutſche Bank und Discontogeſellſchaft“ lauten ſolle. Es 
iſt das inſofern nicht eine reine Zuſammenſtellung der beiden 
bisherigen Firmen, als die Firma der aufgenommenen Geſell⸗ 
ſchaft genau lautete: Direction der Disconto⸗Geſellſchaft. 


Die Deutſche Bank iſt von Beginn an AktG. geweſen. Die 
Disconto⸗Geſellſchaft oder — wie man korrekter ſich ausdrücken 
müßte — die Direktion der Disconto⸗Geſellſchaft (eine zuläſſige 
Geſtalt einer „Firma“ dürfte das auch nach früherem Recht kaum 
geweſen ſein), war eine Kommanditgeſellſchaft auf Aktien. Bei 
beiden Geſellſchaften entſprach die Firma nicht dem § 20 HGB., 
wonach die Firma einer jeden AktG. und Kommanditgeſellſchaft 
auf Aktien dieſe Bezeichnung als Zuſatz enthalten muß. Gleich⸗ 
wohl beſtanden beide Firmen zu Recht, weil ſie aus der Zeit 
ſtammen, wo der § 20 HGB. noch nicht galt, und bei Einführung 
des geänderten Rechts durch Art. 22 Abſ. 1 Einf. z. HGB. v. 
10. Mai 1897 beſtimmt wurde: 


Die zur Zeit des Inkrafttretens des HGB. eingetragenen 
Firmen können weitergeführt werden, ſoweit ſie nach den bis⸗ 
herigen Vorſchriften geführt werden durften. 


Es iſt die Frage aufgeworfen und brennend geworden, 
ob die Firma, welche die Deutſche Bank hinfort führen will 
— Deutſche Bank und Disconto⸗Geſellſchaft — zu Recht beſteht, 
obwohl ſie den in 8 20 Halbſ. 2 HGB. vorgeſchriebenen Zuſatz 
AktG. nicht enthält. 

Es kann nach meiner Auffaſſung nicht zweifelhaft ſein, daß 
die Frage verneint werden muß. Die Deutſche Bank iſt der ent⸗ 
gegengeſetzten Meinung und hat damit die Billigung des Regiſter⸗ 
richters gefunden, welcher ohne Beanſtandung die Kapitalerhöhung 
nebſt allem, was damit zuſammenhängt, namentlich alſo auch die 
Umgeſtaltung der Firma in das Handelsregiſter eingetragen hat. 
Das kann nur ſo gemeint ſein, daß auch auf die Firma in der 
geänderten Geſtalt die Übergangsvorſchrift des Art. 22 anzuwenden 
iſt, m. a. W. daß — im Sinn dieſer Vorſchrift — auch in dieſer 
Geſtalt die Firma am 1. Jan. 1900 im Handelsregiſter ein⸗ 
getragen war. 

Geſetze ſind nicht ſelten zweideutig, überhaupt undeutlich ge⸗ 
faßt, zuweilen auch im ſprachlichen Ausdruck mißglückt und nach⸗ 
weisbar unrichtig geraten, und der Juriſt kommt oft in die Lage, 
das geſchriebene Geſetz „auszulegen“, ſtatt es einfach im Sinn des 
ſprachlichen Ausdrucks hinzunehmen und anzuwenden. Der hier in 
Frage ſtehende Art. 22 aber iſt in ſeiner beſtimmten, ebenſo kurzen 
wie klaren Faſſung einer ſolchen „Auslegung“ weder bedürftig 
noch zugänglich. Man würde zu dem hier abgelehnten Ergebnis 
gelangen können, wenn man die Meinung des Geſetzgebers dahin 
verſtehen dürfte, daß es für die Inhaber der beim Inkraft⸗ 
treten des neuen Geſetzes beſtehenden Firmen beim bisherigen 
Recht bleiben ſollte, und wenigſtens für korporative Handels⸗ 
geſellſchaften wäre die Regelung des Übergangs zum neuen Recht 
in dieſer Art nicht ſchlechthin undenkbar geweſen. Aber der Art. 22 
handelt nicht nur von ſolchen Geſellſchaften. Er gilt ganz all⸗ 
gemein auch von Firmen von Einzelkaufleuten, OHG. uſw. Es 
müßten alſo ſchon Alle, für welche am 1. Jan. 1900 eine Firma 
eingetragen war, vom neuen Firmenrecht eximiert worden ſein. 
Aus verſtändlichen Gründen iſt das gerade nicht beſtimmt worden. 
Die alten Firmen, nicht ihre Inhaber ſind eximiert. „Die Firmen“ 
können weitergeführt werden, jagt das Geſetz. Der Inhaber der 
Firma kann wechſeln, die Firma muß dieſelbe bleiben. Wird ſie 
geändert, dann geſchieht das im Bann des neuen Rechts. 


Es kann nicht wohl beſtritten werden, daß die Deutſche Bank 
eine andere Firma wie bisher angenommen hat. Die Zuſammen⸗ 
ſtellung der bisherigen Firma mit der der aufgenommenen Ge⸗ 
ſellſchaft iſt nur eine eigene Art der Anderung. Die Bank ſelbſt 
ſpricht denn auch in der Tagesordnung für die GenVerſ. v. 29. Okt. 
1929 unbefangen von der Feſtſetzung der neuen Firma. In dem 
zur Einführung der neuen Aktien veröffentlichten Proſpekt hat 
man — aufmerkſam geworden — vermieden, das jo gerade 
herauszuſagen. Man hat ſich ausgedrückt: Fortſetzung der bis⸗ 
herigen Firma in der obigen Form (d. h. Deutſche Bank und 
Disconto⸗Geſellſchaft). Aber an einer ſpäteren Stelle des Pro⸗ 
ſpektes lautet es dann wieder: neue Firma. Es Kann ja auch 
nichts darüber hinweghelfen, daß es ſich in der Tat um eine neue 
Firma handelt, auf welche alſo Art. 22 HGB. nicht angewendet 
werden kann. 

In Bank Arch. 1929, 739 hat Rofendorff ſich für die gegen⸗ 
teilige Meinung ausgeſprochen. Man darf gewiß annehmen, daß was 
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ſich dafür ſagen laßt, der Verf. auch geſagt hat. Und das reicht nach 
meiner Meinung nicht aus. Das Affektionsintereſſe, das in dieſer 
Frage mitſpricht, übrigens wohl auch mehr noch als nur Affektions⸗ 
intereſſe iſt, ſoll nicht verkannt werden, kann aber doch nicht weiter 
wirken, als die poſitive Rechtsvorſchrift ihm gewolltermaßen Rechnung 
getragen hat. Damit iſt eine feſte Grenze gezogen. Roſendorff 
muß zugeben, daß nach feſter Rſpr. auch in der Aufnahme von Zu⸗ 
ſätzen in die ſonſt unveränderte Firma eine Anderung derſelben liegt. 
Er meint aber, daß dieſe Praxis eine Wandlung in dem Fall er⸗ 
fahren habe, daß mehrere Unternehmungen zu einem zuſammengebracht 
werden. Hierfür beruft er ſich auf einen Beſchl. des OLG. Dresden 
v. 14. Okt. 1916 (RA. 15, 135) und einen ſolchen des KG. v. 19. Okt. 
1917 (RJ A. 15, 218). Beide Entſch. bedeuten eine verſtändige 
und juriſtiſch ſicherlich auch zu rechtfertigende Weiterbildung des im 
822 HGB. Geſetz gewordenen Gedankens. Wer ein Handelsgeſchäft 
erwirbt, kann es — wenn beſtimmte Vorausſetzungen vorliegen — 
unter der bisherigen Firma fortführen; wie ſteht es damit in dem 
vom Geſetz nicht behandelten Fall, daß jemand nicht ein, ſondern 
zwei Geſchäfte erwirbt und keine der beiden Firmen fahren laſſen 
möchte, dabei aber zwei Firmen zugleich nicht führen will oder — wie 
z. B. die Akt. — nicht führen kann. Dann — wird in der obigen 
Entſch. geſagt — kann er beide Firmen zu einer zuſammengeſtellt 
führen. Keineswegs iſt damit geſagt, daß dieſe kombinierte Firma 
nicht eine neue Firma ſei. Vielmehr war gerade darum nur zweifel⸗ 
haft, und bedurfte es darum eines Hinausſchreitens über den Wort⸗ 
laut des Geſetzes, weil die Firma durch die Kombinierung mit einer 
anderen ſelbſt eine andere wird. Überhaupt aber haben dieſe Entſch. 
für die hier vorliegende Frage keine Bedeutung. In keinem der 
beiden Falle ſpielten Fragen des Übergangsrechtes hinein, und gerade 
nur um eine ſolche handelt es ſich hier. Wenn heute jemand ein 
Geſchaft mit der Firma K. Peters erwirbt, darf er die Firma fort⸗ 
führen, obwohl der Vorname nicht voll ausgeſchrieben iſt (§ 18 HGB.). 
Dasſelbe gilt, wenn er das Geſchäft des F. Harms mit dieſer Firma 
erwirbt. Wenn er beide Geſchäfte erwirbt, dann kann er — ſagt die neuere 
Rſpr. — beide Firmen kombinieren. Jawohl, nur ſtößt in dieſer Geſtalt 
die Sache auf zwei Hinderniſſe. Die Firma „K. Peters und F. Harms“ 
verſtieße gegen 8 18 Abſ. 1, weil keiner der Vornamen ausgeſchrieben 
iſt, und ſie verſtieße gegen § 18 Abſ. 2, weil jede der beiden Firmen, 
durch den Zuſatz der anderen Firma vermehrt, ein Geſellſchaftsverhält⸗ 
nis andeuten würde. Die Firmenanderung geſchieht, ſo ſagte ich, im 
Bann des inzwiſchen geänderten Rechts. 

Das iſt meine Auffaſſung von der Rechtslage, und ich kenne 
Reine Entſch., welche dem widerſpräche. So lebhaft auch das Intereſſe 
an der Beibehaltung der bisherigen Firma ſein mag, ſobald man zu 
einer Anderung ſchreitet, iſt man damit an die Vorſchriften gebunden, 
die jetzt gelten. 

Es iſt nicht anders. Wenn die Deutſche Bank nicht die un⸗ 
veränderte Firma fortführen will, dann muß ſie, wie auch immer 
die Anderung lauten mag, den Zuſatz AktG. in die Firma herein⸗ 
nehmen. RER. Dr. Brodmann, Leipzig. 


Sonſtige Mitteilungen. 


Aus dem Haushaltsplan des preußiſchen Staats für das 
Rechnungsjahr 1930. 


„Eine Verminderung der in der Juſtizverwaltung beſchäftigten 
rund 50000 Köpfe wäre nur möglich, wenn alle reichsgeſetzgeberiſchen 
Maßnahmen vermieden würden, von denen finanzielle Mehrbelaſtungen 
für die Landesjuſtizverwaltungen zu beſorgen ſind, und wenn darüber 
hinaus eine durchgreifende Juſtizreform insbeſ. in folgender Richtung 
durchgeführt würde: 

a) Erhöhung der Zuftändigkeit der AG. in Zivilſachen. 

b) Erhöhung der Berufungsſumme in Zivilſachen. 

e) Erſetzung der erſtinſtanzlichen ZK. der LG. durch den Einzel⸗ 
richter in vermögensrechtlichen Streitigkeiten bis zu 6000 %, ſoweit 
es ſich nicht um Sachen handelt, die vor die Kammer für Handels⸗ 
ſachen gehören. 

d) Betreuung mehrerer AG. durch einen Richter. 

e) Zuläſſigkeit der Übertragung der Zivilſachen für die Bezirke 
mehrerer AG. auf den Richter eines AG. 

1) Herabſetzung der Gebühren für Rechtsanwälte in Armenſachen. 


Nach der WVerf. kann aber eine ſolche geſetzliche Regelung der 
Juſtizreform nur durch Reichsgeſetz erfolgen. Die preuß. Staats⸗ 
regierung hat eine ſolche Reform in einer an die Reichsregierung ge⸗ 
richteten Denkſchrift erbeten.“ 
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Guſtav Adolf Salander: Vom Werden der Menſchenrechte. 
Ein Beitrag zur modernen Verfaſſungsgeſchichte unter Zu⸗ 
grundelegung der virginiſchen Erklärung der Rechte vom 
12. Juni 1776 (Leipziger Rechtswiſſenſchaftliche Studien, 
herausgegeben von der Leipziger Juriſtenfakultät, Heft 19). 
Leipzig 1926. Theodor Weicher. 98 S. 


Georg Jellinek (und ihm folgend insbeſ. Troeltſch) 
hatten den Ausgangspunkt der amerikaniſchen Erklärungen der 
Menſchenrechte in dem Gedanken der religiöſen Freiheit finden 
zu müſſen geglaubt. Der Verf. weiſt gegen dieſe Hypotheſe auf 
die Tatſache hin, daß gerade in Virginia, wo die religiöſe Ent⸗ 
wicklung ausſcheidet, und nicht in den Neuengland -Staaten die 
erſte Erklärung der Rechte geſchaffen wurde. Dies wird ihm zum 
Anlaß, neben der allgemeinen Geiſtesgeſchichte der virginiſchen Er⸗ 
klärung vor allem die beſondere geſchichtliche Entwicklung Vir⸗ 
giniens in ihrer Bedeutung für die Erklärung von 1776 zu unter⸗ 
ſuchen. Er gelangt zu dem Ergebnis, daß die Glaubensfreiheit für 
die virginiſche Erklärung nicht ausſchlaggebend geweſen ſei, viel⸗ 
mehr eine bereits im Fluſſe befindliche Entwicklung ſich im ge⸗ 
gebenen Augenblicke auch nach der Glaubensſeite hin ausgewirkt 
habe. Die Erklärung ſei faſt ganz aus dem Kampf mit der eng⸗ 
liſchen Krone hervorgegangen und ſtelle ſich als Fortſetzung der 
im engliſchen Recht ausgebildeten Freiheitsrechte, von der Magna 
Charta bis zur Bill of Rights, dar, während das Naturrecht nur 
als begleitender Entwicklungsfaktor in Betracht komme. Das Ein⸗ 
dringen der naturrechtlichen Lehre führte insbeſ. dazu, daß nicht 
nur Rechte der Bürger, ſondern Rechte der Menſchen verkündigt 
wurden, ein Unterſchied bloß der Phraſeologie, der nichts an der 
Auffaſſung ändern kann, daß die virginiſche Erklärung organiſch 
aus den engliſchen Freiheitsrechten hervorgegangen ſei, mehr der 
Abſchluß als der Ausgangspunkt einer Entwicklung. Dieſe vom 
Verf. vertretene Auffaſſung ſollte nachgeprüft werden auf Grund 
ebenſo ſorgfältiger Unterſuchungen der Erklärungen anderer Staaten, 
wie ſie der Verf. für Virginia angeſtellt hat. 

Prof. Dr. Guſtav Radbruch, Heidelberg. 


Miniſterialrat Johannes Schlüter: Rechtsgeſchäfte der katho⸗ 
liſchen Kirchengemeinden in Preußen. Darſtellung der 
Rechtsgültigkeit der Beſchlüſſe der kirchlichen Verwaltungs⸗ 
organe auf Grundlage der Anordnung v. 20. Febr. 1928 
(GS. 12). M.⸗Gladbach 1929. Weſtdeutſche Landeszeitung. 


112 Seiten. 

Der Verf. gibt den Wortlaut der Anordnung des Preuß. Min. 
für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung, betr. die Veröffent⸗ 
lichung der Regelung der Rechtsgültigkeit der Beſchlüſſe der kirch⸗ 
lichen Verwaltungsorgane durch die biſchöflichen Behörden, vom 
20. Febr. 1928 (GS. 12) ſowie eine ſyſtematiſche Darſtellung des 
Verwaltungsrechts des Kirchenvorſtands im allgemeinen und der 
Grundzüge der genannten Anordnung. Es folgt dann eine Er⸗ 
läuterung der Anordnung. Von beſonderem Intereſſe ſind die Aus⸗ 
führungen über die Verwaltung und Vertretung des ortäkicchlichen 
Vermögens durch den Kirchenvorſtand (S. 11 ff.) und über die 
Stellung des Pfarrers innerhalb des Kirchenvorſtandes (S. 46). Un⸗ 
zureichende Rückſicht des Pfarrers darauf, daß er in Vermögens⸗ 
angelegenheiten nur ausführendes Organ des Kirchenvorſtandes iſt, 
kann der Kirchengemeinde ſchwere Verluſte und unangenehme Pro⸗ 
zeſſe bringen. Außer den vom Verf. erwähnten Fällen ſei auf 
folgenden Fall hingewieſen: Die Verträge der Mieter eines für 
Kirchenzwecke erworbenen Geſchäftshauſes ſollen beendet werden; 
einer der Verträge verlängert ſich bei nicht rechtzeitiger Ablehnung 
der Verlängerung um fünf Jahre; der Pfarrer lehnt die Ver⸗ 
längerung ab: „kündigt“. Es erheben ſich da Zweifel, ob es eines 
ausdrücklichen Beſchluſſes des Kirchenvorſtandes bedarf, der den 
Pfarrer zur „Kündigung“ ermächtigt, oder ob der Pfarrer als 
Geſchäftsführer ohne Auftrag handeln kann, ob die Genehmigung 
des Kirchenvorſtandes nur durch die Sitzungsniederſchrift oder durch 
andere Beweismittel nachgewieſen werden kann u. dgl. Die Wich⸗ 
tigkeit dieſer Fragen zeigt ſich im vorliegenden Fall darin, daß 
eine fehlerhafte Willenserklärung das Haus lange Zeit dem be⸗ 
abſichtigten Zweck entziehen oder zum mindeſten der Kirchengemeinde 
das Opfer eines hohen Abſtandsgeldes auferlegen kann. 

Den Kern der Ausführungen des Verf. bildet das Er⸗ 
fordernis der Genehmigung von Rechtsgeſchäften der Kirchen⸗ 
gemeinden durch die biſchöfliche Behörde, z. B. bei Rechten an 
Grundſtücken, Miet⸗ und Pachtverträgen über Grundſtücke auf die 
Dauer von mehr als einem Fahr, bei Rechtsgeſchäften, auch Ver⸗ 
gleichen mit einem Wert von über 2000 K u. dgl. Zuzuſtimmen 
iſt dem Verf. (S. 87) darin, daß die Genehmigung der biſchöf⸗ 


lichen Behörde zum Haushalt, in den ein Betrag für z. B. einen 
beabſichtigten Bau eingeſtellt iſt, nach allgemeinen verwaltungs⸗ 
Be Grundſätzen noch keine Genehmigung des Bauvorhabens 
enthält. 

Eine Fülle von Rechtsfragen iſt in klarer und überſichtlicher 
Weiſe erörtert, die Rechtsanſicht des Verf. in flüſſiger Sprache 
überzeugend dargelegt. Das Werk, dem auch ein eingehender Sach⸗ 
weiſer beigefügt iſt, wird der Praxis ſehr zuſtatten kommen. Es 
iſt nur zu wünſchen, daß die Arbeit des Verf. über die Ver⸗ 
waltung des Ratholiichen Kirchenvermögens mit Erläuterung des 
gleichnamigen Geſ. v. 24. Juli 1924, aus der dieſes Buch einen 
Teilabſchnitt darſtellt, bald der Praxis zugänglich gemacht wird. 

KGR. Dahmann, Berlin. 


Dr. theol. Dr. jur. utr. Dr. phil. Joſeph Lammeyer: Die 
juriſtiſchen Perſonen der katholiſchen Kirche. Hiſtoriſch 
und dogmatiſch gewürdigt auf Grund des neueſten kirch⸗ 
lichen und ſtaatlichen Rechts. Paderborn 1929. Verlag 
Ferdinand Schöningh. Preis broſch. 7 , geb. 9 -. 

Das Buch iſt intereſſant, weniger ſeines Inhaltes als ſeiner 
ganzen Anlage wegen. Der Begriff „Kirchenrecht“ iſt in Deutſch⸗ 
land immer ein etwas zweifelhafter geweſen, weil innerkirchliches 
Recht und ſtaatliches Recht, die Kirche betreffend, zu ſehr vermengt 
werden. Es hängt dies mit dem landesherrlichen Kirchenregiment 
lutheriſchen Urſprungs zuſammen und konnte in den deutſchen 
Landeskirchen kaum anders ſein. Schon die reformierten Kirchen 
in Holland und der Schweiz zeigen aber, daß dort das inner⸗ 
kirchliche Recht eine viel größere Bedeutung hat als bei uns, und 
daß man dort das ſtaatliche Recht die Kirche betreffend niemals 
unter das Kirchenrecht, ſondern nur unter das Staatsrecht rechnet. 
In der hatholiſchen Kirche iſt der Unterſchied naturgemäß noch 
ſehr viel ſchärfer und das gibt auch dem vorliegenden Buche ſeine 
Prägung. a 

Verf. behandelt die Frage der juriſtiſchen Perſönlichtzeit ledig⸗ 
lich nach innerem katholiſchen Kirchenrechte; nur am Schluſſe wird 
auch das ſtaatliche Recht kurz geſtreift. Die Frage nach der Rechts⸗ 
perjönlichkeit der Ecclesia Romana, der Bistümer, der Pfarreien, 
der biſchöflichen Seminare, der Klöſter, der kirchlichen Vereine 
behandelt er lediglich nach den Beſtimmungen der Kirche ſelbſt. 
Ergibt ſich für ihn, daß eine juriſtiſche Perſon auf ſolcher Grund- 
lage beſteht, ſo iſt für ihn die Frage entſchieden. Was aber eine 
juriſtiſche Perſönlichkeit ſolcher Art für eine Bedeutung hat im 
außerkirchlichen Rechte, wird nicht geſagt. 

Die Arbeit iſt ſehr ſorgfältig abgefaßt auf Grund ſehr 
gründlicher Kenntniſſe und mit ſehr genauen Quellenangaben. Sie 
geht hiſtoriſch bis in die erſten Zeiten zurück, legt aber natur⸗ 
gemäß den Schwerpunkt auf den Codex Juris Canonici. In dieſem 
iſt ja nun allerdings die Frage der juriſtiſchen Perſönlichkeit ſehr 
einfach gelöſt. Can. 100 § 1 beſagt: 

Catholica Ecclesia et Apostolica Sedes moralis personae 
rationem habent ex ipsa ordinatione divina, ceterae inferiores 
personae morales in ecclesia eam sortiuntur sive ex ipso 
juris praescripto, sive ex speciali competentis Superioris 
eccliastici concessione data per formale decretum ad finem 
religiosum vel caritativum. 

Verf. behandelt hier die ſchwierige Frage der Rechtsperſönlich⸗ 
Reit der Geſamtkirche in der Weiſe, daß er behauptet, Ecclesia 
Romana bedeute nicht die Geſamtkirche, ſondern nur die römiſche 
Diözeſe, die aber eine hervorragende Stellung habe. Hier kann 
man ſchon etwas zweifelhaft fein. Noch zweifelhafter wird 
man aber bei ſeiner Behauptung, das Kardinalskollegium ſei eine 
beſondere Nechtsperfönlichkeit. Er ſagt S. 175: „Alle Indizien 
ſprechen für die ſelbſtändige Rechtsperſönlichkeit des Kardinals⸗ 
kollegiums. Wenn die ſelbſtändige Rechtsperſönlichkeit desſelben im 
Codex Juris Canonici auch nicht ausdrücklich hervorgehoben wird, 
ſo ſteht ſie doch nicht minder feſt.“ Er verſucht auch die viel be⸗ 
ſtrittene Rechtsperſönlichkeit der Ordinariate zu beweiſen und 
meint ſchließlich: „Somit iſt die bisherige Konkroverſe zugunſten 
der Rechtsperſönlichkeit des Ordinariats entſchieden.“ Wieſo ſie 
allerdings „entſchieden“ ſein ſoll, bleibt unklar. 

Es ſcheint, daß der Verf. hier doch wieder vom inner⸗ 
kirchlichen Rechte auf das ſtaatliche hinübergeraten iſt. Wenn der 
Codex Juris Canonici von moraliſchen Perſonen redet, ſo be⸗ 
deutet das im Grunde etwas anderes als den ſtaatlichen Begriff. 
Die katholiſche Kirche iſt in erſter Linie Heilsanſtalt, und von 
dieſem Geſichtspunkte aus iſt auch der Codex Juris Canonici ab- 
gefaßt. Seine moraliſche Perſönlichkeit bedeutet innerkirchliche 
Selbſtändigkeit einer gewiſſen Stelle der Kirche gegenüber. Es iſt 
völlig Sache der katholiſchen Kirche ſelbſt, welche Stellung fie ihren 
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Organen innerhalb ihres Organismus geben will. Dieſe Stellung 
wirkt dann aber auch nur nach innen und nicht nach außen. 

Wenn nun aber Verf. von den „Juriſtiſchen Perſonen der 
katholiſchen Kirche“ redet, dann muß dies doch beſtimmt den An⸗ 
ſchein erwecken, als ob damit die juriſtiſche Perſon im heutigen 
Sinne des bürgerlichen und öffentlichen Rechtes gemeint ſei. Es iſt 
doch durchaus zweierlei, ob eine Stelle nach innerkatholiſcher Auf⸗ 
faſſung eine beſondere moraliſche Perſönlichkeit bildet, oder ob 
ſie eintragungsfähig für den preußiſchen Grundbuchrichter iſt. Die 
letztere Frage macht Verf. ab in dem ganz kurzen aber richtigen 
Satze: „(In Preußen) ſind juriſtiſche Perſonen des öffentlichen 
Rechts in der katholiſchen Kirche: die Diözeſen, Gemeinden. Eine 
katholiſche Geſamtkirche in Preußen gibt es nicht.“ 

Gegenüber den langen Ausführungen über die etwaige Rechts⸗ 
perſönlichkeit der einzelnen biſchöflichen Stellen hätte vielleicht 
mehr betont werden ſollen, daß die einzig wirkſame Rechts⸗ 
perſönlichkeit in Preußen eben die „Diözeſe“ iſt. Auch die katho⸗ 
liſche Kirche wird den allergrößten Wert auf dieſe vom Staate 
anerkannte Rechtsperſönlichkeit legen. Juriſtiſche Perſönlichkeit iſt 
eben in erſter Linie eine Außerlichkeit, mit der auch die Kirche zu 
rechnen hat. 

So iſt die Anlage des Buches eine rein kirchliche, aber auch 
einſeitige. Der wiſſenſchaftliche Gehalt des Buches wird dadurch 
nicht beeinträchtigt. Prof. D. Dr. J. V. Bredt, Marburg. 


Robert Dietze: Stadtoberſekretär in Leipzig: Das ſächſiſche 
Kirchſchullehn. Ein rechtsgeſchichtlicher und juriſtiſcher 
Beitrag zur Teilung des Schul⸗ und Kirchenvermögens. 
Leipzig 1929. Dürrſche Buchhandlung. 176 S. Preis 
broſch. 4,20 A, geb. 5,40 . 


Verf. erläutert zunächſt die Begriffe Kirche, Schule, Schullehn, 
Kirchſchullehn uſw., gibt dann eine kurze Entſtehungsgeſchichte der 
Schullehne (Kirchſchullehne) und erörtert demnächſt die Nutzungsrechte 
des Schulbezirks am Kirchſchullehn ſowie deſſen Vertretung und Ver⸗ 
waltung. Sodann werden „das kirchen⸗ und ſtaatsrechtliche Verhält⸗ 
nis“ der Religionsgeſellſchaft, des Schulbezirks und des Staates zum 
Kirchſchullehn dargelegt und die ſich gegenüberſtehenden Forderungen 
der Vertreter von Kirche und Schule bezüglich der Vermögens⸗ 
auseinanderſetzung wiedergegeben. Nach Anſicht des Verf. iſt die Frage, 
ob reines Schullehn oder Kirchſchullehn vorliegt, von den Verwaltungs⸗ 
behörden zu entſcheiden. Dabei wird beſtritten, daß das Kirchſchullehn 
eine Stiftung im gemeinrechtlichen Sinne und in dem des BGB. ſei 
und die Frage des privatrechtlichen Eigentums am Schullehn und 
Kirchſchullehn erörtert. Die Schullehne, auch die als geiſtlich bezeich⸗ 
neten, ſollen nach der Meinung des Verf. ſchon 1921 den Schul⸗ 
bezirken übereignet ſein. Aber auch das Kirchſchullehn wäre dem 
Schulbezirk zu übereignen, ſelbſt wenn es als ſelbſtändige Stiftung 
anzuſehen wäre. Zum Schluß ſtellt der Verf, weitgehende Forderungen 
an den Geſetzgeber in Reich und Staat. 

Wie in Preußen „die organiſche Verbindung zwiſchen Kirchen⸗ 
und Schulamt“ nach 8 16 VDG. „zu löſen iſt“, jo wird das gleiche 
im Freiſtaate Sachſen angeordnet durch das Geſ. über die Trennung 
des Kirchen⸗ und Schuldienſtes der Volksſchullehrer v. 10. Juni 1921. 
Die Trennung erfordert eine gleichzeitige Vermögensauseinanderſetzung. 
In Preußen ſind einige Gerichtsurteile hierbei nur deshalb für die 
Schule ungünſtig ausgefallen, weil die Prozeßvertreter der Schul⸗ 
verbände die kirchliche Legende, die Volksſchulen — nur um ſolche 
handelt es ſich — wären im Mittelalter von „der Kirche“ aus eigenen 
Mitteln gegründet worden, widerſpruchslos hinnahmen, ohne auch nur 
zu fragen, ob unter „Kirche“ in den evangeliſchen Gebieten eine der 
früheſtens am 1. Okt. 1877 vermögensrechtsfähig gewordenen Landes⸗ 
kirchen oder eine von den politiſchen Gemeinden im Mittelalter noch 
gar nicht geſondert geweſene Kirchengemeinde oder die örtliche Kirche 
als ſelbſtändige juriſtiſche Perſon (Anſtalt, pia causa) verſtanden 
werden ſolle. Auch in Sachſen ſollen nach Dietze (S. 10) die Ver⸗ 
treter der Schulen bei den Auseinanderſetzungsverhandlungen vielfach 
nicht die genügenden geſchichtlichen Kenntniſſe entwickelt haben. wech 
ſeiner Schrift iſt, die bürgerlichen Gemeinden anzuleiten, um die Kirch⸗ 
ſchullehne den Schulen zu erhalten. 

Verf. geht von der geſchichtlichen Tatſache aus, daß es im 
17. und in früheren Jahrhunderten von der politiſchen Gemeinde ge⸗ 
ſonderte vermögens rechtsfähige Kirchen⸗ und Schulgemeinden nicht 
gegeben hat (S. 28/29). Er bezeichnet die mittelalterlichen Gemeinden 
als „Dreiheitsgemeinden“ (z. B. S. 39, 84, 92, 94, 98), um aus 
zudrücken, daß ſie kirchliche, erziehliche, ſoziale und politiſche Auf⸗ 
gaben gleichzeitig zu erfüllen hatten. Nicht haltbar iſt aber die Gleich⸗ 
ſtellung von politiſcher Gemeinde und „Parochie“. Obwohl er letztere 
zutreffend als „Kirchſpiel“ bezeichnet (S. 12), d. h. als den örtlichen 
Bezirk, in deſſen Grenzen die Glaubensgenoſſen zu einer Kirche mit 
einem Pfarrer (in evangeliſchen Kirchen mitunter auch mehreren 
Pfarrern) gewieſen ſind, identifiziert er mehrfach „Parochie“ mit 
„politiſcher Gemeinde“ (S. 14, 28, 84, 138), obſchon im Mittelalter 
in derſelben Stadtgemeinde meiſt mehrere Kirchen mit vollberechtigten 
Pfarrern (parochi) vorhanden waren. 

Während er richtig dem Schullehn Rechtsperſönlichkeit zuerkennt 


(S. 20/21) und in Übereinſtimmung mit Gierke darlegt (S. 33/34), 
wie auch in evangeliſch gewordenen Gebieten die ſog. Inſtitutentheorie 
wieder herrſchend wurde, ſpricht er den Kirchſchullehen nachdrücklich 
(S. 138—148) die Eigenſchaft einer ſelbſtändigen Stiftung (pia 
causa) ab. 

Die Kirchenordnungen ſind im 16. und 17. Jahrhundert in der 
Tat regelmäßig „vom Oberhaupt des Staates, nicht von einem welt⸗ 
lichen Kirchenoberhaupt“ (S. 36) erlaſſen. Dies wird auch in Sachſen 
bei den mir nicht vorliegenden kurfürſtlichen Generalartikeln von 1557 
und 1580 der Fall ſein (S. 35). Trotzdem wird der Verf. wenig Zu⸗ 
ſtimmung finden, wenn er auch heute die Auseinanderſetzung zwiſchen 
den Kirchen und Schulen den ſtaatlichen Verwaltungsbehörden ohne 
Rechtskontrolle, ſei es im ordentlichen Rechtsweg oder im Ver⸗ 
waltungsſtreitverfahren, überlaſſen will (S. 61/62, 95). 

Der Kultusminiſter v. Gerber ſoll 1876 mit Recht darauf hin⸗ 
gewieſen haben, daß die Kirchſchullehen ſowohl Kirchenlehen wie Schul⸗ 
lehen wären (S. 73). Auch der Verf. will äußerſtenfalls einen Teil 
des Kirchſchullehns als kirchliches Vermögen anerkennen, aber nur 
zu höchſtens ¼, da der Stelleninhaber ſechs Tage lang Schuldienſt 
und nur des Sonntags Kirchendienſt ausübe (S. 57, 80, 95). Dieſe 
Art der Teilung wird kirchlicherſeits begründenden Widerſpruch finden. 

Verf. behauptet mit Unrecht, daß ich je die Anſicht vertreten 
hätte, das Vermögen einer bisher vereinigten Küſter⸗ und Schulſtelle 
müſſe völlig dem politiſchen Schulverband zufallen. An der vom 
Verf. angeführten Stelle (Beſprechung der Strippel ſchen Schrift: 
JW. 1927, 2184) ſage ich nur: „Die teils aus dem Vermögen 
der politiſchen Gemeinden, teils aus ſäkulariſiertem 
Kloftergut für Schulzwecke geſtifteten Vermögensſtücke müſſen 
gem. Art. 5 8 2 ABGB. und 8 30 Abſ. 6 VolksSchc d. den Schul⸗ 
verbänden zufallen.“ In dieſer Auffaſſung befinde ich mich in er⸗ 
freulicher Übereinſtimmung mit dem NG. in ſeinem grundlegenden 
Urteil i. S. Groß⸗Germersleben (JW. 1925, 2443 l. Sp.), wo aus⸗ 
geführt iſt, daß die Verpflichtungen Dritter, auch der Kirchen, zu⸗ 
gunſten der Schulen erhalten blieben, „wenn ſie auf beſonderen, und 
zwar öffentlich⸗ rechtlichen Titeln, z. B. eigener Widmung ge 
wiſſer Vermögensſtücke zu Schulzwechen oder Stiftungen, 
die ihr von anderen zu ſolchen Zwecken gemacht wurden, be⸗ 
ruhen“. In jenem Falle war nur eine derartige Widmung für Schul⸗ 
zwecke von den Vertretern der Schule nicht einmal behauptet, ge⸗ 
ſchweige denn glaubhaft gemacht worden, obwohl das RG. an den Nach⸗ 
weis ſolcher Widmung „allzu ſtrenge Anforderungen nicht ſtellen“ wollte. 

Daß ſeit alters her für Schulzwecke beſtimmte Vermögensſtücke, 
auch wenn ſie privatrechtlich Dritten gehören, für ſolche Zwecke kraft 
öffentlichen Rechts in Anſpruch genommen werden können (S. 167), 
iſt für Preußen inzwiſchen anerkannt durch drei Urteile des OVG. 
i. S. Schäplitz, Immenkath und Rodenberg v. 18. Dez. 1928 („Schul⸗ 
verband“ 1929, 280 ff. und Preuß. Volksſchularchiv 1929, 342 ff., 
beſprochen von Herrmann: „Schulverband“ 1929, 256 ff. und 
von Dir kſen in der „Landgemeinde“, Zeitſchrift des Landgemeinde⸗ 
verbandes, 1929, 1189 ff.). Daß in dieſen drei Fällen die Klagen 
vom OVG. ſchließlich abgewieſen find, weil fie formell unrichtig auf 
§ 46 Abſ. 3 ZuſtG. und 8 54 Abſ. 7 VolksSchcg. begründet waren, 
ändert an der Möglichkeit öffentlich⸗rechtlicher Inanſpruchnahme von 
Grundſtücken für Schulzwecke und an der Zuſtändigkeit der Ver⸗ 
waltungsgerichte nichts. 

Unbeſtreitbar iſt das Rechtsverhältnis der evangeliſchen Landes⸗ 
kirchen zum Staate heute ein weſentlich anderes als im achtzehnten 
und in den vorhergehenden Jahrhunderten. Die Konſiſtorien ſind heute 
— in der Kirche der altpreuß. Union übrigens ſchon ſeit 1877 — 
kirchliche, nicht mehr ſtaatliche Behörden. Die Art. 137 u. 138 RVerf. 
ſprechen nicht von Kirchen, ſondern von Religionsgeſellſchaften. Die 
von Dietze daraus gezogene Folgerung, daß das aus dem Mittel⸗ 
alter ſtammende Kirchenvermögen nicht als Eigentum der Religions⸗ 
geſellſchaften anerkannt werden dürfe, vielmehr „eigentümerloſes, 
öffentliches Vermögen“ ſei, iſt jedoch nicht haltbar. y 5 

Wenn hiernach auch mancher vom Verf. vertretenen Anſicht nicht 
zugeſtimmt werden kann, und ſeine Forderungen mehrfach viel zu 
weit gehen, ſo muß ſein Streben, den Schulverbänden gegen ent⸗ 
gegengeſetzte, ebenſo extreme kirchliche Forderungen zu helfen, jeden⸗ 
falls anerkannt werden. RA. Dr. Fleiſcher, Berlin. 


W. Boesler, Oberregierungsrat: Einführung in das Recht 
der Reichsbeamten und Soldaten. Leipzig 1929. Verlag 
von Quelle & Meyer. VIII und 151 S. Preis 2,80 . 


Einführungen in das recht verwickelte „und unüberſichtliche 
Beamtenrecht entſprechen offenbar einem Bedürfnis weiter Kreiſe 
der Beamten und der ſonſt an der Materie Intereſſierten. Denn 
das vorliegende Buch hat im laufenden Jahr ſchon zwei Vorgänger: 
erſt JW. 1929, 2321 habe ich die „Grundzüge des Beamtenrechts“ von 
Helfritz beſprochen, und vor wenigen Wochen iſt von Köttgen, 
Jena, eine kurze Einführung in das Beamtenrecht in der Jeder⸗ 
manns Bücherei (Verlag Ferdinand Hirt in Breslau) erſchienen. 

Das Werk von Boesler hat die Beſonderheit, daß es ſich nur 
mit den Reichsbeamten und Soldaten befaßt und nur gelegentlich 
auf Abweichungen des Landesbeamtenrechts hinweiſt. Es will dem 


3368 


jungen Beamtenanwärter und Beamten die Einarbeitung in den 
Stoff des Beamtenrechts erleichtern. Dieſer Zweck iſt in vollem 
Umfang erreicht. Das Buch iſt ſehr klar, überſichtlich und leicht 
verſtändlich geſchrieben. Es vermeidet ermüdende Einzelheiten und 
macht den Leſer in großen Zügen mit den Grundlinien der recht⸗ 
lichen Stellung der Reichsbeamten und Soldaten bekannt. Wertvoll 
iſt das Buch beſonders dadurch, daß es m. W. zum erſten Male 
das Sonderrecht der Soldaten und Wehrmachtsbeamten berückſichtigt 
und überall auf die Unterſchiede hinweiſt, die das Sonderrecht 
gegenüber dem allgemeinen Beamtenrecht aufweiſt. Ich habe das 
Buch mit Genuß geleſen und kann es allen empfehlen, die ſich 
einen müheloſen und ſchnellen überblick über das Beamtenrechts⸗ 
gebiet verſchaffen wollen. LGPräſ. Dr. Brand, Duisburg. 


Dr. Herbert Kußmann, Rechtsanwalt: Leitfaden durch das 
private und öffentliche Recht nebſt Fragen und Ant⸗ 
worten und erläuternden Beiſpielen. Bürgerliches Ge⸗ 
ſetzbuch. Allgemeiner Teil. I. Band. Nord⸗Verlag Gmbh. 


1930. Preis 3,60 .#. 

Vielleicht noch in ſtärkerem Verhältnis, als die Zahl der jungen 
Rechtsbefliſſenen zunimmt, wächſt auf dem Büchermarkt alljährlich die 
Zahl der literariſchen Hilfsmittel, die das Rechtsſtudium erleichtern 
ſollen. Auch der vorliegende Leitfaden will ſolchem Zwecke dienen. 
Erſchienen iſt bisher das den Allgemeinen Teil des BGB. behandelnde 
erſte Bändchen. Nach kurzer Erläuterung der Rechtsbegriffe werden 
Fragen und Antworten angeſchloſſen und zur weiteren Klarmachung 
Beiſpiele, vereinzelt auch Bildniſſe angefügt. Daß damit ein Neues 
von beſonderem Lehrwert geſchaffen ſei, wird ſich jedoch kaum be⸗ 
haupten laſſen. Vizepräſ. des KG. Dr. David, Berlin. 


Hans Fülſter: Grundriß des Verwaltungsrechts. Bd. II. 
Beſonderer Teil. Die einzelnen Verwaltungszweige. 
1.—3. Aufl. Gießen 1929. Emil Roth Verlag. XII u. 


604 S. Preis kart. 11 %, Ganzleinen 12,50 &. 

Es werden behandelt: Auswartige Verwaltung; Heeresverwal⸗ 
tung; Innere Verwaltung (mit den Unterabteilungen Polizei, Wirt⸗ 
ſchaftsleben, Geiſtesleben, Wohlfahrtspflege, Sozialverſicherung). Die 
Vorzüge des Allg. Teils (beſprochen von mir in JW. 1929, 1130) 
— überſichtlichkeit, Anſchaulichkeit, Erläuterung durch zahlreiche der 
Rſpr. entnommene Beiſpiele — kommen auch dem 2. Bande zu. Es 
iſt ein Buch ſo recht zum intenſiven Studium geeignet, ſogar als 
Nachſchlagebuch für Reife verwendbar. Manchmal ſcheint es mir in 
den Einzelheiten für die Studenten ſogar viel zu weit zu gehen. Für 
Referendare jedenfalls vorzüglich. Für eine weitere Auflage emp⸗ 
fiehlt es ſich, den Raum für die ſchon im 1. Bande behandelten Teile 
(3. B. Verwaltungsſtreitverfahren) durch Verweiſung auf die frühere 
Darſtellung im 2. Bande einzuſparen. Dadurch würde Raum ge⸗ 
wonnen für die Lehre vom Finanzbefehl, die in einem Grundriß 
des Verwaltungsrechtes nicht fehlen darf. 

RA. Dr. Görres, Berlin. 


Prof. Dr. Fritz Stier⸗Somlo: Handbuch des kommunalen 
Verfaſſungsrechts in Preußen. Zweite Hälfte: Land⸗ 
gemeinde, Samtgemeinde-, Zweckverbands⸗, 
Kreis- und Pro vinzialrecht. 2. Aufl. Mannheim 1928. 


Verlag J. Bensheimer. 237 ©. 

Das Werk ift eine Neubearbeitung des i. J. 1919 von dem 
Verf. herausgegebenen erſten Bandes des „Handbuchs des Rom⸗ 
munalen Verfaſſungs⸗ und Verwaltungsrechts in Preußen“, ſoweit 
dieſes das Verfaſſungsrecht der Kommunalverbände mit Ausnahme 
des in der erſten Hälfte dargeſtellten Rechts der Stadtgemeinden be⸗ 
handelt. Die in Ausſicht geſtellte einheitliche Reform unſeres Kom⸗ 
munalrechts, die einen Teil der großen allgemeinen Verwaltungs⸗ 
reform bildet, ift bisher noch nicht erfolgt und nach Lage der Dinge 
für die nächſte Zeit auch nicht zu erwarten. Die ſeit 1919 in zahl⸗ 
reichen Einzelgeſetzen erfolgten Anderungen des Verfaſſungsrechts der 
genannten Kommunalverbände haben aber das dringende Bedürfnis 
einer ſyſtematiſch zuſammenfaſſenden Darſtellung des gegenwärtig gel⸗ 
tenden Rechtes gezeitigt. Dieſer Aufgabe iſt der gerade auf dieſem 
Rechtsgebiet rühmlich bekaunte Verf. in vollem Umfange gerecht ge⸗ 
worden; feine ebenſo eingehende und erſchöpfende wie überſichtliche 
und klare Darſtellung gehört zu dem Beſten, was in dieſer Materie 
geſchrieben iſt; fein Werk wird von niemand, der mit kommunaler 
Verwaltung wiſſenſchaftlich oder praktiſch zu tun hat, außer acht ge⸗ 
laſſen werden können. Es iſt dringend zu wünſchen, daß die vom 
Verf. in Ausſicht geſtellten neuen ſyſtematiſchen Bearbeitungen des 
übrigen kommunalen Verwaltungsrechts, insbeſ. des kommunalen 
Beamtenrechts und des kommunalen Finanzrechts, bald erſcheinen 
mögen. 

Präſ. des PrOVG. Staatsmin. Prof. Dr. Drews, Berlin. 


Dr. Carl Friedrich v. Mettenheim: Der preußziſche Staats⸗ 
rat. Abhandlungen aus dem Staats⸗ und Verwaltungsrecht 
mit Einſchluß des Völkerrechts. Herausgegeben von D. Dr. 


Schrifttum 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


Siegfried Brie, ord. Prof. an der Univerſität Breslau, 
Dr. Max Fleiſchmann, ord. Prof. an der Univerſität Halle, 
Dr. Friedrich Gieſe, ord. Prof. an der Univerſität Frank⸗ 
furt a. M. 42. Heft. Breslau 1929. Verlag von M. und 
H. Marcus. Preis 16 . 


Der ſtattliche Band, der als 42. Heft der Abhandlungen aus 
dem Staals⸗ und Verwaltungsrecht, herausgegeben von Brie, 
Fleiſchmann und Gieſe, erſchienen iſt, füllt eine bisher be⸗ 
ſtandene Lücke innerhalb der ſtaatsrechtlichen Wiſſenſchaft aus. Zum 
erſten Male erörtert der Verf. die Stellung und Natur des preuß. 
Staatsrats, dieſer Neuſchöpfung des preuß. Staatsrechts, vom wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Standpunkt. Ausgehend von der geſchichtlichen Ent⸗ 
wicklung (I. Teil) erörtert der II. und III. Teil die Zuſammen⸗ 
ſetzung nebſt Mitgliedſchaft und die Organiſation ſowie Geſchäfts⸗ 
führung. Der IV. Teil bringt eine eingehende Darſtellung der Funk⸗ 
tionen des Staatsrats, um dann im Schlußteil die ſtaatsrechtliche 
Stellung und rechtliche Natur desſelben feſtzuſtellen. Mit einer au⸗ 
erkennenswerten Gründlichkeit verwertet der Verf. hierbei nicht nur 
die Beſtimmungen der PrVerf. über die Errichtung des Staatsrats 
Art. 31 ff., ſondern zieht in den Kreis feiner Erörkerungen auch die 
zahlreichen Zweifelsfragen, die in der praktiihen Betätigung des 
Staatsrats wahrend der kurzen Zeit feines Beſtehens aufgetaucht find 
und zu mehreren Klagen des Staatsrats gegen die Preuß. Staats⸗ 
regierung vor den Staatsgerichtshof geführt haben. Gerade dieſe 
letzteren Erörterungen machen das Buch nicht nur für den Unter⸗ 
zeichneten, der dem Staatsrat von deſſen Begründung bis zu ſeinem 
Eintritt in den Landtag angehört und als Vorſitzender des Ver⸗ 
faſſungsausſchuſſes auf die Geſtaltung der Geſchäftsordnung des 
Staatsrats und die Klage vor dem Staatsgerichtshof einen nicht un⸗ 
weſentlichen Einfluß gehabt haben dürfte, ſondern für jeden praktifchen 
Politiker wertvoll. Finden wir doch hier erſtmalig eine im Zuſammeun⸗ 
hang mit der Entſtehungsgeſchichte angeſtellte Unterſuchung über die 
Bedeutung der in ihrer Faſſung keineswegs eindeutigen Beſtimmun⸗ 
gen des Art. 40 PrVerf. Reſtlos wird man den Ausführungen des 
Verf. über die Pflicht der Regierung, den Staatsrat hinſichtlich der 
Staatsgeſchäfte auf dem Laufenden zu halten (Art. 40 Abf. 1) und 
ebenſo der eingehend begründeten Anſicht des Verf. zuſtimmen, daß 
die Anhörung des Staatsrats für das ordnungsmäßige Zuſtande⸗ 
kommen eines Geſetzes Vorbedingung iſt, ſo daß ein ohne dieſe An⸗ 
hörung veröffentlichtes Geſetz der Gültigkeit ermangelt, was der 
Nachprüfung der ordentlichen Gerichte unterliegt. Nicht zweifelsfrei 
erſcheinen mir die Ausführungen über die durch Notverordnungen 
geſchaffenen Geſetze und die Frage, ob dabei die Mitwirkung des 
Staatsrats nach der Verf. ausgeſchloſſen iſt. Der Verf. gelangt hier, 
indem er das ganze Gebiet der Notverordnung als Sonderregelung 
in ſchleunigen Fällen anſpricht, zu einer Billigung des jetzigen Ver⸗ 
fahrens, nach welchem dem Staatsrat weder die Notverordnung noch 
das dem Landtag bei ſeinem nächſten Zuſammentritt vorzulegende 
Genehmigungsgeſetz vorgelegt wird. Mag dieſe Anſicht auch im Wort⸗ 
laut der Verſaſſung eine Stütze finden, ſo iſt doch, namentlich da die 
Notverordnungen von der heutigen Regierung weit häufiger als 
vorhergeſehen angewendet werden, nicht zu verkennen, daß es ein höchſt 
unerquickliches Ergebnis iſt, wenn in all dieſen Fällen das ſtaatlich 
verordnete Organ des Staatsrats ausgeſchaltet wird. 

Von beſonderem rechtlichen wie politiſchen Intereſſe ſind die 
Schlußausführungen des Verf. über die ſtaatsrechtliche und rechtliche 
Stellung des Staatsrats. „Der Geſetzgeber hat in einer Zeit der Re⸗ 
volution und Evolution ein neues Staatsorgan geſchaffen, welches 
bisher dem Staatsrecht unbekannt, ſich nur ſchwer ſtaatsrechtlichen Ab⸗ 
grenzungen und Begriffen unterſtellen läßt.“ „Dem Staatsrat noch 
ſehlende Rechte deren er bedarf, um ſeine Aufgaben wirklich erfüllen 
zu können, können ihm nicht durch juriſtiſche Konſtruktionen, ſon⸗ 
dern nur durch geſetzliche Beſtimmungen geſichert werden“. Dieſe 
Sätze zeigen, daß der Verf. das Problem des Staatsrats nicht nur 
mit ſcharfem juriſtiſchem Wiſſen, ſondern mit feinem Verſtändnis er⸗ 
faßt hat. 

Das Buch wird dem Juriſten eine Intereſſe und Anregung 
gebende Lektüre, dem Politiker ein brauchbares Handbuch in allen den 
Staatsrat betreffenden Fragen ſein. 

IR. Hallensleben, Berlin, M. d. L. 


Dr. Friedrich Kühn: Formen des verfaſſungsgerichtlichen 
Rechtsſchutzes im deutſchen Reichs⸗ und Landesſtaats⸗ 
recht. (Leipziger rechtswiſſenſchaftliche Studien, herausge⸗ 
geben von der Leipziger Juriſtenfakultät, Heft 39.) Leipzig. 
Theodor Weicher. Preis geh. 8 .#. 

Verf. behandelt in zwei Teilen Umfang und Wirkſamkeit der 
ſtaatsrechtlichen Kognition in der Verfaſſungsgerichtsbarkeit des 
Reiches und der Länder. Im Anhange gibt er eine Zuſammenſtellung 
von Antrags⸗ und Erkenntnisformularen aus der verfaſſungsgericht⸗ 
lichen Praxis. Auf Grund ausgebreiteter Kenntnis der deutſchen 
Verfaſſungsgeſetzgebungswerke baut er in guter Syſtematik das 
Ganze des deutſchen Verfaſſungsrechts (oft etwas breit) auf. Als 
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Verfaſſungsgerichtsbarkeit bezeichnet er (S. 9) die in beſonderem 
Verfahren von höchſten Gerichten geübte ſtaatsrechtliche Rechtſprechung. 
Wenn er ausführt (S. 10), Streitigkeiten zwiſchen verſchiedenen 
Ländern innerhalb des Reichs trügen völkerrechtlichen oder wenigſtens 
quaſivölkerrechtlichen Charakter, ſeien deshalb keinesfalls ſtaatsrecht⸗ 
lich, jo muß betont werden: das gemeinſame ſtaats rechtliche Band, 
welches die deutſchen Länder reichsrechtlich umſchließt, zwingt dazu, 
jede Streitigkeit zwiſchen Ländern in einem Geiſte zu löſen, der 
durchaus anderer Art ift als die Rechtsbeziehungen von verſchiedenen 
Völkern zueinander. Grundſätzlich ſind die Länder Kinder einer 
Mutter, — nicht Fremde. „Die Gemeinſchaft, in der die deutſchen 
Länder als Glieder des Deutſchen Reiches zueinander ſtehen, iſt noch 
enger als die allgemeine Völkerrechtsgemeinſchaft“, ſagt der Staats⸗ 
gerichtshof (RG. 116, 30) unter Hinweis auf die „Einigung des 
deutſchen Volkes in ſeinen Stämmen“. K. erkennt klar und ſcharf, 
daß die Eigenart des geltenden Verfaſſungsſtreitverfahrens darin be⸗ 
ſteht, als Streitgegenſtand alle Rechtsbeziehungen zuzulaſſen (außer 
den innerhalb des Reichs gegebenen), womit die General klauſel 
für das innerdeutſche Verfaſſungsleben feſtſteht. We⸗ 
niger glücklich ſcheint K. mir in ſeinem Beſtreiten der recht s⸗ 
ſchöpferiſchen Tätigkeit der Verfaſſungsgerichte (S. 108 Anm.). 
Solche iſt beim Staatsgerichtshof für das Deutſche Reich unverkennbar 
ſchon in der ſelbſtherrlichen Ausgeſtaltung des Prozeßrechts zutage 
getreten (Anwendung der Einſtw Verf, ohne Anlehnung an Geſetz oder 
Geſchäftsordnung), darf wohl auch beim materiellen (Staats⸗) Recht 
keineswegs verneint werden. Verdienſtvoll iſt der vom Verf. als erſtem 
im Schrifttum hervorgehobene Unterſchied zwiſchen Ungültigkeit einer 
Vorſchrift und ihrer Unvereinbarkeit mit der Verfaſſung. Er wird 
der beſonderen Art des verfaſſungsrechtlichen Rechtsſchutzes gerecht, 
welcher der Würde der Streitteile ebenſo wie den Sonderbedürfniſſen 
der politiſchen Juſtiz dadurch Rechnung trägt, daß die Verfaſſungs⸗ 
gerichtsbarkeit nur die reinen Rechtsfragen prüft und Leiſtungsurteile 
vermeidet. Inſoweit knüpfen ihre Urt. an die Übung der Verwaltungs⸗ 
gerichte an, die ſich davor hüten, Hoheitsträger zu Leiſtungen zu ver⸗ 
urteilen, vielmehr es vorziehen, den irrtümlichen Hoheitsakt auf⸗ 
zuheben (Freiſtellung von Veranlagungen uſw.), was im Grunde auf 
bloße Feſtſtellung hinausläuft und dem Anſehen der Hoheits⸗ 
träger gemäßer erſcheint. 

Im Geifte dieſer Zurückhaltung iſt auch die Arbeit verfaßt, die 
ſich damit beſcheidet, beſchreibend und ordnend die Zuſammenhänge zu 
ſchildern, jedoch auf Anregungen ſtaats⸗ und prozeßrechtlicher Art zur 
Entwicklung des Verfaſſungsſtreitverfahrens verzichtet. 

RA. Dr. Görres, Berlin. 


Sigmund Jeſſelſohn: Begriff, Arten und Grenzen der Ver⸗ 
faſſungsänderung nach Reichsrecht. Heidelberger rechts⸗ 
wiſſenſchaftliche Abhandlungen, herausgegeben von der 
Juriſtiſchen Fakultät. Heidelberg 1929. Verlag Carl Winters 
Univerſitätsbuchhandlung. 97 Seiten. Preis 6 .#. 

Eine ſehr verdienſtvolle, für die Wiſſenſchaft und Staatspraxis 
bedeutſame Sonderdarſtellung des Problems der Verfaſſungsände⸗ 
rung! Fehlte es doch an einer geſchloſſenen ſyſtematiſchen Dar⸗ 
ſtellung dieſes Problenis bis zum Erſcheinen der „Verfaſſungslehre“ 
von E. Schmitt (München u. Leipzig 1928). Die nach ihr er⸗ 
ſchienene, aber ſchon vorher abgeſchloſſene Arbeit des Verf. (S. 9 
Anm. 2) nimmt aber zu den Anſichten von Schmitt über die 
Fragen der Verfaſſungsänderung in Nachträgen zu den drei Haupt⸗ 
abſchnitten (88 3a, 18a, 28a) ziemlich eingehend Stellung. Da⸗ 
von ausgehend, daß die Verfaſſungsänderung nur ein Sonderfall 
der gewöhnlichen Geſetzgebung mit erſchwerter Form iſt und daß 
unter der „Verfaſſung“, die nach Art. 76 RVerf. geändert werden 
kann, nur die Verfaſſung im formellen Sinne gemeint iſt, legt der 
Verf. (S. 16) den Begriff der Verfaſſungsänderung feſt als einen 
„Eingriff in den Beſtand des formellen Verfaſ⸗ 
ſungsrechts, der durch ein in den Formen des Art. 76 
ergehendes Geſetz erfolgt“. Im zweiten Hauptabſchnitt 
(S. 18 ff.) behandelt er die Arten der Verfaſſungsänderung, indem 
er im befonderen zwiſchen der Verfaſſungsänderung im formellen 
Sinne (mit Anderung des Textes der Verfaſſungsurkunde) und der 
im materiellen Sinne (ohne ſolche Anderung) unterſcheidet 
und letztere entſprechend der herrſchenden Lehre (vgl. Anſchütz, 
RVerf., 10. Aufl., 1929, Anm. 2 zu Art. 76) und der von der 
Rſpr. (RG.: IW. 1927, 2198) gebilligten Staatspraxis an ſich 
für unbeſchränkt zuläſſig hält. Er verſchließt ſich allerdings nicht 
den hiergegen obwaltenden politiſchen Bedenken, vertritt aber auch 
andererſeiks nicht den ſtarren und deshalb den Bedürfniſſen der 
Staatspraxis nicht gerecht werdenden Standpunkt von Triepel 
(Verhandlungen des 33. Deutſchen Juriſtentages 55, 56), der die 
Verfaſſungsänderung im materiellen Sinne gänzlich ablehnt. Zu 
billigen iſt auch die vom Verf. vertretene Auffaſſung (S. 32— 35, 
daß eine vom Geſetzgeber gewollte Verfaſſungsänderung nicht aus⸗ 
drücklich als ſolche bezeichnet zu werden braucht („ſtillſchweigende“ 
Verfaſſungsänderung), daß es dagegen eine „unbewußte“ Ver⸗ 
faſſungsänderung nicht gibt, d. h. daß der Geſetzgeber den Willen 
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der Verfaſſungsänderung haben muß und eine nur zufällige Er⸗ 
reichung der Mehrheit des Art. 76 RVerf. nicht genügt (S. 35 
bis 37). Für die Anderung und Aufhebung verfaſſungsändernder, 
nicht in die Verfaſſungsurkunde aufgenommener Geſetze nimmt 
der Verf. (S. 25— 29) zutreffend mit der herrſchenden Meinung und 
der bisherigen Staatspraxis an, daß ein einfaches Geſetz hierzu 
genügt, ſoweit der Rechtszuſtand des zu ändernden Geſetzes der 
Verfaſſung angeglichen werden ſoll, dagegen eines verfaſſungsändern⸗ 
den Geſetzes, wenn die Anderung einen weiteren Eingriff in die 
Verfaſſung darſtellt (vgl. die bald nach dem einen, bald nach dem 
anderen dieſer beiden Geſichtspunkte vollzogenen Anderungen des 
RepSchG.). Auch der Anſicht des Verf. (S. 29— 32), daß ein Geſetz 
ſich ſeine erſchwerte Abänderbarkeit (durch Vorſchreiben der Form 
des Art. 76 oder einer ſtärkeren oder ſchwächeren Form) im Hin⸗ 
blick auf die Art. 68 Abſ. 2, 32, 76 NVerf. nur durch die Form 
eines verfaſſungsändernden Geſetzes rechtswirkſam ſichern kann, iſt 
beizutreten. Bei der Unterſcheidung der Verfaſſungsänderungen nach 
ihrem Inhalt (S. 38—47) ſetzte der Verf. ſich in geſchickter 
Weiſe mit den Anſichten von C. Schmitt, Bilfinger, Graf 
Dohna, Triepel und Jacobi auseinander und kommt bei der 
Unterſcheidung zwiſchen Verfaſſungs änderung und Verfaſſungs⸗ 
durchbrechung zu den in der Praxis allein brauchbaren Er⸗ 
gebniſſen, daß die Durchbrechung vorübergehend, die Anderung 
dauernd in den Beſtand einer oder mehrerer Verfaſſungsnormen 
eingreift (S. 46) und daß daher Anderungen, nicht aber Durch⸗ 
brechungen der Aufnahme in die Verfaſſungsurkunde bedürfen 
(S. 4751). Eine Überſicht über die ſeit Beſtehen der Weimarer 
RVerf. ergangenen verfaſſungsändernden Geſetze (S. 51—57), in 
der auf S. 52 im Verzeichnis der formellen Verfaſſungsänderungen 
hinter Ziff. 7 die Aufhebung der Abſ. 3 u. 4 des Art. 88 RVerf. 
($ 15 Rpoſt Finch. v. 18. März 1924: RGBl. I, 287) hätte mit 
aufgezählt werden können, gibt dem Verf. Gelegenheit zu einer 
m. E. zutreffenden kritiſchen Würdigung, ob echte Verfaſſungs⸗ 
änderungen oder nur Durchbrechungen vorlagen und ob infolgedeſſen 
die Aufnahme in die Verfaſſungsurkunde oder die Unterlaſſung 
dieſer Aufnahme gerechtfertigt war oder nicht. Ich glaube hierbei 
dem Verf. darin beipflichten zu ſollen, daß die zur Anderung der 
Art. 167, 168, 178, 180 RVerf. erlaſſenen verfaſſungsändernden Ge⸗ 
fee, weil ſie Übergangsbeſtimmungen waren, ſich als bloße Durch⸗ 
brechungen der Verf. darſtellten und daher der Aufnahme in den 
Text der Verf. nicht bedurft hätten. Von beſonderem Intereſſe iſt 
der dritte Hauptabſchnitt (S. 59—95), der die Grenzen der Ver⸗ 
faſſungsänderung und der Verfaſſungsdurchbrechung behandelt. Der 
Verf. bekennt ſich hier zur Lehre von der Unbeſchränktheit der 
Verfaſſungs änderung im Gegenſatz zu der „neuen Lehre“ von 
Bilfinger (Reichsſparkommiſſar 1928, 16 ff.), Triepel (Dig. 
1926, 849) und C. Schmitt (Verfaſſungslehre S. 11 ff., 18 ff., 
20 ff., 102 ff.), die die Anwendung des Art. 76 Verf. auf Ande⸗ 
rungen der grundlegenden Prinzipien der Verf., des Verfaſſungs⸗ 
ſyſtems (3. B. Abſchaffung des parlamentariſchen Syſtems, Über⸗ 
gang zur Monarchie), ausſchließen wollen. Wenn der Verf. die 
Anſicht vertritt, daß nach poſitivem Recht der echten Verfaſſungs⸗ 
änderung keine Grenzen gezogen ſind, ſo findet er ſich damit nur 
in Übereinftimmung mit dem, was bei Schöpfung der Weimarer 
Verf. angenommen wurde (vgl. Koch, Prot. des Verf Ausſch. S. 69). 
Auch Anſchütz (RVerf., 10. Aufl., 1929, Anm. 3 Abſ. 3 u. 4 zu 
Art. 76) vertritt unter Bezug auf die Entſtehungsgeſchichte der 
Weimarer Verf. den Standpunkt des Verf., indem er zutreffend 
darauf hinweiſt, daß die „neue Lehre“ ſchon daran ſcheitere, daß 
eine Unterſcheidung ſolcher Beſtandteile der Verf., die grundlegende 
Prinzipien enthalten, und ſolcher, die dieſes Merkmal nicht auf⸗ 
weiſen, weder kheoretiſch noch praktiſch möglich ſei. Bei der Feſt⸗ 
legung der Grenzen der Verfaſſungsdurchbrechung gelangt der 
Verf. unter gewandter Widerlegung gegenteiliger Anſichten zu einer 
grundfäglichen Unbeſchränktheit der Durchbrechung. Er beurteilt dieſe 
Unbeſchränktheit auch politiſch und meint, daß die Verfaſſungs⸗ 
umgehung, als die der Juriſt die rechtlich immer und überall mög⸗ 
liche Durchbrechung anſehe, praktiſch eine Ausnahmeerſcheinung ſei, 
die ſich auf Zeiten des Notſtandes beſchränke; damit verliere die 
Durchbrechung ihre Schrecken; der große Umfang der bisherigen 
Durchbrechungen erkläre ſich daraus, daß die Jahre 1919 bis 1924 
ein einziger Notſtand geweſen ſeien, ſeit Ablauf des Jahres 1923 
hätten aber die Durchbrechungen tatſächlich ihr Ende gefunden. 
Trifft dies tatſächlich zu? M. E. nein! So ſehr ich auch, die grund⸗ 
ſätzliche rechtliche Zuläffigkeit der Durchbrechungen anerkennend, fie 
politiſch für unerwünſcht halte, vermag ich doch den Optimusmus 
des Verf., der in feinen letzterwähnten Worten zutage tritt, nicht 
zu teilen. Iſt der Notſtand wirklich beendet? Ich glaube, dies 
verneinen zu ſollen, und möchte daher annehmen, daß die uner⸗ 
wünſchte Verfaſſungsdurchbrechung bis auf weiteres leider keine 
Ausnahmeerſcheinung ſein wird. Der Verf erörtert ſchließlich noch 
eine ganze Reihe von intereſſanten Einzelfällen, in denen er die 
Durchbrechung ausnahmsweiſe für unzuläſſig hält, weil ihr poſi⸗ 
tiv⸗rechtliche Grenzen, im beſonderen durch Durchbrechungsverbote 
der Verf., gezogen find. Auf dieſe theoretiſchen Fälle, die aber 
immerhin doch einmal praktiſch werden können, kann hier nicht 
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näher eingegangen werden. Jedenfalls iſt es dem Verf., wenn man 
auch ſeiner Beurteilung dieſer Fälle vielleicht nicht durchweg bei⸗ 
treten kann, zu danken, daß er dieſe intereſſanten Einzelfragen an⸗ 
geſchnitten hat. — Nicht behandelt wird das Verfahren, in dem die 
Verſaſſungsänderung zuſtande kommt. Der Verf. hat es mit Ab⸗ 
ſicht (S. 8) aus dem Thema ausgeſchaltet, mußte es aber trotzdem 
gelegentlich ſtreifen (4. B. S. 34, 35). Es hängt mit dem Problem 
der Verfaſſungsänderung eng zuſammen und iſt in der Praxis von 
ihr nicht zu trennen (vgl. die Verhandl. im RT. am 25. Juni 
1927 [Sten Ber. S. 2896 ff.] über den Entw. eines Geſ. über die 
Ausſetzung von Rechtsſtreitigkeiten über ältere ſtaatliche Renten 
[RT Druckſ. Nr. 1131], aus dem der RT. die eine Verfaſſungsände⸗ 
rung andeutende Eingangsformel ſtrich; ſ. auch hierzu W. Jel⸗ 
linek: Voſſeztg. Nr. 306 v. 2. Juli 1929). Nicht berückſichtigt 
— weder vom Verf. noch in dieſer Beſprechung ſeines Werkes — iſt 
die nach Druck dieſer Zeilen erſchienene Abhandlung von Jacobi, 
„Reichsverfaſſungsänderung“ (Reichsgerichtspraxis im deutſchen Rechts⸗ 
leben, Feſtgabe der jur. Fakultäten zum 50jähr. Beſtehen des RG., 
Bd. I, 233 ff.). 
MinR. Dr. H.⸗H. Lammers, Berlin. 


Jahrbuch des öffentlichen Rechts. Band 16, Jahrg. 1928. 
Herausgegeben von Otto Kollreutter in Verbindung mit 
Viktor Bruns und Heinrich Triepel. Tübingen 1928. 
Verlag von J. C. B. Mohr (Paul Siebeck). Preis 24 &. 


Nicht nur für die drei Kaiſerreiche iſt der Weltkrieg und ſein 
Ende verfaſſungsrechtlich bedeutſam geworden, neben den anderen 
kriegführenden Staaten wurden auch die neutralen Länder in den 
Strudel der verfaſſungsrechtlichen Entwicklung hineingezogen. Nun⸗ 
mehr, nach zehn Jahren, beginnen die Waſſer abzulaufen, und der 
Verfaſſungsrechtshiſtoriker ſieht zu, was für Berge Ararat ſtehen⸗ 
geblieben ſind. Vielleicht iſt es noch zu früh, einen Querſchnitt zu 
ziehen. Jedenfalls gewährt Bd. 16 d. Jahrb. reiche Gelegenheit zu 
rechtsvergleichenden Studien, insbeſ. nach der Richtung, inwiefern 
die RVerf. v. J. 1919 vorbildlich geworden iſt für die ſeither in 
Europa neu entſtandenen Verfaſſungsurkunden. 

Es behandeln: Dr. Rudolf Knauth, OVGgt. in Jena, 
Die Entwicklung des öffentlichen Rechts Thüringens in den Jahren 
1923—1927. Dr. Fritz Morſtein Marx, Hamburg, Die Ver⸗ 
faſſungs⸗ und Verwaltungsrechtsentwicklung in den drei Hanſe⸗ 
ſtädten Hamburg, Bremen und Lübeck 1918—1928. Dr. Herman 
Finer, Dozent für Verwaltungswiſſenſchaft an der London School 
of Economics and Political Science, London, Die neuen Ent⸗ 
wichlungstendenzen in der engliſchen Lokalverwaltung. Dr. Ste⸗ 
phan v. Eſekey, ord. Prof. der Rechte an der Univerſität 
Dorpat, Dir. des Ungariſchen wiſſenſchaftl. Inſtituts in Dorpat, 
Die Verfaſſungsentwicklung Eſtlands 1918—1928. Dr. Hans 
Gmelin, Prof. an der Univerſität Gießen, Die Verfaſſung der 
griechiſchen Staaten. Jakob Robinſon, RA. in Kowno, Der 
litauiſche Staat und feine Verfaſſungsentwicklung. Dr. Z. Gia⸗ 
cometti, a. o. Prof. an der Univerſität Zürich, Die Fortbildung 
des öffentlichen Rechts der ſchweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft in den 
Jahren 1921—1928. 

Abgeſehen von der ſchon berührten Aufgabe der vergleichenden 
Verfaſſungskunde ſind für unſer heutiges Rechtsleben brennend die 
Frage der Gebietsveränderungen der Gemeinden (vgl. insbeſ. die aus 
Anlaß des PrEingemG. v. 29. Juli 1929 hervorgetretenen Streitig⸗ 
keiten, die zu Klagen der betroffenen Gemeinden an den StG. 
f. d. Deutſche Reich führten) ſowie die des Schutzes ſubjektiver 
öffentlicher Rechte. 

Die Gemeindeverfaſſung behandeln Knauth (S. 21), 
Marx (S. 61), ſehr eingehend und aufklärend Finer (za. a. O.), 
Robinſon (S. 320: Litauiſche Verfaſſung 8 70 Abſ. 1 faſt wört⸗ 
lich, wie Art. 127 RVerf.!), Giacometti (S. 327). Wegen des 
Ringens um den Schutz ſubjektiver öffentlicher Rechte 
vgl. Knauth (S. 17), Marx (S. 76, Generalklauſel!). Nach 
Finer verläuft die Linie der gen. Rechte immer noch in zivil⸗ 
rechtlichen Gedankengängen, deshalb auch im Gerichtsſtand des 
Zivilrichters. Die ſachliche und örtliche Zuständigkeit der Verwal⸗ 
tungsgerichte Eſtlands wird durch die Kombination der Generalklausel 
und der Enumerationsmethode feſtgeſetzt, von Cſekey (S. 212). 
Über die wechſelvolle Geſchichte der griech. Verwaltungsgerichtsbar⸗ 
keit anregend Gmelin (S. 276). Vgl. die Verbindung der drei 
Gewalten in der einen Behörde des griech. Staatsrats Art. 102 
griech. Verfaſſung (S. 290). Auch in der Schweiz dringt allmählich 
die Verwaltungsgerichtsbarkeit ein: für die Zolltariffragen wurde 
ein Spezialverwaltungsgericht geſchaffen, Giacometti (S. 376). 

Die Ausſtattung des Jahrbuchs iſt wie ſtets erſtklaſſig. 

RA. Dr. Görres, Berlin. 


Wirtſchaftsbeſtimmungen für die Reichsbehörden, Kommen⸗ 
tar nebſt einem Grundriſſe des Reichshaushaltsrechts von 
Ernſt Reichard, Geh. Regierungsrat, Miniſterialrat im 


Reichsfinanzminiſterium. Berlin 1929. Carl Heymanns 
Verlag. XVI u. 315 Seiten. Preis geb. 12 A. 


Da die Wirtſchaftsbeſtimmungen für die Reichsbehörden (RWB.) 
den Abſchluß der weſentlichen von der Reichsregierung zu gebenden 
AusfBeſt. zur Reichshaushalts O. bilden, ohne genaue Kenntnis des 
Haushaltsrechts ſelbſt aber die Anwendung des bei der Aufſtellung 
und Durchführung des Reichshaushaltsplanes zu beobachtenden, 
durch die RWB. auf eine einheitliche Grundlage gebrachten Ver⸗ 
fahrens reines Stückwerk iſt, jo hat der Verf. (im Anſchluß an 
den Wortlaut der Art. 85—87 RVerf. und der ReichshaushaltsO.) 
ſeinem Komm. mit Recht einen Grundriß des Reichshaushaltsrechts 
vorangeſtellt. Hier finden ſich nach einer den Finanz, Staats⸗ 
haushaltsplan und die rechtlichen Zuſtändigkeiten in Haushalts- 
angelegenheiten im allgemeinen behandelnden Einleitung folgende 
Abſchuitte: die rechtliche Natur des Haushaltsplanes nach deutſchem 
Rechte (als Voranſchlag der Einnahmen und Ausgaben ſowie als 
Verwaltungsakt des Reiches — im Gegenſatz zu fremden Rechten — 
nebſt den für die Reichsregierung daraus ſich ergebenden Folge⸗ 
rungen); die bei der Aufſtellung des Reichshaushaltsplans zu be⸗ 
achtenden Grundſätze (Einheit, Vollſtändigkeit, Einzelbewilligung, 
Rohbetragsbewilligung, Trennung der ordentlichen und außerordent⸗ 
lichen Haushaltsmittel, Klarheit, Einjährigkeit und Gleichgewicht 
des Haushaltsplanes, Haushaltsgeſetz);; Wirtſchaftsführung des 
Reiches (Begriff, Einnahme⸗ und Ausgabeverwaltung, Vermögens⸗ 
verwaltung); ferner haushaltsrechtliche Stellung des RF M. und 
ſchließlich politiſche ſowie geſetzliche Überwachung der Wirtſchafts⸗ 
führung des Reiches. 

Daß die Erläuterungen zu den RWB. ſelbſt autoritative Be⸗ 
deutung haben, geht allein ſchon daraus hervor, daß die Entwürfe 
ſowohl zur ReichskaſſenO. (ebenfalls ſchon 1928 im gleichen Verlag 
erſchienen und vom gleichen Verf. kommentiert) wie zu den RWB. 
unter Leitung des Verf. durchberaten worden ſind. Da der Gel⸗ 
tungsbereich der RWB. ſich nicht nur auf die Reichs⸗ (Verwaltungs- 
und Gerichts-) Behörden im In⸗ und Auslande erſtreckt, ſondern 
in gleicher Weiſe die mit Verwaltungsgeſchäften des Reichs be⸗ 
trauten Behörden der Länder, Gemeinden oder ſonſtigen öffentlich⸗ 
rechtlichen Körperſchaften umfaßt, da ferner das Gebiet des Haus⸗ 
haltsrechts (zumal bei der heutigen chroniſchen Finanz- und Wirt⸗ 
ſchaftsnot) auch politiſch außerordentlich wichtig iſt, ſo darf und wird 
das vorliegende Werk die Aufmerkſamkeit weiteſter Kreiſe be- 


anſpruchen. 
SenpPräſ. Dr. C. Arendts, Berlin. 


Die Enteignung von Rechten nach preußiſchem, hamburgi⸗ 
ſchem und Reichsrecht. Eine hiſtoriſch-dogmatiſche Abhand⸗ 
lung von Dr. jur. Hans Reife. Hamburg 1929. Otto Meißner, 
Akademiſcher Verlag Gr.⸗8. 129 S. Preis 6 Gh. 


Der Verf. ſtellt einleitend der ſog. Enteignung von „Grund⸗ 
ſtücken“ die Enteignung der übrigen Rechte gegenüber und halt „alle 
Privatrechte — abgeſehen von einigen Perſönlichkeitsrechten — und 
die ſubjektiven öffentlichen Rechte an ſich“ für geeignet, einer Ent⸗ 
eignung unterworfen zu werden (S. 13 f.). Die weiteren Abſchnitte 
gliedern ſich ohne durchaus einleuchtende feſtere Abgrenzung in einen 
geſchichtlichen Teil, dem ein Abſchnitt über „Das Recht vor der 
Reichsverfaſſung von 1919“ folgt und in einen abſchließenden, 
eigentlich praktiſchen Abſchnitt über das geltende Recht. Entſprechend 
ſeiner faſt ſchrankenloſen Erweiterung des Enteignungsbegriffs hält 
Reiſe den Rechtserwerb auf ſeiten des Enteigners für kein Begriffs⸗ 
erfordernis des neuen Enteignungsrechtes (S. 92). Eine Enteignung 
liege immer vor, wenn einem einzelnen ein Recht im öffentlichen 
Intereſſe entzogen werde (S. 96). Da alle Privatrechte gleichmäßig 
ſchutzbedürftig ſeien, wäre ſonſt „Rein Grund einzuſehen, warum die 
Reichsverfaſſung nur das Eigentum (des BGB.) ſchützen und die 
übrigen Rechte ſchutzlos laſſen wollte“ (S. 99). Insbeſ. erfordere die 
„Erweiterung, die der Begriff des „öffentlichen Intereſſes“ in der 
Reichsverfaſſung unter dem Einfluß von Sozialiſierungstendenzen er⸗ 
fahren habe, die Subſumtion der obligatoriſchen Rechte unter den 
Begriff des verfaſſungsmäßigen Eigentums“ (S. 104). Denn das 
Eigentum der Reichsverfaſſung ſei im weiteſten Sinne auszulegen 
(S. 104). Der allgemeine Sprachgebrauch beſchräukte den Eigentums⸗ 
begriff der Reichsverfaſſung nicht auf abſolute Rechte, wie Schel⸗ 
cher annimmt, ſondern umfaſſe alle vermögenswerten Rechte, alſo 
auch Forderungsrechte (S. 105), auch Perſönlichkeitsrechte, wenn fie 
einen Vermögenswert haben (S. 105 f.). Das Ergebnis der Erörte⸗ 
rungen ift, daß das Eigentum des Art. 153 RVerf, alle ſubjektiven 
Privatrechte umfaſſe, die einen Vermögenswert darſtellen (106). Der 
Eigentumsſchutz der Reichsverfaſſung wird Eigentums wer tſchutz (106). 

Die vorſtehenden Auszüge müſſen hier genügen, um den Ent⸗ 
eignungsbegriff des Verf. und ſeine Methode herauszuſtellen. Mehr 
als zuläſtig hervortretende Intereſſenabwägung wird nur durch die 
logiſche Strenge des Schutzbedürfniſſes unterbrochen, und was dieſe 
Logik betrifft, ſo muß ſie eigentlich, wie ich bereits im Handwörter⸗ 
buch der Staatswiſſenſchaften andeutete, zur früheren oder ſpäteren 
Auflöſung des überkommenen Enteignungsbegriffes führen, ohne des⸗ 
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halb die unbedingte und vorbehaltloſe Verbreiterung des Schutzes 
zu gewährleiſten. Auch für Reiſe erfolgt ja die Enteignung nur 
„grundſätzlich gegen Eutſchädigung“ (S. 13). Folge der uferloſen 
Erweiterung des Enteignungsbegriffes iſt es nebenbei, daß Reiſe 
eine entſchädigungsloſe Enteignung der Beamtenrechte (S. 114) eigens 
ausſchließen muß. Merkwürdig oder, wie man will, nur folgerichtig iſt 
es auch, daß der Verf. zur neueren, wenn ſchon nicht mehr neueſten 
Frage, ob Enteignung für ein konkretes öffentliches Unternehmen 
oder darüber hinaus, für allgemeinere Zwecke, etwa ſoziale Reformen, 
im allgemeinen zuläſſig iſt, wenig oder gar nicht mehr Stellung zu 
nehmen braucht. Die Auflockerung der Enteignung macht dieſe zur 
beliebigen Auswirkung der „ſouveränen“ Geſetzgebung, Funktion 
wie jede andere. Einzelheiten der Terminologie und ſonſtige Kontro⸗ 
verſen wie aller Dogmenſtreit beiſeite, kann dem kleinen Werke au⸗ 
ſehnliches Material, namentlich über die neuere Literatur und die 
irgendwie einſchlägige Geſetzgebung der Nachkriegszeit entnommen 
werden. In Verbindung mit der juriſtiſchen und ſtiliſtiſchen Gewandt⸗ 
heit und Zielſtrebigkeit des Verf. iſt es ſicher ein dankenswerter 
Behelf zur Einführung in den neueren Stand des Gegenſtands. Ein 
erſchöpfender Behelf war wohl in dieſem knappen Rahmen weder be⸗ 
abſichtigt noch zu erwarten und durch die geſtellten Sonderaufgaben 
erſchwert. 
Prof. Dr. Leo Wittmayer, Wien. 


Handbuch des deulſchen Staatsrechts. In Verb. mit zahl⸗ 
reichen Mitarbeitern herausgegeben von Anſchütz und Thoma. 
Verlag J. C. B. Mohr, Tübingen. Subſkription 0,80 .% 
für den Druckbogen. 


Zehn Jahre nach dem Erlaß der neuen Verf. beginnt das 
auf zwei Bände (24— 30 Lieferungen zu je 3 Bogen) berechnete 
erſte große Handbuch des neuen deutſchen Staatsrechts zu erſcheinen. 
Die Namen der Herausgeber verbürgen ſtrengſte Wiſſenſchaftlich⸗ 
keit bei poſitiver Grundeinſtellung. Die beiden erſten Lieferungen 
liegen vor. Thoma leitet gut in die Begriffe, ſynthetiſch in die 
Schulen und ſehr fleißig in die Literatur ein. Anſchütz durchläuft 
von Karl dem Großen bis zur Abdankung von Kaiſer Franz den 
deutſchen Verfaſſungskampf. „Ein verfehlter und geſcheiterter 
Univerſalismus (Römerzüge) hat den Partikularismus großge⸗ 
zogen.“ Dies war kein Partikularismus der Stämme mehr, 
ſondern des dynaſtiſchen Familienbeſitzes, zuerſt „ſtändiſcher 
Patrimonialſtaat“, deſſen Weſen geſchildert wird, dann aufſteigend 
zum Abſolutismus mit der Rivalität Preußen —Oſterreich. 

Ebers ſchildert die hiſtoriſche Grundlage des Deutſchen Bun⸗ 
des und ſein ſtaatsrechtliches Funktionieren mit klarer Heraus⸗ 
arbeitung der verwickelten Einzelheiten, die ja noch jetzt in vielen 
unſerer Inſtitutionen, beſonders dem Reichsrat, nachwirken. Nun 
folgen in Hübners guter Darſtellung die Reichsgründungs⸗ 
verſuche: Paulskirche (klare Gegenüberſtellung des urſprünglichen 
knappen Siebzehnerentwurfs und der ſpäteren Beſchlüſſe), Erfurter 
Unionsverfaſſung, die Gegenverſuche der ſüddeutſchen Länder, das 
„Interim“, die Wiedereröffnung des Bundestags unter Preußens 
Fernbleiben und Einlenken (Olmütz), der „Reaktionsausſchuß“, 
Nationalverein und Reformverein, die Verſuche des Großherzogs 
Friedrich von Baden, des ſächſ. Miniſters Beuſt, der preuß. Gegen⸗ 
vorſchlag des kleindeutſchen Bundesſtaats im großdeutſchen Staaten⸗ 
bund (heute würde man das „differenzierende Geſamtlöſung“ 
nennen), endlich Franz Joſephs Verſuch auf dem Frankfurter 
Fürſtentag, dieſer monarchiſchen „Länderkonferenz“, die durch 
Preußens Fernbleiben (Bismarck) ergebnislos bleiben mußte. 

Dann ſchildert W. van Calker die „Verfaſſungsentwicke⸗ 

lung in den deutſchen Einzelſtaaten“. Ausgehend von der durch 
Auflöfung des alten Reichs gewonnenen vollen Souveränität der 
Einzelſtaaten und den von Napoleon erzwungenen „zäſariſtiſchen 
Scheinverfaſſungen“ Weſtfalens und Bayerns (1807, 1808) be⸗ 
handelt der Verf. die Verheißung des Art. 13 der Bundesakte von 
1815 (die in jedem Schulbuch den Ausgangspunkt der neueren 
Verfaſſungsgeſchichte bilden müßte) und ihr Schickſal. Überſichtlich 
werden dargeſtellt die drei „Verfaſſungswellen“ von 1816, 1830, 
1848, ihre reaktionären Rückſchläge und die Ergebniſſe in den Ver⸗ 
fafjungen anfangend von Naſſau und Sachſen⸗Weimar (1814, 1816) 
bis zu Preußen (1851) und Schaumburg⸗Lippe (1868) nebſt Fehl⸗ 
anzeige für den „rokokomäßig“ verbleibenden Mecklenburgiſchen 
Ständeſtaat. 
Anſchütz ſchließt an mit dem „Norddeutſchen Bund und 
ſeiner Erweiterung zum Kaiſerreich“. In knapper Form werden 
die Verhandlungen vom Auguſtbündnis 1866 bis zu den November⸗ 
verträgen von 1871 wiedergegeben und in ihren Ergebniſſen 
theoretiſch eingeordnet: dort neue Staatsgründung, hier Identität 
unter Gebietserweiterung. Dabei intereſſante Streiflichter auf die 
Mainlinie. 

Dieſen hiſtoriſchen Rückblicken folgt die zuſammenfaſſende 
Darſtellung des Staatsrechts des Reiches der Kaiſerzeit von 
R. Thoma. Die Bismarckſche Verfaſſung war kein Werk für die 
Ewigkeit, ſondern voller „Antinomien und Widerſprüche“, die er 
„nicht bewirkt, ſondern vorgefunden“ und zeitlich gemeiſtert hat. 


Das Reich war kein Bund ſouveräner Staaten, denn Anderungen 
und ſogar die Wiederauflöſung (Staatsſtreichpläne Bismarcks) 
konnten durch Geſetzgebung, und nur mit Zuſtimmung des RT. 
erfolgen; es war vielmehr ſelbſt ſouveräner Staat, den Einzel⸗ 
ſtaaten übergeordnet. Die Hegemonie Preußens mit ihren rechtlichen 
und ſtarken tatſächlichen Wurzeln (Militär, Eiſenbahn) wird zu⸗ 
treffend geſchildert. Die Aufteilung der Regierungsfunktionen 
zwiſchen Kaiſer und Bundesrat machte das Reich gewiſſermaßen 
zur „Dyarchie“. Die Kompliziertheit ſteigerte ſich ins Phantaſtiſche. 
Mit fünf verſchiedenen Stellen mußte ſich der Reichskanzler je⸗ 
weils auseinanderſetzen (Kaiſer und Kamarilla, Bundesrat oder 
große Länder, Reichstag, Landtag, Militär). 

H. Gmelin gibt einen vortrefflichen überblick über die alte 
Verfaſſung ſämtlicher Einzelſtaaten und ihre — außer in Süd⸗ 
deutſchland — rückſtändigen Wahlrechte mit den verſchiedenen 
künſtlichen Methoden zur Ausſchaltung der Sozialdemokratie 

Dann beginnt mit einem Aufſatz von W. Schüching über 
„Reformbeſtrebungen und Reformen während der Kriegszeit“ der 
Abſchnitt über die Geſchichte der Umwälzung. Der Verf. geht von 
der von Bethmann⸗Hollweg beklagten „Unfertigkeit der deutſchen 
Verfaſſung“ aus und ſchildert, wie ſich daraus die Doppelregierung 
von Zivil und Militär und ſchließlich die Diktatur der Generale 
entwickelte. Unſicher und ſchwankend äußert ſich auch der RT., 
bis er ſich aus den entgegengeſetzten Motiven am Sturz Beth⸗ 
mann⸗Hollwegs beteiligte, gerade als dieſer verſucht, das Primat 
der Politik mit ſeiner Hilfe herzuſtellen. Die Verzögerung der 
preußiſchen Wahlreform und die Verſuche zur Verfaſſungsreform 
im RT. werden klar herausgearbeitet. Schließlich, in höchſter Not, 
wird das parlamentarische Syſtem eingeführt, auf Betreiben der 
OHL. ſelbſt (Geſ. v. 28. Okt. 1918). Als die Revolution los⸗ 
brach, war die Demokratiſierung im Reich [on verwirklicht. Das 
iſt immer noch wenig bekannt. Spannend endet die Lieferung mit 
den erſten Abſätzen des Beitrags von Fr. Meinecke über die 
„Revolution, Urſachen und Tatſachen“. 

Jeder Student ſollte dieſes wiſſenſchaftlich groß angelegte 
Werk leſen und ſein Urteil daran üben. 

Min Dir. Dr. Arnold Brecht, Berlin. 


Prof. Dr. van Calker: Grundzüge des deutſchen Verwal⸗ 
tungsrechts. Zweite Auflage. München 1929. C. H. Beck. 
115 S. 


Das Buch des Münchener Staatsrechtslehrers iſt ein Vor⸗ 
leſungsgrundriß, beſtimmt für die Hörer ſeines Verwaltungsrechts⸗ 
Kollegs und die Teilnehmer der von ihm geleiteten Übungen. Es be⸗ 
handelt das geſamte Gebiet des Reichsverwaltungsrechts und des 
bayeriſchen Verwaltungsrechts; doch wird auch überall auf die preußi⸗ 
ſchen Verhältniſſe hingewieſen. Faſſung und Inhalt ſind beſtimmt 
und begrenzt durch den Zweck, eine Grundlage für die Univerſitäts⸗ 
vorleſungen zu bilden, die lediglich einen feſten Rahmen geben ſoll, 
der durch den lebendigen Vortrag ausgefüllt wird. Dieſem Zweck wird 
das Werk voll gerecht. Auch für den Nichtſtudenten, der ſich über 
verwaltungsrechtliche Grundbegriffe orientieren will, kann es gerade 
wegen ſeiner ebenſo kurzen wie ſcharfen Erfaſſung und Entwicklung 
der einzelnen Begriffe von Wert ſein. 

Präſ. d. PrOVG., Staatsminiſter Prof. Dr. Drews, Berlin. 


1. Miniſterialdirektor Dr. von Vchden: Das preußziſche 
Gemeindewahlrecht ſeit der Staatsumwälzung. Er⸗ 
gänzungsheft bearbeitet von Reg.⸗Aſſ. Dr. Loſchelder. Preis 
3 Ah. 

2. Dieſelben Verfaſſer: Das Wahlgeſetz für die Provinzial⸗ 
landtage und Kreistage. Ergänzungsheft. Preis 3 M. 

Berlin 1929. Carl Heymanns Verlag. 


Die beiden Ergänzungshefte ſollen die bekannten und bewährten 
Leyden ſchen Komm., die in IW. 1925, 2410 und 1926, 1409 
bereits beſprochen ſind, vervollſtändigen und auf dem Laufenden 
erhalten. Dies war dringend nötig, da die in ihnen kommentierten 
Rechtsnormen durch eine ganze Reihe von Geſetzen i. d. J. 1927, 
1928 und 1929 wichtige Veränderungen erfahren haben. Dieſe An⸗ 
derungen zuſammen mit den neuen Wahlordnungen und miniſte⸗ 
riellen Ausführungsanweiſungen ſind überſichtlich zuſammengeſtellt 
und unter ausgiebiger Ausnutzung des geſamten amtlichen Materials 
klar und erſchöpfend erläutert. Unſer kommunales Wahlrecht, das 
ja vorab, d. h. vor der allgemeinen Kommunalverfaſſungsreform, 
neu geſtaltet worden iſt, iſt durch die dauernde ſtückweiſe Zuſatz⸗ 
und Ergänzungsgeſetzgebung derart unüberſichtlich geworden, daß 
man ſich ohne einen unbedingt zuverläſſigen Komm. gar nicht mehr 
zurechtfinden kann. Die vorliegenden Schriften bilden einen guten 
und ſicheren Führer durch das jetzige Rechtsdickicht. Sie ſind zugleich 
aber auch ein ſchlagender Beweis für die Notwendigkeit der als⸗ 
baldigen Durchführung der ſeit zehn Jahren verheißenen einheitlichen 
Neugeſtaltung unſerer Kommunalverfaſſungen überhaupt. 

Präf. d. PrOVG. Staatsmin. Prof. Dr. Drews, Berlin. 


422* 


3372 


Recht und Staat im neuen Dentſchland. Vorleſungen ge⸗ 
halten in der Deutſchen Vereinigung für ſtaatswiſſenſchaft⸗ 
liche Fortbildung. Im Namen des Vorſtandes der Ver⸗ 
einigung herausgegeben von Dr. se. pol. Bernhard Harms, 
o. Profeſſor an der Univerſität Kiel. 2 Bände. Berlin 1929. 
Verlag Reimar Hobbing. 


Die deutſche Vereinigung für ſtaatswiſſenſchaftliche Fortbil⸗ 
dung hat zu ihrem 25jährigen Beſtehen drei große Lehrgänge ver⸗ 
anſtaltet, in denen von ausgezeichneten Sachkennern die Wand⸗ 
lungen in Geſellſchaft, Wirtſchaft und Recht während der Jahre 
ſeit dem Kriegsausbruch unterſucht werden. Einer dieſer Vortrags⸗ 
reihen wird in dieſem, hier anzuzeigenden Werk einer weiteren 
Offentlichkeit zugänglich gemacht. Eine große Anzahl führender 
Köpfe gibt hier einen überblick über faſt alle Gebiete des deutſchen 
Verfaſſungslebens des deutſchen Rechts, der deutſchen Wirtſchaft und 
der deutſchen Beziehungen zu fremden Völkern. Alle Beiträge ſehen 
ihre Aufgabe weniger in einer materialüberladenen Darſtellung 
von Einzelheiten, ſondern in der Offenlegung der großen Grund⸗ 
gedanken. Dabei wird faſt ſtets die zukünftige Entwicklung er⸗ 
örtert und auf Reformvorſchläge eingegangen und ſolche ſelbſt 
unterbreitet. Dem, der tiefer in die Probleme eindringen will, dient 
ein ausgezeichnetes Literaturverzeichnis am Schluß des 2. Bandes. 


Raummangel verbietet leider eine eingehende Stellungnahme 
zu den gedankenreichen Ausführungen der 29 verſchiedenen Au⸗ 
toren. Die Wiedergabe des Inhaltsverzeichniſſes wird aber Inter⸗ 
eſſenten nicht unwillkommen ſein. 


Juhaltsverzeichnis. 
J. Staat und Volt, Ordnung und Freihett. 


1. Volk und Staat. Von Geh. Hofrat Prof, Dr. Richard Schmidt, Letbitg. 
2. Ordnung und Freiheit. Von Prof. Dr. Hans Drieſch, Leipzig. 


II. Reich, Länder und Gemeinden. 


3. Bismarck und Wetmar. Von Geh. Hofrat Prof. Dr. Hermann Oncken, Berlin. 

4. Das Werk von wetmar. Von Prof. Dr. Alexander Graf zu Dohna, Bonn. 

5. Sinn und l ſtaltung des deu ſchen Parlamentartsmus. Von Geh. Hofrat Prof. 
Dr. Richard Thoma, Bonn. 

6. Die Wandlungen in den Aufgaben und im Zuſtändigkeitsverhältnis von Reich 
und Ländern. Von der Reichsgründung bis zum Jabre 1919. Von Prof. Dr. 
Malter Jellinek, Kiel. 

7. Die Wanolungen in den Aufgaben und im Zuſtändigkeltsverhältnis von Reich 
und Ländern: Auf Grund der Weimarer Verfaſſung. Von Prof. Dr. Johannes 
Popitz, Staatsſetretär des Retchsfinanzmkniſterlums. 

8. Die ſtualsrechtlichen Grundlagen des öffentlichen Fluanzweſens, unter beſon⸗ 
derer Berückſicht gung des Finanzausgleichs zwiſchen Reich und Ländern. Von 
Prof. Dr. Johannes Popitz. Staatsſekretär des Reſchsfin nzmintſtertums. 

9. Die reichseigene Verwaltung. Von Prof. Dr. Gerhard Laſſar, Hamburg. 

10. % Entwicklung der preußiſchen Verſaſſung. Von Prof. Dr. Fritz Stier⸗Somlo, 
Koln. 

11. Die Organtfatton des Bayeriſchen Staates und ſeiner Selbſtverwaltungskörver. 
Von OReggk. Dr. Otto Bohl, München, 

12. wandtung n im Gemeinderecht. Von Mintſterlaldtrektor Dr. Victor v. Lenden, 
Preuß. Mintſtertum des Junern. 


III. Kirche, Schule und Wiſſenſchaft. 


13, Über das Verhältnis von Saat und Kirche in Vergangenbeit und Gegenwart. 
Von Geh. IR. Prof. D. Dr. Wilhelm Kahl, M. d. R., Berlin. 

14. Gegenwarteprobleme des Schulrechts. Von Geh. Re R. Dr. Dr. Erich Wende, 
Miniſtertaldirtgent im Preuß. Miniſterium für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volts⸗ 
bildung. 

15. Probleme der Wirtichaftepflege Von Prof. D. Dr. Carl H. Becker, Preußiſcher 
Kultusminiſter. 

IV. Reformgebiete des Rechts. 


16. Der Rechtsſchutz im öffentlichen Recht. Von Prof. Dr. Ottmar Bühler ⸗ 
Mäünſter i. 28. 8 0 

17. Probleme der Verwaltungsreform. Von Staatsminiſter Dr. Dr. Bill Drews, 
Präfident des Oberverwaltungsgerichts. 

18. Wirtſchaftliche Selbſtverwaltung. Von Oberbürgermeiſter Dr. Otto Moſt, Duts⸗ 
burg⸗Ruhrort. x 

19. Das Arbettsrecht. Von Prof. Dr. Hans Nipperdey, Köln. 

20. Das ſoziale Verſicherungsreht. Von Miniſterlarrat Andreas Grteſer, Reichs⸗ 
arbeitsminiſterium. 

21. Entwicklungztendenzen im Recht des Wohnungsweſens. 
Adolf Scheidt, Preuß. Wohlfahrtsminlſtertum. 92 

22. Strafgeſetz und Strafvollzug. Von Miniſterkaldirigent Ernſt Schäfer, Preuß. 
Juſttzminiſterium. ee 

23. Das Jugendrecht. Von Dr. Gertrud Bäumer, Miniſterialrat im Nei3minijtertum 
des Innern, M. d. R. . 

24. Die Grundzüge des deutſchen Preßrechts und die Notwendigkeit jeiner Reform. 

Von Dr. Kurt Häntzſchel, Miniſterialrat im Reichsminiſterium des Innern. 
V. Beziehungen zum Auslande. 
„Grundlinien der auswärtigen Politik des Reiches ſeit dem Friedensſchluß. Von 
Geh Hofrat Prof. Dr. Hermann Oncken, Berlin. 

26. Grundlinien der auswartigen Wirtſchaftspolitit Deutſchlands fett Frledensſchluß. 
Von Miniſterialdirektor Dr. Hans Poſſe, Reichswirtſchaftsminttertum. 

27 Die Bindungen der deutſchen Souveränität durch den Verſatller Vertrag und 
das Dawes⸗Abkommen. Von Miniſterialdtrektor Prof. Dr. Herbert Dorn, Reichs⸗ 
ftnanzminiſterium. 1 i 

28. Deutſchland im internationalen Recht. Von Privatdozent Dr. Hermann J. 
Held, Kiel. . 

29. Die Staatsangehörigkeit im internattonalen Recht. Von Prof. Dr. Heinrich Pohl, 


Tilbt h 
30. Das wölterrechtliche Mandat und die Kolonialpolitik. Von Geh. Hofrat Prof. 
Dr. Albrecht Mendelsſohn⸗Bartholdy, II. D., Hamburg. 2 
31. Gegenwärtiger Stand der internationalen Gerichtsbarkeit und Schiedsgerichts⸗ 

barkelt. Von Privatdozent Dr. Walter Schätzel, Landgerichts rat, Kiel. 
32. Gegen wartsfragen des internationalen Privatrechts. Von Privatdozent Dr. C. 
Rühland, Kiel. 


Von Staatsſekretär 


de 
J. 


VL Schrifttum zum Geſamtwerk. 
Von Privatdozent Dr. Hermann J. Held, Kiel. 


D. S. 


Schrifttum 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Verfaſſungsausſchuß der Länderkonferenz. 

1. Beratungs unterlagen 1928. Preis 38 . 

2. Die Abgrenzung der Zuſtändigkeit zwiſchen Reich 
und Ländern. Vorſchläge der Referenten und Beſchlüſſe 
des Unterausſchuſſes. Preis 1 . 

3. Niederſchrift üver die Verhandlungen der Unter⸗ 
ausſchüſſe vom 5. und 6. Juli 1929 im Reichsminiſte⸗ 
rium des Innern. (Beratung und Beſchlußfaſſung über 
die Abgrenzung der Zuſtändigkeiten zwiſchen Reich und 
Ländern und Beratung über das Organiſationsreferat.) 
Preis 3 . 

Berlin 1930. Reichs⸗ und Staatsverlag. 

Die im Januar 1928 zuſammengetretene Länderkonferenz hat 
einen zu gleichen Teilen von der Reichsregierung und den Länder⸗ 
regierungen beſetzten Ausſchuß zur Vorbereitung der Löſung des ver⸗ 
faſſungsrechtlichen Geſamtproblems eingeſetzt. Bei ſeinem erſten Zu⸗ 
ſammentritt am 4. Mai 1928 beſchloß der Ausſchuß die Inangriff⸗ 
nahme folgender Arbeiten: 

1. Die Frage des Verhältniſſes von Reich zu Ländern, insbeſ. 

der Aufgaben⸗ und Zuſtändigkeitsverteilung. 

2. Die Frage der kleineren und der leiſtungsſchwachen Länder 

und der territorialen Flurbereinigung. 

3. Die ſich unbeſchadet von Ziff. 1 und 2 ergebenden allgemeinen 

Fragen der Verwaltungsreform. 

Zu Ziff. 1 und 2 betraute der Ausſchuß den RInn M., den 
RF M., Min Dir. Dr. Brecht (Preußen), MinPräſ. Dr. Held 
(Bayern), Min Dir. Dr. Poetzſch⸗Heffter (Sachſen) und den 
Reichsminiſter a. D. Dr. Hamm mit der Aufgabe, mit möglichſter 
Beſchleunigung, ſpäteſtens bis Ende Juni 1928, durch Sammlung 
von Material und auf andere geeignet erſcheinende Weiſe diskuſſions⸗ 
reife Unterlagen für die nächſte Sitzung des Ausſchuſſes zuſammen⸗ 
zuſtellen. 

Zu Ziff. 3 beauftragte der Ausſchuß den RF M., Min dir. 
Dr. Brecht (Preußen), Staatsmin. Dr. Stützel (Bayern), Staatsmin. 
Prof. Dr. Apelt (Sachſen), Staatspräſ. Bazille (Württemberg) 
und Staatspräſ. Adelung (Heſſen), in Verbindung mit dem Reichs⸗ 
ſparkommiſſar Staatsmin. a. D. Saemiſch, mit der entſprechenden 
Aufgabe. 

In Ausführung dieſes Auftrages ſowie allgemein zur Ergänzung 
des Materials wurden von den Berichterſtattern und weiteren Ausſchuß⸗ 
mitgliedern Denkſchriften und ſonſtige Beiträge vorgelegt. 

Von dieſen Beiträgen ſind die vorſtehend erwähnten der All⸗ 
gemeinheit jetzt durch die Veröffentlichungen des RInn M. zugängig 
gemacht worden. D. S. 


Ernſt Wündiſch: Das Geſetz über Schußwaffen und 
Munition. Berlin 1928. Verlag W. de Gruyter & Co. 


Der bekannten Guttentag ſchen Sammlung der deutſchen 
Reichsgeſetze fügt ſich die von Wündiſch eingeleitete und kom⸗ 
mentierte Ausgabe des Schußwaffengeſetzes nebſt der AusfVO. der 
Reichsregierung v. 13. Juli 1928 und dem preuß. Erlaß zur 
Durchführung des Geſ. v. 7. Sept. 1928 auf das beſte ein. Im 
Gegenſatz zu dem weſentlich umfangreicheren Komm. von Schön⸗ 
ner⸗Salewſki beſchränkt ſich Wündiſch darauf, durch knappe, 
klare und leichtverſtändliche Erläuterungen die Grundgedanken 
herauszuarbeiten und eine Überſicht über die Zuſammenhänge der 
einzelnen Beſtimmungen miteinander und mit anderen Geſetzesvor⸗ 
ſchriften zu geben. Die Ausgabe iſt insbeſ. zur ſchnellen Unter⸗ 
richtung des Praktikers beſtimmt und geeignet. 


Reg Dir. Dr. Hagemann, Berlin. 


Dr. h. e. Adolf Schmedding, Landesfinanzamtspräſident i. R., 
Geh. Regierungsrat, und Dr. theol., Dr. phil. Joh. Linne⸗ 
born, Domprobſt, Apoſtol. Protonotar, M. d. L.: Die Er⸗ 
hebung von Kirchenſteuern in den katholiſchen Kirchen⸗ 
gemeinden, Gemeindeverbänden und Diözeſen. Kommen⸗ 
tar zu den Geſetzen vom 14. Juli 1905 und vom 3. Mai 
1929. 2. vermehrte u. verbeſſerte Auflage. Paderborn 1929. 
Verlag Ferdinand Schöningh. 340 Seiten. Preis broſch. 
8 c, geb. 8,80 G. 

Wenn man unter Kirchenſteuer eine Zwangsabgabe verſteht, die 
ohne unmittelbare Gegenleiſtung von allen Mitgliedern zur Deckung 
notwendiger Ausgaben erhoben wird, ſo hat die katholiſche Kirche bis 
weit in das 19. Jahrhundert hinein keine Kirchenſteuer erhoben. Die 
ältere Zeit kennt — abgeſehen von freiwilligen Gaben, Schenkungen 
und Stiftungen — nur Abgaben einmal ſeitens gewiſſer Kreiſe, insbeſ. 
Nutznießer kirchlicher Güter (Einrichtungen, Anſtalten und Gegen⸗ 
ſtände), ſodann für beſondere Leiſtungen (ſog. Stolgebühren). Die 
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Ratholifche Kirche hat ihr Recht, Steuern zu erheben, aufs neue grund⸗ 
ſätzlich (independens a civili potestate) fefigelegt durch C. J. C. can. 
1496. Die heutige landesgeſetzliche Ordnung des Beſteuerungsrechts 
der katholiſchen Kirche in Preußen beruht auf dem Geſetz von 1905. 
Der gleich damals herausgegebene Kommentar erſcheint hier in neuer 
Ausgabe. In dieſer ſind vor allem die durch die Reichs⸗ und Landes⸗ 
geſetzgebung der Zwiſchenzeit herbeigeführten vielen bedeutungsvollen 
Änderungen berücksichtigt. Das Werk bringt die Hauptgeſetze mit 
forgfältigen Erläuterungen, auch die Nebengeſetze und ⸗erlaſſe, und 
vertieft die Kenntnis der nicht eben einfachen Materie durch eine 
dankenswerte geſchichtliche Einführung. Der Kommentar hat ſich be⸗ 
währt, er wird auch in der neuen Ausgabe ein zuverläſſiger Führer fein. 
RA. Dr. Auguſt Kneer, Trier. 


Dr. jur. Martin Sellmann: Tie Rheiniſch⸗Weſtfäliſche 
Kirchenordnung in der Faſſung vom 6. November 1923 
in ihrem Verhältnis zur Verfaſſungsurkunde für die evan⸗ 
geliſche Kirche der altpreuß. Union. Witten (Ruhr) 1928. 
Weſtdeutſcher Luther⸗Verlag. 149 S. Preis broſch. 3,50 % 


Bis zum Erlaß der Rhein WeſtfKirchenO. v. 1835 hatten ſich. 
die weſtlichen evang. Provinzialkirchen vom landesherrlichen Kirchen⸗ 
regiment freigehalten. Auch dieſe Kirchend. war auf dem Synodal⸗ 
prinzip aufgebaut. Im $ 148 wurden aber das Miniſterium der 
geiſtl. Angelegenheiten, das Provinzialkonſiſtorium und die Re⸗ 
gierungen neben einem in jeder Provinz vom Landesherrn ernannten 
Generalſuperintendenten als Aufſichtsbehörden anerkannt. Ein auf 
Grund des Art. 15 der Verfaffungsurkunde v. 31. Jan. 1851 von 
den Synoden unternommener Verſuch, das landesherrliche Kirchen⸗ 
regiment einzuſchränken, ſcheiterte an dem Widerſtande des Königs. 
Dieſer genehmigte zwar eine Reihe von Zuſätzen zur Kirchen O., die 
aber das landesherrliche Kirchenregiment unbeeinträchtigt ließen 
(Zuſatz 47). Die Kirchengemeinde⸗ und SynodalO. v. 10. Sept. 
1873 galt nicht für Rheinland und Weſtfalen. Die General⸗Syno⸗ 
dal O. erſtreckte ſich zwar auch auf dieſe Provinzen, enthielt aber im 
§ 10 den Vorbehalt, daß vor einer Anderung ihrer Kirchen O. durch 
landeskirchliches Geſetz die Synoden beider Provinzen gehört wer⸗ 
den müßten. Außerten ſich beide übereinſtimmend gegen die Ver⸗ 
änderung, fo trat die landeskirchliche Vorſchrift in dieſen Provinzen 
nicht in Geltung ($ 10 Abf. 4). Dagegen konnten die beiden Pro⸗ 
pinztalfnnoden mit Beſtätigung der Kirchenregierung ihre Kirchen O. 
ändern (8 10 Abſ. 1). Dies iſt am 5. Jan. 1908 geſchehen (Kirchl⸗ 
GuV Bl. 1908, 1 u. 41 ff.). 

Nach der Staatsumwälzung, welche zugleich das landesherr⸗ 
liche Kirchenregiment beſeitigte, reichten die weſtlichen Provinzial⸗ 
ſynoden dem Evang. Oberkirchenrat und dem Generalſynodalvorſtand 
den Entwurf einer neuen Kirchen O. ein, welcher der Generalſynode 
und von dieſer der verfaſſunggebenden Kirchenverſammlung über⸗ 
wieſen wurde. Dieſe gab den Entwurf im Hinblick auf die be⸗ 
ſchloſſene neue Verfaſſungsurkunde den beiden Provinzialſynoden 
zur erneuten Beratung zurück. Die daraufhin von dieſen geänderte 
neue Kirchend. wurde am 6. Nov. 1923 kirchenregimenklich be⸗ 
ſtätigt und im KirchlGuV Bl. 1924, 166 ff. veröffentlicht, nachdem 
der Min. für Wiſſenſchaft uſw. gem. Art. 2 des Staatsgeſ. v. 
8. April 1924 (GS. 221) Einſpruch gegen deren Inhalt nicht er⸗ 
hoben hatte. 7 

Verf. gibt zunächſt eine ausführliche Entſtehungsgeſchichte der 
neuen KirchenO. und anſchließend daran eine ſyſtematiſche Dar⸗ 
ſtellung des Sonderrechts der weſtlichen Kirchenprovinzen (S. 39 ff.). 
Was unter dieſem Begriff zu verſtehen, iſt aber beſtritten. Nach 
dem Sprachgebrauch würde Sonderrecht nur die von der Verfaſſungs⸗ 
urkunde der Kirche der altpreuß. Union abweichenden Beſtimmungen 
bezeichnen. Soweit Vorſchriften der Verfaſſungsurkunde in die 
KirchenO. (Rhein.⸗weſtf. Kirchen. von 1923) übernommen worden, 
was vielfach wörtlich geſchehen iſt, wären ſie hiernach kein „Sonder⸗ 
recht“. Dies hat angeſichts des dem 8 10 GSO. nachgebildeten 
Art. 161 Verfaſſungsurkunde praktiſche Bedeutung. Denn nach die⸗ 
ſem Art. verbleibt es für dieſe Provinzen bei ihrer Kirchen O., „ſo⸗ 
weit die gegenüber den Vorſchriften des erſten und zweiten und des 
Unterabſchnitts 1 des dritten Abſchnitts dieſer Verfaſſungsurkunde 
Sonderrecht enthält“. Gerade mit Rückſicht auf dieſen Art. glaubt 
Verf., in Übereinſtimmung mit dem Präſes D. Wolff der rhein. 
Synode, unter „Sonderrecht“ ſelbſt ſolche Rechtsanſchauungen ver⸗ 
ſtehen zu dürfen, welche ſich zwar nicht aus dem Wortlaut der Kirchen O., 
wohl aber „aus ihrem Geiſt“ ergeben (S. 45, 46). Dabei macht Verf. 
aber in Übereinſtimmung mit der Auffaſſung des EOͥK. drei Aus⸗ 
nahmen bez. des Begriffs „Sonderrecht“. Unter dieſe Bezeichnung 
ſollen diejenigen Materien nicht fallen, welche ſchon vor dem Erlaß 
der Kirchen O. kirchengeſetzlich für die ganze Landeskirche geordnet 
ſind (S. 40, 41). Außerdem ſeien alle Beſtimmungen, welche die all- 
gemeine kirchliche Verwaltung behandelten, kein „Sonderrecht“ 
(S. 97, 109 Abſ. 1, 126 oben). Endlich wären ſonderrechtlich nicht 
ſolche Vorſchriften, welche bisher auch in den weſtlichen Provinzen 
unbekannt geweſen und erſt durch die Verfaſſungsurkunde neu ge⸗ 
troffen wären (S. 126). 

Daß ſich aus der vorſtehenden Begrenzung des Begriffs „Son⸗ 
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derrecht“ eine Fülle von Streitfragen ergibt, iſt klar. Ihre Zahl 
wird vermehrt durch den Wortlaut des Abs. 2 des Art. 161 Ver⸗ 
faſſungsurkunde: „Werden Beſtimmungen der KirchenO. durch ein 
Kirchen. betroffen, jo find die Provinzialſynoden der beiden 
Kirchenprovinzen zu hören. Das Ergebnis ihrer Abſtimmung wird 
feftgeftellt, indem die Stimmen beider Synoden durchgezählt werden. 
Dabei iſt den rhein. und weſtf. Stimmen entſprechend der Geſamt⸗ 
zahl der Mitglieder jeder Synode ein verſchiedenes Gewicht zu 
geben.“ Was heißt „betroffen“? (S. 60). Sind die beiden Synoden 
wirklich nur zu „hören“, iſt alſo aus dem Fortlaſſen des vierten 
Abſatzes 8 10 GSO. zu folgern, daß fie ein wirkliches Vetorecht 
nicht mehr haben? Dies wird vom Verf. mit Recht verneint, weil 
ſonſt die Vorſchrift über die Abſtimmung in den Synoden und das 
Stimmgewicht ihrer Mitglieder „ſinnlos“ wäre (S. 57). Nach 
5 10 BSD. ſind die Synoden vor dem Erlaß des Kirchen. zu 
hören. Das in dem Entwurf zu dem jetzigen Art. 162 Abf. 2 vor⸗ 
geſehene Wort „vorher“ hat man gejtrihen. Ein Zwang für den 
Kirchenſenat, vor Erlaß des allgemeinen Kirchen. die weſtlichen 
Synoden zu hören, beſteht alſo nicht mehr. Erlangt ein ſolches 
auch in den Weſtprovinzen Geltung, wenn die Anhörung in irriger 
Auslegung der Begriffe „Sonderrecht“ und „betreffen“ unterblieben 
iſt? Sellmann bejaht dieſe Frage (S. 62). 

Nach § 124 können entſprechend dem § 10 Abf. 1 GSD. 
Anderungen der Kirchen. in den Grenzen des Art. 161 Abſ. 1 
Verfaſſungsurkunde von den Provinzialſynoden Weſtfalens und der 
Rheinprovinz beſchloſſen und vom Kirchenſenat in Kraft geſetzt wer⸗ 
den. Müſſen beide Synoden übereinſtimmen in ihren Beſchlüſſen? 
Auch die Streitfrage iſt in der Verfaſſungsurkunde und der Kirchen O. 
nicht gelöſt (S. 52/54). 

Wie verhält ſich der meiſtumſtrittene Vorſpruch der Verfaſſungs⸗ 
urkunde zu den Bekenntnisparagraphen I bis III der Kirchen O.? 
(S. 63 bis 65). 

Wie ſteht es mit dem höchſt zweifelhaften Recht des rhein. 
Generalſuperintendenten auf Mitgliedſchaft im Kirchenſenat, auch 
wenn er nicht Vorſitzender des Konſiſtoriums iſt? (S. 133/4). 

Zu allen dieſen und noch vielen anderen, vom Verf. erörterten 
Streitfragen wird jeder Anwalt, der den kirchlichen Körperſchaften an⸗ 
gehört, ſonſt freilich beruflich nur ſelten Stellung zu nehmen haben. 
Immerhin iſt die Schrift für Juriſten und noch mehr für Parla⸗ 
mentarier gut und nützlich zu leſen, ſchon weil ſie anregt, wie einſt 
Savigny Betrachtungen anzuſtellen über den „Beruf unſerer Zeit 


für Geſetzgebung“. 
RA. Dr. Fleiſcher, Berlin. 


Dr. Karl⸗Auguſt Criſolli: Reform der Landpacht. Berlin 1930. 
Verlag von Georg Stilke. VIII und 151 S. Preis geh. 
2,50 A. 


Verf. behandelt die von dem Reichsjuſtizminiſterium in Verbin⸗ 
dung mit dem Reichsernährungs⸗ und Reichsarbeitsminiſterium auf⸗ 
geſtellten Grundzüge über die Neuordnung des landwirtſchaftlichen 
Pachtrechts. Die Schrift enthalt zwei Teile, allgemeine Betrachtungen 
über die geplante Pachtrechtsreform, ſowie eine ausführliche Be⸗ 
ſprechung der genannten Grundzüge des Reichsjuſtizminiſteriums im 
einzelnen. Die Grundzüge ſowie die einſchlägigen Beſtimmungen des 
BGB. ſind mit abgedruckt. 

In dem allgemeinen Teil feiner Schrift gelangt der Verf. aus 
wirtſchaftspolitiſchen und rechtlichen Geſichtspunkten zu einer Ab⸗ 
lehnung der in den Grundzügen angedeuteten Neuordnung des land⸗ 
wirtſchaftlichen Pachtrechts. Er vertritt u. a. die Anſicht, daß die 
heutige Zeit, in der die wirtſchaftlichen Veränderungen noch nicht zu 
einem überſehbaren Abſchluß gelangt ſeien, nicht berufen ſei, das 
Pachtrecht des BGB. in Geſtalt einer Dauerregelung zu ändern. Für 
eine derartige Neuordnung beſteht nach Anſicht des Verf: auch kein 
Bedürfnis, da die Beſtimmungen des BGB. über Pacht ſich bewährt 
haben, und die wirtſchaftlichen Verhältniſſe auf dieſem Gebiet als 
geſund anzusprechen find. Eine Teiländerung des BGB. bringe die 
Gefahr mit ſich, daß das Pachtrecht aus ſeinem organiſchen Zu⸗ 
ſammenhang mit den übrigen Beſtimmungen herausgeriſſen und ſomit 
die Überſichtlichkeit des bürgerlichen Rechts gemindert werde. Verf. 
ſpricht ſich ſodann gegen die in den Grundzügen vorgeſehene Ein⸗ 
ſchränkung der Vertragsfreiheit aus. Die zahlreichen zwingenden Be⸗ 
ſtimmungen der Grundzüge verſtoßen ſeiner Anſicht nach gegen den 
im BGB. vorherrſchenden Grundſatz der Vertragsfreiheit und würden 
den vielgeſtaltigen Verhältniſſen des landwirtſchaftlichen Pachtrechts 
nicht gerecht. Es ſei auch zu befürchten, daß die Einſchränkung der 
Vertragsfreiheit auf andere Gebiete des bürgerlichen Rechts, wie z. B. 
die Miete, übergreifen könnte. Endlich fürchtet der Verf., daß die 
zahlreichen, dem Verpächter auferlegten Beſchränkungen nachteilige 
Auswirkungen auf feine Kreditfähigkeit haben und jo die an und 
für ſich ſchon ungünſtige Kreditlage der Landwirtſchaft noch ver⸗ 
ſchlechtern könnten. „ r l Be 

In dem beſonderen Teil feiner Schrift unterzieht Verf. die ein⸗ 
zelnen Beſtimmungen der Grundzüge einer eingehenden kritiſchen 
Würdigung. Die grundſätzlich ablehnende Einſtellung des Verf. tritt 
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auch in der Einzelbeſprechung der Grundzüge hervor. Dabei werden 
dieſe mitunter auch da angegriffen, wo ſie nur eine Wiedergabe des 
geltenden Rechts enthalten dürften. So erſcheint es nach durchaus 
verkretbarer Abſicht nicht unzweifelhaft, ob nicht z. B. die Bedenken 
des Verf. (S. 45 ff.) gegen Nr. 9 der Grundzüge (außerordentliches 
Kündigungsrecht des Pächters, wenn eine Wohnung oder ein au⸗ 
derer zum Aufenthalt von Menſchen beſtimmter Raum des Pacht⸗ 
grundſtücks ſich in einem geſundheitsgefährlichen Zuſtand befindet), 
bereits gegen das geltende Recht (88 544, 581 Abſ. 2 BGB.) zu er⸗ 
heben geweſen wären. 

Von einer ins Einzelne gehenden Beſprechung der Schrift ſoll 
an dieſer Stelle abgeſehen werden. Dazu würde ein genaueres Ein⸗ 
gehen auf die ſchwierigen Einzelheiten der Grundzüge erforderlich ſein, 
insbeſ. müßte man ſich auch eingehend mit den Geſichtspunkten aus⸗ 
einanderſetzen, die für den Inhalt der Grundzüge ins Feld geführt 
werden können. Bei der ablehnenden Stellungnahme, die der Verf. 
der in Vorſchlag gebrachten Neuordnung des landwirtſchaftlichen Pacht⸗ 
rechts gegenüber einnimmt, unterrichtet er den Leſer im weſentlichen 
von den Bedenken, die gegen die Grundzüge ſprechen. Es muß 
zweifelhaft erſcheinen, ob der Verf. damit den Forderungen, die z. B. 
aus Kreiſen der Pächter ſchon ſeit längerer Zeit für eine Neu⸗ 
ordnung des landwirtſchaftlichen Pachtrechts, übrigens nicht nur in 
Deutſchland, ſondern z. B. auch in Holland und Belgien, angeführt 
werden, immer vollauf gerecht wird. Verf. berückſichtigt wenig die 
Gedanken, die von anderer Seite, fo zuletzt noch von dem bekannten 
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Juriſtiſche Wochenſchrift 


Landwirt Dr. h. c. Schurig⸗Markee in feinen Aufſatz „Eigen⸗ 
tum und Landpacht“ in der Kölniſchen Zeitung v. 18. Nov. 1929 
für eine Pachtrechtsreform i. S. der Grundzüge geltend gemacht 
werden. Schurig⸗Markee ſieht als Leitmotiv der Grundzüge 
den vom wirtſchaftlichen Standpunkt begrüßenswerten Gedanken 
der Steigerung der landwirtſchaftlichen Erzeugung an und begründet 
damit z. B. die Vorſchriften über den Erſatz von Verwendungen und 
Bodenverbeſſerungen, notfalls auch gegen den Willen des Verpäch⸗ 
ters, wenn auch nur mit Genehmigung des Pachtamts. Die Beſchrän⸗ 
kung des Verpächters in der Kündigung gewähre dem Pächter die 
Bewegungsfreiheit, die er als moderner landwirtſchaftlicher Unter⸗ 
nehmer brauche. Die Einſchräukung der Vertragsfreiheit ſolle das 
wirtſchaftliche übergewicht, das der Verpächter jedenfalls im Weſten 
Deutſchlands infolge des dort herrſchenden Landmangels beſitze, 
mindern. 

Ungeachtet der einſeitigen Einſtellung des Verf. zu den Grund⸗ 
zügen muß ſeine Arbeit als eine überſichtliche Darſtellung aller die 
Neuordnung des landwirtſchaftlichen Pachtrechts betreffenden Rechts⸗ 
fragen augeſehen werden. Insbeſ. dürften die zahlreichen Verweiſe 
auf die Unterſchiede der Grundzüge zu dem Recht des BGB. dem⸗ 
jenigen, der ſich über die Tragweite der geplanten Reform unterrichten 
will, ein wertvolles Hilfsmittel ſein. Der Verf. hat durch ſeine 
Schrift in dankenswerter Weiſe dazu beigetragen, die Offentlichkeit mit 
den ſchwebenden Fragen des Pachtrechts bekanntzumachen. 

Ger Aſſ. Dr. Graf v. Lambsdorff, Berlin. 


Kechtſprechung. 


Nachdruck der Entſcheidungen nur mit genauer Angabe der Quelle geſtattet; Nachdruck der Anmerkungen verboten! D. S. 


A. Ordentliche Gerichte. 
Reichsgericht. 
a) Zivilſachen. 


Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Juſtizrat Dr. Kaiſer, Juſtizrat Kurlbaum und 
Juſtizrat Dr. Schrömbgens. 

Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
gerichts abgedruckt. — F Anmerkung.] 

1. Kirche und Staat. 


i 1. Die rechtlichen Verpflichtungen Dritter 
zu Leiſtungen an die Kirche find — auch ſoweites 
ſich nicht um Steuern handelt — durch die Reichs⸗ 
verfaſſung nicht aufgehoben. 

Die Kl. verlangt von der beklagten Gemeinde die Er— 
ſtattung von Koſten, die ſie für die Erneuerung des Pfarr⸗ 
hauſes in W. aufgewendet hat. Sie gründet den Anſpruch 
auf Herkommen und die Pfarrmatrikel. Die Bekl. macht ins⸗ 
beſondere geltend, daß eine etwa beſtehende Verpflichtung mit 
der durch die neue Reichsverfaſſung vollzogenen Trennung 
der Kirche vom Staat erloſchen ſei. Das LG. hat die Klage 
aus dieſem Grunde abgewieſen. Auf die Berufung der Kl. 
hat das BG. den Klageanſpruch dem Grunde nach für be⸗ 
rechtigt erklärt. 

Mit der Rev. erſtrebt die Bekl. die Wiederherſtellung 
des erſten Urteils. 

Die Rev. macht geltend: Infolge des in Art. 137 Abſ. 1 
RVerf. (mit den Worten: „Es beſteht keine Staatskirche“) 
ſcharf ausgeſprochenen Grundſatzes der Trennung von Kirche 
und Staat kämen die aus dem bisherigen Beſtehen einer 
Staatskirche ſich ergebenden Leiſtungen an die Kirche, ſoweit 
ſie nicht als auf Geſetz, Vertrag oder beſonderem Rechtstitel 
beruhende Staatsleiſtungen gemäß Art. 138 Abſ. 1 RVerf. 
der Ablöſung unterlägen und bis dahin gemäß Art. 173 
RVerf fortzugewähren ſeien, in Wegfall. Unter dem Schutze 
der RVerf. ſtänden daher von Staats leiſtungen nur die 
in Art. 138 Abſ. 1, 173 bezeichneten Leiſtungen und über⸗ 
haupt keine Leiſtungen der Gemeinden und ſonſtigen Kom⸗ 
munalverbände. 

Daran iſt richtig, daß die Art. 138 Abſ. 1 und 173 nur 
das vermögensrechtliche Verhältnis der Kirche zum Staat, 
nicht dasjenige der Kirche zu den Gemeinden und ſonſtigen 
Kommunalverbänden regeln (RG. 111, 146; 113, 397). Dar⸗ 


aus, daß die auf einer rechtlichen Verpflichtung beruhenden 
Leiſtungen eines Kommunalverbandes an eine Kirche (Kirchen⸗ 
gemeinde oder Kirchenanſtalt) nicht unter dem Schutze dieſer 
Verfaſſungsbeſtimmungen ſtehen, folgt aber nicht, daß die 
rechtliche Verpflichtung mit dem Inkrafttreten der Verf. 
fortgefallen ſei. Aus Art. 137 Abſ. 1 iſt dies ſchon deshalb 
nicht zu entnehmen, weil dort, wie ſich aus den weiteren 
Beſtimmungen desſelben Artikels und den folgenden Ver⸗ 
faſſungsartikeln ergibt, nur ein Prinzip, eine Richtſchnur für 
die Landesgeſetzgebung, keine unmittelbar geltende Rechts⸗ 
norm aufgeſtellt iſt. Das iſt gemeine Meinung (vgl. Schoen, 
VerwA. Bd. 29 S. 4 und die Komm. von Anſchütz und 
Gieſe, je Anm. 1 zu Art. 137). Iſrael (Reich — Staat — 
Kirche S. 17ff.), auf den ſich das LG. ſtützt, will zwar den 
Grundſatz der Trennung von Kirche und Staat auf ver⸗ 
mögensrechtlichem Gebiet nach dem Zuſammenhange der mehr- 
erwähnten Verfaſſungsbeſtimmungen und ihrer Entſtehungs⸗ 
geſchichte dahin verſtanden wiſſen, daß, abgeſehen von den in 
Art. 138 Abſ. 1, 173 vorgeſehenen (von Iſrael näher um⸗ 
ſchriebenen) Ausnahmen, öffentliche Mittel für kirchliche Zwecke 
nicht mehr aufgewendet werden dürfen. Aber auch er ſagt: 
„Poſitiven Inhalt hat nur der Rechtsſatz, der ohne nähere 
Ausführungsbeſtimmungen Regel und Richtſchnur ſein kann. 
Dieſen Inhalt hat obiger Grundſatz nun allerdings nicht, da 
er ohne Ausführungsbeſtimmungen für die Übergangszeit ... 
nicht angewandt werden kann. Aus dieſem Grunde iſt ihm 
alſo der Charakter als poſitiver Rechtsſatz abzuſprechen.“ Ob 
der Grundſatz der Trennung von Kirche und Staat auf ver⸗ 
mögensrechtlichem Gebiet in dem von Iſrael angenommenen 
Sinne zu verſtehen und ob der von ihm gebrauchte Aus⸗ 
druck „öffentliche Mittel“ nicht nur auf Staatsmittel, ſondern 
auch auf die Mittel von Kommunalverbänden zu beziehen iſt, 
kann hiernach auf ſich beruhen. 

Nach Art. 137 Abſ. 6 RVerf. ſind die Religionsgeſell⸗ 
ſchaften, die Körperſchaften des öffentlichen Rechts ſind, be⸗ 
rechtigt, auf Grund der bürgerlichen Steuerliſten nach Maß⸗ 
gabe der landesrechtlichen Beſtimmungen Steuern zu er⸗ 
heben (vgl. dazu § 20 FinAusgle. i. d. Faſſ. v. 27. April 
1926 [RG Bl. L, 203]). Damit iſt das kirchliche Beſteuerungs⸗ 
recht in einem beſtimmten Rahmen gewährleiſtet. Aber es iſt 
damit nicht verordnet, daß die Kirchen die zu ihrer Er⸗ 
haltung und zur Durchführung ihrer Aufgaben erforderlichen 
Mittel nur durch Kirchenſteuern aufbringen dürften und daß 
die rechtlichen Verpflichtungen Dritter zu Leiſtungen für ſolche 
Zwecke aufgehoben ſeien. Dementſprechend beſtimmt das im 
BU. angezogene Thür. Ge). über das Steuerrecht der Reli⸗ 
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gionsgeſellſchaften v. 6. Juli 1926 (GS. 267) in 8 1: „Die 
Religionsgeſellſchaften, die in Thüringen als Körperſchaften 
des öffentlichen Rechts anerkannt ſind, dürfen Steuern nach 
Maßgabe dieſes Geſetzes erheben, ſoweit ihre ſonſtigen Ein⸗ 
nahmen, insbeſ. aus ihrem Vermögen und aus Leiſtungen 
Dritter, nicht ausreichen, ihre Ausgaben zu beſtreiten.“ 

Auch ſonſt enthält die RVerf. keine Beſtimmung, die der 
Fortdauer der ſtreitigen Baulaſt entgegenſtände. 

Die Rev. iſt danach unbegründet. 

(U. v. 4. Juli 1929; 793/28 IV. — Jena.) 


2. Art. 138 II und 153 RVerf. Der verfaſ⸗ 
ſungsmäßige Schutz der Vermögensrechte der 
Religionsgeſellſchaften bewirkt nicht die Ver⸗ 
folgbarkeit dieſer Rechte vor den ordentlichen 
Gerichten. f) 

(U. v. 27. Mai 1929; 616/28 IV. — Karlsruhe.) 


Abgedr. IW. 1929, 23313. 


Ka. 


2. Beamtenrecht. 


** 3. Beſondere Vereinbarungen und Zuſiche⸗ 
rungen zwiſchen Staat und Beamten bei Be⸗ 
gründung des Beamtenverhältniſſes möglich, ſo⸗ 
weit dieſe nicht deſſen Weſen widerſprechen. Die 
Form einer „Bitte“ ſeitens des anzuſtellenden 
Beamten hindert nicht die Annahme einer von 
ihm geſtellten Bedingung. 7) 


Der Kl. iſt durch die Ernennung zum badiſchen Ober⸗ 


Zu 2. J. Die Auffaſſung des RG. daß Art. 138 Abſ. 2 NRerf. 
die Vermögensrechte der Religionsgeſellſchaften nur in dem Umfange 
ſchütze, in dem ſolche zur Zeit des Inkrafttretens der Verfaſſung be⸗ 
ſtanden haben, entſpricht dem Wortlaut und der Entſtehungsgeſchichte 
dieſer Beſtimmung. Auch für die im Abſ. 1 vorgeſehene Ablöſung der 
Staatsleiſtungen iſt unbeſtritten deren Umfang zur Zeit des Inkraft⸗ 
tretens der RVerf. maßgebend. 

IL Daß der Art. 153 Verf. keine Erweiterung der Zuläſſig⸗ 
Reit des Rechtswegs über den 8 13 GVG. hinaus enthält, iſt gleich⸗ 
falls bedenkenfrei. 

III. Auch gegen den Satz, auch ein vermögensrechtlicher Anſpruch 
könne öffentlich⸗rechtlicher Natur fein, wenn über ihn auch nach 
einem beſonderen Geſetze im ordentlichen Rechtsweg zu entſcheiden ſei, 
läßt ſich nichts einwenden. 

Allerdings iſt zu hoffen, daß angeſichts dieſes, der ſtändigen 
Kor. des RG. entſprechenden und von den angeführten Urteilen be⸗ 
ſonders in dem RG. 111, 214 ausführlich begründeten Rechtsſatzes das 
RG. bei erneutem Anlaſſe den bei der Auslegung des 8 30 VolhsSchch. 
in letzter Zeit ſtändig vertretenen Standpunkt (Urt. v. 18. Juni 1925: 
JW. 1925, 2444, v. 12. Jan. 1926: JW. 1926, 1446 und v. 22. Febr. 
1926: JW. 1926, 2287) nochmals nachprüft, daß bei einer Ver⸗ 
mögensauseinanderſetzung auf Grund eines unbeſtritten zur Regelung 
öffentlich- rechtlicher Verhältniſſe (Volksſchulunterhaltung) beſtimmten 
Geſetzes vornehmlich privatrechtliche Grundſätze entſcheidend ſeien, weil 
das Abgeordnetenhaus den Rechtsſchutz der Beteiligten entgegen dem 
Vorſchlage der Regierung nicht den Verwaltungsgerichten, ſondern den 
ordentlichen Gerichten anvertraut habe. 

IV. Recht bedenklich iſt aber die Anſicht des RG. daß die 
widerſtreitenden Feſtſtellungen in obigem und in dem Rechtsſtreit 
Schwaningen nur von dem OLG. getroffen ſeien und auf irreviſiblem 
Landesrecht beruhten. Vielmehr erſcheint die Stellungnahme des bad. 
Kultusminiſteriums, daß die Beſchreitung des Rechtsweges in Sachen 
Sauldorf auch im Hinblick auf die Entjcheidung des RG. in jener 
Sache geboten ſei, durchaus gerechtfertigt. 

In beiden Rechtsſtreiten handelt es ſich um die Auslegung des 
vielumſtrittenen 8 13 GVG. In RO. 107, 367 legt auch das RG. 
dar, daß dem bürgerlichen Recht angehörende Rechtsverhältniſſe auch 
durch öffentlich⸗rechtliche Akte begründet werden könnten. Die Art 
der Entſtehung von Rechtsverhaltniſſen ſei für deren materiellrecht⸗ 
liche Natur nicht entſcheidend. „Jede ... Eintragung des neuen Eigen⸗ 
tümers in das Grundbuch ſchafft durch öffentlich⸗rechtlichen Akt das 
privatrechtliche Eigentumsverhältnis.“ Auch Kirchliche Gerätſchaften 
können Gegenſtand von Privatrechten ſein. Auch „auf öffentlich⸗ 
rechtlichem Gebiet liegende Fragen iſt der ordentliche Richter zu ent⸗ 
ſcheiden berufen, wenn ſie in einem vor ihn gehörigen Verfahren auf⸗ 
geworfen werden“ (vgl. oben III). 

Das ſind doch alles Rechtsfragen, die nach allgemeinem deut⸗ 
ſchen Recht zu entſcheiden ſind, ebenſo wie die vom NG. ausdrücklich 
offen gelaſſene Frage, ob nach der RVerf. Vermögensauseinander⸗ 
ſetzungen zwiſchen altkatholiſchen und gleichnamigen römiſch⸗katholiſchen 
Kirchengemeinden in einem bürgerlichen Rechtsſtreit möglich ſind. 
RA. Dr. Fleiſcher, Berlin. 


amtsrichter ohne weiteres aus dem Reichsdienſte ausgeſchie⸗ 
den. Einer beſonderen Entlaſſung aus dem Reichsdienſte be⸗ 
durfte es nicht (vgl. Urt. v. 8. Nov. 1927, III 156/27: JW. 
1928, 1036). Die Auffaſſung des Kl., daß er noch Kolonial⸗ 
beamter ſei, iſt daher nicht zutreffend. Die Ernennung zum 
badiſchen Oberamtsrichter iſt mit ſeiner Zuſtimmung erfolgt. 
Allerdings iſt der Kl. bei ſeinem Einverſtändnis zu der Er⸗ 
nennung von der Annahme ausgegangen, daß die von ihm 
in ſeinem Schreiben v. 5. Mai 1920 an den Reichsminiſter 
für Wiederaufbau ausgeſprochenen Vorbehalte berückſichtigt 
worden wären. Würde dies nicht der Fall ſein, ſo käme mög⸗ 
licherweiſe eine Anfechtung der Anſtellung wegen Irrtums 
oder Täuſchung in Frage. Eine ſolche iſt aber vom Kl. nicht 
geltend gemacht. Die Klage iſt indeſſen ſchon um deswillen 
begründet, weil dem Kl. ein vertraglicher Anſpruch auf die 
von ihm erhobene Gehaltsforderung zuſteht. In ſeinem Schrei⸗ 
ben v. 5. Mai 1920 an das Reich, in dem er dieſes um 
Weitergabe ſeines Übernahmegeſuches an den badiſchen Staat 
erſucht, hebt der Kl. hervor, er gehe von der Vorausſetzung 
aus, daß ihm alle ſeine Vermögensrechte als Kolonialbeamter 
erhalten blieben; er bittet dies mit der badiſchen Regierung 
zu vereinbaren und die gegebenenfalls das Reich betreffenden 
Teilbeträge übernehmen zu wollen. Damit hatte der Kl. hin⸗ 
reichend klar zum Ausdruck gebracht, daß er ſeinen Übertritt 
in den badiſchen Juſtizdienſt davon abhängig machen wollte, 
daß er hinſichtlich ſeiner Vermögensrechte nicht ſchlechter ge⸗ 
ſtellt werden würde, als wenn er Kolonialbeamter geblieben 
wäre. Wollte der Bekl. auf dieſe Bedingung nicht eingehen, 
ſo war er verpflichtet, die Ablehnung der Forderung dem Kl. 
mitzuteilen. Darüber, daß die Forderung des Kl. ſehr wohl 
praktiſche Bedeutung gewinnen konnte, mußten ſich bie Be⸗ 
amten des Bekl., die mit der Bearbeitung der Angelegenheit 
des Kl. betraut waren, im Klaren ſein. Denn die Beſoldungs⸗ 
regelung für die früheren Kolonialbeamten war im Frühjahr 


Zu 3. Das Urteil wirkt erfriſchend und befriedigt das Ge⸗ 
rechtigkeitsgefühl, weil das RO. kein Bedenken trägt, eine höchſte 
Behörde der Verletzung von Treu und Glauben zu zeihen. Das ſoll 
insbeſ. im Hinblick auf das Jubiläum des höchſten Gerichts heute 
dankbar anerkannt werden. Seiner juriſtiſchen Konſtruktion vermag 
ich nicht zu folgen. Es gelangt zur Verurtellung, indem es dem Kl. 
die Erfüllung eines vertraglichen Gehaltsanſpruchs zu⸗ 
ſpricht. Da nach herrſchender Meinung die Beamtenanſtellung nicht 
auf Vertrag, ſondern auf Hoheitsakt beruht, folglich der Gehalts⸗ 
anſpruch kein vertraglicher iſt, ſondern ex lege fließt, jo kann NG. 
zu einem Vertragsanſpruch nur gelangen, wenn es eine durch den 
Briefwechſel vorgenommene Novation annimmt: eine ziviliſtiſche Kon⸗ 
ſtruktion! Ihrer bedarf es nicht. Der klägeriſche Anſpruch auf ſein 
Bezirksrichtergehalt beſtand ſolange fort, als nicht ausdrücklich oder 
durch ſchlüſſige Handlungen darauf verzichtet wurde. Davon iſt aber 
keine Rede. Die vom Kl. im Schreiben v. 5. Mai 1920 vorgetragene 
„Vorausſetzung“ und „Bitte“ bewegte ſich in den Wendungen ſchul⸗ 
digen Beamtenreſpekts und bedeutete juriſtiſch konſtruktiv nichts 
anderes als: „Unter Vorbehalt meiner Rechte bez. der Unterſchieds⸗ 
beträge erkläre ich mich mit meiner Entlaſſung aus dem Reichs⸗ 
Rolonialdienſt bei meiner Übernahme als Richter in den bad. Staats- 
dienſt einverſtanden.“ Die Wendung: „Ich bitte dies mit der bad. 
Regierung zu vereinbaren“ läßt nicht auf einen Vertrag zwiſchen 
Reich und Kl., ſondern höchſtens auf einen zwiſchen Reich und Baden 
ſchließen. Der Ausdruck „die das Reich treffenden Teilbeträge über- 
nehmen zu wollen“, war ſchief, da der Gehaltsanſpruch infolge ſeines 
Vorbehalts dem Kl. verblieb, ſoweit er nicht durch Anrechnung der 
bad. Bezüge zum Erlöſchen kam. 

Durch die Vertragskonſtruktion gleitet das RG. dann ab zum 
Hilfsſaz von Treu und Glauben. In neuerer Zeit gelangen auch die 
Verwaltungsgerichte mehr und mehr dazu, dieſe Rechtsſigur um, öffent⸗ 
lichen Recht zu verwenden (Nachweiſe ſiehe in meinem Aufſatz zu 
Heilbergs Feſtſchrift S. 93: Der Verwaltungsrichter⸗ ſeine Wage und 
ſein Schwert). Die Verwendung iſt zu billigen, ſoweit das Ver⸗ 
trags recht in Frage kommt, alſo auch bei Verträgen des öffentlichen 
Rechts (diesfalls zwiſchen Reich und Baden). Sie trifft nicht zu, 
inſoweit ein Hoheitsträger gegenüber dem Gewaltunterworfenen außer⸗ 
vertraglich handelt. Was man hier mit Treu und Glauben bezeichnen 
will, heißt richtig „okkicſum nobile“. Der Hoheitsträger ſei 
immer eingedenk, daß Unaufrichtigkeiten, das oft beliebte rückſichts⸗ 
loſe Vorkehren der Fiskalität unter Verletzung der Pflicht eines 
dem Staate (als dem Urheber ethiſcher Normen) obliegenden 
vornehmen Verhaltens ſchlechthin zu vermeiden ſind. Der 
Gewaltunterworfene, insbeſ. der Beamte, darf davon ausgehen, daß 
Staat und Behörde dieſes officium nobile erfüllen; tun fie es nicht, 
ſo muß der Richter es ſupplieren. 

RA. Dr. Görres, Berlin. 
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1920 noch nicht erfolgt, fie bildete vielmehr, wie der Bekl. 
ſelbſt vorgetragen hat, noch den Gegenſtand langwieriger Ver⸗ 
handlungen mit dem Reichsminiſter der Finanzen und den 
Organiſationen. Der Bekl. hatte demnach unter Berückſichti⸗ 
gung der beſonderen Lage des Falles die Verpflichtung, ſich 
auf die Forderungen des Kl. zu erklären. Tat er dies nicht, 
ſo iſt nach den Grundſätzen von Treu und Glauben, die im 
öffentlichen Recht ebenſo zu beachten ſind wie im bürger⸗ 
lichen Recht, anzunehmen, daß er den Forderungen des Kl. 
zugeſtimmt hat. Abwegig iſt die Annahme der Rev., daß es 
ſich nach der Natur des Beamtenverhältniſſes, insbeſ. der An⸗ 
ſtellung, als eines einſeitigen Aktes der Staatsgewalt, bei 
den Vorbehalten nicht um ein Vertragsangebot habe handeln 
können, ſondern nur um eine Bitte des Kl., ſeine ihm im 
Rahmen des öffentlichen Rechts zuſtehenden Rechte nach Mög⸗ 
lichkeit auch der badiſchen Regierung gegenüber zu wahren. 
Es beſteht im Rahmen des öffentlich⸗rechtlichen, durch ein⸗ 
ſeitigen Staatshoheitsakt begründeten Beamtenverhältniſſes 
ſehr wohl die Möglichkeit, daß zwiſchen Staat und Beamten 
beſondere Vereinbarungen getroffen werden, wenn dieſe Ab⸗ 
reden nicht dem Weſen des Beamtenverhältniſſes widerſprechen. 
Das iſt hier nicht der Fall. Auch der Umſtand, daß der Kl. 
ſeine Forderungen nicht dem badiſchen Staat, ſondern dem 
Reich vortrug, findet in der gegebenen Sachlage ſeine Recht⸗ 
fertigung. Der Kl. wandte ſich mit ſeinen Wünſchen an das 
Reich, weil er damals noch Reichsbeamter war und nur mit 
Zuſtimmung des Reiches feinen Dienſtherrn wechſeln konnte. 
Er war wohl auch mit Recht der Auffaſſung, daß es ge⸗ 
ringere Schwierigkeiten bereiten würde, wenn das Reich, das 
durch den Übertritt des Kl. in den Landesdienſt ſeiner Ver⸗ 
pflichtung zur Zahlung von Gehalt oder Wartegeld für den 
überzähligen Beamten ledig wurde, die Zahlung etwaiger 
Unterſchiedsbeträge zwiſchen dem Gehalt als Reichsbeamter 
und als Landesbeamter übernehmen würde, als wenn das 
Land ihm bei der Einordnung in ſeinen Beamtenkörper ein 
Sondergehalt hätte bewilligen ſollen. Zutreffend hat der Kl. 


Zu 4. A. Anm. v. Bonin, ebenda. 


39. Dem Urteil des RG. v. 9. April 1929: JW. 1929, 1796 
liegt folgender Sachverhalt zugrunde: Bekl. war als ORegR. im 
Reichsſchaß Min. zum 1. April 1922 in den einſtw. Ruheſtand ver⸗ 
ſetzt; obwohl er oben mehrfach bei anderen Behörden gegen Ent⸗ 
95 beſchäftigt war, hatte er das volle Wartegeld erhoben, und 
iskus verlangte Rückzahlung der hiernach als überhoben an⸗ 
zuſehenden Beträge auf Grund des 8 34 Abſ. 4 RBeſch. v. 30. April 
1920 (RGBl. 805), der in der für die fragliche Zeit geltenden 
Faſſung (indem er eine hier nicht in Betracht kommende Aus⸗ 
nahme ſondert) lautete: „In allen übrigen Fällen ſind zu viel 
erhobene Dienſtbezuge zurückzuzahlen.“ Und der RM. hatte in 
Nr. 288 der Ausführvorſchr. zum Gef. beſtimmt, daß bei über⸗ 
hobenen Bezügen der Einwand, der Empfänger ſei nicht mehr be⸗ 
reichert, ausgeſchloſſen iſt. Das RG. verurteilte den Bekl.; es 
erachtete die gedachten Vorſchriften als in der fraglichen Zeit in 
Geltung geweſen und erſt mit dem 1. Okt. 1927 beſeitigt. Dem 
it beizuſtimmen; mit dieſem Tage trat die NBefd. v. 16. Dez. 1927 
(REDE I, 349) in Kraft; der RegeEntw. hatte eine mit jenem 
Abf. 4 übereinſtimmende Vorſchrift; dieſe wurde aber im NT. ge⸗ 
ſtrichen und 8 95 ſchreibt die Rückzahlungspflicht vor, „ſoweit 
ſie nicht nach geſetzlicher Vorſchrift, insbeſ. nach $ 818 Ab ſ. 3 
BGB. ausgeſchloſſen iſt“. Dieſer Abſ. 3 gewährt dem Be⸗ 
amten gegenüber dem Rückforderungsanſpruch den Einwand erfolgten 
Wegfalls der Bereicherung (RG. 83, 161 JW. 1914, 191). Der eben 
gedachte 8 95 ordnet ſodann weiter an, daß bei der Rückforderung 
tunlichſt die wirtſchaftlichen Verhältniſſe des rückzahlungspflichtigen 
Beamten zu berückſichtigen und Härten zu vermeiden ſind 2). Den 
Reichsbeamten ſteht danach die Einrede aus 8 818 Abſ. 3 zu. 
Mit dieſer neuen Beſoldungsregelung v. 16. Dez. 1927 iſt in 
dieſer Frage ein einſchneidender Gegenſatz zwiſchen den Reichs⸗ 
beamten und den preuß. Beamten eingeführt; denn für die letzteren 
iſt der Einwand des Wegfalls der Bereicherung durch 8 39 Abſ. 3 
PrBeſG. v. 17. Dez. 1927 ausgeſchloſſen; es heißt hier aus⸗ 
drücklich, die Rückzahlungspflicht beſtehe „auch ſoweit eine 
Bereicherung nicht mehr vorliegt“. Es iſt bedauerlich, 
daß dieſe für ſämtliche Beamten ſo wichtige Frage nicht ein⸗ 
heitlich für das Reich und für die Länder geordnet iſt. Ob hier⸗ 
über eine Regelung durch RGeſ. zuläſſig geweſen wäre, ift 


1) Die hier behandelten Fragen find erſt durch die neueſte Ge⸗ 
ſetzgebung hervorgerufen. 

2) Näheres bei Solch und Ziegelaſch, Beſch. v. 16. Dez. 
1927, S. 262. 
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daher in ſeiner Eingabe gebeten, daß das Reich gegebenenfalls 
die betreffenden Teilbeträge übernehmen wolle. Dieſe „Bitte“ 
iſt nicht, wie die Rev. es will, dahin zu werten, daß der Kl. 
ſich damit bedingungslos in die Hand ſeiner vorgeſetzten 
Dienſtbehörde geben wollte. Sie enthält vielmehr in der dem 
Verkehr mit dem Vorgeſetzten angepaßten Form die Bedin⸗ 
gung, unter der der Kl., für den ein Zwang damals nicht 
beſtand, bereit war, den Reichsdienſt zu verlaſſen und in den 
Landesdienſt überzutreten. Nach dem oben Ausgeführten hat 
der Bekl. dieſe Bedingung ſtillſchweigend angenommen. Er iſt 
daher verpflichtet, dem Kl. die Unterſchiedsbeträge zwiſchen 
ſeinem badiſchen Gehalt als Oberamtsrichter und dem ihm 
als Kolonialbeamter zuſtehenden Gehalt zu zahlen. 


(u. v. 2. Juli 1929; 498/28 III. — Berlin.) Sch. 


4. 1. 834 Ab ſ. 4 RBeſG. v. 30. April 1920 gibt 
dem Reiche ein ſelbſtändiges Rückforderungs⸗ 
recht zuviel erhobener Dienſtbezüge, ohne daß 
der Beamte den Wegfall der Bereicherung ein- 
wenden könnte. 


2. § 24 RBG.: Wann liegt eine Umbildung 
der Behörde vor? 

3. 8395 BGB. iſt auch anwendbar, wenn die 
Verſchiedenheit der Kaſſen herbeigeführt wird 
durch eine Umgeſtaltung des Zahlungsweſens 
zu einer Zeit, wo die Aufrechnung hätte erklärt 
werden können, aber tatſächlich noch nicht er- 
klärt iſt. f) 

(U. v. 9. April 1929; 263/28 III. — Berlin.) Sch.] 

Abgedr. IW. 1929, 17964. 


5. Anfechtbarkeit von Verwaltungshand⸗ 
lungen wegen Willensmängel, insbeſ. Anfed- 
tung der Anſtellung und der Verſetzung in den 
Ruheſtand; ein zur Anfechtung berechtigender 


zweifelhaft; denn es handelt ſich um eine Frage des Beamtenrechts, 
alſo um eine Angel. der einzelnen Länder. Aber eine Übereinkunft 
des Reichs und der Länder wäre doch zu erzielen geweſen. Wo 
die Länder nicht eine der preußiſchen gleiche Regelung getroffen 
haben, ſteht den Beamten der Einwand aus 8 818 Abſ. 3 zu, 
anz wie den Reichsbeamten ). In einzelnen Ländern, ſo in 

chſen, iſt die Frage in gleicher Weiſe wie für die Reichsbeamten 
geregelt. Alſo in derſelben Frage ein buntes Durcheinander von 
Vorſchriften des Reichs- und der Landesrechte. 

Im eingangs mitgeteilten Fall handelt es ſich um über⸗ 
hobenes Wartegeld, und die Rückzahlungspflicht des Beamten 
iſt hier nicht zweifelhaft. Wie aber in dem in RG. 107, 190; 
3%. 1923, 2450 entſchiedenen Fall: Der Behl., ein preuß. Richter, 
hatte am 1. Okt. das Gehalt für das letzte Kalendervierteljahr 
ausgezahlt erhalten, war aber ſchon am 16. Okt. aus dem Staats⸗ 
dienſt ausgeſchieden und RA. geworden; Fiskus forderte den auf 
die Zeit vom 16. Okt. bis 31. Dez. fallenden Teil des Gehalts 
zurück, wogegen Bekl. ſich auf $ 760 Abſ. 3 berief, wonach, 
wenn der Leibrentenempfänger den Anfang des Zeitabſchnitts er⸗ 
lebt hat, er zur Rückzahlung nicht verpflichtet iſt. Das RG. ver⸗ 
urteilte den Bekl., weil die Anwendung des privatrechtlichen 9 760 
auf das öffentlich⸗rechtliche Beamtenverhältnis unzuläſſig ſei. Diefe 
Begründung trifft nicht zus); der $ 760 Abſ. 3 iſt hier aber un⸗ 
anwendbar, weil die Leibrente vorausſetzt, daß das Grundrecht, aus 
dem ſich die Anſprüche auf die einzelnen Rentner ableiten, un⸗ 
abhängig und losgelöſt von ſonſtigen Beziehungen und Verhältniſſen 
der Parteien gewährt wird. Wie das einen Privatangeſtellten ge⸗ 
gebene Ruhegehalt keine Leibrente, ſondern eine Gegenleiſtung 
für Dienſte iſt, ſo iſt auch das Gehalt eine Gegenleiſtung dafür, 
daß der Beamte ſeine Arbeitskraft zur Verfügung des Staates 
hält und nicht eine Leibrente. Und wäre jener Richter am 16. Okt. 
mit Hinterlaſſung von Witwe oder Kindern verſtorben, ſo hätten 
fie als Erben das Gehalt, ſoweit es auf die Zeit vom 16. Okt. 
bis 31. Dez. fällt, zurückzahlen muſſen; ihr Anſpruch auf das 
Gnadenquartal als „Hinterbliebene“ wird hierdurch nicht berührt, 
aber v. 16. 99 ab war der Rechtsgrund der erfolgten Voraus⸗ 
ahlung weggefallen 5). . ? 
vn a Dr. Eugen Joſef, Freiburg i. Br. 


3) Daß für die Reichsbeamten die Einrede aus $ 818 Abſ. 3 
zugelaſſen iſt, beftätigte auch der RegVertr. des Ri M. in Sitzg. 269 
des Ausſchuſſes f. d. Reichshaushalt. v. Bonin: JW. 1929, 1795. 

) Vgl. hierüber Joſef: WürttRpflg. 1927, 135. 

5) Näheres bei Joſef a. a. O. 
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Irrtum über weſentliche Eigenſchaften des Be⸗ 
amten iſt der hinſichtlich der Pflichttreue des 
Beamten.) 

(U. v. 23. April 1929; 345/28 III. — Breslau.) [Sch.] 


Abgedr. ZW. 1929, 23324. 


„6. 88 8, 10 PrGeſ. betr. die Dienſtvergehen 
der nichtrichterlichen Beamten v. 21. Juli 1852. 
1. Der hier als Diſziplinarmaßnahme vor⸗ 
geſehene Gehaltsverluſt tritt nicht ipso jure mit 
der unentſchuldigten Entfernung vom Amte, 


Zu 5. A. Anm. LGPräſ. Brand, ebenda. 
B. Anm. Prof. Jellinek, ebenda. 


C. Zufällig haben gerade am ſelben Tage (23. April 1929) 
zwei höchſte Gerichtshöfe ſich über die Anfechtung der Zurruheſetzung 
eines Beamten ausgeſprochen, und zwar RG. 124, 192 — JW. 1929, 
2332 4 und OVG. D U 73/27: Bunte Komba⸗Rechtskartei 1929, 653. 
Das OVG. ſtützt ſich nicht auf das BGB., ſondern ſpricht aus, daß 
das öffentliche Intereſſe dem des einzelnen vorgehen müſſe, wenn 
unvorhergeſehene Gründe den Widerruf gebieteriſch erfordern, z. B. 
wenn der Beamte nach Empfang des Penſionierungsbeſcheides Dienſt⸗ 
verfehlungen begeht oder wenn die Verfehlungen vor Erlaß des Be⸗ 
ſcheides begangen, aber erſt nachher bekanntgeworden find. Ich glaube, 
daß man auf dieſem Wege ins Uferlofe kommen würde und halte die 
Anſchließung an die ſicheren Vorſchriften des BGB. für empfehlens⸗ 
werter als die Bezugnahme auf das öffentliche Intereſſe, mit dem 
man zuletzt alles und jedes beweiſen Kann. Dabei iſt zu beachten, 
daß in Preußen ein Eingriff in das beſondere Recht und Intereſſe 
des einzelnen nur gegen Entſchädigung zuläſſig iſt. Aber aus den 
Gründen des OVG. ergibt ſich ganz deutlich, daß das OVG. nur 
an einen Widerruf denkt, der vor dem Ausſcheiden des Beamten aus 
dem Dienſte erklärt iſt. Das OVG. nimmt Bezug auf eine Entſch. 
des NDiſze). v. 12. Jan. 1926, F 159/25: DIZ. 1927, 90; Jurqgdſch. 
1926, 849, von der es ſagt: 

„Hier wird nämlich ausgeführt, daß die Rück⸗ 
nahme einer Penſionierungsverfügung regel mäßig 
dann in Frage kommen werde, wenn ſie im öffent⸗ 
lichen Intereſſe geboten ſei. Ein öffentliches Intereſſe be⸗ 
ſtehe daran, daß ein Beamter, gegen den ein förmliches Dienſtſtraf⸗ 
verfahren mit dem Ziele der Dienſtentlaſſung durchzuführen ſei, aber 
bis zu dem für den Eintritt in den Ruheſtand beſtimmten Tage wegen 
der Kürze der Zeit noch nicht eingeleitet werden könne, nicht etwa 
unberechtigt einen Anſpruch gegen die Reichskaſſe auf Gewährung des 
vollen Ruhegehalts erlange. 8 75 Nr. 2 Satz 2 u. 3 RBG. i. d. Faſſ. 
v. 27. Okt. 1923 gewähre hiergegen nur eine Sicherung, wenn das 
förmliche Dienſtſtrafverfahren an dem Tage ſchon anhängig ſei, an 
dem der Beamte in den Ruheſtand trete. In ſolchen Fällen jet die 
geſetzliche Regelung des § 75 a. a. O. ausreichend und ein Widerruf 
der Penſionierungsverfügung nicht erforderlich. Ein gleicher oder 
ähnlicher Weg habe aber vom Geſetzgeber nicht eingeſchlagen werden 
können für Fälle, in denen das Diſziplinarverfahren noch nicht ein⸗ 
geleitet ſei. Für fie habe er es den Verwaltungsbehörden überlaſſen 
müſſen, die Verfügung über den Ruheſtand zurückzunehmen.“ 

Dieſe Entſch. iſt in Wahrheit eine Abſchwächung, denn nach der 
herrſchenden Meinung kann der Zurruheſetzungsbeſcheid ohne weiteres 
zurückgenommen werden, ſo lange bis der Beamte aus dem Dienſte 
ausgeſchieden iſt (Belege bei Klüber: VerwaArch. 34, 386; Brand, 
Beamtenrecht S. 373 Anm. 2), ebenſo die Kündigung (VermDiiz9. v. 
11. Juni 1928: DIL. 1928, 1088; R. u. PrVerwl. 49, 758; RG. : 
PrVerwBl. 48, 648; ogl. Klüber: VerwArch. 34, 372). 

Das NG. läßt aber eine Anfechtung auch nach dem Ausſcheiden 
aus dem Dienſte zu, und daher iſt zu prüfen, was es eigentlich unter 
der Zurruheſetzung, die der Anfechtung unterliegt, verſtehen will, die 
Erklärung über die demnächſtige Verſetzung in den Ruheſtand oder 
die wirkliche Entlaſſung aus dem Dienſte. Die Entlaſſung ſoll eine 
einſeitige Willenserklärung der Behörde ſein. So könnte man 
wenigſtens die Entſch. des VerwDiſzo. v. 11. Juni 1928 verſtehen. 
Aber in Wirklichkeit findet bei dem Ausſcheiden ſelbſt nicht not⸗ 
wendig eine Mitwirkung eines verantwortlichen Vorſtandsmitgliedes 
der Behörde ſtatt, auch iſt es nicht ſelten, daß der Beamte ſchon 
geraume Zeit vor ſeinem Ausſcheiden Urlaub nimmt und ſeine Ge⸗ 
ſchäfte abgibt. Als Gegenſtand der Anfechtung kommt alſo nur das 
Schreiben in Betracht, in welchem die Kündigung erklärt oder die 
demnächſtige Verſetzung in den Ruheſtand mit mehr als drei Monaten 
Friſt verfügt wird (855 RBG., § 24 Prfenf®. i. d. Faſſ. v. 25. März 
1926). Sollten alſo dieſe bis zum Tage der Ausſcheidung ohne wei⸗ 
teres zurückgenommen werden können, ſo beſchränkt ſich die Frage 
darauf, ob ſie nach dem Ausſcheiden angefochten werden können. 

Bei aller grundſätzlichen Zuſtimmung habe ich aber gegen die 
Entſch. des RO. im vorliegenden Falle erhebliche Bedenken. 

1. Wie Jellinek mit Recht hervorhebt, war die Verſetzung 
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ſondern nur kraft beſonderer Entziehung im 
Diſziplinarverfahren ein. 

2. Hat die zuſtändige Dienſtbehörde dem Be⸗ 
amten die Erklärung abgegeben, daß der Beamte 
ſeines Dienſteinkommens erſt von einem be⸗ 
ſtimmten Zeitpunkt an verluſtig gehen ſoll, ſo 
ift dieſe Erklärung für den Staat bindend. 

3. Über die beſtehende geſetzliche Regelung 
des Verluſtes des Dienſteinkommens hinaus gibt 
es keine aus dem Geſichtspunkt der Argliſtein⸗ 
rede zu begründende Verwirkung desſelben. 


in den Ruheſtand überhaupt noch nicht fertig und wirkſam. Das 
RG. hat den § 24 PrPenſGG. i. d. Faſſ. des 8 29 Nr. 2 PerſAbb abw. 
v. 25. März 1926 und den Grundſatz v. 20. März 1925 (RG. 110, 
323; DIZ. 1925, 1334) überſehen. Es lag gar keine anfechtungsfähige 
hoheitliche Zurruheſetzung vor, ebenſowenig ein Dienſtbeendigungs⸗ 
vertrag, denn die beiden Parteien haben nicht vertragsmäßig die Feſt⸗ 
ſetzung der Höhe des Ruhegehalts der Beſtimmung durch die Stadt⸗ 
verordnetenverſammlung überlaſſen wollen. Das RG. mußte dies Be⸗ 
denken auch dann berückſichtigen, wenn es feſtſtellte, daß gegen die 
Rechtswirkſamkeit des Beſchluſſes Bedenken nicht „erhoben“ ſind. Ich 
gehe aber nicht weiter darauf ein, weil dies Bedenken an allgemeinem 
Intereſſe gegen die nachfolgenden zurücktritt; es find m. E. auch die 
Anfechtungsgründe falſch beurteilt. 

2. Ein Irrtum über den Inhalt der Zurruheſetzung im eigent⸗ 
lichen Sinne lag nicht vor; in Frage kommt nur ein Irrtum über 
Eigenſchaften des Beamten. Aus der Beſtrafung wegen Unterſchlagung 
kann ſich eine Eigenſchaft des Beamten ergeben; dies wird ſogar in 
der Regel der Fall ſein, aber im einzelnen Falle muß es doch näher 
begründet werden. Es wäre doch denkbar, daß irgendein moraliſcher 
Schuldausſchließungsgrund vorläge. Weſentlich iſt aber, daß die 
Charaktereigenſchaft nicht weſentlich für die Zurruheſetzung iſt. Der 
Anſpruch auf Verſetzung in den Ruheſtand wird nicht durch Charakter- 
eigenſchaften des Beamten beeinflußt, ſondern nur dadurch, daß das 
Dienſtſtrafverfahren eingeleitet wird (Friedrichs, LVG. S. 655 
[Erl. 3 zu 8 93 VerwDig®.]; Brand, Beamtenrecht S. 378 Anm. 1). 
Der gemachte Fehler beſteht alſo nicht darin, daß das Ruhegehalt 
bewilligt, ſondern darin, daß die Einleitung des Dienſtſtrafverfahrens 
unterlaſſen iſt. Die Einleitung des Strafverfahrens ſteht regelmäßig 
einer anderen Behörde zu, als die Zurruheſetzung, und die Unter- 
laſſung läßt ſich nicht im Wege der Anfechtung nachholen, namentlich 
nicht durch eine andere Behörde. 

3. Die Anfechtung wegen argliſtiger Täuſchung würde 
ich unbedenklich zulaſſen, wenn der Beamte Zeugniſſe über ſeine Ge⸗ 
ſundheit oder ſeine Dienſtzeit eingereicht hat, die entweder falſch oder 
unrichtig ſind. Wenn das Zeugnis gefälſcht, aber ſachlich richtig 
iſt, ſo kann die Zurruheſetzungserklärung angefochten werden, denn 
es kommt bei der Anfechtung wegen Täuſchung nicht darauf an, ob 
der Erklärende bei Kenntnis der Sachlage und verſtändiger Würdigung 
des Falles die Erklärung nicht abgegeben haben würde. Aber die 
Zurruheſetzung müßte ſofort wiederholt werden, wenn nicht vorher 
ein gerichtliches oder Dienſtſtrafverfahren eingeleitet wird. 

Wenn die Zeugniſſe ſachlich unrichtig waren, jo iſt die 
Anfechtung (unter den Vorausſetzungen des § 123 II BGB.) gleichfalls 
begründet. Der Beamte bleibt im Dienſt, muß Dienſt tun, doch wird 
auch in dieſem Falle ein Strafverfahren eingeleitet werden. Argliſtige 
Täuſchung über Charaktereigenſchaften oder begangene un⸗ 
erlaubte Handlungen führt aber nicht zur Anfechtung. Denn einerfeits 
iſt der Beamte nicht verpflichtet, ſich ſelbſt zu bezichtigen, worauf 
auch Jellinek mit Recht hinweiſt, andererſeits kann die Zurruhe⸗ 
ſetzungsbehörde durch das Verſchweigen nicht beſtimmt werden, weil 
dies für ihre Entſchließungen nicht urſächlich iſt. 

Wenn ich ſomit die Anfechtung wegen ſolcher Wiſſensmängel, 
die ſich unmittelbar auf die Verſetzung in den Ruheſtand beziehen zuch 
nach Entlaſſung aus dem Dienſte zulaſſen möchte, jo gehe ich damit 
hinaus über die Rechtſprechung der Verwaltungsgerichte, die den Wider⸗ 
ruf der Ruhegehaltsbewilligung nur bis zum Ablauf der Dienſtzeit 
zulaſſen. Noch weiter darf man aber nicht gehen. Es gab früher ein 
Buch von Pfizer, „Anti⸗Seuffert oder der Geiſt des Rechts und 
der Buchſtabe des Geſetzes“. Darin war die Rede von einem Unfall⸗ 
verletzten, der ſpäter einen Totſchlag beging und im Zuchthaus ſeine 
Rente weiter bezog. Dieſem Übelſtande hat ſpäter die Geſetzgebung 
in 894 Abſ. 1 GewuG. v. 5. Juli 1900, 8615 Abſ. 1 RVO. ab⸗ 
geholfen. Wegen der Beamten gibt es aber trotz vielfacher Reviſion 
des RBG. und des PrpPenſch. keine entſprechende Vorſchrift. Viel⸗ 
mehr gilt der Grundſatz, daß ein einem Beamten bewilligtes Ruhe⸗ 
gehalt niemals, weder im Straf⸗ noch im Diſziplinarverfahren, wieder 
genommen werden kann (Brand, Beamteurecht S. 351), alſo auch 
nicht, wenn der Beamte gegen ſeine eigene Verwaltung ein Verbrechen 
begangen hat, ohne daß vor ſeinem Ausſcheiden eine Unterſuchung ein⸗ 
geleitet war. Was das Geſetz auf dem direkten Wege nicht geſtattet, 
ſoll man nicht auf Umwegen zu erreichen ſuchen. 

IR. Karl Friedrichs, Ilmenau. 
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4. Charakter der Beſoldung des Beamten: 
Nicht eine Entlohnung für die einzelnen Dienſte, 
ſondern eine ihm für die Dauer des Dienſtver⸗ 
hältniſſes zugebilligte, für den ſtandesgemäßen 
Unterhalt beſtimmte Rente. f) 

Der Bekl. verweigert dem Kl. die Zahlung des von ihm 
geforderten Gehalts für die Zeit v. 7. Aug. 1922 bis 30. Juni 
1923, weil der Kl. auf Grund der Vorſchrift des SS Pr&ef. 
v. 21. Juli 1852 betr. die Dienſtvergehen der nichtrichterlichen 
Beamten ſeines Dienſteinkommens verluſtig gegangen ſei. 
Der zitierte $ 8 enthält, wie das BG. im Anſchluß an RG. 
52, 20 zutreffend feſtſtellt, eine Diſziplinarmaßnahme. Bei⸗ 
zupflichten iſt danach auch der Auffaſſung des BG., daß dieſe 
Maßnahme, der Gehaltsverluſt, „nicht eo ipso kraft Geſetzes 
mit der unentſchuldigten Entfernung vom Amte, ſondern als 
Diſziplinarſtrafe nur kraft beſonderer Entziehung (8 10 Diſz⸗ 
GRichtB.)“ eintritt. Die gleiche Rechtsanſicht hat der erk. Sen. 
bereits in den Urt. v. 2. und 8. Juli 1918, III 61 und 
193/18) vertreten. Da es ſich um eine Diſziplinarmaßnahme 
handelt, muß ſie in einer für den Beamten klar erkenntlichen 
Form ihm gegenüber ausdrücklich angeordnet werden. Wenn 
§ 10 DiſzGRichtB. beſtimmt, daß die Entziehung des Dienft- 
einkommens von derjenigen Behörde verhängt wird, die den 
Urlaub zu erteilen hat, ſo beſchränkt ſich die Bedeutung dieſer 
Verfügung nicht darauf, die Entziehung des Dienſteinkommens 
nach außen hin erkennbar zu machen und jede Möglichkeit 
eines ſpäteren Zweifels auszuſchließen. Denn die Verfügung 
der Behörde ſtellt nicht etwa eine zweifelsfrei beſtehende 
Rechtslage feſt. Sie muß vielmehr notwendigerweiſe erlaſſen 
werden, da dem Beamten gegen die Verfügung ein Wider⸗ 
ſpruchsrecht zuſteht. Der Widerſpruch bildet die Vorausſetzung 
für das auf Entziehung des Dienſteinkommens gerichtete Diſzi⸗ 
plinarverfahren. In dem Diſziplinarverfahren hat der Beamte 
dann die Möglichkeit, die Aufhebung der Verfügung und da⸗ 
mit ber Gehaltsentziehung herbeizuführen, wenn er den Nach⸗ 
weis erbringt, daß ſeinem Fernbleiben vom Dienſte „beſon⸗ 
dere Entſchuldigungsgründe“ zur Seite ſtanden ($ 8 Diiz®- 
Richt B.). Die vorgeſetzte Dienſtbehörde des Kl., der preuß. 
Miniſter des Innern und der preuß. Miniſter der Finanzen, 
ſind, wie ſich aus dem gemeinſamen Beſcheide v. 4. Juni 
1923 ergibt, offenbar ſelbſt nicht davon ausgegangen, daß die 
Vorſchrift des 8 8 DIZGNIHEB. für den hier in Frage kom⸗ 
menden Zeitraum auf den Kl. ohne beſondere Verfügung an⸗ 
zuwenden geweſen wäre. Wenn die Miniſter in dem Beſcheide 
ausdrücklich ſagen, daß der Kl. für die Zeit der unerlaubten 
Entfernung vom Amte, und zwar vom Tage der Zu- 
ſtellung dieſes Beſchluſſes an ſeines Dienſteinkom⸗ 
mens für verluſtig erklärt werde, ſo ergibt ſich aus dieſer 
Faſſung des Beſcheides zwingend, daß der Kl. bis zu dem ge⸗ 
nannten Tage, d. h. dem 30. Juni 1923, ſeinen Gehalts⸗ 
anſpruch behalten ſollte. Die von dem zuſtändigen Miniſter 
dem Kl. gegenüber abgegebene Erklärung iſt für den Staat 
bindend. Die Rev. kann auch nicht mit Erfolg geltend machen, 
daß das Verlangen des Kl. auf nachträgliche Gehaltszahlung 
für die in Rede ſtehende Zeit argliſtig ſei und gegen § 242 
BGB. verſtoße. Die Rev. führt hierzu aus: Der Kl. habe 
unſtreitig für die fragliche Zeit, für die er jetzt Gehalt ver⸗ 
lange, ſelbſt Urlaub unter Verzicht auf Gehalt nachgeſucht. 
Nachdem ihm dieſer abgelehnt worden ſei, ſei er trotzdem und 
obwohl er wiederholt zum Dienſtantritt aufgefordert ſei, dem 
Dienſt ferngeblieben. Es widerſpreche Treu und Glauben und 
ſei mit dem Rechtsgefühl unvereinbar, daß der Kl. nunmehr 
gerade für dieſe Zeit ſeiner willkürlichen und unerlaubten 
Entfernung vom Amte Gehalt fordere, auf das er bei ſeinen 
Urlaubsanträgen ausdrücklich verzichtet habe. — Die Berufung 
auf die Grundſätze von Treu und Glauben, die ſonſt im öffent- 


Zu 6. Die Entſch. iſt überzeugend begründet. Auf eine nahe⸗ 
liegende Frage brauchte das Gericht nicht einzugehen, ob nämlich die 
Miniſter an ihren gemeinſamen Beſcheid v. 4. Juli 1923 gebunden 
find. Die Frage iſt zu bejahen. An ſich find Verwaltungsakte 
im Zweifel widerruflich; aber die Behörde kann ſich der Wider⸗ 
rufsmöglichkeit ausdrücklich oder ſtillſchweigend begeben (vgl. 
W. Jellinek, Verwaltungsrecht?, 1929, S. 277), und ein ſtill⸗ 
ſchweigender Verzicht liegt vor, wenn eine Behörde, obgleich ſie einen 
Rechtsnachteil für die Vergangenheit ausſprechen konnte, die Rück⸗ 
wirkung ihrer Verfügung ausdrücklich abgelehnt hat. 

Prof. Dr. W. Jellinek, Heidelberg. 
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lichen Recht ebenſowohl Geltung haben, wie im bürgerlichen 
Rechte, muß hier daran ſcheitern, daß für die Beamten die 
Einwirkung von Straftaten und diſziplinariſchen Vergehen, 
die ſie während ihrer Dienſtzeit begehen, auf ihre Gehalts⸗ 
anſprüche durch die Geſetze erſchöpfend geregelt iſt. Aus all⸗ 
gemeinen Erwägungen können über die beſtehenden geſetzlichen 
Vorſchriften hinaus weitere Gründe für die Verwirkung eines 
Gehaltsanſpruchs um ſo weniger geſchaffen werden, als die 
Beſoldung des Beamten keine Entlohnung für die einzelnen 
von ihm geleiſteten Dienſte bildet, ſondern eine ihm für die 
Dauer des Dienſtverhältniſſes zugebilligte, für den ſtandes⸗ 
gemäßen Unterhalt beſtimmte Rente iſt. Einem ſolchen Unter⸗ 
haltsanſpruch kann nicht mit der auf Pflichtwidrigkeit ge⸗ 
ſtützten Einrede der Argliſt begegnet werden (vgl. RGeEntſch. 
v. 23. März 1928, III 187/27, abgedr. IW. 1928, 150519). 
(U. v. 12. Juli 1929; 98/29 III. — Berlin.) Sch.] 


7. 847 Pr/DiſzGNichtricht B. v. 21. Juli 1857. 
Dieſe noch jetzt in Kraft befindliche Vorſchrift 
der Beſtätigung, die nunmehr nach Art. 82 Pr⸗ 
Verf. das Staatsminiſterium zu erteilen hat, 
verleiht der Beſtätigung keine rückwirkende 
Kraft, wirkt vielmehr erſt vom Tage der Be- 
ſtätigung oder der Mitteilung derſekben an die 
Beteiligten. 

Gegen den Kl., damaligen Beigeordneten der verklagten 
Stadtgemeinde, war ein Diſziplinarverfahren eingeleitet und 
in dieſem auf Dienſtentlaſſung erkannt worden. Das OVG. 
hat die Berufung des Kl. mit der Maßgabe zurückgewieſen, 
daß ihm für die Dauer eines Jahres die Hälfte des reglements⸗ 
mäßigen Penſionsbetrages als Unterſtützung zu verabreichen 
ſei. Dieſes Erkenntnis iſt dem Kl. am 4. Jan. 1924 zu⸗ 
geſtellt worden. Für die Zeit vom 1. Dez. 1923 bis zum 
30. Dez. 1924 hat ihm die Bekl. Zahlungen, wie im Er⸗ 
kenntnis des OVG. vorgeſehen, geleiſtet, ſolche aber von da 
ab eingeſtellt. Unter Hinweis darauf, daß das Urteil des 
OVG. unſtreitig erſt am 4. Sept. 1925 beſtätigt und Mit⸗ 
teilung hiervon dem Kl. am 2. Okt. 1925 zugeſtellt worden 
iſt, hat der Kl. nachträglich verlangt, daß erſt von einem der 
beiden letztgenannten Tage ab die im Urteile des OVG. be⸗ 
ſtimmte Jahresfriſt berechnet und ihm dementſprechend wei⸗ 
tere Zahlung geleiſtet werde. Die Bekl. hat das abgelehnt, 
der vom Kl. angerufene Bezirksausſchuß hat zu ihren Gun⸗ 
ſten entſchieden. Kl. hat nunmehr den Rechtsweg beſchritten 
und in beiden Vorinſtanzen ein günſtiges Grundurteil er⸗ 
langt. Die Rev. der Bekl. hatte keinen Erfolg. 

Das PrdiſzGNichtrichtB. v. 21. Juli 1857 beſtimmt 
in § 47: „Eine jede Entſcheidung der Diſziplinarbehörde, 
gegen die kein Rechtsmittel mehr ſtattfindet, und durch 
welche die Dienſtentlaſſung ausgeſprochen iſt, bedarf der Be⸗ 
ſtätigung des Königs, wenn der Beamte vom Könige ernannt 
oder beſtätigt worden iſt.“ Dieſe Beſtimmung iſt, wie auch 
die preuß. Staatsregierung anerkennt (Min Bl. f. d. innere 
Verw. 1925, 970), noch in Kraft. In Streit iſt nur, ob die 
hiernach für den vorliegenden Fall erforderliche Beſtätigung, 
gegenwärtig alſo nach Art. 82 PrVerf. die des Staats⸗ 
miniſteriums, rückwirkende Kraft hat oder ob ſie erſt von dem 
Tage an wirkt, an welchem die Beſtätigung erfolgt oder dem 
Bekl. mitgeteilt worden iſt. Die Rev. will ihr rückwirkende 
Kraft beimeſſen, während das BG. ſich der Anſicht an- 
geſchloſſen hat, die Beſtätigung wirke erſt vom Tage ihrer 
Zuſtellung an. Dieſe Rechtsanſicht iſt die allgemeine. Ihr iſt 
beizutreten. Sie ſtützt ſich auf die Entſtehungsgeſchichte des 
Geſetzes, nach der die obengenannte Beſtimmung ausdrück⸗ 
lich als ein Gegenſtück zur Ernennung bzw. Beſtätigung der 
Beamten in dem Sinne eingeführt worden iſt, daß derartige 
Beamte nicht ohne Mitwirkung der höchſten Stelle, die ſie 
ernannt oder beſtätigt hat, aus dem Dienſte entfernt werden 
ſollen. Erſt durch dieſe Beſtätigung wird die Diſziplinar⸗ 
entſcheidung vollſtreckbar; vorher darf letztere nicht aus⸗ 
geführt werden. Die Befugnis und Pflicht zur Ausführung 
tritt auch nicht ſchon mit dem Beſchluß der Beſtätigung, ſon⸗ 
dern erſt mit ihrer Zuſtellung an den betreffenden Beamten 
ein, da ſie bis dahin eine innere Angelegenheit des Staats⸗ 
miniſteriums bleibt. 

Nicht anzuerkennen iſt, daß ſich bei dieſer Rechtsauf⸗ 
faſſung eine Unſtimmigkeit daraus ergebe, daß die nach 8 48 
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Nr. 2 PrDiſzcNichtricht B. ausgeſprochene Suspenſion eines 
Beamten vom Amte gemäß § 49 Abſ. 3 a. a. O. bis zur 
Rechtskraft der Diſziplinarentſcheidung gelte, alſo nicht dar⸗ 
über hinaus. Die Beſtimmung des § 49 Abſ. 3 iſt für den 
Regelfall getroffen. Für den Ausnahmefall, daß Beamte 
der in § 47 genannten Art in Betracht kommen, iſt fie, wie 
ſchon das BG. zutreffend ausgeſprochen hat, ſinngemäß dahin 
zu verſtehen, daß in Anſehung ihrer die Suspenſion bis zur 
Beſtätigung dauert. 
(U. v. 28. Mai 1929; 401/28 III. — Hamm.) [Sch.] 

8. Der Rechtsgedanke des 8818 Abſ. 3 BGB. 
gilt im öffentlichen Recht, kann aber durch 
Landesrecht ausgeſchaltet werden. Das iſt durch 
die preuß. Perſonalabbaugeſetzgebung, 8 29 
A bſ. 4 Pr BDienſteink G. v. 17. Dez. 1920/ 1. April 
1924 geſchehen. f) 

Das RG. hat in ſtändiger Rſpr. anerkannt, daß $ 818 
Abi. 3 BGB. einen allgemeinen Rechtsgedanken ausdrückt, 
der für das öffentliche Recht gleichfalls gilt und deshalb in 
Ausfüllung einer Lücke des poſitiven Rechts als ein Be⸗ 
ſtandteil des öffentlichen, insbeſ. des Beamtenrechts, anzu⸗ 
erkennen iſt. Dem Beamten, von dem die Rückzahlung zu 
Unrecht empfangener Dienſtbezüge gefordert wird, iſt es 
deshalb verſtattet, ſich darauf zu berufen, daß er nicht mehr 
bereichert ſei (RG. 83, 159 und 1611); 85, 1942); JW. 1911, 
323 16), es ſei denn, daß bei Landesbeamten eine in ihrem 
Landesrecht enthaltene Sonderregelung eine andere Be⸗ 
urteilung fordert. 

Eine dem Beamten die Berufung auf das Nichtmehr⸗ 
vorhandenſein einer Bereicherung verſagende landesgeſetzliche 
Vorſchrift iſt zuläſſig. Sie enthält keinen Eingriff in Reichs⸗ 
recht, insbeſ. nicht in $ 818 Abſ. 3 BGB. Denn dieſe Vor⸗ 
ſchrift gilt nicht kraft Reichsrechts auch für das öffentliche 
Recht der Länder, dient vielmehr, wie bereits geſagt, nur 
zur Ausfüllung einer in dieſem ſich findenden Lücke und 
bildet inſoweit einen Beſtand des Landesrechts. Die Landes⸗ 
geſetzgebung kann daher dieſen Rechtszuſtand jederzeit ändern. 
Soweit Beamten die Geltendmachung des genannten Ein⸗ 
wands für die Zukunft abgeſchnitten wird, liegt auch kein 
nach Art. 129 Abſ. 1 Satz 3 Verf. unzuläſſiger Eingriff 
in ihre wohlerworbenen Rechte vor. 

Der Bekl. findet die Rechtsnorm, die die preuß. Be⸗ 
amten, auch die im Ruheſtand befindlichen, zur Rückzahlung 
zuviel erhobener Dienſtbezuge trotz Wegfalls der Bereicherung 
verpflichtet, in § 29 Abſ. 4 Pr D!: ienſteinkcßh. Dieſer 8 29, 
der die Überſchrift „Möglichkeit der geſetzlichen Anderung der 
Bezüge“ trägt, enthielt urſprünglich — auch noch in der dem 
HPDienfteint®. durch die Bek. v. 12. Mai 1923 (GS. 167) 
gegebenen, ſeit dem 1. April 1923 geltenden Faſſung — nur 
einen Abſatz, der folgendermaßen lautete: „Anderungen der 
durch dieſes Geſetz geregelten Dienſteinkommensbezuge und 
Kinderbeihilfen, ſowie der auf Grund dieſer Dienſteinkommens⸗ 
bezüge feſtgeſetzten Wartegelder, Ruhegehälter und Hinter⸗ 
bliebenenbezuge können durch Geſetz erfolgen.“ § 80 Prperſ⸗ 
AbbVoO. v. 8. Febr. 1924 fügte nun aber in 8 29 PrB⸗ 


Zu 8. Die praktiſch ſehr wichtige Frage, ob der Forderung 
auf Rückzahlung zuviel erhaltener Gehalts⸗, Penſions⸗ uſw. Bezüge 
die Beſtimmung des 8 818 Abſ. 3 BGB. entgegengehalten, alſo 
eingewendet werden kann, der Empfänger ſei nicht mehr bereichert, 
wird in der vorliegenden Entſch. nur für das preu ßiſche 
Beamtenrecht und nur für die Zeit vor Inkrafttreten des neuen 
PrBeſch. v. 17. Dez. 1927 erörtert und verneint. Dies muß be⸗ 
ſonders hervorgehoben werden, weil für die Reichs beamten jeden⸗ 
falls ſeit dem neuen RBeſch. v. 16. Dez. 1927 die Einrede der nicht 
mehr vorhandenen Bereicherung zweifellos zuläſſig iſt, da der 
Abs. 4 des 8 39 des neuen NBej®., der den Ausſchluß der Einrede 
nach der Regierungsvorlage vorſah, vom RT. geſtrichen worden iſt. 

Dagegen muß der in dem Urt. des RG. v. 30. April 1929 ver⸗ 
tretene Rechtsſtandpunkt für die preuß. Beamten nach dem neuen 
PrBeſch. v. 17. Dez. 1927 erſt recht gelten. Denn während es in 
früheren PrBeſch. nur hieß: „in allen übrigen Fällen find zuviel 
gezahlte Dienſteinkommensbezüge zurückzuzahlen“, iſt dieſem in 
§ 39 Abſ. 3 des neuen PrBeſch. v. 17. Dez. 1927 übernommenen 
Satz noch zugeſetzt worden: „Auch ſoweit eine Bereicherung nicht 
mehr vorliegt.“ Man wollte damit jeden Zweifel darüber ab⸗ 
ſchneiden, ob nicht doch der Einwand der nicht mehr vorliegenden 
Bereicherung zuläſſig ſei. Es fehlt allerdings nicht an Stimmen, 


) JW. 1910, 16. ) JW. 1914, 948. 


Dienſteink . als Abſ. 2, 3 und 4 folgende Beſtimmungen 
ein: „2. Werden Beamte durch eine ſolche Anderung hin⸗ 
ſichtlich der im Abf. 1 genannten Bezüge oder hinſichtlich 
ihrer Einreihung in die Gruppen der Beſoldungsordnung 
mit rückwirkender Kraft ſchlechter geſtellt, jo find die Uunter⸗ 
ſchiedsbeträge nicht zurückzuerſtatten. 3. Abf. 2 gilt ſinn⸗ 
gemäß für Verſorgungsberechtigte. 4. In allen übrigen Fällen 
ſind zuviel erhobene Dienſteinkommensbezuge, Wartegelder, 
Ruhegehälter und Hinterbliebenenbezüge zurückzuzahlen.“ 
Dieſer §S 80 PrPerſAbbVoO. wurde durch Art. Ta des Gel. 
über Anderungen des BDienfteint®. uſw. v. 6. Juni 1925 
aufgehoben. Art. Ib dieſes Gef. wiederholte ihn aber in⸗ 
haltlich und fügte insbeſ. dem $ 29 Pr! ienſteinkGG. wie⸗ 
derum die vorſtehend mitgeteilten Abſ. 2—4 ein. Der Grund 
für dieſe geſetzgeberiſche Maßnahme hing nicht mit dem 
Inhalt der betreffenden Anderungen des BDienfteinf®. zu⸗ 
ſammen, lag vielmehr in folgendem. Die Vorſchriften der 
Prperſ Abbo. galten nach ihrem § 108 Abſ. 2 zunächſt nicht 
für die Beamten des beſetzten Gebietes. Indeſſen handelte es 
ſich bei 8 80 PrPerſAbbVO. nicht eigentlich um Abbau⸗, ſon⸗ 
dern um Beſoldungsvorſchriften. Zur Vermeidung einer 
ſachlich nicht gerechtfertigten unterſchiedlichen Behandlung der 
Beamten des beſetzten und des unbeſetzten Gebietes wurde 
deshalb durch Art. 1 des Geſ. v. 6. Juni 1925 die dar⸗ 
geſtellte Neuregelung getroffen (vgl. Begründung zum Geſ. 
v. 6. Juni 1925, preuß. Landtag 1925, Druckſ. Nr. 534 
S. 1280). 829 Abſ. 4 galt von da an alſo nicht mehr ver⸗ 
möge der PerſAbbVOO., ſondern vermöge des ſpäteren Ge⸗ 
ſetzes. § 80 PrPerſAbb VO. iſt in Kraft getreten mit dem 
auf die Verkündung der VO. folgenden Tage ($ 108 Abſ. 1 
Nr. 5), d. h. mit dem 12. Febr. 1924. Die bis dahin über⸗ 
hobenen und ſchon verbrauchten Bezüge hat der Kl. nicht 
mehr zu erſtatten, wie auch der Bekl. in der Berufungsinſtanz 
und in der mündlichen Verhandlung in der Reviſionsinſtanz 
nicht mehr beſtritten hat. Für die ſpätere Zeit kommt es 
aber darauf an, was es bedeutet, wenn der neue § 29 Abſ. 4 
PrYDienfteint®. beſtimmt: „In allen übrigen Fällen ſind 
zuviel erhobene Dienſteinkommensbezüge, Wartegelder, Ruhe⸗ 
gehälter und Hinterbliebenenbezüge zurückzuzahlen.“ Der Be⸗ 
klagte meint, es ſei damit jeder Einwand gegen die Ver⸗ 
pflichtung zur Rückzahlung zuviel empfangener Dienjtbezüge 
ausgeſchloſſen worden. Das BG. lehnt dieſe Auslegung der 
Vorschrift deshalb ab, weil ſie nur den in $ 812 BGB. aus⸗ 
geſprochenen Grundſatz in das Beamtenrecht übertragen habe, 
während der vom Geſetzgeber mit ihr möglicherweiſe gleich⸗ 
falls verfolgte Zweck, die Anwendung des in 8 818 Abſ. 3 
BGB. ausgedrückten ſelbſtändigen Rechtsgedankens für das 
preuß. Beamtenrecht auszuſchließen, im Geſetz ſelbſt nicht zum 
Ausdruck gekommen ſei. Dieſe Beurteilung des Einwands 
des Wegfalls der Bereicherung bei Überhebung von Dienſt⸗ 
bezügen kann nicht gebilligt werden. 

829 Abſ. 4 Pr! ienſteinkcG. enthält die Übertragung 
einer reichsrechtlichen Vorſchrift in das preuß. Recht Art. 9 
Nr. III RPerſAbbVoO. v. 27. Okt. 1923 hat dem 8 54 
RBe®. v. 30. April 1920 folgenden (4.) Abſatz angefügt: 


die dieſe Vorſchrift, da ſie den reichsrechtlichen Vorſchriften des BGB. 
($ 818 Abſ. 3) widerſpreche, für ungültig halten (vgl. Schimmel⸗ 
pfennig: Mitteil. des Berufsvereins d. höh. Kommunalbeamten 
Deutſchlands 1928, 57 ff.; 1929, 89 ff. und Abrameyk: „Be 
anttenbund“, Beil. zu Nr. 8 v. 29. Jan. 1929). 

Hat ſich aber das RG. in ſtändiger Ripr. ſchon für die Zeit der 
Geltung der bisherigen Beſoldungsvorſchriften auf einen für die 
Beamten ungünſtigen Standpunkt geſtellt, jo beſteht keine Hoffnung, 
daß es in Fällen, die unter das neue PrBeſch. fallen, anders ent- 
ſcheiden wird. 

Man wird ſich mit dieſer Stellungnahme des RG., die m. E. 
rechtlich nicht zu beanſtanden ift, abfinden müſſen; ſie iſt allerdings 
für die Beamtenſchaft wenig erfreulich. Denn es bedeutet ſtets eine 
große Härte, daß Beamte, die die ihnen bezahlten Bezuge gutgläubig 
verbraucht haben, oft nach geraumer Zeit gezwungen werden, er⸗ 
hebliche Beträge zurückzuzahlen und ſoweit ſie dies nicht können, 
auf die Gnade und das Wohlwollen ihrer vorgeſetzten Behörde an⸗ 
gewieſen ſind. Eine Anderung der preuß. Beſoldungsvorſchrift und 
Anpaſſung an das reichsrechtliche Vorbild wäre dringend erwünſcht. 
Denn der jetzige Zuſtand, wonach die Reichsbeamten auf dieſem 
wichtigen Gebiet vor den preuß. Beamten erheblich bevorzugt wer⸗ 
den, erſcheint mir durch nichts begründet. 
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„In allen übrigen Fällen ſind zuviel erhobene Dienſtbezüge, 
Wartegelder, Ruhegehälter und Hinterbliebenenbezüge zurück⸗ 
zuzahlen.“ Nach Nr. 288 Abſ. 4 RBeſVorſchr. v. 14. Juli 
1924 wurde hierdurch bei Rückforderung zuviel erhobener 
Dienſtbezüge uſw. der Einwand ausgeſchloſſen, daß der Emp⸗ 
fänger nicht mehr bereichert ſei. Auf Grund von Art. 18 
Abſ. 1a RperſAbbVO. hat Preußen zunächſt durch 8 80 
PrpPerſAbbVO. den § 29 Pr®Dienfteinf®. dem 834 RBeſch. 
entſprechend ergänzt. Zur Erläuterung des 8 80 beſtimmte 
die vorläufige Ausführungsanweiſung zum zweiten Teil der 
PrpPerſAbbVO. v. 21. Febr. 1924 (Pr Beſ Bl. 36) unter Nr. 1: 
„ , Der Einwand des Wegfalls der ungerechtfertigten Be⸗ 
reicherung in entſprechender Anwendung des 8 818 Abſ. 3 
BGB. greift alſo nicht mehr durch.“ Daß dies der von der 
preuß. Regierung verfolgte Zweck war, als ſie durch 8 80 
PrperſAbbôoO. dem § 29 PırBDienfteintG. den Abſ. 4 ein⸗ 
fügte, kann dem preuß. Landtage nicht unbekannt geweſen 
ſein, als er durch das Geſ. v. 6. Juli 1925 die Vorſchrift aus 
der PrPerſAbbVoO. herausnahm und ihr eine eigene geſetz⸗ 
liche Grundlage gab. Denn nach 8 107 PrperſAbbVO. war 
die genannte miniſterielle Ausführungsanweiſung inzwiſchen 
dem nach § 106 daſ. gebildeten Landtagsausſchuß vorgelegt 
worden. So iſt es unerheblich, daß die ſchon erwähnte Be⸗ 
gründung zu dem Geſetz dieſen Punkt nicht berührt und daß 
er auch in den Landtagsverhandlungen darüber (Sitzungen 
v. 8. und 14. Mai 1925, Sten Ber. Sp. 1646 und 1959) 
nicht erörtert worden iſt. Für das Einverſtändnis des Land⸗ 
tages mit der vom Finanzminiſter gegebenen Auslegung der 
fraglichen Vorſchrift ſpricht ſchließlich noch, daß jener, ſoweit 
erſichtlich, den nach Erlaß des Gef. v. 6. Juni 1925 neu ge⸗ 
faßten Beſoldungsvorſchriften v. 15. Juli 1925 (PrBeſBl. 
227), deren Nr. 178 a Abſ. 4 Satz 1 folgendes beſtimmt: 
„Durch die Vorſchrift im Abſ. 2 (der § 29 Abſ. 4 PrB⸗ 
Dienſteinkch. wiederholt) wird bei Rückforderung zuviel er⸗ 
hobener Dienſtbezüge uſw. der Einwand, daß der Empfänger 
nicht mehr bereichert ſei, ausgeſchloſſen, da dieſe auf Grund 
reichsgeſetzlicher Ermächtigung getroffene Sonderbeſtimmung 
den Anſpruch auf Rückerſtattung ſolcher Beträge unabhängig 
von den allgemeinen geſetzlichen Beſtimmungen, insbeſ. dem 
§ 818 Abſ. 3 BGB., regelt“, nicht entgegengetreten ift, ob⸗ 
gleich er dazu nach $ 35 Satz 2 PröDienfteintG. befugt ge⸗ 
weſen wäre. 

Die Abſicht der preuß. Staatsregierung bei Erlaß der 
PrpPerſAbbVO. wie die des preuß. Landtags bei Erlaß des 
Geſ. v. 6. Juni 1925 iſt es alſo geweſen, nach dem Vor⸗ 
gang des Reichs den Beamten, denen ihnen nicht zukommende 
Dienſtbezüge gezahlt waren, den Einwand des Wegfalls der 
Bereicherung zu nehmen. Dieſe Abſicht iſt mit hinreichender 
Deutlichkeit ausgeſprochen in den Worten des 8 29 Abſ. 4 
Pr®Dienfteinf®. „in allen übrigen Fällen“. Zu dieſen Fäl⸗ 
len gehört auch der Fall des Nichtmehrvorliegens einer Be⸗ 
reicherung. Es würde ein Haften am Wort bedeuten, wenn 
man den Abſ. 4 nur aus ſeinem Gegenſatz zu Abſ. 2 aus⸗ 
legen, wenn man ſagen wollte, er regele — von den in Abſ. 2 
genannten abgeſehen — die Fälle, in denen ein Rück⸗ 
forderungsrecht des Staates gegen ſeine Beamten entſtehen 
könne, beſtimme aber nichts über ſein Weiterbeſtehen. 
Er bezieht ſich vielmehr auch auf die weitere Entwicklung 
dieſes Rückforderungsanſpruchs, wenigſtens ſoweit es ſich 
nicht um Ereigniſſe handelt, die von außen an ihn heran⸗ 
treten. Der Wegfall der Bereicherung, der im allgemeinen 
das Erlöſchen des Anſpruchs auf ihre Rückgewähr zur Folge 
hat, iſt mit dem Weſen des Anſpruchs ſelbſt innerlich ſo eng 
verbunden, daß dieſer Sonderfall ohne ſprachlichen Zwang 
den Fällen zuzuordnen ift, für die § 29 Abſ. 4 PrBD!ienſt⸗ 
einkG. die Rückzahlungspflicht anordnet. 

Dieſe Auslegung der ſtreitigen Beſtimmung wird endlich 
noch weſentlich dadurch unterſtützt, daß die gegenteilige Mei⸗ 
nung des KG., wie dieſes ſelbſt anſcheinend nicht verkennt, 
unvereinbar iſt mit dem Zweck der Perſonalabbaugeſetzgebung. 
Sie zielte auf Verminderung der Perſonalausgaben in Reich 
und Ländern hin. § 29 Abf. 4 Pr&Dienfteint®. würde aber, 
ebenſo wie § 34 Abſ. 4 NBEG., völlig ungeeignet geweſen 
ſein, dieſem Zweck zu dienen, wenn er den Einwand des 
Wegfalls der Bereicherung der Beamten unbeſchränkt gelaſſen 
hätte. Denn da die Mehrzahl der Beamten in und außer 
Dienſt ihre Bezüge regelmäßig alsbald zum Unterhalt zu 
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verbrauchen gezwungen iſt, würde vom Standpunkt des BG. 
aus das Rückforderungsrecht des Staates wegen irrig zuviel 
gezahlter Dienſteinkünfte kaum je verwirklicht werden können. 
Im Rahmen der Perſonalabbauvorſchriften iſt alſo allein 
die vom Bekl. vertretene Deutung des § 29 Abſ. 4 zuläſſig. 
Sie hat der Senat auch für § 34 Abſ. 4 RBeſch. bereits in 
dem zum Abdruck beſtimmten Urteil v. 9. April 1929, 
III 263/283) gebilligt. 

Das BU., das der Klage für die Zeit von Inkrafttreten 
der PrPerſAbbVO. ab ſtattgegeben hat, weil der Kl. nicht 
mehr bereichert ſei, beruht demnach inſoweit auf einem 
Rechtsverſtoß. Für die Zeit vorher hat es dagegen nach 
dem oben bereits Geſagten einen Rückforderungsanſpruch 
des Bekl. mit Recht verneint. Seine Verurteilung zur Zah⸗ 
lung zurückbehaltener Ruhegehaltsbeträge und die Feſtſtellung 
des Nichtbeſtehens des Rückforderungsanſpruchs des Bekl. 
in Höhe von mehr als 810 RN kann dagegen nicht gebilligt 
werden. Inſoweit iſt das BU. aufzuheben und die Sache an 
das BG. zurückzuverweiſen, damit dieſes über die vom 
Kl. geltend gemachte Aufrechnung entſcheidet. Den Auf⸗ 
rechnungseinwand ſchließt $ 29 Abſ. 4 Br Dienfteinf®. eben- 
ſowenig aus wie den der Jahlung, der die Aufrechnung wirt⸗ 
ſchaftlich gleichzuſtellen iſt. Die Aufrechnung findet ihre 
Rechtsgrundlage nicht in der beſonderen Natur des Bereiche⸗ 
rungsanſpruchs. Sie gehört vielmehr zu den außerhalb des 
hier fraglichen Schuldverhältniſſes liegenden Umſtänden und 
wird daher durch die erörterte Sondervorſchrift nicht betroffen. 

(U. v. 30. April 1929; 339/28 III. — Berlin.) [Sch.] 


9. 87 Abſ. 1 PrBeſG. v. 17. Dez. 1927 verſtößt 
weder gegen Art. 129 noch 109 RVerf. Rechtliche 
Natur des Dienſteinkommens; Zuläſſigkeit be⸗ 
ſoldungsrechtlicher Verſchiedenheit der Be— 
handlung einzelner Beamtengruppen: ältere 
und jüngere, verheiratete und unverheiratete, 
Beamte mit und ohne Kinder; nur muß dem Be- 
amten das bis dahin gezahlte Geſamteinkommen 
unverkürzt verbleiben. ) 

Der Kl. ſtützt feinen Klageanſpruch in der Rev Inſt. nur 
noch auf Verfaſſungsverletzung. Er rügt, daß die Vorſchrift 
des 57 Abſ. 1 PrBeſcg., auf der die Kürzung feines Woh⸗ 
nungsgeldzuſchuſſes beruht, gegen Art. 129 RVerf. (wohl⸗ 
erworbene Rechte) und gegen Art. 109 RVerf. (Gleichheit vor 
dem Geſetze) verſtoße. Aus zutreffenden Erwägungen hat das 
DU. indeſſen das Beſtehen eines wohlerworbenen Rechtes 
in dem Sinne, daß der Beamte einen Anſpruch darauf hat, 
den Wohnungsgeldzuſchuß immer in der einmal durch die 
Geſetzgebung feſtgeſetzten Höhe zu erhalten, abgelehnt. Der 
Beamte hat keinen Anſpruch darauf, daß die einzelnen Teile 
ſeines Dienſteinkommens ſtets in gleicher Höhe beſtehen blei⸗ 
ben. Das Dienſteinkommen in ſeiner Geſamtheit ſtellt den 
Unterhalt dar, den der Staat dem Beamten zur Führung 
eines ſtandesgemäßen Lebens zu gewähren hat. In welcher 
Weiſe der Staat dieſes Dienſteinkommen im einzelnen glie⸗ 
dern will (Grundgehalt, Wohnungsgeldzuſchuß, Kinder⸗ 
beihilfen), liegt in ſeiner Hand. Daß der Kl. durch die Neu⸗ 
regelung der Beſoldung v. 1. Okt. 1927 ab in der Geſamtheit 
ſeines Dienſteinkommens verkürzt worden wäre, iſt unſtreitig 
nicht der Fall. Wenn die Rev. zu dieſem Punkt ausführt, 
daß es hierauf nicht ankommen könne, weil dann in Zeiten 
der durch eine wirtſchaftliche Depreſſion hervorgerufenen Geld⸗ 
entwertung die wohlerworbenen Rechte der Beamten ſchutz⸗ 
los ſeien, ſo iſt dieſe Erwägung für die Entſcheidung des 
vorliegenden Falles ohne Bedeutung. Daß die wohlerworbenen 
Vermögensrechte der Beamten in Zeiten der Geldentwertung 
wenig praktiſche Bedeutung haben, trifft zu. Für den Ge⸗ 
haltsanſpruch des Kl. fällt indeſſen entſcheidend ins Gewicht, 
daß ſeit der Stabiliſierung der deutſchen Währung die Zah⸗ 
lung der Beamtenbezüge wieder in wertbeſtändiger Form 
möglich und das wertbeſtändige Dienſteinkommen des Kl. 
durch das Bei®. nicht verkürzt worden iſt. Der Kl. erblickt 


Zu 9. Der Entſch. muß in allen Punkten zugeſtimmt werden, 
inſonderheit in dem Punkte, daß allein ausſchlaggebend iſt, daß der 
Kl. durch die Neuordnung der Beſoldung nicht ſchlechter geſtellt worden 
iſt als vorher. Darauf kommt es eben an. 

Wirkl. Admiralitätsrat Dr. Apel, Berlin. 


3) JW. 1929, 1796. 


58. Jahrg. 1929 Heft 49/50] 


eine Verletzung ſeiner wohlerworbenen Rechte auch darin, daß 
durch die bisher dem Beamtenrecht fremde Differenzierung 
der verheirateten und unverheirateten Beamten eine Ver⸗ 
ſchlechterung ſeiner Bezüge eingetreten ſei, zwar nicht im 
Verhältnis zu ſeinem bisherigen Gehalt, ſondern im Ver⸗ 
hältnis zu dem der Mehrzahl der Beamten ſeiner Gehalts⸗ 
gruppe, ohne daß ſich eine Anderung der von dieſen ge⸗ 
leiſteten Arbeit, der Schwierigkeit ihrer Obliegenheiten oder 
des Maßes ihrer Verantwortung ergeben hätte. Auf die von 
dem Kl. hervorgehobenen Umſtände kommt es hier nicht an. 
Der Beamte muß ſich gefallen laſſen, daß die Geſetzgebung 
eine Regelung trifft, durch die aus ſachlichen Erwägungen, 
insbeſ. bei Berückſichtigung der Natur des Dienſteinkommens 
als einer Unterhaltsrente, beſtimmte Gruppen von Beamten 
beſoldungsrechtlich anders behandelt werden als die übrigen 
Angehörigen der betroffenen Beamtenklaſſe, ſoweit nicht eine 
Verkürzung des bis dahin gezahlten Geſamteinkommens ein⸗ 
tritt. Der Staat iſt in der Lage, die dienſtälteren Beamten 
höher zu beſolden als die dienſtjüngeren. Er kann den Be⸗ 
amten mit Kindern Kinderbeihilfen gewähren. Er konnte den 
verheirateten Beamten Frauenzulagen zubilligen und konnte 
ſie ihnen, da ihr Geſamteinkommen durch die neue Regelung 
nicht vermindert wurde, auch wieder entziehen. So muß 
dem Staat auch das Recht eingeräumt werden, den ledigen 
Beamten einen geringeren Wohnungsgeldzuſchuß zu zahlen 
als den Verheirateten. Ausſchlaggebend iſt allein, daß der Kl. 
durch die Neuordnung der Beſoldung nicht ſchlechter geſtellt 
worden iſt als vorher. Die Verletzung eines wohlerworbenen 
Rechtes liegt danach nicht vor. 

Die in 8 7 Abſ. 1 PrBeſch. getroffene Regelung enthält 
aber auch keinen Verſtoß gegen Art. 109 Abſ. 1 RVerf. Es 
iſt zwar davon auszugehen, daß der Grundſatz „Alle Deut⸗ 
ſchen ſind vor dem Geſetze gleich“ ſich nicht auf Perſönlich⸗ 
keitsrechte beſchränkt, ſondern auch auf Vermögensrechte er⸗ 
ſtreckt. Die Rev. verkennt aber die Bedeutung der Vorſchrift 
des Art. 109 Abſ. 1 RVerf., wenn fie behauptet, daß eine 
unterſchiedliche Behandlung von Verheirateten und Ledigen 
unzuläffig ſei. Selbſt wenn man annehmen wollte, daß die 
Vorſchrift des Art. 109 Abſ. 1 RVerf. auch den Geſetzgeber 
bindet, ſo verbietet der Satz der Verfaſſung doch nur die 
willkürliche unterſchiedliche Behandlung der einzelnen 
Staatsbürger bei gleichliegenden Tatbeſtänden. Von einer 
„Willkür“ kann hier aber keine Rede ſein, denn die Ein⸗ 
führung eines Unterſchiedes in der Gewährung des Woh⸗ 
nungsgeldzuſchuſſes zwiſchen verheirateten und ledigen Be⸗ 
amten beruht auf beachtlichen ſozialen Erwägungen. Auch 
darin, daß von der für Ledige getroffenen Regelung — wie 
die Rev. hervorhebt — wiederum die ledigen Geiſtlichen aus⸗ 
genommen ſind, iſt kein Willkürakt zu erblicken. Es iſt an⸗ 
zuerkennen, daß der Geiſtliche unter Berückſichtigung der ihm 
zufallenden Aufgaben feinen Haushalt in anderer Form ge- 
ſtalten muß als ſonſtige ledige Beamte. 

Wenn die Rev. ſchließlich geltend macht, daß die Ver⸗ 
faſſung die Fälle, in denen der einzelne Staatsbürger mit 
Rückſicht auf ſeine perſönlichen Verhältniſſe bei gleicher Sach⸗ 
lage anders als ſeine Mitbürger behandelt werden dürfe, 
erſchöpfend geregelt habe, und insbeſ. auf Art. 119 Abſ. 2 
Satz 2 (Kinderreiche Familien haben Anſpruch auf aus⸗ 
gleichende Fürſorge) hinweiſt, ſo iſt dieſe Behauptung ſchon 
um deswillen abwegig, weil die angezogene Verfaſſungs⸗ 
vorſchrift kein unmittelbar anwendbares Recht enthält, ſon⸗ 
dern nur eine Richtlinie für die Geſetzgebung bedeutet. 

(U. v. 17. Sept. 1929; 515/28 III. — Berlin.) Sch.] 


10. 88 1, 2, 8, 9, 21 PrKomm Beamt G.; Anord⸗ 
nung für das Verfahren vor dem MEN. vom 
23. Sept. 1918 und 19. Sept. 1923. Erwerb der 
Kommunalbeamteneigenſchaft ohne Aushändi⸗ 
gung einer Anſtellungsurkunde durch Über⸗ 
tragung und Ausübung hoheitsrechtlicher Funk⸗ 
tionen. Solche werden ausgeübt durch den 
Schriftführer eines MEA. ) 

Das BG. hat angenommen, Kl. ſei, trotzdem ihm eine 
Anſtellungsurkunde nicht behändigt worden, dennoch Beamter 
des beklagten Kreiſes geworden, weil er zum Schriftführer 
des Kreis MEN. beſtellt und als ſolcher tätig geworden ſei. 
Hierin erblickt die Rev. einen Verſtoß gegen 8 1 Komm⸗ 
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Beamt®., der beſagt, daß die Anſtellung eines Kommunal⸗ 
beamten durch Aushändigung einer Anſtellungsurkunde er⸗ 
folgt. Die Rev. nimmt an, daß dies die einzige Möglichkeit 
ſei, die Eigenſchaft eines Kommunalbeamten zu erlangen, 
während nach der im BU. zutreffend wiedergegebenen Rſpr. 
des RG. auch die Übertragung und Ausübung hoheitsrecht⸗ 
licher Funktionen der hiermit betrauten Perſon dieſe Eigen⸗ 
ſchaft verſchaffen kann. Dieſe Rechtsauffaſſung iſt nicht un⸗ 
beſtritten. Der Senat hat indeſſen ſtändig an, ihr feſt⸗ 
gehalten, ſo auch nach erneuter Prüfung noch in der Entſch. 
v. 13. März 1928, 111307/27. Hiervon abzugehen, bietet auch 
das neuere von der Rev. angeführte Schrifttum keinen Anlaß. 
Auch der Hinweis auf die Rſpr. der StrSen. des RG. kann 
nicht dazu führen. Wenn dort geſagt worden iſt, daß der 
damalige Angekl. mangels Aushändigung einer Anſtellungs⸗ 
urkunde nicht Kommunalbeamter i. S. des obengenannten 
Geſetzes geworden ſei (RGSt. 50, 356; 56, 367), ſo iſt das 
dahin zu verſtehen, daß trotzdem Beamteneigenſchaft nach 
Maßgabe des § 359 StGB. vorliege, nicht aber iſt, wie ſich 
aus den betreffenden Urteilsausführungen klar ergibt, eine 
abweichende Stellung zu der hier in Frage ſtehenden Rſpr. 
beabſichtigt und eingenommen worden. Ebenſo verſagt die 
Bezugnahme auf die Entſch. in RG. 106, 18 und 112, 126. 
In beiden iſt ausgeſprochen, daß zwar grundſätzlich mit der 
Übertragung gewiſſer hoheitsrechtlicher Funktionen die Ver⸗ 
leihung der Beamteneigenſchaft mit Rechtsnotwendigkeit ver⸗ 
bunden ſei, und zwar nicht nur nach außen hin, ſondern auch 
im Innenverhältnis zu der betreffenden öffentlichen Körper⸗ 
ſchaft, daß aber gerade in den dort erörterten Fällen eine 
beſondere geſetzliche Regelung der Anwendung dieſes Grund⸗ 
ſatzes entgegenſtehe. 

Da dem Kl. nach der tatſächlichen Annahme des BG. 
das fragliche Schriftführeramt auf unbeſchränkte Dauer über⸗ 
tragen worden iſt, und er es faſt vier Jahre lang ver⸗ 
waltet, dieſes Amt auch den im BU. feſtgeſtellten Umfang 
gehabt hat, läßt es ſich rechtlich nicht beanſtanden, daß ein 
Nebenamt oder eine Nebentätigkeit nicht als vorliegend an⸗ 
geſehen und demgemäß die Anwendung des die weitere Er⸗ 
örterung abſchneidenden 8 2 Abſ. 2 Komm BeamtG. abgelehnt 
worden iſt. 

Daher war zu prüfen, ob durch die Beſtellung zum 
Schriftführer des Kreis-MEN. dem Kl. die ſtändige Aus⸗ 
übung joicher obrigkeitlicher Befugniſſe übertragen worden iſt, 
die beſtimmungsgemäß nur von Beamten ausgeführt werden 
dürfen, mit deren Übertragung daher der Erwerb der Be⸗ 
amteneigenſchaft verknüpft iſt (RG. 108, 417). Mit Recht hat 
das BG. bei dieſer Prüfung die Verfahrensordnungen vom 
23. Sept. 1918 (RG Bl. 1146) und v. 19. Sept. 1923 (RG⸗ 
Bl. I, 889) berückſichtigt. Ob allerdings ſchon aus der erſte⸗ 
ren ſich mit dem BG. Folgerungen zugunſten des Kl. her⸗ 
leiten laſſen, kann dahingeſtellt bleiben; dagegen führt die 
Berückſichtigung der zweiten, welcher der Kl. v. 8. Okt. 
1923, ihrem Geltungsbeginn, an bis zu ſeiner am 26. Mai 
1925 erfolgten Entlaſſung unterſtellt geweſen iſt, zu einer 


Zu 10 u. 11. 1. „Roma locuta est!“ Das iſt, Kurz geſagt, 
die Begründung, mit welcher die Rev. in beiden Fällen erledigt 
wird. Es iſt nicht ſehr verlockend, eine ſolche auf Autorität pochende 
und wirkliche ſachliche Erörterungen vermeidende Entſch. zu be⸗ 
ſprechen. Nachdem der erk. Sen. kurz erklärt hat, daß ihm das vor⸗ 
liegende Schrifttum keine Veranlaſſung gebe, ſeine Entſch. zu än⸗ 
dern, muß von der Erörterung dieſes Schrifttums und ſeines Inhalts 
abgeſehen werden. Immerhin bleibt noch einiges zu Jagen. Insbeſ. 
p die Methode der Rechtsfindung über 8 1 Komm. be⸗ 
trachtet. 

Die zweite Entſch. führt die Präjudizien auf, durch welche das 
NE. die Frage als erledigt anſieht. Vom Komm sch, ſpricht nur die 
eine Entſch. RG. 99; übrigens auch nicht im Falle eines Kommunal⸗ 
beamten, ſondern im Falle des Bedienſteten einer Krankenkaſſe. 
Darin wird § 1 Satz II KommBG. mit zwei Sätzen behandelt; das 
iſt nicht viel. Damit wird eine Beſtimmung abgetan, die i. d. Fall. 
eindeutig den vom Geſetzgeber ausgeſprochenermaßen gewollten In⸗ 
halt bekundet. Die einzige höchſtrichterliche Entſch., welche die Be⸗ 
ſtimmung ihrer Bedeutung angemeſſen erörtert, iſt bis heute das Urt. 
OVG. 42, 69. Es kommt zu der von der Rev. in beiden Fällen 
angeſtrebten, vom NO. abweichenden Auslegung. 

2. Um den allgemeinen amtsrechtlichen Grundſatz, auf den das 
NG. fußt, handelt es ſich im Grunde nicht. Die Frage iſt, ob die 
Folgen, insbeſ. die vermögensrechtlichen Wirkungen der Berufung 
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ihm günſtigen Beurteilung der Rechtslage. Nach 8 16 a. a. O. 
hat der Schriftführer des MEA. deſſen Beſchlüſſe und An⸗ 
ordnungen auszufertigen und fie nach § 28 auf Verlangen 
eines Beteiligten mit der Beſcheinigung zu verſehen, daß die 
Entſcheidung endgültig geworden ſei. Mindeſtens die letzt⸗ 
genannten Beſcheinigungen ſind Urkunden des MEA, die 
innerhalb der Grenzen der Amtsbefugniſſe dieſer öffentlichen 
Behörde (RG. 107, 2861)) aufgenommen worden find und mit 
deren ſelbſtändiger Ausſtellung der Kl. betraut war. Schon 
hiernach iſt die Annahme des BG., daß Kl. als Beamter der 
Bekl. anzuſehen ſei, rechtlich nicht abzulehnen (RG. 113, 221, 
2222) und die oben angeführte Sache III 307/27). 

Bei dieſer Sach- und Rechtslage erübrigte ſich die Er⸗ 
örterung, ob die Beſtimmung der Verfahrensordnung, daß 
der Schriftführer des MEA. beſonders zu verpflichten iſt, 
einen Schluß darauf geſtatten würde, daß nicht ſchon die 
Ausübung der Schriftführertätigkeit die mit ihrer Wahr⸗ 
nehmung betraute Perjönlichfeit zu Beamten macht; denn hier 
ſtehen andere Möglichkeiten der Aufgabenbegrenzung des 
Schriftführers nicht in Frage, ſondern maßgebend iſt der 
Uniſtand, daß der Kl. gerade die Ausſtellung der Beſcheini⸗ 
gungen über die Endgültigkeit ergangener Entſcheidungen be⸗ 
ſtimmungsgemäß ſtändig vorgenommen hat. 


War hiernach ohne rechtliches Bedenken der Kl. als 
Beamter des Bekl. anzuſehen, ſo ergab ſich hieraus noch 
nicht ohne weiteres die Folgerung, daß er auch als auf 
Lebenszeit angeſtellt zu betrachten ſei. Ob das der Fall, war 
unter Berückſichtigung der 88 8, 9 und 21 KommBeamt®. 
zu prüfen, neben welchen die SS 61, 79 KreisO. f. d. Rhein⸗ 
provinz v. 30. Mai 1867 (PrGGS. 209) in Betracht kommen. 
Das hat das BG. nicht überſehen, vielmehr angenommen, 
daß hier eine einſchlägige, unter Beobachtung der 88 9 und 21 
Komm BeamtG. getroffene Regelung nicht vorliege und des⸗ 
halb im vorliegenden Falle die aus 88 8 und 21 gen. Gef. 
ſich ergebende Regel der lebenslänglichen Anſtellung Platz 
greife. Ob hierbei die einſchlägige Kreisſatzung zutreffend aus⸗ 
gelegt worden iſt, kann gemäß 88 549, 562 ZRO. in dieſem 
Rechtszuge nicht nachgeprüft werden. 

(U. v. 14. Juni 1929; 447/28 III. — Köln.) [Sch.] 


zum Beamten, an die Erteilung einer Anjtellungsurkunde gebunden 
ſind. Dieſe Bindung war die Abſicht des Geſetzgebers angeſichts der 
Gefahr, welche beim Fehlen geſetzlicher Regelung den kommunalen 
Finanzen aus der Rſpr. drohte. Mit keinem Wort hat der erk. Sen. 
dieſe Frage berührt. Es beſteht ein recht grotesker Gegenſatz zwiſchen 
der bekannten Überſpannung der Formvorſchrift für privatrechtliche 
Verpflichtungserklärungen einer Kommunalbehörde und der Eskamo⸗ 
lierung der geſetzlichen Form ſür die Begründung ſehr weitreichender 
finanzieller Verpflichtungen durch den öffentlich⸗rechtlichen Akt der 
Beamtenanſtellung. Die Rſpr. des RG. auf beiden Gebieten ver⸗ 
bindet nur, daß die Kommunen ihre Opfer ſind. Man vergleiche 
mit den hier beſprochenen Fällen der form- und willenloſen Be- 
amtenernennung das Scheitern der Vertragslöſung gegenüber einem 
Daueraugeſtellten in dem der Fall der Entſch. desſ. Sen.: JW. 1928, 
2128 = NG. 121, 14. 


3. Das Willensmoment zieht das NG. in Reiner der beiden 
Eutſch. in Erörterung, und doch hätte, zumal im erſten Falle, ſich das 
wohl verlohnt. Der Kl. war als Privatangeſtellter berufen und als 
ſolcher mehr als ein Jahrzehnt tätig. Er iſt dann im Wege der Ver⸗ 
teilung der Bürogeſchäfte Schriftführer des MEA. geworden, zu 
welcher Tätigkeit — wie der erk. Sen. ſelbſt unterſtellt — hoheitliche 
Funktionen damals noch nicht gehörten. Erſt ſeit dem Inkrafttreten 
der VO. v. 19. Sept. 1923, 2¼ Jahre nach der Zumeifung des Kl. 
an das ME., iſt das der Fall. Nunmehr hat der Kl. ſolche Funk- 
tionen ausgeübt, und damit war er auf einmal auf Lebenszeit an⸗ 
geſtellter Kommunalbeamter! Oder war er es nicht? Wurde er es 
erſt dadurch, daß er eine gewiſſe Zeit unter dem neuen Recht gewirkt 
hat? Hätte binnen einer gewiſſen Spanne der Landrat als Vor⸗ 
ſitzender des Kreisausſchuſſes ihn durch Anderung der Geſchäftsver⸗ 
teilung noch aus der Beamtenhierarchie verſtoßen können? und wie 
lange wäre dieſe Spanne geweſen? Weshalb war es am 26. Mai 
1925 zu ſpät? Man bedenke, daß ein preußiſcher Landrat in jenen 
ſchweren Monaten nicht allzuviel Zeit hatte, um jedes der zahlreich 
erſcheinenden Geſetze im Lichte des etwas ſonderbaren Präjudizien⸗ 
kults zu betrachten, vermöge deſſen die Rſpr. ausgeübt wird. 

Dieſe Fragen ſind doch offen! Allerdings muß, wer die Ent⸗ 
wicklung an der Hand der letztzitierten Entſch. JW. 1916, JW. 


) JW. 1924, 805. 2) JW. 1926, 2288. 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


11. 8 1 Komm BG. Erwerb der Beamten- 
eigenſchaft durch übertragung und Ausübung 
hoheitsrechtlicher Funktionen, wenn dieſe nicht 
nur nebenher zugeteilt ſind, ohne Aushändi⸗ 
gung einer Anſtellungsurkunde. Die Leitung 
des Wohnungsamtes iſt eine ſolche hoheitsrecht— 
liche Tätigkeit. 5) 

Es unterliegt keinem Zweifel, daß der Kl., wenn nicht 
ſchon durch feine Beauftragung mit der Leitung der Kohlen- 
ſtelle und mit Geſchäften der Preisprüfungsſtelle, ſo doch 
ſpäteſtens durch die Übertragung der Leitung des Wohnungs⸗ 
amts eine Tätigkeit anvertraut erhalten hat, die ihrer Nakur 
nach nur kraft einer amtlichen Stellung ausgeübt werden 
kann. Es erhellt dies ohne weiteres daraus, daß einen 
hauptſächlichen Teil des Aufgabenkreiſes der Wohnungs⸗ 
ämter unbeſtreitbar die hoheitsrechtlichen Maßnahmen bilden, 
welche ſich nach den 88 2, 4, 5, 8 Wohnmang®. und der auf 
Grund von 8 6 erlaſſenen landesrechtlichen Vorſchriften not⸗ 
wendig machen. Nach dieſer Richtung iſt denn auch ein 
Widerſpruch von der Bekl. nicht erhoben worden. Sie be⸗ 
kämpft lediglich den vom Kl. eingenommenen und vom Vorder- 
richter geteilten Standpunkt, daß auch unter der Herrſchaft 
des PrͤommBG., das in $1 Satz 2 beſtimmt: „Die An⸗ 
ſtellung — als Kommunalbeamter — erfolgt durch Aus⸗ 
händigung einer Anſtellungsurkunde“, die Beamteneigenſchaft 
auch durch die Übertragung einer mit obrigkeitlichen Akten 
verbundenen Tätigkeit begründet werden könne. Dieſe An⸗ 
nahme ſteht jedoch im Einklang mit der ſtändigen Rſpr. 
des erk. Sen., welche durch die Angriffe der Rev. nicht er⸗ 
ſchüttert wird. Die Befugnis zur Ausübung von Hoheits⸗ 
rechten kann der Natur der Sache nach nur im Rahmen eines 
öffentlich-rechtlichen Beamtenverhältniſſes eingeräumt werden 
und nicht der Gegenſtand eines privatrechtlichen Dienſtvertrags 
ſein. Sie ſetzt daher die Anſtellung als Beamter notwendig 
voraus. Wer ſie übertragen erhält, wird aus dem inneren 
Weſen der Sache heraus Beamter (RG. 84, 3681); 89, 
2972); 90, 260; 113, 2219); JW. 1916, 10208; 1920, 
556°). Von dieſen grundſätzlichen Erwägungen iſt das RG. 
insbeſ. auch bei der Prüfung der Beamteneigenſchaft von An⸗ 
geſtellten preuß. Kommunalverbände ausgegangen, und es 


1920, RG. 113 verfolgt, ſich davon überzeugen, daß das Bedürfnis 
nach einem Willensmoment bei dem doch immerhin nicht unwichtigen 
Akte der Beamtenberufung auf Lebenszeit dem RG. mehr und mehr 
abhanden gekommen iſt, ſo daß die Herausgabe der beſprochenen 
Entſch. ungefähr der richtige Zeitpunkt war, gänzlich darauf zu 
verzichten. 

4. Beide Urt. gelangen dazu, daß der fehlerhafte Verwaltungsakt 
der Zuweiſung hoheitlicher Geſchäfte an einen kündbaren Privat⸗ 
angeſtellten zum gültigen Staatsakt der Anſtellung eines Beamten auf 
Lebeuszeit wird. Zur Begründung dieſes gefährlichen Ergebniſſes 
ſoll die Erwägung dienen, daß die Kommunalbeamten nach 8 8 
KommdG. grundſätzlich auf Lebenszeit anzuſtellen find, und das 
Vorliegen einer der Ausnahmen des 8 9 Abſ. 1 nicht behauptet iſt. 

Es iſt zunächſt nicht einzuſehen, weshalb dann, wenn man ſchon 
den 8 1 Satz II Komm BG. auflöſt, der § 8 unabänderlich beſtehen 
bleiben muß. 

Vor allem aber iſt zu vermiſſen jede Erörterung, ob nicht nur 
eine „Anſtellung zu vorübergehenden Dienſtleiſtungen“ vorliegt, in 
welchem Falle gemäß 8 2 Komm. die Beſtimmungen des Geſetzes 
nur inſoweit anwendbar ſind, als dies ausdrücklich vorgeſehen iſt. 
Die SS 8 und 9 kommen dann nicht in Betracht. Mindeſtens im 
zweiten Falle kann das kaum zweifelhaft ſein. Die drei Geſchäfts⸗ 
gebiete, auf denen ſich der Kl. zu betätigen hatte, ergeben ſich aus 
nicht auf die Dauer berechneten Notgeſetzen. Die Betätigung daran iſt 
ihrem Weſen nach vorübergehend, eine Anſchauung, die offenbar auch 
bei der Art der Berufung weſentlich geweſen iſt. Das MEN. mag 
anders zu beurteilen ſein. Die Berufung des Kl. im erſten Falle durch 
jederzeit abanderbare Geſchäftsverteilung kann aber auch recht wohl 
als „zu vorübergehender Dienſtleiſtung“ aufgefaßt werden. ebenfalls 
wäre die Frage der Erörterung wert geweſen. Wieweit die Grenzen 
der Reviſionsverhandlung das hinderten, muß offenbleiben. 

5. Die zweite Entſch. geht über die Bedeutung eines Präjudizes 
zu einer einzelnen Rechtsnorm heraus, weil das erkennende Gericht 
ſich darin über den Geſetzgeber ſtellt. Es geſchieht das 
in ſehr vorſichtiger Form. Es wird unterſtellt, daß der Geſetzgeber ſich 
über die nach Meinung des Sen. unüberfteigliche Schranke in der Tat 
nicht habe himvegſetzen wollen. Nur bedingt wird ausgeſprochen, daß, 
2, JW. 1917, 366. 
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hat ſich hieran auch durch die obenbezeichnete Vorſchrift nicht 
behindert geſehen (RG. 99, 267; SeuffArch. 82, 242). Der 
Geſetzgeber würde, wenn er mit der Beſtimmung die Kund⸗ 
gebung des Anſtellungswillens durch die Übertragung von 
Dienſtverrichtungen öffentlich-rechtlicher Art hätte ausſchließen 
wollen, etwas geradezu rechtlich Unmögliches und Undurch⸗ 
führbares angeordnet haben. Eine ſolche Vorſchrift würde 
ſich über die Schranken, welche dem Geſetzgeber durch den 
mit innerer Notwendigkeit gegebenen Zuſammenhang zwiſchen 
der Betätigung von Hoheitsakten und der amtlichen Stellung 
gezogen ſind, hinwegſetzen und deshalb keine Beachtung ver⸗ 
dienen. Möglich bleibt es allerdings, die Rechtsſtellung von 
Beamten ſolchen Perſonen zu verſagen, denen nur nebenher 
obrigkeitliche Befugniſſe zugeteilt ſind, deren Haupttätigkeit 
aber mit einer Ausübung der öffentlichen Gewalt nicht ver⸗ 
bunden iſt, wie dies in der Rſpr. des RG. z. B. gegenüber 
den Lokomotivhilfsheizern der vormaligen preuß. Eiſenbahn⸗ 
verwaltung angenommen wurde (RG. 106, 17ff.). Allein 
der Stellung des Kl. wurde durch die Ernennung zum Leiter 
des Wohnungsamtes wegen der damit ganz weſentlich ver⸗ 
knüpften obrigkeitlichen Dienſtgeſchäfte der Charakter einer 
Beamtenſtellung aufgeprägt. Da die Kommunalbeamten nach 
§8 Komm BG. grundſätzlich auf Lebenszeit anzuſtellen ſind 
und das Vorliegen einer der Ausnahmen des 8 9 Abſ. 1 
nicht behauptet iſt, ſo iſt die Beſtimmung über die Kündbar⸗ 
keit des Kl. als hinfällig und die von der Bekl. ausgeſprochene 
Kündigung als unwirkſam zu betrachten (RG. 114, 1290). 
(U. v. 11. Okt. 1929; 10/29 III. — Frankfurt a. M.) 


— 


Sch.] 


3. Tonſtiges öffentliches Recht. 


** 12. 8 7 II 15 Pr AL R. 

1. Iſt eine Straße dem Gemeingebrauch ge⸗ 
widmet, ſo tritt inſoweit das Eigentum an ihr 
zurück. Darüber hinaus aber kann es auch wäh⸗ 
rend des Beſtehens der Offentlichkeit der Straße 
ausgeübt werden. 


die etwa anders gemeinte Vorſchrift „keine Beachtung verdienen 
würde“. Indes hat der erk. Sen., wie ſchon unter 1 ſeſtgeſtellt iſt, 
die Frage der Bedeutung des Satzes II im 8 1 Komm. noch nie 
erörtert, andererſeits kann ihm die zit. OBGeEntſch., welche die nach 
der Faffung und nach dem Willen des Geſetzgebers konſtitutive Be⸗ 
deutung der Anſtellungsurkunde nachweiſt, nicht wohl unbekannt 
geweſen ſein, und wenn er gegen deren Gründe etwas zu ſagen ge⸗ 
wußt hätte, ſo hätte er es doch vermutlich getan. Trotz der bedingten 
Faſſung muß es ſomit als Tatſache gelten, daß ein Sen. des RG. 
ein verfaſſungsmäßig zuſtande gekommenes Geſetz nicht beachtet, weil 
er es nicht für vereinbar mit ſeinen juriſtiſchen Anſchauungen hält; 
etwas anderes als ein Ergebnis der reichsgerichtlichen Nipr. iſt das 
umſtrittene Reauiſit aus dem juriſtiſchen Begriffshimmel nicht. Aber 
wenn es ſich ſelbſt um einen feſten rechtswiſſenſchaftlichen Begriff 
handelte — bisher ſtand die Befugnis des ſouveränen Geſetzgebers, 
einen ſolchen Begriff im Hinblick auf beſtimmte Rechtsfolgen zu 
geſtalten, genau ſo außer Frage, wie die Unterwerfung des Richters 
unter das Geſetz. Es iſt bekannt, daß die Richter des RO. in einer 
Erklärung v. Dez. 1923 zu der Abſicht der Reichsregierung, die 
Aufwertung geſetzlich zu regeln, eim Recht zur Korrigierung eines 
ſolchen Geſetzes beanſprucht haben; der Geſetzgeber hat in der Folge 
einen wichtigen Teil des Gebietes, welches unerſchütterliche Opti⸗ 
miſten „Auſwertungsrecht“ nennen, den Zivilgerichten zur freien 
Rechtsbildung überlaſſen und das RG. hat es verſtanden, durch 
ſeine Art, das Geſetzesrecht auf dieſem Gebiet zu behandeln, 
das ihm überlaſſene Feld noch erheblich zu erweilern. Das 
geſchah im Ausnahmefalle einer Notzeit, in der alles wankte; das 
Ergebnis iſt ganz gewiß nicht ſo, daß es zu weiteren Experimenten 
auf dem Gebiete der Gewaltentrennung verlocken konnte. Nun alſo 
hat der 3. Sen des RGG., gewiſſermaßen als Aufſichtsbehörde des Ge⸗ 
ſetzgebers, ein Geſetz zu Fall gebracht, deſſen Erlaß in Zeiten ruhiger 
Entwicklung ſorgſam erwogen werden konnte und erwogen iſt — frei⸗ 
lich (nach dem „Fall Malitz“) mit einer unverkennbaren Tendenz 
gegen die Rſpr. des NG. Dieſer neue Richterſpruch eröffnet weite 
Perſpentiven, anmutig für ehrgeizige Richter, unerfreulich für die 
verantwortlichen Träger der öffentlichen Verwaltung, die auf feſten 
Rechtsboden als Grundlage ihrer Arbeit angewieſen ſind. Es ließe 
ſich noch viel dazu ſagen, mehr als im Rahmen ſolcher Beſprechung 
möglich iſt! ; 
Stadtſynd. und Dozent Loewe, Kiel. 
) JW. 1926, 2292. 
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2. Für den Umfang des Gemeingebrauchs iſt 
das jeweilig nach der allgemeinen und regel- 
mäßigen Geſtaltung des Verkehrs übliche und 
Zuläſſige beſtimmend; ſo auch für die Frage, ob 
Straßenzeitungsverkäufer kraft des Gemein⸗ 
gebrauchs befugt ſind, einen feſten Stand auf 
dem Bürgerſteig einzunehmen. f) 

Mit Recht haben die Vorderrichter den Rechtsweg zu⸗ 
gelaſſen. Der Klageanſpruch ſtützt ſich auf die Vorſchrift des 
§ 1004 BGB. Der Umſtand, daß ſich ihm gegenüber die 
Bekl. in erſter Reihe auf ihr aus dem Gemeingebrauch ent⸗ 
ſpringendes Recht zur Benutzung der Straße berufen und daß 
dieſe Frage den eigentlichen Kernpunkt des Streites bildet, 
ändert daran nichts. Denn wenn auch die Frage des Gemein⸗ 
gebrauchs dem öffentlichen Recht angehört, und wenn man 
auch bei der Störungsklage die Grundlagen der Störungs⸗ 
handlung für die Beurteilung der Zuläſſigkeit des Rechts⸗ 
wegs heranzieht, ſo handelt es ſich doch nicht lediglich um 
Fragen des öffentlichen Rechts, ſondern um die dem Gemein⸗ 
gebrauch entſpringenden Rechtsbefugniſſe einzelner Perſonen. 
Deshalb liegt ein bürgerlicher Rechtsſtreit vor. Dieſen Stand⸗ 
punkt hat das RG. auch ſtets vertreten (vgl. z. B. JW. 1908, 
33417; Gruch. 33, 420; RG. 30, 246; 88, 6; 123, 183°) 
und 188). 

Mit Recht rügt die Rev., daß der Bert. mit unzureichen⸗ 
der Begründung die Berufung der Bekl. auf den Gemein⸗ 
gebrauch an der Straße zurückgewieſen habe. Der Ausgangs⸗ 
punkt des BU. hierzu iſt nicht zu beanſtanden. Daß die Kl. 
die Eigentümerin der Kirchgaſſe iſt, in welcher die Bekl. ihre 
Stände haben, ift nicht beſtritten. Da dieſe Straße dem Ge⸗ 
meingebrauch gewidmet iſt, tritt das Eigentum ohne weiteres 
inſoweit zurück, wie dieſer Gemeingebrauch reicht. Eine Aus⸗ 
übung des Eigentumsrechts kommt nur hinter dieſem Gemein⸗ 
gebrauch in Frage. Das gilt insbeſ. auch von der Störungs⸗ 
klage aus § 1004 BGB. Soweit die Störungshandlung ſich 
innerhalb des Rahmens des Gemeingebrauchs hält, muß der 
Eigentümer ſie dulden, und inſoweit entfällt alſo eine Klage 
gemäß 8 1004 Abſ. 2 BGB. Im übrigen aber bleibt das 


Zu 12. Die Zuſtändigkeit des ordentlichen Gerichts für den 
Rechtsſtreit iſt, wie ſchon in ähnlichen früheren Entſch., zu Recht 
bejaht worden. Maßgebend für die Frage, ob es ſich um eine 
bürgerliche Rechtsſtreitigkeit handelt, iſt das Rechtsverhältnis, aus 
dem der Anſpruch oder die ſonſtige Rechtsfolge abgeleitet wird (RG. 
103, 56; 107, 403). Die Kl. ſtützt den Klageanſpruch auf ihr 
Eigentum an der Straße. Die Klage iſt daher der ſich aus 8 1004 
BGB. ergebende Rechtsbehelf und der Rechtsſtreit eine bürgerliche 
Rechtsſtreitigkeit i. S. von 8 13 GVG. 

Die Bekl. erheben gegenüber der actio negatoria die Ein⸗ 
rede aus 8 1004 Abſ. II BGB., daß die Kl. zur Duldung der Be⸗ 
einträchtigung verpflichtet ſei. Dieſe Einrede beſchränkt ſich nicht 
auf ein ihr zugrunde liegendes Privatrecht (z. B. $ 904, 905 BGB.), 
ſondern umfaßt auch die Fälle, in denen der Grund der Eigentums⸗ 
beſchränkung in landespolizeilichen oder ſonſtigen, aus Rückſichten 
des Gemeinwohls oder öffentlichen Intereſſes getroffenen obrig⸗ 
keitlichen Anordnungen liegt (JW. 1908, 334). 

Die Bekl. wollen einen derartigen Grund zur Beſchränkung 
des Eigentums der Kl. in ihrem aus dem Gemeingebrauch ent⸗ 
ſpringenden Recht zur Benutzung der Straße finden, und in der Tat 
iſt der Ausgang des Rechtsſtreits davon abhängig, ob man in dem 
Einnehmen feſter Standpunkte und dem Aufftellen tragbarer Jolz⸗ 
geſtelle zum Zwecke des Verkaufs von Druckerzeugniſſen einen Aus⸗ 
fluß des Gemeingebrauchs an der Straße finden kann. bie maß⸗ 
gebende Vorſchrift des § 7 UI 15 ALR. beſtimmt: „Der freie Ge⸗ 
brauch der Land⸗ und Heerſtraßen iſt einem jeden um Reiſen 
und Fortbringen ſeiner Sachen geſtattet.“ Dieſe aus früherer Zeit 
ſtammende Begriffsbeſtimmung hat ſich mit der fortſchreitenden 
Entwicklung des Verkehrs als zu eng erwieſen, und ſie iſt daher 
im Laufe der Zeit von der Rſpr. mehr und mehr erweitert worden. 
Noch in RG. 88, 14 JW. 1916, 599 hat das RG. angenommen, daß 
der Betrieb einer Straßenbahn über den geſetzlichen Begriff des Ge⸗ 
meingebrauchs der Straße hinausgehe — eine Anſicht, die das RG. 
heute wohl nicht mehr aufrechterhalten würde, denn der Gemein⸗ 
gebrauch an der Straße iſt nicht beſchrankt auf den im § 7 I 15 
Aeg. umſchriebenen Verkehr im engſten Sinne, ſondern die öffenk⸗ 
lichen Wege und Plätze ſind kraft ihrer öffentlichen Widmung dem 
Gemeingebrauch ſchlechthin gewidmet. Daraus folgt, daß das etwaige 
Privateigentum an ihnen ſo weit beſchränkt iſt und zurüchktritt, 
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Privateigentum an der Straße erhalten und kann auch wäh⸗ 
rend des Beſtehens der Offentlichkeit der Straße inſoweit 
ausgeübt werden, als ihm nicht die Widmung der Straße für 
den öffentlichen Gebrauch entgegenſteht. Hieran iſt mit der 
bisherigen Rſpr. des RG. auch gegenüber neueren Verſuchen, 
die Eigentumsbefugniſſe weiter einzuſchränken, ogl. insbeſ. 
Schmidt: Fiſchers Z. 47, 1f. (beſ. 45 f.) und Schelcher, 
daſelbſt S. 371, feſtzuhalten (fo insbeſ. RG. 88, 16; 94, 33 f.; 
123, 181 f. und 187f.; JW. 1898, 14930; 1900, 569; 1908, 
33417; Gruch. 33, 420; vgl. auch Entſch. des PrOG. 74, 
361 f.). Dagegen bemißt das BG. den Umfang des Gemein⸗ 
gebrauchs der Straße zu eng, wenn es darunter im Anſchluß 
an ALR. II, 15 87 nur die Benutzung zum Gehen und 
Fahren, zur Beförderung von Menſchen, Tieren und Sachen 
begreift. Germershauſen, auf den ſich der BerR. be⸗ 
ruft, vertritt a. a. O. in der neuen 4. Aufl. S. 74 f. auch 
einen weiteren Standpunkt, indem er als Gemeingebrauch 
den einem jeden kraft öffentlichen Rechts offen ſtehenden 
freien Gebrauch der Wege für den Verkehr innerhalb der be- 
ſonderen Beſtimmung der einzelnen Wege und innerhalb der 
verkehrsüblichen Grenzen bezeichnet. Er weiſt auch beſonders 
darauf hin, daß nicht ein für allemal und gleichmäßig feſt⸗ 
ſteht, welcher Verkehr zum Gemeingebrauch gehört, daß viel⸗ 
mehr beſtimmend das jeweilig nach der allgemeinen und 
regelmäßigen Geſtaltung des Verkehrs Übliche und noch Zu⸗ 
läſſige iſt. Nur eine ſolche Auffaſſung vermeidet ein ſtarres 
Feſthalten an beſtimmten Begriffen und trägt der Wandlung 
der Verhältniſſe und der Anſchauungen über Zweck und Be⸗ 
ſtimmung der öffentlichen Straßen Rechnung. Wird eine 
Straße einmal unter Zuſtimmung aller Beteiligten der 
Offentlichkeit gewidmet, dann hat ſie auch allen Zwecken zu 
dienen, zu denen ſie nach der jeweiligen beſonderen Geſtaltung 
der allgemeinen Verhältniſſe beſtimmt iſt. Dieſer Grund⸗ 
gedanke iſt auch bereits in den beiden in RG. 123, 181 f. und 
187f. veröffentlichten Entſcheidungen des 5. ZivSen. ver⸗ 
treten. Mit Recht iſt auch in der erſten dieſer Entſcheidungen 
darauf hingewieſen, daß der Gemeingebrauch ſich nicht auf 
den Verkehr im engſten Sinne beſchränkt, daß vielmehr die 
Straße auch ſonſtigem allgemein ausgeübten Gebrauch dient. 
Die Frage, was im einzelnen zu dem Gemeingebrauch gehört, 
iſt nicht lediglich von der Polizei und ſonſtigen Verwaltungs⸗ 
behörden derartig zu entſcheiden, daß dieſe Stellungnahme 
auch für den Richter in Rechtsſtreitigkeiten der vorliegenden 
Art maßgebend iſt. Vielmehr hat der Richter dieſe Frage 
ſelbſtändig zu prüfen, wenn auch die Stellungnahme der 
Polizei oder ſonſtigen Verwaltungsbehörden von weſentlicher 
Bedeutung für die tatſächliche Beurteilung der Sachlage ſein 
wird. Daß daher lediglich die polizeiliche Erlaubnis zum 
Vertreiben von Druckſchriften auf der Straße § 43 RGewdo. 
nicht zur Einnahme eines beſtimmten Standes auf dem 
Bürgerſteig berechtigt, bedarf keiner weiteren Erörterung. 
Aber auch die von den Bekl. behauptete polizeiliche An⸗ 
weiſung dieſer Stände kann das auf ihr Eigentum geftüßte 
Recht der Kl. nicht beſeitigen. Es kommt hiernach entſcheidend 
darauf an, ob die Bekl. kraft des Gemeingebrauchs befugt 
ſind, den feſten Stand auf dem Bürgerſteig einzunehmen. 


als es der öffentliche Gebrauch erfordert. Das RG. hat deshalb 
in der Entſch. JW. 1928, 502 den Gemeingebrauch als „den Ge- 
brauch am öffentlichen Wege, der jedermann daran zuſteht, der 
aber in dem gleichen Recht aller übrigen ſeine natürliche Schranke 
findet“, umſchrieben. Sehr glücklich iſt dieſe Begriffsbeſtimmung 
nicht, denn nach ihr müßte jedermann das völlig gleiche Recht an 
der Straße haben, während doch eine jede Art des Gebrauchs einer 
Straße ihren gleichen und gleichzeitigen Gebrauch durch einen an⸗ 
deren an derſelben Stelle von ſelbſt ausſchließt. So hat denn der 
5. ZivSen. und insbeſ. der 6. ZivSen. in der vorliegenden Entſch. 
die Definition von Germershauſen⸗Seydel (Wegerecht, 
4. Aufl., S. 74) übernommen, derzufolge der Gemeingebrauch der 
öffentlichen Wege „der Kraft öffentlichen Rechts einem jeden offen⸗ 
ſtehende freie Gebrauch der Wege für den Verkehr innerhalb der 
beſonderen Beſtimmung der einzelnen Wege und innerhalb der ver⸗ 
kehrsüblichen Grenzen“ iſt. Erkennt man dieſe Begriffsbeſtimmung 
als richtig an, und es beſtehen keine Bedenken, dies zu tun, fo 
kann ſelbſt die gewerbliche Sondernutzung inſoweit nicht von dem 
Eigentümer des Straßenlandes ausgeſchloſſen werden, als ſie ſich im 
Rahmen der verkehrsüblichen Grenzen hält. Es iſt daher auch nicht 
zu billigen, wenn Friedrichs im Handwörterbuch der Rechtswiſſen⸗ 
ſchaft V, 805 ausführt, der Gewerbebetrieb auf den Straßen ge⸗ 
höre zum Gemeingebrauch, ſofern der Gewerbetreibende nur Trag⸗ 
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Das BG. hat das im weſentlichen auf Grund der von ihm 
gegebenen, wie dargelegt zu engen Begriffsbeſtimmung des 
Gemeingebrauchs verneint. Die weiter von ihm angeſtellten 
Erwägungen, der Verkehr erfordere ſolche Verkaufsſtände 
nicht, dieſe erſchwerten auch den allgemeinen Verkehr, unter⸗ 
ſtützen nur den Hauptgedanken, daß die Errichtung der Stände 
nicht zu der allgemeinen Benutzung der Straße gehöre, und 
tragen die Entſcheidung nicht ſelbſtändig. Die weſentliche 
Frage iſt vielmehr, ob in W. ſich tatſächlich die Verkehrs⸗ 
anſchauung und übung herausgebildet hat, daß die Zeitungen 
und Zeitſchriften verkaufenden Straßenhändler auch einen 
feſten Stand auf dem Bürgerſteig an Stellen einnehmen, an 
denen das mit dem Verkehr noch vereinbar iſt. Dieſe Frage 
iſt nach den bisherigen Feſtſtellungen nicht ohne weiteres zu 
verneinen. Die Bekl. haben das ausdrücklich behauptet. Daß 
die tatſächlichen Verhältniſſe anders liegen, iſt nicht feſt⸗ 
geſtellt; insbeſ. iſt das nicht der Verneinung des Verkehrs⸗ 
bedürfniſſes zu entnehmen. Falls, wie die Bekl. behaupten, 
die Verkehrspolizei, der in erſter Reihe die Sorge für einen 
ordnungsmäßigen Straßenverkehr obliegt, nichts gegen die 
Einnahme der feſten Stände eingewendet, den Bekl. vielmehr 
ſogar dieſe Plätze angewieſen hat, ſo würde das für die Be⸗ 
hauptung der Bekl. ſprechen. In der gleichen Richtung würde 
die Tatſache zu werten ſein, daß die Kl. jahrelang die Ein⸗ 
nahme des feſten Standes geduldet hat. Ob aber tatſächlich 
in W. ſich ein ſolcher Gemeingebrauch herausgebildet hat, 
muß der Tatrichter erwägen und entſcheiden. Grundſätzlich 
kann noch die Frage auftauchen, ob denn überhaupt das 
Betreiben eines Gewerbes auf der Straße mit einem feſten 
Stand noch in den Rahmen des Gemeingebrauchs fallen kann. 
Dieſe Frage iſt zu bejahen. Dient das Gewerbe unmittelbar 
den Zwecken und Bedürfniſſen des Straßenverkehrs, wenn 
dieſer es auch nicht unbedingt erfordert, ſo wird ſein Betrieb 
auch, wenn die allgemeine Verkehrsanſchauung und übung 
dahin geht, auch in den Gemeingebrauch der Straße fallen 
können. Die Kl. gibt ja ſelbſt zu, und das BU. geht davon 
aus, daß den Bekl. kraft des Gemeingebrauchs das Recht zu⸗ 
ſteht, die Druckſchriften in Behältniſſen mit ſich zu führen 
und ſie auf den Straßen im Umherziehen oder auch von 
einem beſtimmten Standort aus zu vertreiben. Es iſt dann 
aber nicht einzuſehen, weshalb ſich nicht auch der allgemeine 
Brauch herausbilden ſollte, daß dieſe Händler ein dem Ver⸗ 
kehr nicht weſentlich behinderndes Behältnis auf einer be⸗ 
ſtimmten Stelle der Straße niederſetzen und dort die Schrif- 
ten verkaufen. Die Polizei ſcheint das, wenn die Behauptung 
der Bekl. zutrifft, zu begünſtigen, alſo der Anſicht zu ſein, 
daß dieſe Art des Vertriebs den Verkehr weniger behindert 
als die andere. Bei ſeiner Prüfung der tatſächlichen Verhält⸗ 
niſſe wird das BG. unterſtützend auch die Verhältniſſe in 
anderen Städten ähnlicher Art heranziehen können. Aus die⸗ 
ſen Gründen war das Bu. aufzuheben. 


(U. v. 10. Juni 1929; 510/28 VI. — Frankfurt Ieh 


laſten oder leichte Karren mit ſich führt, die jederzeit bewegt werden 
können, wer aber eine feſte, nicht ohne weiteres bewegliche Ein⸗ 
richtung, Tiſch, Stand, Bude, aufſtelle, nähme nicht am Gemein⸗ 
gebrauch teil, ſondern entzöge eine beſtimmte Stelle dem Verkehr 
und dem Gemeingebrauch. Entſcheidend für die Grenzen des zu⸗ 
läſſigen Gemeingebrauchs iſt vielmehr die allgemeine und regel⸗ 
mäßige Geſtaltung des Verkehrs, und die vorliegende Entſch. weiſt 
zutreffend darauf hin, daß nur eine ſolche Auffaſſung ein ſtarres 
Feſthalten an beſtimmten Begriffen vermeidet und der Wandlung 
der Verhältniſſe und der Anſchauungen über Zweck und Beſtimmung 
der öffentlichen Straßen Rechnung trägt. Der Entſch, ift daher in 
vollem Umfange beizutreten, und es iſt erfreulich, daß auch der 
6. ZivSen. des RG. dem jetzt allenthalben ſich zeigenden Beſtreben 
der Stadtgemeinden, jedes Stückchen Luftraum und jedes Fleck⸗ 
chen Straßenland zu einer Einnahmequelle zu machen, einen Riegel 
vorſchiebt. 


Ob das Aufſtellen tragbarer Holzgeſtelle und ihre Hin⸗ und 
Herbewegung auf Rädern gerade in Wiesbaden der Geſtaltung der 
Verkehrsverhältniſſe entſpricht und ſich damit im Rahmen des 
Gemeingebrauchs hält, iſt eine Tatfrage, über die nunmehr das 
OLG. zu entſcheiden haben wird. 


RA. Waldemar Grote, Berlin. 


58. Jahrg. 1929 Heft 49/50] 


b) Strafſachen. 


Berichtet von Juſtizrat Dr. Drucker, Leipzig und 
Rechtsanwalt Dr. Alsberg, Berlin. 


13. 8166 StGB. Die Beſchimpfung wird nicht 
dadurch ausgeſchloſſen, daß die Äußerungen 
Ausdruck der Überzeugung des Täters ſind. 

Maßgebend für die Anwendung des § 166 StGB. iſt 
nicht der Gott oder die Kirche „der Vorſtellungswelt“ des 
Angekl., ſondern der Gottesbegriff, wie er in den Bekennt⸗ 
niſſen der chriſtlichen Kirchen und der anderen in Deutſchland 
mit Korporationsrechten beſtehenden Religionsgeſellſchaften 
niedergelegt iſt (RGSt. 6, 77) — und gerade die geſchichtlich 
gegebenen Kirchen und ihre Einrichtungen oder Gebräuche. 
Geſchützt durch § 166 StGB. iſt auch nicht Gott, ſondern das 
religiöſe Gefühl derer, die Gott verehren, darunter vor allem 
auch derer, die an den Gott der chriſtlichen Kirchen glauben. 
Ihr Gefühl kann ſehr wohl auch der verletzen, und die chriſt⸗ 
lichen Kirchen kann recht gut auch der beſchimpfen, der in 
„religiöſem Fanatismus“ für den „Gott ſeiner Vorſtellungs⸗ 
welt“ kämpft. Die Beſchimpfung wird eben nicht dadurch aus⸗ 
geſchloſſen, daß die Außerungen Ausdruck der Überzeugung 
des Täters ſind. Das gilt auch dann, wenn ſie ſich in reli⸗ 
gionsphiloſophiſchen Werken finden (vgl. RM. X, 3 und 5). 
Im übrigen faßt das SchwG. das Merkmal beſchimpfen im 
Anſchluß an die Rſpr. des RG. richtig auf. Es beſteht auch 
kein Anhaltspunkt dafür, daß es den Begriff läſtern rechtlich 
verkannt hätte (vgl. RGSt. 61, 153). Seine tatſächlichen Feſt⸗ 
ſtellungen weiſen den äußeren Tatbeſtand des 8 166 StGB. 
ſowohl in der Ausführungsart der Läſterung Gottes als auch 
in der der Beſchimpfung der chriſtlichen Kirchen und ihrer 
Einrichtungen rechtlich genügend nach. 

(1. Sen. v. 7. Mai 1929; 1D 337/29.) A.] 

* 14. 88 271, 272, 348 Abi. 1, 349 St B. Bekun⸗ 
dung einer unwahren Tatſache. Bewirken i. S. 
des 8271 StGB. Begriff der öffentlichen Ur⸗ 
kunde. Die Befugnis zur öffentlichen Beglau⸗ 
bigung kann für gewiſſe Rechtsgebiete, nament⸗ 
lich des öffentlichen Rechts, auch anderen Be⸗ 
amten als denen der freiwilligen Gerichtsbar⸗ 
keit zuſtehen. Ein Irrtum über den Begriff der 
öffentlichen Urkunde iſt ſtrafrechtlicher Art. 
Außerſtrafrechtlicher Charakter des Irrtums 
über diejenigen Tatumſtände, aus denen ſich die 
Eigenſchaft der Urkunde als einer öffentlichen 
ergibt, ſowie über die verwaltungsrechtlichen 
Beſtimmungen, in denen dieſe Tatumſtände 
wurzeln. Gewinnſucht i. S. des § 272 StGB. 

Der Angekl. hat als kommiſſariſcher Bürgermeiſter der 
Landgemeinde B. durch den Beigeordneten K. als ſein gut⸗ 
gläubiges Werkzeug eine Protokollabſchrift aus dem Beſchluß⸗ 
buch der Gemeinde über einen — ſeine Wahl zum Bürger⸗ 
meiſter betreffenden — Gemeinderatsbeſchluß unter Beidruck 
des Siegels der Bürgermeiſterei B. mit dem Vermerk „Für 
die Richtigkeit des Auszugs ... Der kommiſſ. Bürgermeiſter. 
J. V. K.“ verſehen und der Aufſichtsbehörde überſenden laſ⸗ 
ſen, um dadurch ſeine Ernennung zum Bürgermeiſter zu er⸗ 
langen. In einem zweiten Falle hat er ſelbſt als Bürger⸗ 
meiſter ſolchen Vermerk unter die Abſchrift eines Beſchluſſes 
des Gemeinderats — die Aufnahme eines Darlehns der Ge⸗ 
meinde bei der Gemeindeſparkaſſe betreffend — geſetzt und 
die Urkunde dem Kreisausſchuß zwecks Erlangung der geſetzlich 
vorgeſchriebenen Genehmigung für die Anleihe überreicht. Das 
Schöffch. hat den Angekl. — abgeſehen von der rechtlich un⸗ 
bedenklichen Verneinung je eines Betrugsvergehens — im 
erſten Falle von der Anklage aus 88 271, 272, im zweiten 
Falle von der Anklage aus 88 348 Abſ. 1, 349 StGB. frei⸗ 
geſprochen. 

Der hiergegen gerichteten Rev. der Staatsanwaltſchaft 
war ſtattzugeben. 

I. Auf die Frage, ob in den beiden Fällen I und II des 
Urteils eine Falſchbeurkundung ſtattgefunden hat, iſt das 
Schöff G. nur inſoweit eingegangen, als es die Protokoll⸗ 
auszüge, die es zutreffend als beglaubigte Abſchriften be⸗ 
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wertet, als „unrichtig“ bezeichnet. Es bedarf indeſſen keiner 
Erörterung, und davon geht offenbar auch das Schöff Gh. aus, 
daß die Formel „Für die Richtigkeit des Auszugs“ nicht die 
Aufſtellung eines bloßen Werturteils über die „Richtigkeit“ 
(vgl. RGSSt. 60, 209 [210]), ſondern die Feſtſtellung einer 
Tatſache i. S. der §8 271, 348 Abſ. 1 StGB. bedeutet, 
nämlich die Abſchrift ſei mit der Urſchrift verglichen und als 
mit ihr übereinſtimmend befunden worden (RGSt. 41, 189 
191). Ob im übrigen der Beglaubigungsvermerk ausdrückt, 
daß der beurkundende Beamte ſelbſt oder daß ein anderer 
jene Übereinſtimmung feſtgeſtellt habe, iſt Frage der Aus⸗ 
legung. Immer aber läge objektiv die Bekundung einer un⸗ 
wahren Tatſache vor. Sie würde jedoch im Falle K. von die⸗ 
ſem nicht wiſſentlich unwahr vorgenommen worden ſein, wenn 
er — und davon geht erkennbar das Schöffch. aus — an⸗ 
genommen hätte, der Angekl. würde ihm den Protokollauszug 
nicht zur Beglaubigung vorgelegt haben, ohne daß deſſen 
Übereinſtimmung mit dem Beſchlußbuch geprüft und feſt⸗ 
geſtellt worden ſei. 

II. Zu Unrecht bezweifelt das SchöffG., duß im Falle 
K. das Merkmal des „Bewirkens“ i. S. des § 271 StGB. 
gegeben ſei, da K. als Vertreter des Bürgermeiſters ſelbſt 
grob fahrläſſig gehandelt habe, indem er ſich zur Vornahme 
der Beglaubigung vom Angekl. beſtimmen ließ. Ein Be⸗ 
denken wegen des Tatbeſtandsmerkmals des „Bewirkens“ 
würde indeſſen nur Platz greifen können, wenn der beur⸗ 
kundende Beamte ſich ſelbſt der ſtrafbaren Falſchbeurkundung 
nach 8 348 Abſ. 1 StGB. ſchuldig gemacht, alſo mit ſtraf⸗ 
rechtlichem Vorſatz gehandelt hätte. Solchenfalls aber würde 
beim Angekl. Anſtiftung gemäß 88 348 Abſ. 1, 48 StGB. in 
Betracht kommen (RGSt. 4, 246 [248]; 13, 52 [53]; 27, 
100 [104). 

III. Der hauptſächliche Entſcheidungsgrund des Schöffen⸗ 
gerichts für die Freiſprechung des Angekl. iſt, daß die be⸗ 
glaubigten Protokollauszüge keine öffentlichen Urkunden ſeien. 
Dieſe Auffaſſung iſt unrichtig. 

Der Begriff der öffentlichen Urkunde in den 88 271, 
348 Abſ. 1 und 267 StGB. iſt derſelbe (RGSt. 4, 246247 
und kein anderer als in 88 415, 418 3PO. (RGSt. 42, 
233 [234)). Er bezeichnet die von einer öffentlichen Behörde 
innerhalb der Grenzen ihrer Amtsbefugniſſe oder von einer 
mit öffentlichem Glauben verſehenen Perſon innerhalb des 
ihr zugewieſenen Geſchäftskreiſes in der vorgeſchriebenen Form 
aufgenommenen Urkunden. Auf die Unterſcheidung zwiſchen 
der „Aufnahme“ und der „Ausſtellung“ von Urkunden (vgl. 
NSS. 1, 312) braucht nicht eingegangen zu werden. Hier 
genügt der Hinweis, daß erſtere nach der Rſpr. des RG. jede 
Tätigkeit des Beamten umfaßt, durch die er von ihm oder 
von anderen abgegebene Erklärungen, oder von ihm als Be⸗ 
amten gemachte Wahrnehmungen oder vollzogene Tatſachen 
zum Zwecke des Beweiſes feſtſtellt (RGSt. 9, 240 [241]; 11, 
257 [259]; 22, 151 [152]; RGE. 1141/23 v. 8. Mai 1923). 
Ob ein Beamter mit öffentlichem Glauben verſehen, alſo 
Feſtſtellungen dieſer Art zum Beweiſe für und gegen jeder⸗ 
mann zu treffen berufen iſt, beſtimmt ſich nach dem ein⸗ 
ſchlägigen Reichs⸗ oder Landesrecht. Es kommen hierfür 
keineswegs nur die ſog. öffentlichen Urkundsperſonen (Rich⸗ 
ter, Notare, Standesbeamte) in Betracht (RGSt. 42, 233 
235]; 9, 240 [241). — 

Die unter Berufung auf RGSt. 60, 209 vom Schoffen⸗ 
gericht vertretene Auffaſſung, daß für die Beglaubigung 
von Abſchriften nur der Richter und der Notar als 
Organ der freiwilligen Gerichtsbarkeit zuſtändig ſeien, be⸗ 
ruht auf mißverſtändlicher Auslegung jener Entſcheidung. 
Dieſe legt nur dar, daß die weit verbreitete Übung von 
Amtsſtellen, die ein Dienſtſiegel führen, Privatperſonen Unter⸗ 
ſchriften oder Abſchriften von Urkunden zu beglaubigen, ſol⸗ 
chen Urkundsakten — ſofern dieſe nicht zu dem der Amts⸗ 
ſtelle zugewieſenen Geſchäftskreiſe gehören — zwar tat⸗ 
ſächlich höheren Glauben, nicht aber öffentlichen Glauben 
im Rechts ſinne der 88 267, 271, 348 Abſ. 1 StGB., 
88 415, 418 30. verleihe, und daß insbeſ. den Polizei⸗ 
verwaltungen oder Gemeindebehörden in Preußen ein der⸗ 
artiges Beglaubigungsrecht allgemein nicht zuſtehe, dazu 
vielmehr die Organe der freiwilligen Gerichtsbarkeit berufen 
ſeien. Daraus folgt indeſſen nicht — und die genannte Entſch. 
weiſt (vgl. S. 211, 213) ſelbſt darauf hin —, daß für ge 
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wiſſe Rechtsgebiete, namentlich des öffentlichen Rechts, ſolche 
Befugnis zu öffentlicher Beglaubigung auch anderen Beamten, 
als denen der freiwilligen Gerichtsbarkeit, durch das Geſetz 
oder ſonſtige Rechtsnorm beigelegt ſein könne. Die Entſch. 
erwähnt insbeſ. die Zuſtändigkeit der Urkundsbeamten der 
Prozeßgerichte und der Gerichtsvollzieher zur Erteilung von 
beglaubigten Abſchriften aus den Prozeßakten. 

Daß der Bürgermeiſter — und demgemäß ſein geſetz⸗ 
mäßiger Vertreter — im Gebiete der LGemdD. für die Rhein⸗ 
provinz v. 23. Juli 1845/15. Mai 1856 zu den mit öffent⸗ 
lichem Glauben verſehenen Perſonen gehört, iſt bereits in 
REES. 26, 165 ausgeſprochen worden. Es kann ſich im vor⸗ 
liegenden Falle nur darum handeln, ob die hier in Frage 
ſtehenden Beglaubigungen in den ihm zugewieſenen Geſchäfts⸗ 
kreis fallen, und ob ſie in der vorgeſchriebenen Form vor⸗ 
genommen ſind. Beides iſt zu bejahen. 

Abgeſehen davon, daß dem Bürgermeiſter nach § 66 
Satz 1 LGemd. die urkundliche Feſtſtellung der in den Sit⸗ 
zungen des Gemeinderats gefaßten Beſchlüſſe im Beſchlußbuch 
obliegt, iſt er nach $ 108 Abſ. 1 dort in der Verwaltung der 
Kommunalangelegenheiten der Bürgermeiſterei die „allein⸗ 
ausführende“ Behörde. Daraus würde ſich mangels ent⸗ 
gegenſtehender Beſtimmungen ohne weiteres ſeine Befugnis 
zur Beurkundung von Ausfertigungen der Gemeinderats⸗ 
beſchlüſſe ergeben, ſofern deren Ausführung ſolches erfordert, 
und folglich auch von beglaubigten Abſchriften der Beſchlüſſe, 
da die Ausfertigung ſachlich nur eine mit beſonderer recht⸗ 
licher Bedeutung ausgeſtattete zu öffentlichem Glauben her⸗ 
geſtellte Abſchrift des Originals iſt. In der Tat ſieht die 
26emd. eine derartige Betätigung des Bürgermeiſters für 
die Zwecke der Ausführung von Gemeindebeſchlüſſen in den 
88 66 Satz 2, 102 ausdrücklich vor. Sie erwähnt dort frei⸗ 
lich nur einige wichtigeren Fälle, nämlich ſolche Urkunden, 
durch die die Gemeinde verpflichtet werden ſoll, ſowie die 
ihnen beizufügenden oder die ſonſt als Berechtigungsausweis 
des Bürgermeiſters dienenden Ausfertigungen von Beſchlüſ⸗ 
ſen des Gemeinderats. Für dieſe Sonderfälle der Be⸗ 
urkundung ſind ſtrengere Formen (Mitwirkung des Vor⸗ 
ſtehers bzw. zweier Gemeinderatmitglieder) vorgeſchrieben. 
Nach dem Geſagten folgt daraus, daß in allen anderen Fäl⸗ 
len, wo es der Verwendung von Gemeinderatsbeſchlüſſen in 
beglaubigter Form bedarf, der Bürgermeiſter allein gemäß 
§ 108 L&emd. die Beurkundung vorzunehmen hat, und daß 
als vorgeſchriebene Form hierfür, da inſoweit nichts Gegen⸗ 
teiliges beſtimmt iſt, die im Rechtsverkehr allgemein übliche 
Form der eigenhändigen Unterſchrift unter Beifügung des 
Amtscharakters und eines Abdrucks des Dienſtſiegels in Be⸗ 
tracht kommt (RGSt. 58, 280 [282]). 

IV. Den inneren Tatbeſtand zu prüfen, hatte das 
Schöff G. von feinem Standpunkte aus keinen Anlaß. Für 
die neue Verhandlung wird darauf hingewieſen, daß der Be⸗ 
griff der öffentlichen Urkunde in den 88 271, 348 Abſ. 1 (und 
übrigens auch in $ 267) StGB. ſtrafrechtlicher Art iſt, wenn 
er ſich auch mit der für das Gebiet des Zivilprozeſſes in 
88 415, 418 3PO. aufgeſtellten Begriffsbeſtimmung deckt 
(RGE. II 840/28 v. 13. Dez. 1928). Ein Irrtum des An⸗ 
geklagten über ihn würde daher rechtlich bedeutungslos ſein, 
zur Feſtſtellung ſeines Tätervorſatzes in dieſer Beziehung 
vielmehr die Kenntnis derjenigen Tatumſtände genügen, aus 
denen ſich die Eigenſchaft der beglaubigten Protokollauszüge 
als öffentlicher Urkunden ergibt. Nur ein Irrtum über dieſe 
Tatumſtände und die verwaltungsrechtlichen Beſtimmungen, 
in denen ſie wurzeln, würde dem außerſtrafrechtlichen Gebiet 
angehören. 

Die Gewinnſucht i. S. des 8 272 StGB. würde gegeben 
ſein, wenn der Angekl. im Falle K. mit ſeinem Tun darauf 
abgezielt haben ſollte, durch ſeine endgültige Anſtellung als 
Bürgermeiſter die damit verbundenen Bezüge zu erlangen. 
Im zweiten Falle handelte es ſich für den Angekl. nach dem 
Urteile darum, die behördliche Genehmigung einer Anleihe 
der Gemeinde bei der Gemeindeſparkaſſe zu erwirken. Zu 
Unrecht verneint hier das Schöff®., daß dieſer Erfolg einen 
Vermögensvorteil für die Gemeinde bedeutet haben würde, 
weil die Sparkaſſe nur eine Veranſtaltung der Gemeinde, alſo 
kein ſelbſtändiges Rechtsſubjekt darſtelle. Aus der formalen 
Rechtsſtellung der Gemeinde als Eigentümerin des Spar⸗ 
kaſſenvermögens folgt noch nicht ihre Befugnis, über dieſes 
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Vermögen für ihre Zwecke frei zu verfügen, das wirtſchaft⸗ 
lich betrachtet der Sparkaſſe anvertrautes Vermögen der 
Sparer iſt, und deſſen Verwendung daher geſetzlich oder 
ſatzungsgemäß gebunden ſein kann. Die Erlangung der freien 
Verfügung über den dem Anleihebetrage entſprechenden Teil 
des Sparkaſſenvermögens konnte für die Gemeinde daher 
ebenſo einen Vermögensvorteil bedeuten wie die Erlangung 
eines Darlehens von anderer Seite. Beabſichtigte der An⸗ 
geklagte durch die Falſchbeurkundung der Gemeinde dieſen 
Vermögensvorteil zu verſchaffen, ſo würde der Erſchwerungs⸗ 
grund des § 349 StGB. gegeben fein, obwohl es ſich bei der 
behördlichen Genehmigung der Anleihe anſcheinend um ein 
Erfordernis zum Schutze der Gemeinde, nicht des Sparkaſſen⸗ 
betriebes handelte. Denn nicht auf die rechtliche Natur der 
Genehmigung kommt es hier an, ſondern darauf, welchen Er⸗ 
folg der Angekl. ſich von ihr verſprach und mit ihr bezweckte, 
insbeſ. ob er mittels ihrer der Gemeinde den Zugriff auf 
die Sparkaſſengelder glaubte ermöglichen zu können und dies 
beabſichtigte. 
(3. Sen. v. 29. April 1929; 3 D 73/29.) A.] 


15. §8 350, 351, 359 StGB.; Art. 137 R Verf.; 
Art. 2—19 Präͤirch Verf G. der evangeliſchen 
Landeskirchen v. 8. April 1924. Die durch Art. 137 
RVerf. den Ländern auferlegte Verpflichtung 
zur Beſeitigung des Kirchenregiments ſchließt 
den Fortbeſtaud einer ſpezifiſch geſtalteten 
Staats aufſicht nicht aus. In Preußen hat die 
Landesgeſetzgebung an einer ſolchen feſtge⸗ 
halten. Der vom Gemeindekirchenrat einer evan⸗ 
geliſchen Kirchengemeinde in Preußen ange⸗ 
ſtellte Rendant iſt daher, inſoweit er Kirchen⸗ 
vermögen unter ſtaatlicher Aufſicht zu verwalten 
hat, auch heute noch als mittelbarer Staats- 
beamter anzuſehen. 


Nach dem angefochtenen Urt. hat der Angekl. in ſeiner 
Eigenſchaft als Stadtoberſekretär 400 , Gelder der Stadt 
N., und als Rendant der Kirchengemeinde St. J. 1000 AN, 
Gelder dieſer Kirchengemeinde, unterſchlagen und in Beziehung 
auf dieſe Unterſchlagungen die zur Eintragung und Kontrolle 
der Einnahmen beſtimmten Regiſter und Bücher unrichtig 
geführt. Dieſe Feſtſtellungen, die auf den von dem Angekl. 
zugeſtandenen Tatſachen beruhen, laſſen einen Rechtsverſtoß 
gegen die 88 350, 351, 359 StGB., aus denen die Ver⸗ 
urteilung des Angekl. wegen ſchwerer Amtsunterſchlagung in 
zwei Fällen erfolgt iſt, nicht erkennen. Der Angekl. rügt mit 
der Rev. lediglich, daß er hinſichtlich der Unterſchlagung zum 
Nachteil der Kirchenkaſſe St. J. als Beamter i. S. des § 359 
StGB. angeſehen worden ſei. Seine Rüge iſt unbegründet. 
Nach den tatſächlichen Feſtſtellungen des angefochtenen Urt. 
war der Angekl. im Nebenamt jahrelang als Rendant der 
Kirchengemeinde St. J. tätig. Das Amt war ihm vom 
Kirchenrat übertragen worden. Als Rendant hatte er die Ge⸗ 
hälter, Reparaturen und ſonſtigen Ausgaben der Gemeinde 
zu bezahlen, ſowie auch einzelne Einnahmen, wie die aus 
Miete oder Pacht, zu vereinnahmen. Das RG. hat für den 
Rechtszuſtand vor dem Inkrafttreten der Verfaſſung des Deut⸗ 
ſchen Reichs v. 11. Aug. 1919 in einer Reihe von Entſch. 
(RGSt. 3, 260; 13, 434; 14, 132, feſtgeſtellt, daß in Preußen 
kirchliche Beamte, insbeſ. der vom Gemeindekirchenrat einer 
evangeliſchen Kirchengemeinde zur Verwaltung der Kirchen⸗ 
kaſſe angeſtellte Rendant, inſoweit als mittelbare Staatsbeamte 
anzuſehen ſeien, als ſie unter ſtaatlicher Aufſicht Kirchen⸗ 
vermögen verwalten. In der Entſch. RG. IV v. 10. März 
1922: Recht 1922 Nr. 908 wird ausgeführt, daß daran für 
Preußen auch durch Art. 137 RVerf. nichts geändert worden 
ſei. Hier wird im Abſ. 1 allerdings den Ländern die Ver⸗ 
pflichtung auferlegt, das ſtaatliche Kirchenregiment zu be⸗ 
ſeitigen. Dadurch wird aber nach der herrſchenden Meinung 
(Nachweiſung bei Anſchütz, die Verfaſſung des Deutſchen 
Reiches [1929 S. 552] nicht ausgeſchloſſen, daß eine ſpezifiſch 
geſtaltete (nicht nur durch „allgemeine“, ſondern auch durch 
„beſondere“ Geſetze regulierbar) Staatsaufſicht über die Kirche 
nach der RVerf. noch weiter beſtehen kann. In Preußen hat 
die Landesgeſetzgebung, die dafür nach Abſ. 8 des Art. 137 
zuſtändig iſt, an der ſpezifiſch geſtalteten Staatsaufſicht feſt⸗ 
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gehalten. Die hier einſchlagenden Beſtimmungen finden ſich in 
den Art. 2—19 PrichVerf®. der evangeliſchen Landeskirchen 
v. 8. April 1924 (GS. S. 221). Insbeſ. iſt die Staats⸗ 
behörde nach Art. 10 berechtigt, in die kirchliche Vermögens⸗ 
verwaltung Einſicht zu nehmen und Geſetzwidrigkeiten zu be⸗ 
anſtanden. Daraus folgt, daß der Angekl. die ihm nach den 
tatſächlichen Feſtſtellungen des BG. vom Gemeindekirchenrat 
übertragene Vermögensverwaltung unter ſtaatlicher Aufſicht 
und Kontrolle zu führen gehabt hat, er iſt demnach, ſoweit 
dieſe ſeine Funktion in Frage kommt, den mittelbaren Staats⸗ 
beamten i. S. § 359 StGB. beizuzählen. 


Wenn die Rev. meint, der Angekl. könne in ſeiner Tätig⸗ 
keit für die Kirchengemeinde St. J. als Beamter i. S. § 359 
StGB. nicht angeſehen werden, weil eine „Anſtellung“ im 
Rahmen ſtaatlicher Autorität nicht erfolgt ſei, ſo überſieht 
ſie, daß die Anſtellung des Angekl. im ſtrafrechtlichen Sinne 
nach den Feſtſtellungen des BG. durch den zuſtändigen Ge⸗ 
meindekirchenrat erfolgt iſt, der ihm das Amt des Rendanten 
übertragen hatte. 


(U. d. Fer Sen. v. 14. Sept. 1929; 1D 391/29.) [A.] 


Kechtsentſcheide in Miet⸗ und pachtſachen. 


Berichtet von Kammergerichtsräten Dahmann u. Dr. Günther, 
Berlin. 


1. 8 44 MietSchG. Iſt die Inanſpruchnahme von 
Räumen rechtskräftig aufgehoben worden, weil der Be⸗ 
troffene nach einem Rechtsentſcheide des KG. nicht als 
der Verfügungsberechtigte anzuſehen iſt, ſo kann ſie 
wiederholt werden, wenn dieſer Rechtsentſcheid in⸗ 
zwiſchen aufgegeben iſt. 

Die am 21. Aug. 1928 verfügte Inanſpruchnahme des Wohn A. 
gegenüber dem Ehemann war zwar infolge Friſtablaufs rechtskräftig 
geworden, ſie iſt aber durch die Entſch. des MEA. v. 5. Nov. 1928, 
wie fi) aus der die Formel des Beſchluſſes erläuternden Begründung 
ergibt, als ſachlich unzuläſſig aufgehoben worden. Da dieſe Entſch. 
vom Wohn. nicht mit der Rechtsbeſchwerde angefochten worden iſt, 
erledigt ſie durch ihre Rechtskraft die Inanſpruchnahme v. 21. Aug. 
1928 endgültig. Die Zuweiſung der Eheleute O. durch die Vfg. des 
Wohn A. v. 7. Mai 1929 enthält eine erneute Inanſpruchnahme gegen⸗ 
über dem Ehemann. Dieſe hat ihren Grund in der Anderung der 
Rechtsanſicht des KG. Die vorgelegten Fragen find daher auf die 
Frage zu beſchränken, ob die Rechtskraft eines Beſchluſſes, durch den 
eine Inanſpruchnahme von Räumen aufgehoben worden iſt, weil der 
Betroffene nach einem RE. des KG. nicht als der Verfügungsberech⸗ 
tigte anzuſehen iſt, der Wiederholung dieſer Inanſpruchnahme dann 
nicht entgegenſteht, wenn die in dieſem RE. vertretene Anſicht durch 
einen neuen RE. inzwiſchen aufgegeben ift. Dieſe Frage iſt erheblich, 
von grundſätzlicher Bedeutung und vom KG. noch nicht durch RE. 
beantwortet. Die Vorausſetzungen des RE. ſind daher gegeben. 

Das KG. hat im RE. v. 3. Okt. sehr, 17 Y 63/27 (JFG. 
ErgBd. 7, 29; JW. 1928, 915; HöchſtRRſpr. 1928 Nr. 324; DWohn⸗ 
Arch. 1927, 507; EA. 1927, 620; MietGer. 1927, 152; Hertel, 
Mieterſchutz, 13. Nachtr. Nr. 362) ausgeſprochen: Die Feſtſetzung eines 
Zwangsmietvertrages über Räume, die zum eingebrachten Gut der 
Ehefrau gehören, kann nur gegenüber beiden Ehegatten erfolgen. 
Dieſe Rechtsanſicht hat das KO. durch den RE. v. 16. Febr. 1929, 
17 Y 115/28 (JW. 1929, 1991; HöchſtaRſpr. 1929 Nr. 1222 
DWohn Arch. 1929, 365; RVerwBl. 1929, 468; EA. 1929, 869; 
Mieter. 1929, 44; Hertel, Mieterſchutz, 18. Nachtr. Nr. 492) auf⸗ 
gegeben und ausgeſprochen, daß der Nießbraucher, alſo bei ein⸗ 
gebrachtem Gut der Ehemann, der Verfügungsberechtigte i. S. des 
84 WohnmangG. iſt. 5 

Es iſt zu prüfen, welche Bedeutung dieſe Anderung der Rechts⸗ 
anſicht des KG. gegenüber der Rechtskraft von Entſcheidungen hat. 
Die ſachliche (materielle) Rechtskraft einer Entſch. wirkt, von hier 
nicht in Betracht kommenden Ausnahmen abgeſehen, unter den am 
Streitverfahren beteiligten Perſonen und erſtreckt ſich auf die ent⸗ 
ſchiedene Sache. Aus der Natur des Anſpruchs, über den entſchieden 
iſt, kann weiter folgen, daß die Entſch. nur für den hier zeitlich 
zugrunde liegenden Sachverhalt Rechtskraftwirkungen ſchafft. So ſagt 
RO. 46, 66 ff.: „Nicht jede rechtskräftige Entſch. iſt unabänderlich in 
dem Sinne, daß ſie dem Einfluß einer künftigen veränderten Sach⸗ 
lage, von welcher Art die eingetretene Veränderung ſein mag, unter 
allen Umſtänden entzogen bleibt. Vielmehr kommt der Rechtskraft 
möglicherweiſe nur die abgeſchwächte Bedeutung zu, daß infolge ihrer 
der feſtgeſtellte Anſpruch zwar inſoweit dem weiteren Parteiſtreit ent⸗ 
rückt iſt, alſo ſein Beſtehen nicht mehr auf Grund der Sachlage, wie 
ſie zur Zeit der Urteilsfällung vorhanden war, in Abrede geſtellt 
werden darf, dagegen eine Erneuerung des Streits dann nicht aus⸗ 
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geſchloſſen ift, wenn das Nichtbeſtehen des Anſpruchs unter Berufung 
auf Tatſachen und Umſtände, die ſich erſt nachträglich ereignet haben, 
geltend gemacht wird.“ Dieſe Beſchränkung der Rechtskraftwirkung 
gilt für den bürgerlichen Rechtsſtreit und das Verwaltungsſtreitverfahren 
in gleicher Weiſe (vgl. Hatſchek, Verwaltungsrecht, 5. u. 6. Aufl., 
§ 51 S. 403; Friedrichs, Verwaltungsrechtspflege 8 278 S. 560; 
Hellwig, Syſtem des Deutſchen Zivilprozeſſes Bd. I $ 234, insbeſ. 
S. 808; Habicht, Einwirkung des BGB., 2. Aufl., S. 20). Sie 
muß auch im Mieteinigungsamtverfahren im allgemeinen und bei 
Wohnungsmangelſachen im beſonderen gelten. 


Die Entſch. über eine Inanſpruchnahmeverfügung des Wohn A. 
trägt nun nicht den Charakter abſoluter Unveränderlichkeit an ſich. 
Denn ſie entſcheidet nur darüber, ob der Betroffene den Raum, deſſen 
die Allgemeinheit für die Befriedigung des Raumbedürfniſſes bedarf, 
zur Zeit zur Verfügung hat und der Allgemeinheit zur Verfügung 
ſtellen muß. Die Entſch., daß der Betroffene nicht Verfügungsberech⸗ 
tigter i. S. des 84 Wohnmang®. ift, trägt daher die Möglichkeit 
künftiger Abänderung in ſich. Der Umſtand, daß der Betroffene die 
Stellung als Allein⸗ (ohne Mitwirkung der Ehefrau) Verfügungs⸗ 
berechtigter über den in Anſpruch genommenen Raum i. S. des 
Wohnungsmangelrechts erſt nach der rechtskräftigen Entſch. erlangt 
hat, iſt bei der Natur der getroffenen Entſch. eine Tatſache, die der 
Rechtskraftwirkung für die Zeit nach ihrem Eintritt den Boden ent⸗ 
zieht. Dies ergibt ſich ſchon aus dem dargelegten Begriffe der Rechts⸗ 
kraft, fo daß es hier nicht der Prüfung bedarf, ob § 44 MietSchch., 
der zu denſelben Ergebniſſen führen könnte, auf das Verfahren in 
Wohnungsmangelſachen anwendbar iſt. 


Der Ehemann der Grundſtückseigentümerin war zwar zur Zeit 
der erſten Inanſpruchnahme und der Entſch. über ſie ſchon Ver⸗ 
fügungsberechtigter. Er konnte aber vom Wohn A., vom MEN. und 
von der Beſchwerdeſtelle nicht mit Erfolg als ſolcher in Anſpruch 
genommen werden, da dem der NE. des KG. entgegenſtand. Denn der 
NE. iſt eine gem. 8 24 Verf AO. mit beſonderer Bedeutung aus⸗ 
geſtattete Auslegung des Geſetzes, die zwar unmittelbar nur die Be⸗ 
ſchwerdeſtelle bindet, aber infolge der gegen die Verfügung des Wohn A. 
zugelaſſenen Beſchwerde an das MEA. und der gegen die Entſch. des 
MEAN. gegebenen Rechtsbeſchwerde mittelbar das MEN. und das 
Wohn A. zur Anerkennung der vom KG. vorgenommenen Geſetzes⸗ 
auslegung zwingt. Dadurch, daß nach der Rechtskraft der erſten Entſch. 
des MEAN. die im RE. 17 Y 63/27 niedergelegte Rechtsanſicht im 
RE. 17 Y 115/28 aufgegeben wurde, erhielt das Geſetz für Preußen 
einen anderen Inhalt und konnte nunmehr erſt der Ehemann hin⸗ 
ſichtlich der zum eingebrachten Gut der Ehefrau gehörigen Räume 
als Alleinverfügungsberechtigter mit Erfolg in Anſpruch genommen 
werden. Er erhielt alſo erſt durch dieſe Anderung der Auslegung des 
Geſetzes praktiſch die Stellung als Alleinverfügungsberechtigter i. S. 
der Vorſchriften des Wohnungsmangelrechts, eine Stellung, deren Be⸗ 
ſtehen die rechtskräftige Entſch. des MEA. für die frühere Zeit ver⸗ 
neint hatte. Dieſe durch den RE. 17 Y 115/28 geſchaffene neue Sach⸗ 
lage macht von ihrem Eintritt ab die Rechtskraftwirkung der erſten 
Entſch. hinfällig (vgl. für den ähnlichen Fall der Geſetzesänderung 
RG. 46, 66), jo daß nunmehr der Wiederholung der Inanſpruchnahme 
nichts im Wege ſteht. 

(KG., 17. ZivSen., RE. v. 5. Okt. 1929, 17 Y 49/29.) 


* 


D.] 


2. 1. Hat der Verfügungsberechtigte der Gemeinde⸗ 

behörde gemäß 85 WohnmangG. ($5 Wohnmang BO.) auf 
Anfordern Räume zur Herrichtung als Wohnräume über⸗ 
laſſen, ſo iſt das Mieteinigungsamt nur zur Beſtimmung 
der Vergütung für die Überlaſſung der Räume zuſtändig, 
nicht aber zur Feſtſetzung einer Entſchädigung für ſonſtige 
Nachteile, die dem Verfügungsberechtigten aus der Anfor⸗ 
derung erwachſen. 
2. Das Mieteinigungsamt hat die Höhe der Vergü⸗ 
tung nach billigem Ermeſſen zu beſtimmen. Es iſt dabei 
an die Vorſchriften über die geſetzliche Miete oder die 
Friedensmiete nicht gebunden. 

3. Hat das Mieteinigungsamt die Vergütung endgül⸗ 
tig (rechtskräftig) beſtimmt, fo kann es dieſe Beſtimmung 
nach billigem Ermeſſen ändern. Es beſtimmt auch nach 
billigem Ermeſſen, inwieweit ſeine neue Entſcheidung für 
die Vergangenheit an die Stelle der früheren tritt. Für 
die Rückwirkung iſt der Eingang des Antrages auf Ande⸗ 
rung der Vergütung oder feine Bekanntgabe an den Geg⸗ 
ner nicht maßgebend. War die frühere Entſcheidung des 
Mieteinigungsamtes erſt nach dem Inkrafttreten des Mie⸗ 
terſchutzgeſetzes endgültig geworden, ſo darf ſie nur wegen 
ſolcher Tatſachen geändert werden, die in dem damaligen 
Verfahren nicht geltend gemacht werden konnten. 

4. Hat das Mieteinigungsamt als Vergütung für die 
Überlaſſung der Räume einen Betrag beſtimmt, den es 
nach der Höhe der zur Zeit ſeiner Entſcheidung geltenden 
geſetzlichen Miete berechnet hat, ſo kann die ſeitdem ein⸗ 
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getretene Anderung der geſetzlichen Miete die neue Be- 
ſtimmung der Vergütung rechtfertigen. 

J. Nach 8 5 WohnmangVO., mit dem 8 5 WohnmangG., ſo⸗ 
weit er hier in Betracht kommt, übereinſtimmt, hat der Verfügungs⸗ 
berechtigte auf Anfordern der Gemeindebehörde der Gemeinde un⸗ 
benutzte, nicht zu Wohnzwecken dienende Räume zur Herrichtung als 
Wohnräume gegen Vergütung zu überlaſſen. Das MEX. beſtimmt 
die Höhe der Vergütung und die Zahlungsbedingungen, wenn eine 
Einigung hierüber nicht zuſtande kommt. 

Die Anforderung des 8 5 iſt einer der Fälle, in denen die 
Gemeindebehörde Räume zur Behebung der Wohnungsnot in Anſpruch 
nimmt. Sie ſtellt, wie auch die Inanſpruchnahme nach 84 Wohn⸗ 
mang®., insbeſ. die Feſtſetzung des Zwangsmietvertrages, einen öf⸗ 
fentlich⸗rechtlichen Eingriff in die privaten Rechte des Betroffenen, 
alſo des Verfügungsberechtigten, dar und iſt deshalb als eine Maß⸗ 
nahme der Enteignung zu behandeln. Daß es ſich bei den Eingriffen 
des Wohn A. um Enteignungen handelt, iſt unbeſtritten; zweifelhaft 
iſt nur die Frage, in welchem Umfange für dieſe Eingriffe gemäß 
Art. 153 Abſ. 2 Verf. eine Entſchädigungspflicht beſteht. Die An⸗ 
forderung des § 5 iſt als Enteignung allgemein im Schrifttum und 
auch in der Rſpr. des RG. anerkannt (RG. 112, 1914)). Die Über⸗ 
laſſung der angeforderten Räume hat nach § 5 nur gegen Vergütung 
zu geſchehen. Durch die Entziehung der Räume kann dem Ver⸗ 
fügungsberechtigten ein Schaden entſtehen, der je nach den beſon⸗ 
deren Umſtänden des Falles ſehr verſchieden hoch ſein mag. Einer⸗ 
ſeits iſt der Fall denkbar, daß die Verwertung der Räume, insbeſ. 
ihre Vermietung, wegen ihres Zuſtandes nahezu unmöglich war, dem 
Verfügungsberechtigten, dem die Mittel zu ihrer Herrichtung fehlen, 
alſo durch die Anforderung überhaupt kein Nachteil erwächſt. An⸗ 
dererſeits erleidet ein Verfügungsberechtigter, wenn er ſonſt zu einer 
beſonders gewinnbringenden Vermietung in der Lage geweſen wäre, 
durch die Wegnahme der Räume einen über den normalen Raumwert 
hinausgehenden Schaden. Endlich ſei noch der Möglichkeit gedacht, 
daß die Schädigung des Verfügungsberechtigten im Einzelfalle durch 
mittelbare Folgen der Raumentziehung vergrößert werden kann, etwa 
durch Benachteiligung ſeines zur Vergrößerung auf die Räume an⸗ 
gewieſenen Geſchäftsbetriebes, durch ungünſtige Einwirkungen der 
von der Gemeinde beabſichtigten Vermietung auf ſein Reſtgrundſtück 
oder andere ihm gehörige Grundſtücke u. a. m. Auf die nach Urſache 
und Wirkung ſo verſchiedenartige Schädigung des Verfügungsberech⸗ 
tigten bezieht ſich die Anordnung der überlaſſung gegen Vergütung 
in 8 5 nicht. Hätte die geſamte Schädigung für den Umfang der in 
8 5 beſonders geregelten Zahlungspflicht der Gemeinde den Ausſchlag 
geben follen, fo müßte nicht von einer Vergütung, ſondern von Ent⸗ 
ſchädigung die Rede ſein. Der Begriff der Vergütung weiſt auf das 
Weſen einer Gegenleiſtung hin (ebenſo Brumby, Wohnungs⸗ 
mangel, 3. Aufl., S. 59). Die Vergütung beſtimmt ſich nach dem 
objektiven Wert der zu vergütenden Leiſtung, für die ſie das an⸗ 
gemeſſene Entgelt darſtellt. Sie iſt ſomit unabhängig von dem Scha⸗ 
den, der dem Verfügungsberechtigten aus der Anforderung der Räume 
erwächſt. Sie kann durch das Fehlen eines ſolchen Schadens nicht 
vermindert, durch ſeine auf beſonderen Umſtänden beruhende Höhe 
nicht geſteigert werden. Die Vergütung iſt nur das Entgelt für die 
Befugnis der Gemeinde zur Verwendung der Räume lebenſo R., 
5. Sen., v. 20. Jan. 1923: RG. 106, 150; 7. Sen., v. 6. April 
1923; EA. 1926, 431; PrKomKonflöH.: ZW. 1924, 2080; auch 
Hertel, Wohnmangb., S. 81; Ruth, Mietrecht, S. 85). 

Hieraus ergibt ſich, daß die Vergütung nach 8 5 nicht jedweden 
Enteignungsſchaden abgelten ſoll. Daß der Begriff der Vergütung 
kein anderer wird, wenn ſie mangels einer Einigung der Parteien 
vom MEN. nach 85 Abſ. 1 Satz 2 feſtzuſetzen iſt, bedarf keiner be⸗ 
ſonderen Begründung. Auch das MEA. hat feiner Feſtſetzung deshalb 
den Nutzwert der Räume in dem Zuſtande zugrunde zu legen, in dem 
ſie ſich zur Zeit der Überlaſſung befinden. Dagegen iſt es nicht ſeine 
Sache, auch ſonſtige Nachteile, die dem Verfügungsberechtigten durch 
die Inanſpruchnahme entſtehen, abzugelten (ebenſo Hertel, Wohn⸗ 
mangGG., S. 31; Brumby, Wohnungsmangel, 3. Aufl., S. 58). 

II. Als Vergütung fc die überlaſſung der Räume kommt eine 
laufende Zahlung in Betracht. Die Feſtſetzung einer einmaligen Ab⸗ 
findung iſt, wenn auch vielleicht nicht unzuläſſig, ſo doch nicht an⸗ 
gebracht. Ihr ſteht ſchon entgegen, daß die Dauer der Raumüber⸗ 
laſſung ungewiß iſt, deshalb genügende Anhaltspunkte für die Be⸗ 
rechnung einer kapitaliſierten Vergütung fehlen. 

Für die Bemeſſung der Vergütung gibt das Geſetz keine Richt⸗ 
linien. Deshalb hat das MCA. gemäß 8 40 Abſ. 3 MietShG. nach 
billigem Ermeſſen zu entſcheiden. Die Raumüberlaſſung begründet 
kein Mietverhältnis zwiſchen dem Verfügungsberechtigten und der 
Gemeinde. Das Geſetz hat auch nicht angeordnet, daß das Rechtsver⸗ 
haltnis wie ein Mietverhältnis zu behandeln ſei. Deshalb kann die 
Vergütung nicht ohne weiteres nach den Geſichtspunkten bemeſſen 
werden, die die Höhe eines Mietzinſes beſtimmen. Da es ſich um 
die zeitliche Überlaffung von Räumen zu einem beſtimmten Gebrauch 
handelt und die Vergütung dieſe Leiſtung abgelten ſoll, iſt allerdings 


1) JW. 1926, 807. 
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der Gebrauchswert der Räume zu ermitteln. Für dieſen wiederum 
gibt der angemeſſene Mietzins eine Grundlage. An die Vorſchriften 
über die geſetzliche Miete und die Friedensmiete kann das MEN. 
aber nicht gebunden ſein. Die geſetzliche Miete iſt der vom Geſetz als 
richtig erachtete Mietzins für ein Mietverhältnis mit den Verpflich⸗ 
tungen, wie ſie ſich aus dem bürgerlichen Recht für die beiden Be⸗ 
teiligten ergeben. Im Falle des 8 5 fehlt nicht nur ein Mietver⸗ 
hältnis, ſondern es ſind auch die Pflichten des Verfügungsberech⸗ 
tigten während der Dauer der Überlaſſung von denen eines Ver⸗ 
mieters völlig verſchieden. Damit ſcheidet ohne weiteres die geſetzliche 
Miete als richtige Vergütung aus. Die Friedensmiete aber verwendet 
das Geſetz nur als Ausgangspunkt für die Berechnung der geſetzlichen 
Miete. Daß die Vorſchriften über die Friedensmiete für das MEA. 
in einem Falle verbindlich ſein ſollten, in dem die geſetzliche Miete 
nicht in Frage kommt, iſt aus dieſem Grunde nicht anzunehmen. 
Die Erwägungen, die für das RMietG. die i. J. 1914 geltende 
Miete zur maßgeblichen Friedensmiete machen und die Einſchrän⸗ 
kungen für ihre Erſetzung durch den ortsüblichen Mietzins ver⸗ 
urſacht haben, treffen auch für die Bemeſſung der Vergütung im Falle 
des 8 5 nicht zu. Wenn hiernach eine Bindung des MEA. an die 
Vorſchriften über die geſetzliche Miete und die Friedensmiete ab⸗ 
zulehnen iſt, fo folgt daraus jedoch keineswegs, daß das MEN. nicht 
gewiſſe Geſichtspunkte aus dieſem Rechtsgebiet für ſeine Entſcheidung 
übernehmen kann und zweckmäßig anwenden wird. Der ortsübliche 
Mietzins wird für die Bezifferung der Vergütung beſonders gut zu 
verwenden ſein, wenn an ihm diejenigen Veränderungen vorgenommen 
werden, die aus dem Fehlen eines Mietverhältniſſes mit entſprechen⸗ 
den Verpflichtungen des Verfügungsberechtigten ſich ergeben. Bei 
feiner Ermittlung werden die Regeln aus 8 2 RMiet®. Bedeutung 
gewinnen, nicht weil ſie auch hier kraft Geſetzes gelten, ſondern weil 
ſie den geeigneten Weg für eine zuverläſſige Berechnung zeigen. 

III. Hat die Vergütung in 8 5, wie zu I ausgeführt ift, auch 
nicht die Bedeutung einer vollſtandigen Entſchädigung für den zur 
Förderung des Allgemeinwohls geſchehenden Eingriff in die Rechte 
des Verfügungsberechtigten, ſo ſoll ſie doch die richtige Abgeltung für 
die Befugnis zur Benutzung der Räume durch die Gemeinde ſein. Aus 
ihrem Zwecke folgt ſchon, daß die Vergütung die Leiſtung des Ver⸗ 
fügungsberechtigten wahrend der ganzen Dauer der Inanſpruchnahme 
jeweils richtig abgelten ſoll, daß das MEA. ſeiner Aufgabe alſo nur 
gerecht wird, wenn es jede Möglichkeit verwendet, um auch in der 
Zukunft eine Abweichung der feſtgeſetzten Vergütung von der richtigen 
zu vermeiden. Mit Rückſicht auf die Unbeſtimmtheit der Dauer, für 
die die Vergütung gelten ſoll, und auf die Unſicherheit bei der Be⸗ 
urteilung einer in der Zukunft liegenden Entwicklung wirtſchaftlicher 
Verhältniſſe, iſt es deshalb ratſam, wenn das MEA. ſchon in feinem 
Beſchluſſe eine künftige Nachprüfung der feſtgeſetzten Vergütung vor⸗ 
behält. Wenn dieſer Vorbehalt fehlt, wenn alſo die Beſtimmung eines 
feſten Betrages als Vergütung ohne zeitliche Beſchränkung rechts⸗ 
kräftig geworden iſt, iſt doch wegen der Eigenart ſeiner Aufgabe dem 
MA. die Befugnis zuzuerkennen, die ergangene Entſcheidung unter 
gewiſſen Vorausſetzungen abzuändern. Für dieſe Auffaſſung iſt es 
von beſonderer Bedeutung, daß die Beſtimmung über die Vergütung 
ſchon in der Wohnmang VO. v. 23. Sept. 1918 enthalten und ſpäter 
unverändert in das Wohnmang®. übernommen worden ift. Bis zum 
Inkrafttreten des Miet Sch. waren die Entſch. des MEN. unan⸗ 
fechtbar und konnten aus dieſem Grunde vom Men. ſelbſt nach 
billigem Ermeſſen geändert werden. Dieſer Rechtszuſtand war geeignet, 
den Zweck des 8 5 hinſichtlich der Gewährung einer zu jeder Zeit 
richtigen Vergütung an den Verfügungsberechtigten vollkommen zu 
erreichen. Hinſichtlich der vor dem Inkrafttreten des MietSchG. er- 
folgten Beſtimmung der Vergütung durch das MEN. iſt es auch un⸗ 
bedenklich bei dieſer Rechtslage geblieben, denn dieſe älteren Ent⸗ 
ſcheidungen kann das MEN. noch jederzeit abändern, wie früher. 
Dies iſt im RE. v. 5. Juni 1924, 17 Y 50/24: KG., Erg.⸗Bd. 2, 
65; JW. 1924, 2013; PrVerwBl. 45, 435; EA. 1924, 323; 
Grund. 1924, 944; OLG. 43, 262; Hertel, Mieterſchutz Nr. 227 
dargelegt worden. War eine Entſch. des MEA. ſchon mit der Rechts⸗ 
beſchwerde anfechtbar, ſo beſteht die allgemeine Anderungsbefugnis 
zwar nicht. Für die Feſtſetzung der Vergütung aus 85 muß fie aber 
mit gewiſſen Einſchränkungen auch weiterhin gelten, weil ſonſt die 
richtige Feſtſetzung der Vergütung bei der ungewiſſen Dauer ihrer 
Notwendigkeit und dem Fehlen ſicherer Anhaltspunkte für die Be⸗ 
urteilung des Wertverhältniſſes in der Zukunft nicht erreicht würde, 
obwohl ſie die Sonderbeſtimmung in 8 5 erfordert. Es bedarf deshalb 
keiner Unterſuchung, ob und unter welchen Vorausſetzungen auf 
Entſch. des MEA. 8 323 ZPO. unmittelbar oder doch entſprechende 
Anwendung geſtattet, wie es auch unerörtert bleiben kann, ob andere 
Vorſchriften, etwa 8 44 MietSchc. oder 8 2 Ab. 4 NMiet®., in 
gewiſſem Umfange dazu verwendet werden könnten, die Anderung 
rechtskräftiger Beſchl. des MEN. zuzulaſſen. Hier genügt es, daß 
aus dem Zwecke der in 8 5 vorgeſehenen Beſtimmung ihre Ver⸗ 
änderlichkeit herzuleiten iſt. Ob die Vorausſetzungen für die Ande⸗ 
rung der Beſtimmung vorliegen, darf dann nur dem billigen Er⸗ 
meſſen des MEN. unterliegen, weil für den Fall neben der all⸗ 
gemeinen Weiſung zur Anwendung des billigen Ermeſſens eine 
weitere Vorſchrift fehlt (ebenſo LG. Hamburg: EA. 1924, 339). 
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Auch die Entſcheidung, von welchem Zeitpunkt in der Ver⸗ 
gangenheit die neue Beſtimmung gilt, liegt dem MEN. ob; es hat 
ſie ebenfalls nach billigem Ermeſſen zu treffen. Nicht etwa kann für 
die Frage der Wirkſamkeit einer Entſcheidung das ordentliche Ge⸗ 
richt in Betracht kommen. Anders als bei den Beſchlüſſen aus dem 
MietSchch. und aus dem RMietG. hat hier, weil die Bedeutung der 
Entſcheidung für die Beteiligten nicht von einem bürgerlich⸗ rechtlichen 
Verhältniſſe abhängt, das MEN. die Vorausſetzungen für die Be⸗ 
ſtimmung der Vergütung und für ihre Bemeſſung in vollem Umfange 
ſelbſt zu prüfen und darüber zu entſcheiden. Die Vergütungsforde⸗ 
rung des Verfügungsberechtigten iſt in ihrem Beſtande völlig von 
ber Entſch. des MEA. abhängig. 

Weiterhin iſt zu unterſuchen, bis zu welchem Zeitpunkte das 
MEN. die Rückwirkung feiner neuen Beſtimmung zurückverlegen 
kann. Für die Anderung einer vor dem Inkrafttreten des MietSchch. 
ergangenen Entſcheidung iſt keine Grenze gezogen, weil ſolche Be⸗ 
ſchlüſſe nach billigem Ermeſſen in jeder Beziehung abgeändert werden 
Rönnen, alſo eine formelle Rechtskraft nicht beſteht. Hingegen muß 
für die Beſchlüſſe, die mit der Rechtsbeſchwerde anfechtbar waren und 
formell rechtskräftig geworden ſind, weil ſie nach dem Inkrafttreten 
des Miet Sch. ergangen find, aus dieſer formellen Rechtskraft ent⸗ 
nommen werden, daß ihre Abänderung nur wegen ſolcher Tatſachen 
erfolgen darf, die im früheren Verfahren nicht hätten geltend ge⸗ 
macht werden können, denn ſonſt würde die Rechtskraft jeder Bedeu⸗ 
tung entkleidet werden. Daraus ergibt ſich dann ohne weiteres, daß 
die Anderung der Entſcheidung nicht hinter den damaligen Beſchluß 
zurückverlegt werden kann. Ihre Zurückverlegung iſt begrifflich auch 
bei Anwendung des billigen Ermeſſens in eine Zeit vor dem Ein⸗ 
tritt derjenigen Tatſachen nicht möglich, die die Abänderung recht⸗ 
fertigen, denn erſt durch dieſe Tatſachen iſt die früher beſtimmte 
Vergütung unrichtig geworden. 

Sind ſomit die allgemeinen Grenzen für eine Zurückverlegung 
der Wirkung einer neuen Entſcheidung gefunden, ſo iſt auch noch die 
Möglichkeit ins Auge zu faſſen, daß andere, als die bisher behan⸗ 
delten Umſtände die Befugnis zur Anordnung einer Rückwirkung aus 
beſonderen Gründen einſchränken. Die Beſchwerdeſtelle will die Wir⸗ 
kung von dem Antrage des Verfügungsberechtigten bzw. der Ge⸗ 
meinde abhängig machen, weil ſie ſich durch den Inhalt des 8 323 
3 PO. beeinfluſſen läßt. Indeſſen findet dieſe Vorſchrift keine An⸗ 
wendung, wie ausgeführt worden iſt. Aus ihr kann die Erheblichkeit 
des Antrages alſo nicht hergeleitet werden. Dagegen kann es im 
Einzelfalle darauf ankommen, ob über die Vergütung bis zu einem 
gewiſſen Zeitpunkt eine Einigung zwiſchen den Beteiligten beſtanden 
hat, die hernach wirkſam aufgehoben iſt. Auch aus dieſem Geſichts⸗ 
punkt kann die Bedeutſamkeit des Antrages nicht grundſätzlich ent⸗ 
nommen werden. Das Geſetz ſelbſt hält es für den Regelfall, daß 
die Beteiligten ſich über die Vergütung einigen. Dann darf aber 
keiner Partei daraus ein Nachteil erwachſen, wenn ſie etwa zunächſt 
die Einigung herbeizuführen verſucht und deshalb die Anrufung des 
MEN. unterlaſſen hat. Höchſtens könnte es alſo darauf ankommen, 
wann nach der Feſtſetzung der Vergütung ein Beteiligter dem anderen 
ſeine Unzufriedenheit mit dieſer Vergütung zu erkennen gegeben hat. 
Doch auch für die Zeit vorher braucht eine Einigung nicht beſtanden 
zu haben; vielmehr darf aus dem Umſtande, daß ein Beteiligter ſich 
dem Beſchl. des MEA. gefügt hat, auf ſeine Billigung dieſes Be⸗ 
ſchluſſes nur aus beſonderen Gründen im Einzelfalle geſchloſſen 
werden. Es genügt, inſoweit auf das Urt. des RG. v. 20. Jan. 1928, 
III 128/27 (Miet Ger. 1928, 23; DWohnaArch. 1928, 88) zu ver⸗ 
weiſen, das zwar einen anderen Fall betrifft, aber auch hier ſeine 
Bedeutung behält. 

Die Beſtimmung des Wirkungsbeginnes muß daher dem Mee A. 
überlaſſen bleiben, das darüber nach billigem Ermeſſen unter Be⸗ 
achtung des geſamten Sachverhalts zu befinden hat. 

IV. Hat das MEA. vor längerer Zeit, z. B. im Sommer 1925, 
die Vergütung im Anſchluß an die damalige Höhe der geſetzlichen 
Miete bemeſſen, ſo iſt ein Anlaß zur Anderung der früheren Entſchei⸗ 
dung in der ſeitdem erfolgten erheblichen Erhöhung der geſetzlichen 
Miete und auch in der Herausnahme der Geſchäftsräume aus der 
Geltung des RMietcz. durch die PrLockVO. v. 11. Nov. 1926 un⸗ 
bedenklich gegeben. Zu welcher Zeit aber die Vergütung infolge der 
veränderten wirtſchaftlichen Verhältniſſe unangemeſſen geworden und 
deshalb zu ändern iſt, läßt ſich nicht allgemein erkennen, ſondern 
kann nur nach den Umſtänden des einzelnen Falles beurteilt werden. 
Im Rechtsentſcheide kann die Antwort inſofern nicht gegeben werden. 


(RE, 17. Ziv Sen., RE. v. 16. Febr. 1929, 17 Y 102/28.) D 
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3. 88 WohnmangG. Das Mieteinigungsamt darf 
die Erſetzung der Genehmigung der Gemeindebehörde zum 
Wohnungstauſche nicht deshalb ablehnen, weil ein Tauſch⸗ 
partner den Rücktritt vom Tauſchvertrag erklärt hat. f) 

Nach 8 8 WohnmangG. hat derjenige, welcher einen Wohnungs⸗ 
tauſch beabſichtigt, die Genehmigung der Gemeindebehörde (des 
Wohn A.) einzuholen. Wird ihm dieſe Genehmigung verſagt, ſo ent⸗ 
ſcheidet auf ſeinen Anruf das MEA. Dieſes handelt hierbei an Stelle 
des Wohn A. und hat daher bei feiner Entſch. dieſelben Voraus⸗ 
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ſetzungen zu prüfen, wie das Wohn A. Grundlage der Anwendung 
des § 8 Wohnmang®. iſt das Vorhandenſein eines Wohnungstauſch⸗ 
vertrages. Der Inhalt dieſes Vertrages muß dem Wohn A. mitgeteilt 
werden. Denn nur ſo kann es ſeiner Pflicht genügen, zu prüfen, 
ob dieſer Wohnungstauſch den Erforderniſſen des 8 8 Wohnmang®. 
genügt und wohnungswirtſchaftlich zuzulaſſen iſt. Hierfür muß es 
aber genügen, daß dem Wohn A. nachgewieſen wird, daß und mit 
welchem Inhalt ein Tauſchvertrag abgeſchloſſen worden ift. Beſteht 
Streit darüber, ob dieſer Tauſchvertrag ſeine bürgerlich⸗ rechtliche 
Wirkſamkeit behalten hat, ſo kann es nicht Sache des Wohn A. 
und des deſſen Genehmigung erſetzenden MEX. fein, biejen Streit 
zu entſcheiden. Denn eine endgültige Entſch. dieſes Streites kann 
nur das ordentliche Gericht treffen. Zwar fehlt dem Wohn A. die 
Möglichkeit, ſich an dieſem bürgerlich⸗rechtlichen Streit zu beteiligen. 
Für die Möglichkeit dieſer Beteiligung beſteht aber kein Bedürfnis. 
Denn für die dem Wohn A. allein obliegende Wahrnehmung wohnungs⸗ 
wirtſchaftlicher Belange genügt die Möglichkeit der Nachprüfung des 
Vertragsinhaltes. Es muß zwar dem Wohn A. die Bearbeitung über⸗ 
flüſſiger Anträge erſpart werden. Daß der Antrag überflüſſig iſt, 
wäre aber nur dann ſicher, wenn der Antragſteller zugibt, daß der 
Tauſchvertrag feine Wirkfamkeit verloren hat. Iſt dies aber ſtreitig 
und ergibt ſich nach der Genehmigung des Wohn A. oder der Erſetzung 
der Genehmigung durch das MEN, daß der Vertrag feine Wirk⸗ 
ſamkeit verloren hat, ſo liegt die Sache nicht anders, als wenn 
das Unwirkſamwerden erſt nach der Genehmigung eingetreten iſt. 
Daß dieſe Beſchränkung der Prüfungspflicht dem Sinne des 8 8 
WohnmangG. entſpricht, ergibt ſich auch daraus, daß dem Wohn A. 
zur Entſch. über die Erteilung oder Verſagung der Genehmigung 
eine Friſt von vierzehn Tagen geſetzt iſt, binnen der zwar das 
Wohn A. ſelbſt Ermittelungen treffen, aber nicht die allein maß⸗ 
gebende und abſchließende Entſch. des Streites über den Fortbeſtand 
des Tauſchvertrages durch das ordentliche Gericht veranlaſſen kann. 
Die hier vertretene Auffaſſung ſteht auch mit den Ausführungen 
des Rechtsentſcheides v. 3. Juli 1928, 17 Y 42/28 JW. 1928, 
2550; EA. 1928, 729; Mietcker. 1928, 140; Hertel, Mieter⸗ 
ſchutz 16 Nr. 428 — nicht in Widerſpruch. Denn in jenem Falle fehlte 
es noch vollſtändig an einem (Rück⸗) Tauſchvertrage. Das MEN. 
darf daher die Erſetzung der Genehmigung der Gemeindebehörde zum 
Wohnungstausch nicht deshalb ablehnen, weil ein Tauſchpartner den 
Rücktritt vom Tauſchvertrage erklärt hat, wenn die Wirkſamkeit 
dieſes Rücktritts ſtreitig iſt. 
(KG., 17. ZivSen., RE. v. 3. Nov. 1928, 17 Y 72/28.) 
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4. Eine örtliche Anordnung kann gegen die Bere 
ſagung der Genehmigung des Wohnungsamtes zu Unter⸗ 
mietverträgen die Beſchwerde an das Mieteinigungsamt 
zulaſſen. 

8 15 des Wohnrechts der Stadt Frankfurt a. M. v. 24. Okt. 
1927 beſtimmt: „Alle Untermietverträge bez. a“ ſelbſtändiger Woh⸗ 
nungen ..., b) ... Wohnungsteile, ſoweit dieſe die Führung eigener 
Wirtſchaft oder Haushaltung ermöglichen, bedürfen zu ihrer Gültigkeit 
der Genehmigung des Wohn A. Gegen die Verſagung der Genehmi⸗ 
gung ift die Beſchwerde gem. $ 16 zuläſſig.“ § 16 des Wohnrechts 
entſpricht dem 8 16 des WohnmangG. und den dazu ergangenen 
PrAusfBeſt. Daß die hier angeordnete Zulaſſung der Beſchwerde 
nicht rechtsgültig ſei, folgert die Beſchwerdeſtelle aus dem RE. v. 
2. März 1927, 17 Y 31/27: JFG. ErgBd. 6, 45; ZW. 1927, 1940; 
JurRdſch. 1927 Nr. 1747; OLG. 46, 166; EA. 1927, 566; Miet⸗ 
Ger. 1927, 80; DWohnaArch. 1927, 317; Mieter Mitt Bl., Gemeinde⸗ 
vertreter 1927, 19; Hertel, Mieterſchutz Nr. 334. 


Zu 3. Der RE. ſtellt ſich mit Recht auf den Standpunkt, daß 
das MEA. vom Sachvortrag des Antragſtellers auszugehen und 
die Prüfung der Rechtswirkſamkeit des Rücktritts vom Tauſchvertrag 
dem ordentlichen Gericht zu überlaſſen hat. Das KG. folgt damit 
feiner ſtändigen Apr. zum MietSchch. und RMietch. (vgl. ſtatt 
anderer JW. 1927, 587 mit Bem., 592, 593; Hertel, Geſetzl. 
Miete Teil II S. 250 f.; Ebel⸗Lilienthal, AMietb. S. 33). 
Auch auf dem Gebiet des WohnmangG. und gerade zu 8 8 dieſes 
Geſ. hat das KG. ſchon früher die gleiche Stellung eingenommen 
(RE. v. 4. März 1926, X 4/26: EA. S. 461 und im Mieter. 1926 
S. 39). Vgl. nun auch Hertel, Mieterſchutz u. Wohnungszwangs⸗ 
wirtſchaft V, A 208 ff., A 262 ff. 

Was übrigens die Frage des Rücktritts vom Tauſchvertrag 
anlangt, ſo iſt vom Abſchluſſe des Vertrags ab die Gebundenheit 
der Vertragsteile gegeben; ſie ſind nicht bis zur Genehmigung ein⸗ 
ſeitig rücktrittsbefugt. Der Vertrag verſtößt nicht gegen ein geſetz⸗ 
liches Verbot; ſeine Gültigkeit iſt in 8 8 vorausgeſetzt; der Vertrag 
verpflichtet die Beteiligten zur Mitwirkung zwecks Herbeiführung 
der Genehmigung (Hertel, Wohnmangch. S. 111), ähnlich wie die 
Untervermietung ſchon vor der Genehmigung durch die Vermieter 
bzw. vor der Erſetzung ihrer Zuſtimmung Rechtswirkungen äußert 
(Hertel, MietSchch.“ S. 234; Ebel⸗Lilienthal, MietCh6.? 
S. 208). IR. Dr. Bruno Stern, Würzburg. 
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Dort iſt ausgeſprochen: Verſagt das Wohn A. die nach der ört⸗ 
lichen Anordnung erforderliche Genehmigung eines Mietvertrages, 
den ein Wohnungſuchender auf Grund eines Mietberechtigungsſcheins 
geſchloſſen hat, ſo ſteht dagegen dem Wohnungſuchenden die Beſchwerde 
nach 8 16 Wohnmangb. nicht zu. Zur Begründung iſt ausgeführt, 
daß dem Wohnungſuchenden noch keine Rechte zuſtehen, in die das 
Wohn A. durch feine Verfügung eingreift, daß der Wohnungſuchende auch 
nach Empfang eines Mietberechtigungsſcheins erſt die Anwartſchaft auf 
die Erlangung eines Rechts hat und daß daher die Verſagung der Ge⸗ 
nehmigung des Wohn A. nicht den Eingriff in beſtehende Rechte darſtellt, 
mithin dem Wohnungſuchenden $ 16 WohnmangG. nicht zur Seite 
ſteht. Es kann nun dahingeſtellt bleiben, ob das gleiche für diejenigen 
gelten muß, die einen Untermietvertrag gefchloffen haben. Denn die 
Entſch. muß dem Sinn und Zweck des 816 Wohnmang®. ent⸗ 
nommen werden. 8 16 Wohnmang®. entſpricht dem 89 d Wohn⸗ 
mangO. und iſt in dieſe durch das RGeſ. v. 11. Mai 1920 auf 
Grund eines Kommiſſionsbeſchl. der Nationalverſammlung eingefügt 
worden. Hierdurch ſollte zwingend für das ganze Reich, alſo unab⸗ 
hängig von den Anordnungen der oberſten Landesbehörden den von 
einer Verfügung des Wohn. Betroffenen ein Mindeſtmaß von Schutz 
gegen dieſe Verfügung durch Gewährung eines Beſchwerderechts ge⸗ 
geben werden. Wird dies berückſichtigt, ſo folgt hieraus ohne wei⸗ 
teres, daß die oberſten Landesbehörden oder mit ihrer Zuſtimmung 
örtliche Anordnungen die Gewährung dieſes Beſchwerderechts zwar nie 
einengen, ſtets aber erweitern können. Eine derartige Erweiterung 
ſtellt aber die in der bezeichneten Anordnung getroffene Gewährung 
des Beſchwerderechts dar. Ortliche Anordnungen können ſomit gegen 
die Verſagung des Wohn A. zu Untermietverträgen die Beſchwerde 
an das MEA. zulaſſen. 

(KG., 17. Ziv Sen., RE. v. 16. Febr. 1929, 17 Y 4/29.) 


* 


5. 5 4 Pr VO. v. 29. Mai 1925. Die zuſtändige Behörde 
kann eine Wohnung, die von einem Beamten bewohnt war, 
aber unter den Vorausſetzungen des § 4 Pr VO. über die 
Bewirtſchaftung des Wohnraums für Reichs- und unmittel- 
bare Staatsbeamte und für Reichswehraugehörige vom 
29. Mai 1925 freigeworden iſt, auch für einen Angeſtellten 
oder Arbeiter des Reichs oder eines Landes verwenden 
und ebenſo eine ſolche Wohnung, die bisher von einem 
Angeſtellten oder Arbeiter bewohnt war, einem Beamten 
überlaſſen. +) 

Durch die Verordnung vom 29. Mai 1925 werden beſondere 
wohnungsmangelrechtliche Beſtimmungen getroffen, die auf 8 6 
Wohnmangd. beruhen. Dieſe Beſtimmungen haben zum Ziele, 
ſolche Wohnungen, die von Beamten bewohnt werden, im Falle 
ihres Freiwerdens zur Unterbringung wiederum von Beamten zu 
ſichern. Während die übrigen Vorſchriften der VO. nur die Unter⸗ 
bringung von Beamten i. S. des § 9 Abf. 1 und infolge des 8 9 
Abſ. 2 auch die Unterbringung von Reichswehrangehörigen ſowie 
von Beamten der Reichsbank und der Deutſchen Reichsbahngeſell⸗ 
ſchaft betreffen, hebt $4 einen beſonderen Fall zwecks weiter⸗ 
gehender Regelung heraus. Wird eine Wohnung dadurch frei, daß 
ein Beamter, Angeſtellter oder Arbeiter eine Dienſtwohnung oder 
eine reichs⸗ oder ſtaatseigene Wohnung oder eine mit ſolchen 
Reichs⸗ oder Staatsmitteln errichtete Wohnung zugewieſen erhält, 
die für die Wohnungsfürſorge für Beamte, Angeſtellte oder Arbeiter 
des Reichs oder eines Landes beſtimmt ſind, ſo verfügt die zu⸗ 
ſtändige Behörde auch über die freigewordene Wohnung. Hier iſt 
alſo nicht erforderlich, daß der bisherige Inhaber der Wohnung ein 
Beamter war, ſondern es ſteht dem gleich, wenn ſie bisher einem 
Angeſtellten oder Arbeiter des Reichs oder eines Landes diente. 
Der Kreis der Wohnungen, die der Behörde zur Unterbringung 
ihrer Bedienſteten zur Verfügung ſtehen, wird alſo für den Sonder⸗ 
fall des $ 4 weitergezogen. Der Sonderfall iſt dann gegeben, 
wenn die bisher beſetzte Wohnung verfügbar wird, weil ihr Inhaber 
eine Wohnung erhalt, die mit öffentlichen Mitteln zur Unter⸗ 
bringung von Beamten, Angeſtellten oder Arbeitern des Reichs oder 
eines Landes beſchafft iſt. 

Weil durch dieſe Art der Unterbringung des bisherigen 
Wohnungsinhabers verhindert wird, daß er als Wohnungsbedürf⸗ 
tiger zu Laſten der allgemeinen öffentlichen Wohnraumbewirt⸗ 
ſchaftung in Betracht kommen kann, ſoll offenbar der durch ſeinen 
Auszug freigewordene Raum auch der beſonderen Wohnungsfürſorge 
für die in den Dienſten des Reichs oder eines Landes ſtehenden 
Perſonen zugute kommen. Deshalb iſt ohne weiteres erſichtlich, 
daß die zuftändige Behörde in die nach 8 4 freigewordene Woh⸗ 
nung eines Beamten, Angeſtellten oder Arbeiters nicht nur einen 
Beamten, ſondern auch einen Angeſtellten oder Arbeiter mit Hilfe 


D.] 


Zu 5. Das KG. würdigt zutreffend den Inhalt des 8 4 
Prod. v. 29. Mai 1925, indem es die Befugnis der zuſtändigen Be⸗ 
hörde über die von einer der in § 4 genannten Perſonenkategorien 
bisher benutzten Wohnung zugunſten einer der anderen dort genannten 
Perſonenkategorie zu verfügen, bejaht. Dem RE. iſt ſonach beizupflichten. 

RA. Dr. Carl Stern, Düſſeldorf. 


des Wohn. (8 7) einſetzen darf. Iſt dem aber fo, dann muß ihr 
auch die Wahl freiſtehen, ob ſie für die von einem Beamten ver⸗ 
laſſene Wohnung wieder einen ſolchen oder einen Angeſtellten oder 


Arbeiter bezeichnet, und das Sinngemäße muß im umgekehrten 


Falle gelten. Eine Notwendigkeit, in die Beamtenwohnung einen 
Beamten, in die Wohnung des Arbeiters einen Arbeiter einziehen 
zu laſſen, könnte nur anerkannt werden, wenn wichtige Gründe 
für eine ſolche Beſchränkung der Behörde erkennbar wären. Solche 
fehlen aber gänzlich. Allerdings bedeutet es für den Verfügungs⸗ 
berechtigten einen Nachteil, wenn eine Wohnung in ſeinem Hauſe, 
die bisher ein Angeſtellter oder Arbeiter innehatte, gem. $ 4 mit 
einem Beamten beſetzt wird, denn dadurch wird die Wohnung zu 
einer Beamtenwohnung. Sie kann alſo künftig nicht nur im Falle 
des § 4, ſondern auch nach den ſonſtigen Vorſchriften der VO. in 
Anſpruch genommen werden. Dieſe Verſchlechterung der Rechts⸗ 
ſtellung, die im Falle des 8 4 nicht eintritt, wenn die Wohnung 
ſchon vorher eine Beamtenwohnung war, hat jedenfalls in der VO. 
nicht ausdrücklich Berückſichtigung gefunden. Sie darf aber auch 
nicht zu einer einſchränkenden Auslegung des 84 verwendet wer⸗ 
den, denn es liegt im Weſen der Wohnungsmangelvorſchriften 
überhaupt, daß ſie mehr oder weniger große Nachteile für die Be⸗ 
troffenen zur Folge haben, und dieſe Nachteile ſind keineswegs 
immer gleich hart, ſondern ſchwanken in ihrer Wirkung je nach den 
beſonderen Umſtänden des Einzelfalles. Ihnen wirkt die Rechts⸗ 
ordnung unter Berückſichtigung ihrer Verſchiedenheit entgegen, in⸗ 
dem fie in 8 4 Wohnmangch. die Feſtſetzung des Zwangsmiet⸗ 
vertrages nur zuläßt, wenn dem Verfügungsberechtigten dadurch 
kein unverhältnismäßiger Nachteil entſteht. Es darf bei dieſer Ge⸗ 
ſtaltung des Wohnungsmangelrechts eine Maßnahme nicht allgemein 
für unzuläſſig erachtet werden, weil ſie beſondere Nachteile für eine 
Gruppe von Verfügungsberechtigten befürchten läßt, ſondern ſtets 
muß es der Prüfung im Einzelfalle überlaſſen bleiben, ob die 
drohenden Nachteile für den jeweils Betroffenen unverhältnis⸗ 
mäßig ſind und deshalb die Feſtſetzung des Zwangsmietvertrages 
verhindern. 

Hiernach war die Befugnis der Behörde zur wechſelweiſen 
Unterbringung von Beamten, Angeſtellten und Arbeitern in den 
nach § 4 freigewordenen Wohnungen grundſätzlich anzuerkennen. 

KG., 17. ZivSen., RE. v. 22. Dez. 1928, 17 Y 97/8.) [D. 
* 


6. 8 4 Abſ. 2 PrMietSchcGAusfVO. v. 25. Sept. 1923. 
Das MEN. iſt nicht vorſchriftsmäßig beſetzt, wenn bei der 
Entſcheidung ein Beiſitzer mitgewirkt hat, der unmittel- 
bar gewählt iſt, obwohl in den Vorſchlagsliſten geeignete 
Perſonen in ausreichender Zahl benannt waren. Un- 
geeignet ſind nur Perſonen, die nach dem Geſetz zum 
Amt als Beiſitzer des ME A. nicht berufen werden dürfen 
o der ſollen. ) 

Die VO. enthält darüber nichts, unter welchen Vorausſetzungen 
fie einen Beiſitzer für „geeignet“ i. S. des § 4 Abſ. 2 anſieht. Aber 
ſchon die Faſſung ſpricht gegen die Auslegung der Beſchwerdeſtelle. 
Das Wort „geeignet“ enthält einen objektiven Maßſtab; hätte die 
VO. alle diejenigen als ungeeignet angeſehen wiſſen wollen, die die 
Wahlkörperſchaft ausgeſchieden hat, ſo würde ſie die Zuläſſigkeit des 
im 8 4 Abſ. 2 vorgeſehenen Verfahrens davon abhängig gemacht haben, 
daß die im 8 4 Abſ. 1 vorgeſehene Wahl eine genügende Anzahl von 
Beiſitzern nicht ergeben hat; es wäre dann nicht erforderlich geweſen, 
auf die Eignung der Beiſitzer abzuſtellen. Der Ausfall der Wahl nach 
9 4 Abſ. 1 hat auch mit der Eignung ſelbſt nicht ohne weiteres etwas 
zu tun; die Möglichkeit, daß andere Geſichtspunkte den Ausgang der 
Wahl beeinfluſſen, iſt keineswegs ausgeſchloſſen. Als „geeignet“ ſind 
vielmehr bei zwangloſer Auslegung dieſes Wortes diejenigen Perſonen 
anzuſehen, die die vom Geſetz (§S 7 MietSchch. i. Verb. m. 8 3 der 
VO. v. 15. Aug. 1923) geſtellten Forderungen erfüllen. 

Völlig zweifelsfrei aber ergibt die Entſtehungsgeſchichte des die 
Grundlage der Vorſchrift bildenden 8 7 Abſ. 2 MietSh®., auf den 
der 838 Abſ. 3 Miet Sch. verweiſt, die Richtigkeit der hier ver⸗ 
tretenen Auffaſſung. Wie bereits im RE. v. 11. Juli 1925, 17 Y 99/25 
(Id G. Erg Bd. 4, 147) ausgeführt iſt, hatte der Entwurf vorgeſehen, 
daß bei Beſtellung der Beiſitzer die Vorſchläge der Vereine „tunlichſt 
berückſichtigt werden ſollen“. Abweichend hiervon iſt die Beſtimmung 
dann auf beſonderes Betreiben der Intereſſenvertretung der Haus⸗ 
beſitzer dahin gefaßt worden: „Die Beſtellung erfolgt auf Grund von 
Vorſchlagsliſten der Vereine.“ } 

Dem Wunſche der Hausbeſitzer und Mieterverbände entſprechend 
iſt ſomit aus der bisherigen Ordnungsvorſchrift eine zwingende Vor⸗ 
ſchrift geworden. Das Geſetz wollte alſo durch feine Faſſung den Ver⸗ 
bänden einen maßgeblichen Einfluß einräumen; die von den Verbänden 


Zu 6. Beizupflichten iſt dem KG. inſoweit, daß das Liſten⸗ 
aufſtellungsrecht primär von den Organiſationen auszuüben iſt und 
nur ſubſidiär von der Gemeindevertretung, wenn es an geeigneten 
Vorſchlägen mangelt (8 4 PrAusfVoO. d. WohlfMin. z. MietSchG. 
v. 15. Sept. 1923). 

Dagegen vermag ich dem KG. in der Abgrenzung der 
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einzureichenden Liſten ſollten in erſter Linie dafür maßgebend ſein, 
wer Beiſitzer werden ſoll. Die vorgeſehene Auswahl ſteht erſt in zweiter 
Linie, ſie beruht auf den Vorſchlagsliſten und bezweckt nur, innerhalb 
des Kreiſes der in den Vorſchlagsliſten enthaltenen Perſonen eine 
engere Auswahl zu ermöglichen. § 4 Abf. 2 der VO. wird ſomit erſt 
dann praktiſch, wenn die Hauptgrundlage verſagt, alſo die in den 
Liſten bezeichneten Perſonen nicht ausreichen; die Beſtimmung hat nur 
die Bedeutung, einen Ausweg für den Fall zu ſchaffen, daß der 
normale Weg nicht zur Beſchaffung der ausreichenden Zahl der Bei⸗ 
ſitzer führt. Wollte man die Beſtimmung anders auslegen, ſo würde 
man den Zweck des Geſetzes, in den Vorſchlagsliſten die eigentlichen 
Grundlagen für die Beſtellung der Beiſitzer zu beſchaffen, vereiteln. 
Die im 8 4 Abf. 2 bezeichneten Körperſchaften wären dann jederzeit 
in der Lage, ſämtliche auf den Liſten ſtehenden, nach der Anſicht des 
Geſetzgebers befähigten und berufenen Perſonen für ungeeignet zu 
erklären, die Liſte damit völlig auszuſchalten und nach freiem Er⸗ 
meſſen diejenigen Perſonen auszuwählen, die ihnen genehm erſcheinen. 
Damit wäre das ihnen nur hilfsweiſe zugedachte Beſtimmungsrecht 
völlig in ihre Hand gelegt; die Vorſchlagsliſten wären ihrer Bedeutung 
völlig entkleidet und die Beſtimmungen über fie damit überfluſſig 
(ebenſo Hertel, Mieterſchutz Bd. I Bl. 123; Stern, MietSch6. 
87 S. 134; Becker: Mieter. 1927, 145; DWohnArch. 1927, 94). 

Hieraus ergibt ſich, daß geeignet i. S. der gedachten Beſtimmung 
alle diejenigen Perſonen find, die nach den Vorſchriften des 8 7 
Miet Schch. i. Verb. m. 8 3 AusfVO. des preuß. Juſt Min. v. 15. Aug. 
1923 und dem hierauf Bezug nehmenden 8 4 der VO. v. 25. Sept. 
1923 zu Beiſitzern des MEN. beſtellt werden dürfen; nur diejenigen 
Perſonen, deren Beſtellung das Geſetz verbietet oder mißbilligt, ſind 
ungeeignet. Dazu gehören in erſter Reihe die im 8 3 der VO. v. 
15. Aug. 1923 Ziff. 1 bezeichneten Perſonen; ferner aber auch die 
Perſonen, die gleichzeitig Vermieter und Mieter ſind, Mitglieder und 
Vertreter gewiſſer Geſellſchaften und Genoſſenſchaften, mit dem Voll⸗ 
zuge der Maßnahmen gegen Wohnungsmangel betraute Perſonen, kurz 
alle diejenigen, die zu Beiſitzern nicht beſtellt werden dürfen oder nicht 
beſtellt werden ſollen. Dagegen enthält 8 7 Abſ. 3 Satz 1 keine Be⸗ 
ſtimmung über die Eignung von Beiſitzern, ſondern lediglich einen 
allgemein gehaltenen, an die mit der Einreichung der Liſten betrauten 
Verbände gerichteten Hinweis; das ergibt ſich ſchon daraus, daß die 
Beſtimmung völlig anders gefaßt iſt, als diejenigen Beſtimmungen, 
die Anweiſungen darüber enthalten, wer als Beiſitzer beſtimmt werden 
darf oder ſoll, und auch inhaltlich ſo allgemein gehalten iſt, daß ſie 
lediglich den Zweck eines allgemeinen Hinweiſes, nicht aber den der 
Ausſcheidung gewiſſer Gruppen von Perſonen zu erfüllen geeignet iſt. 

Aus dem Ausgeführten ergibt ſich, daß ein Verfahren, wie es 
im vorliegenden Falle von den Wahlkörperſchaften beobachtet ſein ſoll, 
gegen zwingende Geſetzesvorſchriften verſtößt, weil es die vom Geſetz 
für die Beſtellung der Beiſitzer geſchaffene Grundlage in unzuläffiger 
Weiſe ausgeſchaltet hat. Daraus folgt weiter, daß das MEA. nicht 
vorſchriftsmäßig beſetzt iſt, wenn in dieſer Weiſe verfahren worden iſt. 
Die Beſchwerdeſtelle muß deshalb nachprüfen, ob die auf der Liſte ent⸗ 
haltenen Perſonen geeignet im eben bezeichneten Sinne waren oder ob 
die Wahlkörperſchaft von der Befugnis des 8 4 Abſ. 2 der VO. Ge 
brauch gemacht hat, obwohl die Zahl der geeigneten Perſonen noch 
nicht erſchöpft war. 


(RG., 17. ZivSen., RE. v. 5. Okt. 1929, 17 Y 69/29.) . 


Vorausſetzungen für die Ergänzungswahl durch die 
Gemeindeverkretung nicht zu folgen. 

Dabei handelt es ſich um die Auslegung des 8 7 Abſ. 3 Satz 1 
MietSchch., nämlich darum, ob dieſe Vorſchrift ein von der Ge⸗ 
meindevertretung nachprüfbares Verbot enthält oder nur 
eine allgemeine Richtlinie für die Liſtenaufſtellung der Orga⸗ 
niſationen. 

Das RG. nimmt den letzteren Standpunkt an und begründet 
ihn damit, daß einmal die Faſſung dieſes 8 7 Abſ. 3 Satz 1 (Verbot 
parteiiſcher Auswahl) von der Darſtellung der nachfolgenden Vor⸗ 
ausſetzungen für die Eignung der Beiſitzer abweicht und daß es 
ferner bei anderer Auslegung, wenn alſo auch 87 Abſ. 3 Satz 1 
als Kriterium der Eignung der Beiſitzer aufgefaßt wird, die Ge⸗ 
meindevertretung leicht habe, jeden von einer Organiſation auf⸗ 
geſtellten Beiſitzer als ungeeignet abzulehnen und damit das Liſten⸗ 
aufſtellungsrecht der Organiſationen illuſoriſch zu machen. 

Was den letzteren Grund anlangt, ſo kann die Gefahr des 
Mißbrauchs eines Rechts niemals allein ſein Vorhandenſein wider⸗ 
legen, und aus der Wortfaſſung des 8 7 Abſ. 3 Satz 1 läßt ſich 
keineswegs ein Gegenſatz zu den ſonſtigen Eignungsbedingungen 
für das Amt des Beiſitzers ableiten; im Gegenteil ſpricht die 
Faſſung („darf nur gewiſſenhaft und unparteiiſch“) für ein 
ſtriktes Verbot und für eine poſitive Vorausſetzung der Eignung, 
nicht aber für eine bloße programmatiſche Richtlinie. 

Im übrigen muß die Zweckmäßigkeit dieſer oder jener Aus⸗ 
legung für die Erforſchung der ratio legis maßgebend fein. Dann 
aber muß eine überparteiiſche Stelle vorhanden fein, die die Be⸗ 
achtung einer ſo weſentlichen Vorſchrift wie des Verbots partei⸗ 
iſcher Auswahl nachprüft. Dieſe Kontrolle lediglich den Orga⸗ 
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Sayeriſches Oberſtes Landesgericht. 


a) Zivilſachen. 
Berichtet von IR. Dr. Friedrich Goldſchmit UI, München. 


1. $ 80 BGB. Die Vorſchrift, wonach das Ver⸗ 
mögen einer öffentlichen Stiftung ohne Genehmigung der 
ſtaatlichen Aufſichtsbehörde nicht geſchmälert werden darf, 
iſt bürgerlich-rechtlich als ein Veräußerungs- und Be⸗ 
laſtungs verbot aufzufaſſen. 

Die Genehmigung der Staatsaufſichtsbehörde zur Belaſtung des 
Stiftungsvermögens iſt ſomit ein Erfordernis für die rechtliche Wirk⸗ 
ſamkeit des Rechtsaktes. Das GBA. hat daher zu prüfen, ob dieſe 
Genehmigung erteilt worden iſt; denn die Rechtswirkſamkeit des 
Rechtsgeſchäftes iſt eine von ihm zu prüfende Vorausſetzung des Voll⸗ 
zugs des Rechtsaktes im Grundbuch (vgl. BayObLG. 21, 418, 418). 

(BayobsG., ZivSen., Beſchl. v. 17. Juli 1929, Reg. III Nr. 81/29.) 
Mitgeteilt von IR. Dr. Friedrich Goldſchmit II, München. 
* 


2. Die richtige Bezeichnung der an einem Ent⸗ 
eignungsverfahren als Abtretungspflichtige und Ent⸗ 
ſchädigungsberechtigte beteiligten Perſonen iſt Pflicht 
der mit dem Entſchädigungsbeſcheid beſchäftigten Ver⸗ 
waltungsbehörde. Sache und Recht der Beteiligten iſt es, 
auf Richtigſtellung einer ungenauen Perſonen bezeichnung 
der Beteiligten im Verwaltungsbeſcheide hinzuwirken. Die 
Verwaltungsbehörde iſt an ihren Entſchädigungsbeſcheid 
nach deſſen Bekanntgabe an die Beteiligten, wofür eine 
Form nicht vorgeſchrieben iſt, gebunden, kann bann eine 
ſachliche Anderung desſelben nicht vornehmen. Die Gerichte 
ſind berechtigt, die einſchlägigen Verwaltungsbeſcheide auf 
ihre formale, nicht auf ihre ſachliche Rechtsgültigkeit nach- 
zuprüfen. Gegen Verſäumung der mit der Bekanntgabe 
des Verwaltungsbeſcheids beginnenden Ausſchlußfriſt, 
innerhalb welcher die bürgerlichen Gerichte angerufen 
werden können, iſt eine Wiedereinſetzung in den vorigen 
Stand nicht gegeben. Ob die Klageſtellung rechtzeitig 
innerhalb der Ausſchlußfriſt erfolgt iſt, muß das Prozeß- 
gericht von Amts wegen nachprüfen. 1) 

Die enteignungsberechtigte Pf.⸗AktGG. hatte gegen verſchiedene 
Liegenſchaftsbeſitzer, darunter gegen die Erben nach E. im Jahre 
1922 ein Enteignungsverfahren bei der zuſtändigen Verwaltungs⸗ 
behörde durchgeführt. Mangels einer Einigung über die Höhe der 
Geldentſchädigungen wurden von der Verwaltungsbehörde in mehreren 
Entſchließungen vom September 1925 die den Enteigneten zu- 
ſtehenden Entſchädigungsſummen feſtgeſetzt. Die Entſchließungen wur⸗ 
den allen am Verfahren Beteiligten am 17. Sept. 1925 zugeſtellt, 
darunter der Firma E. zu Händen ihres zur Vertretung berechtigten 
Mitinhabers Karl E. In den fraglichen Entſchließungen findet ſich 
der Satz: „gegen die Feſtſetzung der Entſchädigungsſumme .. ſteht 
innerhalb einer von der Zuſtellung dieſer Entſchließung an lau⸗ 
fenden Ausſchlußfriſt von einem Monat die Betretung des Rechts- 
wegs behufs richterlicher Entſch. über den Betrag der zu leiſtenden 


niſationen zu überlaſſen, geht nicht an, denn ſie ſind natürlich 
wirtſchaftliche Parteivertretungen. Der Geſetgeber 
würde töricht handeln, wenn er einer ſchon der Idee nach partei 
iſchen Stelle die Beachtung unparteiiſcher Auswahl leur 
inſtanzlich übertrüge. Die Gemeinde vertretung iſt wenig ⸗ 
ſtens der Idee nach überparteiiſch und objektiv, nämlich die Ver⸗ 
tretung des Gemeindeintereſſes. Hat ſich deshalb z. B. ein Beiliper 
während einer Wahlperiode als unfähig zu unparteiiſcher Aus⸗ 
übung feines richterlichen Amtes erwieſen, jo iſt es fraglich, ob 
die wirtſchaftliche Organiſation, der er angehört, dies als einen 
Makel erkennt und ihr Mitglied nicht wieder auf die Wahlliſte 
ſetzt, dagegen kann beſſere Einſicht von der Gemeindevertretung 
erwartet werden. Gegen Mißbrauch des Ergänzungsrechts derſelben 
kann im übrigen im Aufſichtswege vorgegangen werden. . 

Ich halte daher die Entſch. des KG. im Endergebnis für un⸗ 
richtig und unzweckmäßig. c 

RA. Brumby, Berlin. 


iſt zu begrüßen, weil ein oberſtes 
Gericht auf das eingehendſte die Frage der Ausſchlußfriſt, ob 
gegen deren Verſäumung ein Rechtsbehelf beſteht, geprüft und 
hierüber entſchieden hat. Das BayObLG. Hat — in überein 
ſtimmung mit dem NG. (NG. 4, 388; 81, 165; J. 1929, 773 0 
— von jeher daran feſtgehalten, daß die bürgerlichen Gerichte be⸗ 
rechtigt ſind, einen Verwaltungsbeſcheid auf ſeine formale Rechts⸗ 
gültigkeit nachzuprüfen (BayObsch. 8, 347, 552; 25, 412). 
RU. Prof. Dr. H. Frankenburger, München. 


B. Mir erſcheint die Entſch. in jeder Beziehung richtig. 
SenPräſ. a. D. Dr. Reinhard, Dresden. 


Zu 2. A. Die Entſch. 


3392 Rechtſprechung (Juriſtiſche Wochenſchrift 
— — — 2 — — Juristisch Wochenſchriſt 


Entſchädigung offen.“ Als ſich ergab, daß die Firma E. ſtatt 
der Erben nach E. als entſchädigungsberechtigt aufgeführt war, 
wurde durch eine Entſchließung der Verwaltungsbehörde v. 7. Nov. 
1925 die Entſchließung vom September 1925 hinſichtlich der Per⸗ 
ſonalien in Ordnung gebracht, indem anſtatt der Firma E. die 
Erben nach E. als Beteiligte aufgeführt wurden. In dieſer neuer⸗ 
lichen, im Wortlaut bis auf vorſtehende Berichtigung mit der Ent⸗ 
ſchließung vom September 1925 vollſtändig ſachlich übereinſtimmen⸗ 
den Entſchließung v. 7. Nov. 1925 ſteht die Bemerkung: „Die 
Regierungsentſchließung gleichen Betreffs v. 11. Sept. 1925 Nr. 4284 
wird hiermit aufgehoben ...“ Auch enthält die Entſchließung v. 
7. Nov. 1925 wieder den Satz, daß gegen ſie innerhalb einer von 
der Zuſtellung dieſer Entſchließung an laufenden Ausſchlußfriſt von 
einem Monat die Betretung des Rechtswegs behufs richterlicher 
Entſcheidung über den Betrag der zu leiſtenden Entſchädigung 
offenſtehe. 

Die Pf-ARtG. erhob nunmehr auf Grund der erwähnten Ent⸗ 
ſchließung v. 7. Nov. 1925 und der darin über die Aufhebung der 
Regierungsentſchließung v. 11. Sept. 1925 enthaltenen Bemerkung 
zum LG. F. gegen die ſämtlichen Enteigneten, darunter auch gegen 
die Erben nach E. Klage mit dem Antrag, die von der Verwaltungs⸗ 
behörde feſtgeſetzten Entſchädigungen auf weit geringere Beträge 
herabzuſetzen. 

Das Zwangsenteignungsverfahren erfolgte im vorl. Falle auf 
Grund des Art. B d. Gef. über die Zwangsabtretung von Grundeigen⸗ 
tum für öffentl. Zwecke v. 17. Nov. 1837 (EG.) und der miniſter. Bek. 
v. 23. Dez. 1918 betr. Zwangsenteign. zur Beſch. von Arbeitsgelegen⸗ 
heiten. In Nr. 6 Abſ. 2 a. a. O. der Bek. ift beſtimmt, daß über die 
Höhe der Entſchädigung nachträglich im ordentlichen Verfahren vor 
den bürgerlichen Gerichten nach Maßgabe der auch für die ordent⸗ 
liche Zwangsabtretung geltenden Art. 17—26 Ac ZPO. und KO. 
(in der Faſſung der Bek. v. 26. Juni 1899, GVBl. 401) zu ent⸗ 
ſcheiden iſt, wenn über die Höhe der Entſchädigung vor der Ver⸗ 
waltungsbehörde keine Einigung zuſtande kommt. Das letztere war 
hier der Fall. 

Dem Art. 21 Af PO. und KO. zufolge konnten gegen die 
Feſtſtellung der Entſchädigungsſummen durch bie Verwaltungsbehörde 
ſowohl die abtretungspflichtigen Bekl. als die abtretungsberechtigte 
Kl. innerhalb einer von der Bekanntgabe der feſtgeſtellten Beträge 
an laufenden Ausſchlußfriſt von einem Monate den Rechtsweg be⸗ 
treten, um eine richterliche Entſcheidung über den Betrag der zu 
leiſtenden Entſchädigung herbeizuführen. Die gleichen Vorſchriften 
finden ſich im Art. 195 Abſ. 2 Waſſch. v. 23. März 1907, in Art. 98 
Fiſchch. v. 15. Aug. 1908, in Art. 4 des Gef. über die Zwangs⸗ 
enteignung für Anſiedelungszwecke v. 28. März 1919, im Art. 9 Abſ. 1 
Ölurbereinigungs®. v. 5. Aug. 1922 und im Art. 84 Abſ. 2 Sdland®. 
v. 6. März 1923. Sie haben überall dieſelbe Bedeutung. Art. 200 
Berg. v. 13. Aug. 1910 und Art. 16 des Geſ. über Torfwirtſchaft 
v. 25. Febr. 1920 enthalten im weſentlichen zwar auch die gleichen 
Vorſchriften, ſehen aber keine Ausſchlußfriſt vor. Eine völlig andere 
Regelung hat die Entſchädigungsfrage nur in den Art. 34 Abſ. 2 
und Art. 39 des Geſ. über die Erſchließung von Baugelände v. 
4. Juli 1923 erfahren. 

Über die Form der Bekanntgabe, die den Beginn der Aus⸗ 
ſchlußfriſt in Lauf ſetzt, iſt in Art. 21 AG ZPO. und KO. keine Be⸗ 
ſtimmung getroffen, ſie kann alſo formlos geſchehen. 

Im vorl. Falle wurden die ſämtlichen Beſcheide der Ver⸗ 
waltungsbehörde, welche die Entſchädigungsbeträge regeln, der ab⸗ 
tretungsberechtigten Kl. Pf.⸗AktcG. im September 1925 zugeſtellt, 
nur der angeblich „berichtigende“ Beſcheid v. 7. Nov. 1925 erſt 
an dieſem Tage. Die Klage, mit der eine Abänderung der feſt⸗ 
geſetzten Entſchädigungsbeträge verlangt wird, wurde von der Kl. 
erſt am 11. Nov. 1925 erhoben. Die einmonatliche Ausſchlußfriſt war 
demzufolge an dieſem Tage verſtrichen, wenn für ihren Beginn die 
Bekanntmachungen vom September 1925 maßgebend waren; ſie iſt 
gewahrt, wenn die Bek. v. 7. Nov. 1925 für ihren Beginn ent⸗ 
ſcheidet. Dabei iſt der Rev. ohne Bedenken zuzugeben, daß für den 
Beginn der Ausſchlußfriſt, innerhalb welcher die Kl. als Abtretungs⸗ 
berechtigte den Rechtsweg zu betreten hatte, nur der Zeitpunkt maß⸗ 
gebend war, an welchem der Entſchädigungsbeſcheid ihr bekannt⸗ 
gemacht wurde und daß ihre weitere Rechtsſtellung nur von dem⸗ 
jenigen Beſcheide beſtimmt werden konnte, der ihr in jenem Zeit⸗ 
punkte bekanntgemacht worden war. Es entſpricht nur dem klaren 
Wortlaut und dem Sinne des Geſetzes, daß der Beginn der Aus⸗ 
ſchlußfriſt für jeden Beteiligten ſich nach dem Zeitpunkte richtet, 
in welchem ihm der Entſchädigungsbeſcheid bekanntgemacht wird, und 
daß die weitere Rechtsſtellung eines jeden Beteiligten von dem Be⸗ 
ſcheide beſtimmt wird, der ihm bekanntgemacht worden iſt. Es 
Rommen daher für die Betretung des Rechtswegs durch die Kl. 
nur die ihr zugeſtellten Beſcheide v. 11. Sept. und 7. Nov. 1927 
in Betracht. 

Nach den Feſtſtellungen des BG. betrafen die Anderungen im 
Verwaltungsbeſcheide v. 7. Nov. 1925, inſoweit es ſich nicht um 
die Erben nach E. handelt, nur die Perſonalien der Abtretungs⸗ 
pflichtigen, nur um ein Ergänzen derſelben. Die abtretungspflichtigen 


Perſonen blieben dieſelben, ohne daß gegenüber dem Beſcheide vom 
September 1925 die Gleichheit der Perſonen irgendwie berührt wurde. 
Es kann demzufolge auch von keinem Berichtigungsverfahren die 
Rede ſein, das im Beſcheide v. 7. Nov. 1925 unter entſprechender 
Anwendung des § 320 ZPO. eingeſchlagen worden wäre oder hätte 
eingeſchlagen werden können, weil das Berichtigungsverfahren nach 
§ 320 a. a. O. immer eine Unrichtigkeit im Urteile vorausſetzt. Ver⸗ 
deutlichende Ergänzungen fallen nicht darunter. Das Berichtigungs⸗ 
verfahren betrifft nur Unſtimmigkeiten zwiſchen Wille und Ausdruck 
und wohl auch verſehentliche Auslaſſungen, doch dieſe immer nur 
dann, wenn ſie den übrigen Inhalt des Urteils als richtig er⸗ 
ſcheinen laſſen (vgl. dazu Stein⸗Jonas, 3PO., 14. Aufl., § 319 
Anm. I, 1, 3, 4; Baumbach, 380. § 319 Anm. 2). Falſche 
Parteibezeichnungen lagen nicht vor. Die im Beſcheide v. 7. Nov. 
1925 vorgenommenen Anderungen ſind alſo unſchädliche Ergänzungen 
des Beſcheids v. 11. Sept. 1925, hinſichtlich der Perſonalverhältniſſe 
der Abtretungspflichtigen ohne jede ſelbſtändige Bedeutung, die in 
dieſer Geſtalt ſo offenſichtlich zutage traten, daß auch die Kl., die 
eine im Verkehr bewanderte Handelsgeſellſchaft iſt, ſie ohne weiteres 
als ſolche erkennen mußte. Daran vermag auch nichts der Umſtand 
zu ändern, daß im Beſcheid v. 7. Nov. 1925 wieder die Belehrung 
enthalten war, die die Beſchreitung des Rechtswegs betraf. Sie war 
offenbar nur zu aller Vorſicht wiederholt worden und kann vielleicht 
für das Verhältnis zu den Erben nach E. von wirklicher Be⸗ 
deutung ſein. Bei dieſer Sachlage ſind alle Ausführungen des 
BG., die auf die entſprechende Anwendung des 8319 3PO. ab⸗ 
zielen und den Beſcheid v. 7. Nov. 1925 als einen Berichtigungs⸗ 
beſcheid betrachten, inſoweit verfehlt, und alle Ausführungen der 
Rev., die dem entgegentreten, inſoweit gegenſtandslos, als es ſich 
um die Bekl. mit Ausnahme der Erben nach E. handelt. Nur der 
Beſcheid v. 11. Sept. 1925 war für die Entſchädigungspflicht der 
Kl. gegenüber den fraglichen Bekl. maßgebend; mit ſeiner Zuſtellung 
waren der Kl. die Entſchädigungsbeträge i. S. des Art. 21 Ac ZPO. 
und KO. bekanntgemacht, die an jene Bekl. geleiſtet werden ſollten. 
An dieſer Rechtslage gegenüber dieſen Bell. wird dadurch nichts 
geändert, daß im Beſcheide v. 7. Nov. 1925 der Beſcheid v. 11. Sept. 
1925 ausdrücklich für aufgehoben erklärt wurde. Die Rev. vertritt 
allerdings in erſter Linie den Standpunkt, daß der Beſcheid v. 
7. Nop. 1925 ſchon um deswillen maßgebend fei, weil die ordent⸗ 
lichen Gerichte nicht befugt ſeien, die Rechtsgültigkeit eines 
Verwaltungsbeſcheids nachzuprüfen. Dieſer Auffaſſung 
vermag in dieſer Allgemeinheit nicht beigetreten zu werden. Das 
BaydbesG. hat ſtets daran feſtgehalten, daß Verwaltungsbeſcheide 
zwar nicht auf ihre ſachliche, wohl aber auf ihre formale Rechts⸗ 
gültigkeit von dem ordentlichen Gerichte nachgeprüft werden dürfen 
und nachgeprüft werden müſſen, wenn in dem vor die ordentlichen 
Gerichte gehörenden Verfahren ein Verwaltungsbeſcheid von recht⸗ 
licher Bedeutung iſt. Dies muß um ſo mehr gelten, wenn das 
Betreten des Rechtswegs von der Wahrung einer Ausſchlußfriſt ab⸗ 
hängig ift, die, wie hier, mit der Bekanntmachung eines Ver⸗ 
waltungsbeſcheids beginnt. Die Untergerichte haben daher mit Recht 
zu der Frage Stellung genommen, ob der Verwaltungsbeſcheid v. 
7. Nov. 1925 den Verwaltungsbeſcheid v. 11. Sept. 1925 aufzuheben 
vermochte. 

Zu dieſer Frage ſelbſt kommt folgendes in Betracht: 

Es kann dahingeſtellt bleiben, ob und welche Verwaltungs⸗ 
beſcheide nach ihrer Rechtskraft noch einer nachträglichen Abände⸗ 
rung zugänglich ſind. Das BG. ſcheint dieſe Frage ſchlechthin ver⸗ 
neinen zu wollen und verneint ſie ſicher für den vorl. Fall; die 
Rev. verſucht das in längeren Ausführungen und unter Hinweiſen 
auf die Rſpr. und das Schrifttum zu bekämpfen. Im allgemeinen 
wird es auf die Art und den Inhalt wie auf die Bedeutung der Be⸗ 
ſcheide für das Rechtsleben ankommen, ob ſie abänderlich oder 
unabänderlich ſind. 

Die Entſchädigungsbeſcheide der Verwaltungsbehörden nach 
Art. 17 Ach ZPO. und KO. ebenſo wie die der obengenannten wei⸗ 
teren Stellen nehmen jedenfalls eine beſondere Rechtsſtellung ein; 
ſoweit ſich die Rſpr. und das Schrifttum überblicken laſſen, iſt 
darin zu der Frage, ob ſie nach ihrer Bekanntmachung an einen 
Beteiligten und der damit verbundenen Rechtskraft wieder geändert 
werden konnen, noch keine Stellung genommen. Jedes Rechtsmittel 
im Verwaltungsweg ift gegen dieſe Entſchädigungsbeſcheide aus⸗ 
geſchloſſen (VG. 13, 558; 25, 394; Dyroff, Term. S. 301 
Anm. 5). 

Im Art. 200 Abſ. 1 Satz 3 Berg®. ift das ausdrücklich hervor⸗ 
gehoben, um den Gegenſatz zum erſten Satze klarzuſtellen. Die in 
Art. 21 A3 PO. und KD. zugelaſſene Betretung des Rechtswegs 
iſt kein Rechtsmittel im Rechtsſinne, die Sache wird dadurch an 
keine übergeordnete Verwaltungsbehörde zur Nachprüfung der Richtig⸗ 
keit des Beſcheids gebracht. Mit der Feſtſtellung der Entſchädigung 
durch die Bezirksverwaltungsbehörde iſt das zunächſt dem gütlichen 
Ausgleiche dienende Verwaltungsverfahren endgültig abgeſchloſſen. 
Für eine weitere Tätigkeit der Verwaltungsbehörden iſt kein Raum, 
ſoweit es ſich um die Feſtſetzung der Entſchädigung handelt. Beſteht 
noch weiterhin Streit unter den Beteiligten, ob die verwaltungs⸗ 


58. Jahrg. 1929 Heft 49/50] 


mäßige Feſtſetzung angemeſſen iſt, ſo fällt die Sache an die bürger⸗ 
lichen Gerichte, vor die ein ſolcher Rechtsſtreit gehört. Der Rechtsweg 
darf hinſichtlich der Entſchädigung nicht ausgeſchloſſen ſein (Art. 153 
Abf. 2 RVerf.). Dieſe Grundſätze erleiden durch die Vorſchriften im 
Art. 22 AG ZPO. und KO. keinerlei Einſchränkung. An die Be⸗ 
Ranntmachung des Entſchädigungsbeſcheids an die Beteiligten iſt der 
Beginn einer Ausſchlußfriſt, nicht einer Rechtsmittelfriſt geknüpft. 
Die Bedeutung der Ausſchlußfriſt liegt darin, daß ihre Ein⸗ 
haltung der Richter von Amts wegen zu prüfen hat und 
daß es keinen Rechtsbehelf gibt, der ſelbſt bei unverſchuldeter Ver⸗ 
ſäumnis Abhilfe biciet. Eine Wiedereinſetzung in den vorigen 
Stand iſt ausgeſchloſſen. Die für die Verjährung geltenden Vor⸗ 
ſchriften finden auf die im Art. 20 beſtimmte Ausſchlußfriſt zum 
mindeſten keine allgemeine Anwendung, da das Geſetz ihre ent⸗ 
ſprechende Anwendung nicht vorſieht; es ließe ſich nur an eine ſolche 
der 88 203 und 206 BGB. denken, die auch bei den Ausſchluß⸗ 
friften der 88 1359 und 1594 Geltung haben. Die hier zu beurtei⸗ 
lende Vorſchrift hat Ahnlichkeit mit den Beſtimmungen in 8 664 
3PO., wonach der die Entmündigung ausſprechende Beſchluß binnen 
der Friſt von einem Monat im Wege der Klage angefochten werden 
kann. Dieſe Friſt ift eine Ausſchlußfriſt (NG. 40, 303; 107, 29; 
Stein⸗Jonas a. a. O. § 669 Anm. III), auf die nicht einmal 
die 88 203, 206 und 207 BGB. entſprechend angewendet werden 
dürfen. Für eine Abänderung des Entmündigungsbeſchluſſes, nach⸗ 
dem er nach Maßgabe des in 8 664 Abſ. 3 a. a. O. beſtimmten Zeit⸗ 
punktes wirkſam geworden iſt, iſt kein Raum (Stein⸗Jonas 
a. a. O. 8329 Anm. II). Sogar in den Fällen der 88 957, 958 und 
1041 ZRD. iſt die Selbſtabänderung eines erlaſſenen Ausſchluß⸗ 
urteils oder des Schiedsſpruchs durch das Gericht nicht möglich, 
obgleich die Friſt zur Erhebung der Anfechtungsklage eine Notfriſt 
iſt (88223 Abſ. 2, 3; 88 224, 233 ZPO.). Dieſelben Gründe, die 
für die Umabänderlichkeit des Entmündigungsbeſchluſſes durch den 
Entmündigungsrichter ſprechen, treffen aber auch für die hier in 
Frage kommenden Entſchädigungsbeſcheide zu. Die Rechtsſicherheit 
und die ſorgfältige Ordnung der Anfechtung dieſer Beſcheide ſind auch 
hier mit einer freien Abänderlichkeit in keiner Weiſe vereinbar 
(ogl. dazu Stein⸗Jonas a. a. O. § 329 Anm. II). 

Aus alledem muß gefolgert werden, daß ſowohl das Weſen des 
Entſchädigungsbeſcheids und die Art der Regelung, die feine Be⸗ 
ſeitigung erfahren hat, eine nachträgliche Anderung durch die Ver⸗ 
waltungsbehörde ausſchließen, ſobald er einem Beteiligten, ſei es 
dem Abtretungsberechtigten oder dem Abtretungspflichtigen, bekannt⸗ 
gemacht iſt. Auch in den oben angeführten Vorſchriften des Waſſch., 
des Fiſchch., des AnſiedelungsG., des Ödland®., des Flurbereini⸗ 
gungsG. und des Berg. hat die Sache keine andere Regelung ge⸗ 
funden. Dies ſchließt nicht aus, daß nachträglich ſachliche Ergän⸗ 
zungen eines Entſchädigungsbeſcheids erfolgen, die den ſachlichen 
Inhalt des vorangegangenen Beſcheides unberührt laſſen; ſie ſind 
wie ein neuer Entſchädigungsbeſcheid zu beurteilen (vgl. dazu RO. 
in Eger, eiſenbahnrechtliche Entſch. Bd. 24 Nr. 58). Um einen 
ſolchen ſachergänzenden Beſcheid handelt es ſich aber bei dem Be⸗ 
ſcheide v. 7. Nov. 1925 nicht. 

Die im Entſchädigungsbeſcheid v. 7. Nov. 1925 verfügte Auf⸗ 
hebung des Entſchädigungsbeſcheids v. 11. Sept. 1925 war alſo 
unzuläſſig und iſt demzufolge wirkungslos. Sie vermochte die fort⸗ 
dauernde Wirkſamkeit des Beſcheids v. 11. Sept. 1925 nicht zu 
beſeitigen. Ob, wie die Rev. der Kl. behauptet, die Verwaltungs⸗ 
behörde in Wirklichkeit den früheren Beſcheid v. 11. Sept. 1925 
aufheben wollte, oder ob ſie ſich, wie das BG. annahm, nur im 
Ausdrucke vergriff, iſt bei dieſer Sachlage ohne Belang. Denn 
wollte fie ihn aufheben, jo war dies eben unzuläſſig. 

Die Ausſchlußfriſt hatte mit Zuſtellung des Verwaltungs⸗ 
beſcheides am 17. Sept. 1925 zu laufen begonnen, war ſchon ver⸗ 
ſtrichen, als die Klage Pf.⸗Aktch. in der Zeit v. 30. Nov. bis 
5. Dez. 1925 den beteiligten Bekl. zugeſtellt wurde. Der Einwand 
der Kl., daß die Bekl. gegen Treu und Glauben durch Berufung 
auf die Unwirkſamkeit des Beſcheids v. 7. Nov. 1925 verſtoßen, iſt 
gegenüber der Amtspflicht des Richters, die Wahrung der Ausſchluß⸗ 
friſt zu prüfen, bedeutungslos. 

Hinſichtlich der Erben von E. iſt die Sachlage noch nicht zu⸗ 
verläſſig geklärt. Der Beſcheid v. 11. Sept. 1925 nennt als Ab⸗ 
tretungspflichtige und Entſchädigungsberechtigte die „Firma (us 
der Beſcheid v. 7. Nov. 1925 die einzelnen „Erben nach E.“ Die 
abzutretenden Grundſtücke und die Entſchädigungsſumme ſind hier 
wie dort dieſelben. Der erſte Beſcheid war dem zur Vertretung be⸗ 
rechtigten Firmeninhaber Karl E., der zweite Beſcheid den einzelnen 
Miterben nach E. zugeſtellt worden. LG. und BG. gehen anſcheinend 
davon aus, daß die Firma E. eine ſolche eines Einzelkaufmanns E. 
war und die Erben nach E. als Erben dieſes Einzelkaufmanns mit 
deſſen Handelsgeſchäft die Firma übernommen haben (8 1922 BGB., 
88 22, 25 HGB.). Anſcheinend von dieſer Annahme aus gelangt das 
BG. zu dem Ergebnis, daß es ſich bei der Einfügung der einzelnen 
Miterben im zweiten Beſcheid nur um eine Berichtigung, Ver⸗ 
deutlichung des erſten Beſcheides handelte. Die abzutretenden Grund⸗ 
ſtücke ſcheinen aber einem E. gehört zu haben, von welchem die 
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OHG. das Handelsgeſchäft mit der Firma E. übernommen hatte. 
Das Rev. iſt nicht in der Lage, dieſe Unklarheit ſelbſt zu be⸗ 
ſeitigen und diejenigen tatſächlichen Feſtſtellungen ſelbſt zu treffen, 
die eine zutreffende rechtliche Beurteilung der Verhältniſſe ermög⸗ 
lichen. Die Aufklärung des Sachverhalts wird unter Umſtänden 
dahin führen können, den erſten Beſcheid, ſoweit er die Firma E. 
betrifft, für unwirkſam und den zweiten Beſcheid, ſoweit er eine 
Entſchädigung zugunſten der Erben nach E., vorfieht, für wirkſam zu 
erachten, ſofern der erſte Beſcheid an Stelle der wirklich abtretungs⸗ 
pflichtigen und entſchädigungsberechtigten Perſon eine völlig andere 
Perſon als abtretungspflichtig und entſchädigungsberechtigt bezeichnet. 
Dies müßte zur Folge haben, daß dann die Ausſchlußfriſt, inner⸗ 
halb welcher die Kl. gegen den wirklichen Entſchädigungsberechtigten 
den Rechtsweg zu betreten hatte, erſt von der Bekanntmachung des 
den richtigen Abtretungspflichtigen und Entſchädigungsberechtigten 
nennenden zweiten Beſcheids v. 7. Nov. 1925 zu laufen begann, 
ſelbſt für den Fall, daß hier noch von einem Berichtigungsverfahren 
nach Art des 8320 30. geſprochen werden könnte. Denn der 
Abtretungsberechtigte und Entſchädigungspflichtige muß aus dem 
Entſchädigungsbeſcheide der Verwaltungsbehörde oder zum mindeſten 
aus den ihn begleitenden Umſtänden entnehmen können, gegen 
wen er den Rechtsweg zu betreten hat. Hiernach war inſoweit, als 
es ſich um die Erben nach E. handelt, das angefochtene Urteil auf 
zuheben und die Sache inſoweit zur anderweitigen Verhandlung und 
Entſcheidung an das BG. zurückzuverweiſen. 


(BayO52G., Urt. v. 1. Juni 1929, 1 280/28.) 


b) Strafſachen. 


3. Durch $ 361 Nr. 6a StGB. iſt auch die Ausübung 
der Unzucht in einer Wohnung nächſt einer Kirche getroffen, 
auch wenn keine nach außen wahrnehmbaren Unzuträglich— 
keiten wie Streunen in der Nähe oder anſtößiges Einführen 
der Freier hinzukommen. — Hinſichtlich der äußeren Merk⸗ 
male des 8 361 Nr. 6a genügt fahrläſſiges Verſchulden. 

Das Verbot auch ſolcher unauffälliger Unzuchtausübungen liegt 
durchaus in den Zwecken des Geſetzes. Denn abgeſehen davon, daß 
das Unzuchtgewerbe einer Perſon, die eine Wohnung in Kirchennähe 
hat und dort mit ihren Freiern verkehrt, jederzeit Formen annehmen 
kann, die auch nach außen anſtößig wahrnehmbar werden, iſt ſchon 
die bloße Tatſache, daß in Kirchennähe die Lohnunzucht geübt wird, 
mit der Auffaſſung der religiös empfindenden Bevölkerung von der 
Heiligkeit eines ſolchen Gebäudes und mit dem allgemeinen Anſtands⸗ 
und Schicklichkeitsgefühl unvereinbar. 

Hiernach verbietet § 361 Nr. 6a den Proſtituierten auch in 
ihrer Wohnung die Ausübung ihres Gewerbes, wenn dieſe Wohnung 
in der Nähe einer Kirche liegt. 

Der Umkreis einer Kirche, der zu ihrer Nähe i. S. des § 361 
Nr. 6a zu rechnen ift, läßt ſich nicht nach dem Maße beſtimmen. Die 
Geſichtspunkte der Abgrenzung müſſen dem Zweck und Ziel des Ge⸗ 
ſetzes entnommen werden. Danach iſt maßgebend, ob der Ort des 
unzüchtigen Treibens in einem ſolchen Verhältniſſe räumlicher Nähe 
zu der Kirche fteht, daß der Unzuchtsbetrieb wegen dieſer räumlichen 
Nähe geeignet iſt, von der religiös geſinnten Bevölkerung als eine 
Verletzung der Heiligkeit und Ehrwürdigkeit der Kirche empfunden 
zu werden. 

Ob eine derartige räumliche Beziehung zwiſchen dem Orte der 
Unzuchtsausübung und der Kirche beſteht, iſt eine Frage der tatſäch⸗ 
lichen Abwägung und kann nur im einzelnen Falle unter Berückſich⸗ 
tigung der Umſtände dieſes Falles entſchieden werden. 

Hinſichtlich des inneren Tatbeſtands des 8 361 iff. 6a StGB. 
hat der Senat in feiner Entſch. v. 24. Jan. 1928, Reogteg. T 
684/1928, in welcher dieſe Frage geſtreift wurde, der Meinung 
Ausdruck gegeben, daß die Tat nur vorſätzlich begangen werden könne. 
Dieſe Rechtsauffaſſung wird auch in den Komm. von Olshauſen 
(Anm. a a. E. zu 836162) und Schäfer⸗Lehmann (Anm. 35 
zu § 16 Geſchlͤr G.) geteilt. Der Sen. hat jedoch ſchon in der Entſch. 
v. 13. März 1928, Revgteg. I 52/1928 zu 5 361 Ziff. 6 StGB., bei 
dem die gleichen Geſichtspunkte maßgebend ſind, die Stellung ein⸗ 
genommen, daß wohl die äußere Tathandlung (bei $ 361° die Auf⸗ 
forderung zur Unzucht) nach ihrem begrifflichen Inhalte und Weſen 
vorſätzlich ſein müſſe, daß dagegen für die übrigen Merkmale des 
Tatbeſtandes mehr als Fahrläſſigkeit nicht zu verlangen ſei. Nach 
wiederholter Prüfung glaubt der Sen. Im Anſchluß an die von 
Hellwig in feinem Komm. z. GeſchlrG. vertretene Rechtsauf⸗ 
faſſung (Anm. 10 zu § 16) an dieſer Anſchauung feſthalten zu müſſen. 
Es kommt dabei in Betracht, daß es ſich um eine Polizeivorſchrift 
handelt, die dem Schutze wichtiger öffentlicher Intereſſen dient. Wenn 
die Durchführung dieſer Vorſchrift nicht außerordentlich erſchwert, 
wenn nicht gar im weſentlichen vereitelt werden ſoll, muß auch die 
ſahrläſſige Zuwiderhandlung bekämpft werden. Es muß daher, wie 
dies der Regel bei Polizeidelikten entſpricht, als Wille des Geſetzes 
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angenommen werden, daß in der Richtung auf die äußeren Merk- 
male, die nach $ 361 Nr. 6a die Lohnunzucht ſtrafbar machen, fahr⸗ 
läſſiges Verſchulden genügt. 


(Baydb s., StrSen., Urt. v. 18. Juni 1929, RevReg. I Nr. 363/29.) 
* 


4. 812 Bay VO. v. 22. Dez. 1913 über die Schulpflicht 
(GVBl. S. 957) ſteht nicht in Widerſpruch mit der RVerf. 
Vorausſetzungen der Abmeldung am Beſuch des Religions⸗ 
unterrichts nach SS 1, 2 Rel ͤKindErzGG. — Der Einzelrichter 
iſt nicht befugt, eine zum Jugendſchöffengericht gehörige 
Sache durch Verbindung an ſich zu bringen. — 8 473 Abf. 1 
Satz 1 StPO. iſt auf die Einſpruchseinlegung nicht an- 
wendbar. f) 

Aus der VO. v. 22. Dez. 1913 ergibt ſich, daß der von einer 
Kirchengeſellſchaft an einer Volksfortbildungsſchule eingerichtete Reli⸗ 
gionsunterricht für die Fortbildungsſchulpflichtigen des betr. Be⸗ 
kenntniſſes Pflichtfach iſt. 8 12 VO. ſteht nicht in Widerſpruch mit 
Art. 149 RVerf. Hier iſt in Abſ. 1 Satz 1 beſtimmt, daß der Reli⸗ 
gionsunterricht ordentliches Lehrfach der Schule mit Ausnahme der 
bekenntnisfreien (weltlichen) Schule iſt, und in Abſ. 1 Satz 2 ge⸗ 
ſagt, daß die Erteilung des Religionsunterrichts im Rahmen der 
Schulgeſetzgebung geregelt wird. Danach iſt es den Ländern zur 
Pflicht gemacht, den Religionsunterricht an Bekenntnisſchulen als 
ordentliches Lehrfach in den Lehrplan aufzunehmen, und ihnen die 
Ermächtigung gegeben, die ſchulmäßige Geſtaltung des Religions⸗ 
unterrichts in die Hand zu nehmen und durch die Schulgeſetzgebung 
zu regeln. Es iſt daher nicht einzuſehen, warum die Länder ge⸗ 
hindert ſein ſollten, den Religionsunterricht an Bekenntnisſchulen 
als Pflichtfach zu erklären. Wenn die Rev. auf Art. 149 Abſ. 2 
RVerf. hinweiſt und daraus den Schluß ableitet, daß kein Zwang 
zur Teilnahme eines Kindes am Religionsunterricht ausgeübt wer⸗ 
den dürfe, ſo iſt das nur in dem Sinne zutreffend, daß gegen den 
erklärten Willen desjenigen, der über die religiöſe Erziehung des 
Kindes zu beſtimmen hat, ein ſolcher Zwang nicht Platz greifen 
kann. Denn wenn Art. 149 Abſ. 2 die Teilnahme des Kindes an 
religiöfen Unterrichtsfächern, an kirchlichen Feiern und Handlungen 
der Willenserklärung desjenigen überläßt, der über die religiöſe 
Erziehung des Kindes zu beſtimmen hat, ſo iſt das nicht dahin zu 
verſtehen, daß ein Kind, das nach dem Willen des Beſtimmungs⸗ 
berechtigten eine Bekenntnisſchule beſucht, inſolange nicht zur Teil⸗ 
nahme am Religionsunterricht herangezogen werden kann, als nicht 
der Beſtimmungsberechtigte ſich mit der Teilnahme ausdrücklich ein⸗ 
verſtanden erklärt, ſondern vielmehr dahin aufzufaſſen, daß der 
Beſtimmungsberechtigte das Kind von der Teilnahme am Religions⸗ 
unterricht ausdrücklich abzumelden hat, wenn er dieſe Teilnahme 
nicht wünſcht. Der Wille, daß das Kind auch den Religionsunter⸗ 
richt beſuche, iſt eben bei einem Beſtimmungsberechtigten voraus⸗ 
zuſetzen, der das Kind in eine Bekenntnisſchule ſchickt, ohne gleich⸗ 
zeitig ſeinen Widerſpruch gegen deſſen Teilnahme am Religions⸗ 
unterricht zu erklären. Die Norm und Regel iſt, daß ein Schul⸗ 
pflichtiger den Unterricht in allen ordentlichen, in den Lehrplan auf⸗ 
genommenen Lehrfächern zu beſuchen hat. Es folgt das ſchon aus 
dem Begriffe der Schulpflicht. Infolgedeſſen bedarf es keiner be⸗ 
ſonderen Erklärung des Beſtimmungsberechtigten, daß ein eine Be⸗ 
kenntnisſchule beſuchendes Kind auch dann am Religionsunterricht 
teilzunehmen habe, wohl aber einer Erklärung, wenn der Beſtim⸗ 
mungsberechtigte die Teilnahme des Kindes am Religionsunterricht 
ausſchließen will. 

Ebenſowenig wie Art. 149 kann Art. 135 RVerf. die Be 
hauptung der BeſchwF. ſtützen, daß der Religionsunterricht an einer 
Bekenntnisſchule nicht zum Pflichtfach erklärt werden könne. 

Dem Art. 135 Satz 1 u. 2 iſt nur zu entnehmen, daß jeder Be⸗ 
wohner des Reichs in religiöſer Hinſicht denken und glauben kann, 
was er will, und daß jedermann in der ungeſtörten Religions⸗ 


Zu 4. Der Entf. iſt in vollem Umfang zuzuſtimmen. 

1. Daß die Beſtimmung des Art. 149 Abſ. 1 Satz 2 Ref. 
für alle öffentlichen und privaten Schulen gilt, die der allgemeinen 
Volksbildung dienen — mit einziger Ausnahme der bekenntnis⸗ 
freien Schulen —, alſo auch für Fortbildungsſchulen, entſpricht der 
durchaus zutreffenden herrſchenden Meinung. Vgl. Anſchütz, 
RVerf., 10. Aufl., Anm. 1; Gieſe, Verf., 7. Aufl., Anm. 1 zu 
Art. 149; a. M. einerſeits Lands, Die Schule in der WVerf., 
S. 207, der auch Berufsſchulen einbeziehen will, andererſeits 
Poetzſch⸗Heffter, Verf., 3. Aufl., Anm. Za zu Art. 149, der 
aus der Entſtehungsgeſchichte ſchließt, daß ſich jene Vorſchrift nicht 
auf Fach⸗ und Fortbildungsſchulen beziehe. Fallen Fortbildungs⸗ 
ſchulen unter die „Schulen“ des Art. 149 Abſ. 1 Satz 2, ſo ſind die 
Länder nicht nur berechtigt, ſondern auch verpflichtet, in ihnen 
Religionsunterricht erteilen zu laſſen. $ 12 BayBO. über die Schul⸗ 
pflicht v. 22. Dezember 1913 (GVBl. S. 957) ſteht demnach mit 
dem Reichsrecht nicht im Widerſpruch. 

Abſ. 2 des Art. 149 ſchränkt den Abſ. 1 ein, indem er die Teil⸗ 
nahme an religiöfen Unterrichtsfächern ... der Willenserklärung des 
jenigen überläßt, der über die religiöſe Erziehung des Kindes zu 
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ausübung ſtaatlich geſchützt iſt. Aus Satz 3 der Beſtimmung aber er⸗ 
gibt ſich, daß die allgemeinen Staatsgeſetze hiervon unberührt blei⸗ 
ben. Somit wird auch die ſtaatliche Schulgeſetzgebung davon nicht 
berührt. \ 

Dem 817 Abſ. 1 BayVD. v. 14. Aug. 1919, der jedermann 
die volle Glaubens⸗ und Gewiſſensfreiheit gewährleiſtet und auf den 
ſich die BeſchwF. zur Begründung ihrer Einwendungen ebenfalls be⸗ 
ziehen, kommt, da er inhaltlich mit Art. 135 Satz 1 WVerf. über- 
einſtimmt, eine ſelbſtändige Bedeutung nicht zu. 

Iſt ſonach ein Schulpflichtiger, der eine bay. Volksfortbildungs⸗ 
ſchule beſucht, nach der als rechtsgültig nachgewieſenen Vorſchr. in 
§ 12 der VO. über die Schulpflicht v. 22. Dez. 1913 verpflichtet, 
auch den an der Schule eingerichteten Religionsunterricht, auch wenn 
er in der Form der Chriſtenlehre erteilt wird, zu beſuchen, ſolange 
er nicht von der Teilnahme daran gem. Art. 149 Abſ. 2 Verf. 
rechtswirkſam abgemeldet iſt, ſo iſt damit dargetan, daß auch der 
Art. 58 Abſ. 2 u. 3 Pol StGB. NFaſſ. bei Vorliegen feiner Voraus⸗ 
ſetzungen zur Anwendung gelangen kann. Denn ſolange eine Pflicht 
zum Beſuch des Religionsunterrichts beſteht, muß ihre Erfüllung 
auch erzwungen werden dürfen. 

Nun iſt im gegebenen Falle allerdings feſtgeſtellt, daß der 
Angekl. R. durch eine von ihm dem zuftändigen Pfarrer überreichte 
ſchriftliche Erklärung ſeines Stiefvaters und Vormundes G., der 
ſchulpflichtige F. durch eine dem Schulleiter nur vorgezeigte ſchrift⸗ 
liche Erklärung ſeines Vaters, und der ſchulpflichtige K. durch eine 
von ihm beim zuſtändigen Pfarrer abgelieferte ſchriftliche Erklärung 
ſeines Vaters vom Religionsunterricht abgemeldet wurden und da⸗ 
mit ihr fortgeſetztes Fernbleiben von der Chriſtenlehre rechtfertigen 
wollen. Bezüglich des ſchulpflichtigen K. haben die Ermittlungen er⸗ 
geben, daß die überbrachte Erklärung nur als eine in vornhinein 
abgegebene Entſchuldigung von Fall zu Fall gelten ſollte. Es hat 
darauf nicht anzukommen. Denn ſämtliche erwähnten Abmelde⸗ 
erklärungen waren rechtsunwirkſam. 

Die Ehen der Eltern des F. und des K. beſtehen noch. Somit 
könnten die Väter dieſer Knaben ſie ohne Zuſtimmung der Mütter 
nicht rechtswirkſam vom Religionsunterricht abmelden (88 1 u. 2 
Abſ. 2 Rel KindErz6h.). Die Zuſtimmung der Ehefrauen liegt nicht vor. 
Eine Entſch. des VormGer. i. S. § 2 Abſ. 3 iſt nicht ergangen. 

Auch der Angekl. R. iſt ehelich geboren. Sein Vater iſt ge⸗ 
ſtorben, ſeine Mutter lebt noch und iſt jetzt mit ſeinem Vormund G. 
verheiratet. Da ihr das Recht der Sorge für die Perſon ihres 
Sohnes nicht etwa entzogen ift, hat fie nach 8 1 RelKindeErzcG. und 
8 1697 Satz 2 BGB. allein die Befugnis, ihren Sohn vom Reli⸗ 
gionsunterricht abzumelden, während ihrem jetzigen Ehemann und 
Vormund ihres Sohnes gem. $ 1697 Satz 2 mit $ 1696 BGB. nur 
das Recht zuſteht, ſie bei Abgabe dieſer Erklärung zu verbeiſtanden. 
Hieraus erhellt, daß die von dem Vormund G. für den Angekl. R. 
betätigte Abmeldung vom Religionsunterricht nicht rechtswirkſam 
ſein kann, da die Mutter des R. ſelbſt eine ſolche Abmeldung nicht 
erklärt hat. 

Dem Einwand der BeſchwF., daß die Zuſtimmung der Mütter 
der genannten drei Schulpflichtigen zur Abmeldung vom Religions⸗ 
unterricht mangels entgegenſtehender Feſtſtellungen zu vermuten ſei, 
kommt keine rechtliche Bedeutung bei. Abgeſehen davon, daß es 
keineswegs ſelbſtverſtändlich iſt, dieſe Zuſtimmung vorauszuſetzen, 
muß der Beſtimmungsberechtigte den Willen, daß das Kind nicht an 
dem Religionsunterricht teilnehmen ſolle, ausdrücklich und un⸗ 
zweifelhaft — ſchriftlich oder mündlich — an der zuſtändigen Stelle 
erklären, um eine rechtswirkſame Abmeldung zu begründen. Das 
erfordert ſchon die Wichtigkeit des Rechtsvorganges. Im übrigen iſt 
es auch durch einen Akt der Schulgeſetzgebung — in Abſ. 1 Ziff. 1 
letzter Abſ. der VO. des Staatsmin. für Unterricht, den Beſuch des 
Religionsunterrichts uſw. betr. v. 25. Jan. 1919/6. Mai 1920 
(GVBl. 1919, 25 u. 1920, 260) — vorgeſchrieben. 

Auch ein weiterer Einwand der Rev. erweiſt ſich als unbe⸗ 


beſtimmen hat. Die Auslegung dieſer Vorſchrift iſt ſtrittig. An⸗ 
ſchütz (Anm. 2 zu Art. 149) verlangt, daß die Ablehnung des 
Religionsunterrichts erklärt werde; ebenſo ein Erlaß des preuß. 
Unterrichtsmin. v. 29. März 1924, Zentralbl. f. d. preuß. Unter⸗ 
richtsverw., S. 122, gebilligt vom KG., PrVerwBl. 48, 422, 433 
(ſ. Anſchütz a. a. O.). Vgl. auch § 2 Abſ. 2 RelKindcerzG. v. 
15. Juli 1921 (RG Bl. S. 939: „vom Religionsunterricht abge⸗ 
meldet“. Demgegenüber vertreten Lande, Die Schule in der 
Verf., S. 211, und die dort in Anm. 743 angef. Schriftſteller, ins⸗ 
bei. Poetzſch⸗Heffter, Anm. 7b zur Art. 149, die Auffaſſung, 
daß eine Erklärung für die Teilnahme erforderlich ſei; dann 
aber wird man die Anmeldung zur Bekenntnisſchule, mindeſtens 
i. Verb. m. einem längere Zeit dauernden Beſuch des Religionsunter⸗ 
richts, als eine ſolche Erklärung gelten laſſen müffen (vgl. 
Poetzſch⸗Heffter a. a. O.). Eine Erklärung der Reichsregierung 
v. 4. Febr. 1921 (Sten Ber. S. 2384) hält ſowohl die (hamburgiſche) 
Forderung einer pofitiven Erklärung wie die (ſächſ.) Befragung, 
ob Teilnahme am Religionsunterricht oder nicht, mit Art. 149 
Abſ. 2 für vereinbar (Lands a. a. O. S. 211 Anm. 243). Das 
Bay Obs. hat ſich in Übereinſtimmung mit der bay. Verwaltungs⸗ 
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gründet, nämlich der, daß die hier in Betracht kommenden Schul⸗ 
pflichtigen, weil ſie über 14 Jahre alt waren, ſich ſelbſtändig vom 
Religionsunterricht abmelden konnten. Er ſcheitert jedenfalls an 
den Feſtſtellungen. Denn eine von den Schulpflichtigen im eigenen 
Namen vorgenommene Abmeldung kommt nicht in Frage, da die 
Abmeldeerklärung nach dem feſtgeſtellten Sachverhalt von den 
Vätern und dem Vormund abgegeben und von den Schulpflichtigen 
im Auftrage ihrer Väter und bzw. des Vormunds an das Pfarr⸗ 
amt und die Schule nur überbracht wurde. 

Wenn von dem Angekl. M. geltend gemacht wird, daß er für 
die feſtgeſtellten Chriſtenlehrverſäumniſſe der genannten Schulpflich⸗ 
tigen nicht verantwortlich gemacht werden könne, weil er nicht als 
Erziehungsberechtigter (Lehrherr) in Betracht komme, ſo kann er 
nach den Ausführungen des Erſtrichters auch mit dieſer Verteidi⸗ 
gung nicht durchdringen. Es iſt feſtgeſtellt, daß R., F. und K. ihm 
von deren Eltern bzw. dem Vormund zur Ausbildung in der Muſik 
in die Lehre gegeben waren, bei ihm Wohnung und Verpflegung 
hatten, bei ihm auch noch blieben, als die Lehrverträge vom Be⸗ 
zirksamt für ungültig erklärt waren, und ſeinen Anordnungen und 
Weiſungen nach dem Willen der Eltern und des Vormunds Folge 
zu leiſten hatten. Somit war ihm die Lehr⸗ und Erziehungsgewalt 
über die Knaben von den hierzu Berechtigten mit ſeinem Willen 
tatſächlich übertragen. Dies genügt, um das Tatbeſtandsmerkmal 
des Lehrherrn und Erziehungsberechtigten i. S. des Art. 58 Abſ. 2 
Pol StGB. darzutun. Daß die Lehrvertrage vom Bezirksamt als 
ungültig erklärt wurden, iſt gleichgültig. Im übrigen waren dem 
Angekl. M. nach dieſen Feſtſtellungen die Knaben auch durch be⸗ 
ſonderen Auftrag anvertraut; er war alſo auch nach $ 21 Abſ. 2 
BapVerfUrk. verpflichtet, die Knaben während der Dauer der geſetz⸗ 
lichen Schulpflicht zum Schulbeſuch einſchließlich des Religionsunter⸗ 
richts anzuhalten. Sofern er wirklich angenommen haben ſolle, nicht 
Erziehungsberechtigter (Lehrherr) zu ſein, hätte er ſich in einem 
unbeachtlichen Strafrechtsirrtum befunden. 

Es wird auch eingewendet, daß der Angekl. M. die genannten 
Schulpflichtigen an den in Betracht kommenden Sonntagen zur 
Mitwirkung bei ſeinen Muſikaufführungen benötigt habe. Abge⸗ 
ſehen davon, daß dies nicht auf alle in Frage ſtehenden Sonntage 
zutrifft, kann hierin ein genügender Entſchuldigungsgrund i. S. 
des Art. 58 Abſ. 2 u. 3 PolStc B. nicht ohne weiteres erblickt wer⸗ 
den. Der Angekl. wäre nach $ 10 Bek. d. Staatsmin. für Unterricht 
und Kultus v. 23. Juni 1923 über die Behandlung der Schulver⸗ 
ſäumniſſe (Min ABl. S. 56) verpflichtet geweſen, den Schulleiter 
oder Religionslehrer von dem Hinderungsgrund jeweils rechtzeitig 
in Kenntnis zu ſetzen und um Befreiung der Schulpflichtigen vom 
Beſuche der Chriſtenlehre für die fraglichen Sonntage nachzuſuchen. 

Es iſt gerügt, daß das AG. G. mit Beſchl. v. 25. Mai 1928 
die Straſſache gegen den jugendlichen Angebl. R. mit der beim 
Einzelrichter anhängigen Strafſache gegen den Angekl. Mr. gem. 
826 Abſ. 2 IG. und 88 2ff. SERD. verbunden und daß der 
Einzelrichter zufolge dieſer Verbindung dann auch über den Angekl. 
R. abgeurteilt hat. Die Rev. iſt der Meinung, daß mit der Ver⸗ 
bindung an fi ſchon 8 26 Abſ. 2 JGG, verletzt und vor allem die 
Aburteilung durch den Einzelrichter unzuläſſig geweſen ſei. Demgegen⸗ 
über iſt zu bemerken, daß $ 26 Abſ. 2 JGG. die Verbindung einer 
Jugendſache mit dem Verfahren gegen einen Erwachſenen nicht un⸗ 
bedingt ausſchließt, da es ſich dabei nur um eine Sollvorſchrift 
handelt. Immerhin iſt es für die Beurteilung der hier zu entſchei⸗ 
denden Rechtsfrage nicht ganz gleichgültig, daß 8 26 Abf. 2 FO. 
nicht etwa dahin lautet, daß die Verbindung ausnahmsweiſe zu⸗ 
läſſig ſei, ſondern dahin geht, daß Jugendſachen mit Strafſachen 
egen Erwachſene nicht verbunden werden ſollen. Damit iſt zum 

usdruck gebracht, daß der Geſetzgeber die Verbindung nicht haben 
will. Der Geſetzgeber geht eben von der Erwägung aus, daß der 
Jugendliche — von der Erlaſſung eines Strafbefehls in einem ge⸗ 
gebenen Fall abgeſehen — in einem Verfahren abgeurteilt werden 
ſoll, das mit den Kautelen umgeben it, wie ſie 8 17 Abſ. 1 Ich. 


praxis (VO. v. 25. Jan. 1919 und 6. Mai 1920, GVBl. 1919, 25 
und 1920, 260) der Auffafjung von Anſchütz angeſchloſſen. 

Daß Art. 149 Abſ. 1 Satz 1 durch Art. 135 Verf. nicht be⸗ 
rührt wird, ſondern ein „allgemeines Staatsgeſetz“ i. S. jener Vor⸗ 
ſchrift darſtellt, bedarf keiner weiteren Begründung; ebenſowenig 
die Wirkungsloſigkeit des mit Art. 135 Satz 1 inhaltlich überein⸗ 
ſtimmenden 8 17 Abſ. 1 Bap Verf. 

2. Das Reichsrecht enthält keine Strafvorſchriften zur Durch⸗ 
führung von Schulpflicht und Schulbeſuch, ſondern überläßt die Auf⸗ 
ng ſolcher Normen dem Landesrecht (vgl. Lands ©. 161 
Anm. 554). Nach Art. 58 Abſ. 2 PolStcB. i. d. Faſſ. des 8 33 
Schul Aufſch. v. 1. Aug. 1922 (GVBl. S. 385) ſind ſtrafbar Er⸗ 
ziehungsberechtigte, die es ohne genügenden Grund unterlaſſen, die 
ihrer Erziehungsgewalt unterſtellten Kinder zum Beſuche des Unter⸗ 
richts anzuhalten, ferner die Perſonen, denen die Erziehung ſchul⸗ 
pflichtiger Kinder übertragen it, insbeſ. die Vorſtände von Er⸗ 
ziehungsanſtalten und die Dienſt⸗ und Lehrherren. Abſ. 3 bedroht 
mit Strafe Schulpflichtige, die aus eigenem Verſchulden den Beſuch 
des Unterrichts der Fortbildungsſchule verſäumen. Gegen die An⸗ 
wendung biefer Vorſchriften auf den Beſuch des Religionsunterrichts, 
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vorſieht und deren eine der Geſetzgeber in der für jeden Straffall, 
auch für Übertretungsſachen, erforderlichen höheren Zahl der zur Ab⸗ 
urteilung eines Jugendlichen berufenen Richter erblickt. Schon hieraus 
mag geſchloſſen werden dürfen, daß die Verbindung einer Jugend⸗ 
ſache mit einer bei dem Einzelrichter anhängigen Strafſache gegen 
einen Erwachſenen dem Willen des Geſetzgebers nicht entſpricht. 
Dazu kommt, daß nach einem die StPO. beherrſchenden Grund⸗ 
gedanken die Verbindung nur bei dem Gerichte eintreten kann, 
welchem die gleiche oder die höhere Zuſtändigkeit zukommt, und 
daß daher kein Gericht eine Sache durch Verbindung an ſich ziehen 
Kann, die an fi) der Entſch. eines Gerichts mit höherer Zuſtändig⸗ 
Reit unterſteht (vgl. Löwe⸗Roſenberg, 17. Aufl., Bem. Za, und 
Feiſenberger, Bem. 4, je zu 8 2 StPO.). Das SchöffG. iſt 
im Verhältnis zum AR. (Einzelrichter) ein ſolches Gericht mit 
höherer Zuständigkeit (vgl. BayobGSt 25, 234 = 23. 1926, 180; 
Feiſenberger a. a. O.). Der Einzelrichter iſt daher nicht befugt, 
eine zum JugSchöffc G. gehörige Sache durch Verbindung an ſich 
zu bringen. Daran ändert im vorliegenden Falle, wo es ſich um 
die Verbindung von Übertretungsſachen handelt, nichts, daß der 
Einzelrichter im Verfahren gegen Erwachſene für Übertretungen zu⸗ 
ſtändig iſt; denn entſcheidend iſt, daß dem JugSchöffGG. im allge 
meinen die höhere Zuſtändigkeit beiwohnt. Soweit in der Entſch. 
des BayObsG. v. 21. April 1927, RevReg. II 8/7, etwa eine 
abweichende Anſchauung vertreten ſein ſollte, kann ſich der erk. Sen. 
ihr nicht anſchließen. Er erachtet zwar für richtig, was Kieſo w 
unter 3 f zu § 26 JG. bemerkt, daß nach erfolgter Verbindung 
der Jugendliche vor dem Gericht und in dem Verfahren Recht zu 
nehmen hat, das für den Erwachſenen gilt, verſteht dies aber dahin, 
daß eine zuläſſige Verbindung hierfür Vorausſetzung iſt. 

Somit iſt im vorliegenden Falle durch die Aburteilung des 
Angekl. R. im Verfahren vor dem Einzelrichter das Verfahrens⸗ 
recht verletzt und ein Reviſionsgrund nach 8 338 Nr. 4 StPO. ge 
geben. Es mußte daher das angefochtene Urt. ſamt den ihm zu⸗ 
grunde liegenden Feſtſtellungen, ſoweit es den Angekl. R. ſchuldig 
ſprach, und auch die Koſtenentſch. gegen G. aufgehoben und die Sache 
an das Jugcher. des AG. G. zur anderweitigen Verhandlung und 
Entſch. zurückverwieſen werden. Dieſes wird auch über die Koſten 
der Rev. des G. zu entſcheiden haben. Im Falle einer abermaligen 
Verurteilung des Angekl. R. werden dem Angekl. ſelbſt und nicht 
ſeinem Vormund G. die Koſten des Verfahrens erſter Inſtanz auf⸗ 
zuerlegen ſein. Denn die in dem aufgehobenen Urt. vertretene An⸗ 
ſicht, daß G. koſtenpflichtig ſei, weil er nach § 298 StPO. kraft 
eigenen Rechtes Einſpruch gegen den gegen ſeinen Mündel erlaſſenen 
Strafbefehl eingelegt habe, kann nicht gebilligt werden. Für das 
Verfahren der erſten Inſtanz iſt allein 8 465 StPO. maßgebend, 
der vorſchreibt, daß die Koſten der Angekl. zu tragen hat, wenn 
er zu Strafe verurteilt wird. $ 473 Abſ. 1 Satz 1 StPO. iſt auf 
die Einſpruchseinlegung nicht anwendbar, da der Einſpruch kein 
Rechtsmittel iſt. Im übrigen haftet der geſetzliche Vertreter eines 
Angekl., auch wenn er für dieſen Kraft eigenen Rechtes (8 298 
SEO.) ein Rechtsmittel eingelegt und wegen Erfolgloſigkeit des 
Rechtsmittels gem. 8 473 Abſ. 1 StPO. in die Koſten des Rechts⸗ 
mittels verurteilt wird, für dieſe nicht mit ſeinem eigenen Ver⸗ 
mögen, ſondern nur mit dem Vermögen der von ihm vertretenen 
Perſon (vgl. Löwe⸗Roſenberg, Bem. 3b zu § 473 SPD.) 

(BayobsG., StrSen., Urt. v. 13. Dez. 1928, RevReg. II Nr. 549/28.) 


Oberlandesgerichte. 
Berlin. a) Zivilſachen. 


1. 88 4, 22 MietSchG. Iſt auf die Räumungsklage 
des Hauswirtes bezüglich einer Dienſtwohnung die Voll⸗ 
ſtreckung ſtatt von der Sicherung eines Erſatzraumes da⸗ 
von abhängig gemacht worden, daß der Vermieter an den 


wenn und ſolange eine rechtswirkſame Abmeldung nicht vorliegt, 
beſteht kein Bedenken. Vgl. auch Meinzolt, Bay. Volkesſchulrecht, 
1926, S. 70, der jedoch die Abmeldung erſt mit der Genehmigung 
der Schulaufſichtsbehörde wirkſam werden läßt (ebenſo Biff. 1 BO. 
v. 25. Jan. 1919). Letzteres widerſpricht dem Reichsrecht (Art. 149 
RVerf.). Lands S. 212. 

Das Bay Obs. hat zutreffend dargelegt, daß im vorliegenden 
Fall eine rechtswirkſame Erklärung nicht abgegeben worden iſt. 
Den Satz, daß die Zuſtimmung der Mutter nicht von vornherein 
zu vermuten ſei, halte ich vom Standpunkt des — allein maß⸗ 
gebenden — Reichsrechts für durchaus richtig. 

3. Die weiteren ſtrafrechtlichen und verfahrensrechtlichen Aus⸗ 
führungen geben keinen Anlaß zu Bemerkungen. Daß das Shöff®. 
im Verhältnis zum AR. ein Gericht mit höherer Zuſtändigkeit dar⸗ 
ſtellt, iſt allgemein anerkannt (fo auch Schwarz, StPD., Anm 1 
zu § 2); die Verbindung war daher unzuläſſig, und es ergaben ſich 
die vom VBayobL®. gezogenen Folgerungen. Auch der Ausſpruch 
über die Koſten verdient Zuſtimmung. 


RegAſſ. Dr. Emig, Ansbach. 
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Mieter einen angemeſſenen Geldbetrag für den Umzug 
und die Unterkunftsbeſchaffung zahlt, dann iſt dieſe Zah⸗ 
lung auch im Falle einer freiwilligen Räumung zu leiſten. f) 

Aus dem Schweigen des Geſetzes für den Fall, daß die Räu⸗ 
mung behufs Befriedigung des Vermieteranſpruchs freiwillig er⸗ 
folgt, iſt nicht der Schluß zu ziehen, daß hier die Zahlungspflicht des 
Vermieters fortfällt. Nach dem Sinn der 88 4 u. 22 MietSch c. 
kann auch dem freiwillig räumenden Mieter der Erſatz⸗ bzw. Ab⸗ 
findungsanſpruch nicht verlorengehen. Sonſt käme man zu dem 
unhaltbaren Ergebnis, daß der Mieter ſich die Abfindungsſumme 
nur durch beharrliche Nichtbefolgung des Urteilsausſpruches ver⸗ 
ſchaffen kann, indem er nämlich den Vermieter zur Vornahme der 
zwangsweiſen Räumung zwingt und ihn zu dieſen erheblichen Koſten 
nötigt. Dann wäre aber die Abfindungsſumme als eine Prämie für 
Ungehorſam gegenüber richterlichen Urteilen zu werten. Dies kann 
niemals die Abſicht des auf Wahrung der Rechtsordnung bedachten 
Geſetzgebers geweſen ſein. Der Mieter würde ſelbſt dann keinen 
Anſpruch auf die Abfindungsſumme haben, wenn er noch unmittel⸗ 
bar vor dem zur Vollſtreckung angeſetzten Termin zur Wahrung 
ſeines Anſpruches freiwillig räumt. Nicht die Zwangsvollſtreckung 
allein, ſondern die Durchführung des Anſpruchs auf Aufhebung des 
Mietverhältniſſes und Räumung ſoll dem Vermieter nur gegen Er⸗ 
ſtattung der Umzugskoſten im Falle des 8 4 Abſ. 3 MietSchch. oder 
einer angemeſſenen Summe im Falle des 8 22 a. a. O. geſtattet 
ſein. Hierfür ſpricht auch in gewiſſer Weiſe die Beſtimmung des 
9 4 Abſ. 6 MietSchG., daß auf Antrag des Mieters durch Einſtw⸗ 
Verfügung die Hinterlegung des in Abf. 4 bezeichneten Umzugs⸗ 
koſtenbetrages angeordnet werden kann, wenn der Mieter mit 
der erforderlichen behördlichen Genehmigung (8 31) einen Erſatz⸗ 
raum gemietet hat. 

Dieſe Regelung wäre unverſtändlich, wenn dem Mieter für den 
Fall der freiwilligen Räumung nicht ebenfalls der Anſpruch auf die 
Umzugskoſten uſw. zuzuſprechen wäre. Zwar beſteht der Unterſchied 
i. d. Faſſ. der 88 4 u. 22 Miet Sch. inſofern, als § 4 a. a. O. davon 
ſpricht, daß das Gericht den Vermieter zum Erſatz der Umzugskoſten 
verpflichten kann, wohingegen § 22 nur ſagt, daß die Zwangs⸗ 
vollſtreckung von der Zahlung eines angemeſſenen Betrages ab⸗ 
hängig gemacht werden kann. Wäre dieſer Unterſchied aber 
nicht nur ein ſtiliſtiſcher Zufall im Ausdruck, dem der Geſetzgeber 
ſelbſt keinerlei Bedeutung beigemeſſen hat, ſo wäre das Schweigen 
der Materialien des Geſetzes in dieſem Punkte unerklärlich. 

Auch Abſ. 4 des § 4 MietSchG. beſtimmt, daß, ſoweit die Er⸗ 
ſatzpflicht ausgeſprochen wird, auf Antrag des Mieters die Zwangs- 
vollſtreckung von der Hinterlegung eines die zugebilligten Um⸗ 
zugskoſten deckenden Betrages abhängig zu machen iſt. Mag nun 
auch $ 22 MietSchG. in erſter Linie eine Beſſerſtellung des Ver⸗ 
mieters enthalten, indem dieſer die Durchführung des Urteils ſchon 


Zu 1. J. Es hätte nicht einer ſo umſtändlichen, im weſentlichen 
auf Zweckmäßigkeitserwägungen und Wortinterpretation geſtützten 
Begründung bedurft, um ein geradezu unſinniges Ergebnis abzu⸗ 
lehnen. Poſitiv ſind damit die Fragen, die ſich an die urteilsmäßige 
Feſtſetzung einer Geldentſchädigung nach 8 4 Abſ. 3 und 8 22 MSchch. 
knüpfen, nicht beantwortet. Die Zuerkennung einer Geldentſchädigung 
kann nicht der Zubilligung eines Erſatzraums in der rechtlichen Be⸗ 
handlung gleichgeſetzt werden. Im letzteren Fall wird dem Mieter nur 
Zwangsvollſtreckungsſchutz gewährt. Ein ſelbſtändig verfolgbarer An⸗ 
ſpruch auf Verſchaffung einer Erſatzwohnung ſteht ihm gegenüber dem 
Vermieter nicht zu. Tut der Vermieter nichts, um einen Erſatzraum 
zur Verfügung zu ſtellen, jo iſt die Folge hieraus nach § 6 Abſ. 4 
lediglich die, daß eben das Mietverhältnis weiter fortgeſetzt wird. 
Darin liegt alſo ein zuläſſiger einſeitiger Verzicht des Vermieters 
auf den ihm durch Urt. zuerkannten Räumungsanſpruch, mindeſtens 
für die Zeit, während der er untätig bleibt. Aber die Frage, ob 
und mit welcher Wirkung der Vermieter einſeitig auf den Urteils⸗ 
anſpruch zu verzichten vermag, iſt an ſich belanglos, weil auch ohne 
ſolchen Verzichtswillen den Vermieter bei mangelndem Erfolg ſeiner 
Bemühungen die gleiche Rechtsfolge trifft. Zur Neubegründung eines 
Mietverhältniſſes zwiſchen den Parteien mit der Folge völliger Be⸗ 
feitigung der Urteilswirkungen, insbeſ. auch der in § 6 Abſ. 5 ge⸗ 
währten Möglichkeit würde der einſeitige Verzicht des Vermieters 
niemals genügen. Nur ein Verzichtvertrag der Parteien wird hierfür 
die Grundlage abgeben können. 

Ganz anders, wenn die Zwangsvollſtreckung von der Zahlung 
einer Geldentſchädigung abhängig gemacht wird. Wohl ift auch hier 
der Schutz des Mieters gegen eine ihn der Not ausſetzende Zwangs⸗ 
vollſtreckung Zweck des Urteilsausſpruchs, aber nicht der einzige. 
Vielmehr erhält der Mieter einen ſelbſtändig verfolgbaren Anſpruch, 
der allerdings nur Zug um Zug gegen die dem Mieter auferlegte 
Leiſtung, die Räumung, geltend gemacht werden kann und im Fall 
des 9 4 Abſ. 3 noch weiter von der Durchführung eines Umzugs und 
dem Nachweis der erwachſenen Koſten abhängig iſt. Es handelt ſich 
um ein durch Richterſpruch erzeugtes gegenſeitiges Schuldverhältnis, 
ähnlich wie das Meg. ein ſolches durch Feſtſetzung eines Zwangs⸗ 
mietvertrags oder die Zwangs wirtſchaftsbehörde nach 85 Wohn⸗ 
mangd. durch Verwaltungsakt zu ſchaffen vermag. Das ergibt ſich 
auch daraus, daß bei Zuerkennung einer Geldentſchädigung eine 
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dadurch erreichen kann, daß er an Stelle der Sicherung eines Erſatz⸗ 
raums an den Mieter einen angemeſſenen Geldbetrag für den 
Umzug und die Unterkunftsbeſchaffung zahlt, jo ſoll er dieſe Beſſer⸗ 
ſtellung doch nur dadurch erreichen können, daß er dem Mieter einen 
Betrag zahlt, der dieſem den Umzug und die Beſchaffung einer Unter⸗ 
kunft ermöglicht. Die Durchführung des Urteils wird dann dem 
Mieter zugemutet, weil er durch die Zahlung des Betrages die Mittel 
erhält, die zur Beſchaffung einer anderen Unterkunft nötig ſind. 
Nicht nur der Vermieter kann den Abhängigkeitsanſpruch beantragen, 
auch der Mieter hat das Recht dazu, ſich dieſen Betrag für die Durch⸗ 
führung des Urteilsanſpruchs zu ſichern. Es würde alſo dem Sinn 
und Zweck der Beſtimmung widerſprechen, wenn der Vermieter ſich 
darauf berufen könnte, daß der Mieter die verlangte Räumung vor⸗ 
nimmt und dem Urteilsſpruche genügt, ohne daß er es zur Zwangs⸗ 
vollſtreckung hat kommen laſſen. Eine Auslegung, daß der Mieter 
nur im Falle des Abſ. 3 des 8 4 Miet Sch. einen Anſpruch auf 
Erſatz der Umzugskoſten hat (nämlich der, zu deren Tragung ihn das 
Gericht für verpflichtet erklärt), daß er aber im Falle des 8 22 
a. a. O. einen ſolchen Anſpruch überhaupt nicht hat, entbehrt daher 
einer inneren, nicht bloß im Wortlaut geſuchten Begründung, um 
ſo mehr, als der Vermieter in beiden Fällen die Räume wegen 
Eigenbedarfs (im erſten Falle für ſich, im zweiten für den Nach⸗ 
folger des Mieters im Dienſtverhältnis) zugeſprochen erhält. Es 
geht daher nicht an, die Zahlungspflicht des Vermieters im Falle 
des $ 22 MietSchch. nur bei Vollſtreckung des Urteils anzuerkennen, 
nicht aber bei Durchführung des Urteils ohne dieſe. Denn letzteres 
würde zu einer vom Geſetzgeber nicht gewollten Beporzugung des 
Vermieters und Benachteiligung des Mieters führen. 

Demgemäß war davon auszugehen, daß dem Kl. mit der Rechts⸗ 
kraft des LGurt. v. 30. Nov. 1927 nicht nur die Pflicht zur Räu⸗ 
mung der Wohnung erwachſen war, ſondern auch ein Geldanſpruch 
von 550 AM für den Fall, daß er dieſer Räumungspflicht freiwillig 
oder durch Vollſtreckungszwang genügte (ebenjo Stern, Miet Sch., 
9. Aufl., 1926, zu $ 22 Anm. B II I; Gramſe, MietShG., 1928, 
zu § 4 Anm. 9, S. 74; ferner LG. Nordhauſen in der Entſch. v. 
13. Okt. 1925: NaumbͤK Z. 1925/26, 35). 

Nachdem ſomit eine wechſelſeitige Abhängigkeit von Räumungs⸗ 
und Zahlungspflicht geſchaffen war, konnte der Bell. ſich nicht 
einſeitig von dieſer durch Richterſpruch geſchaffenen Rechtslage los⸗ 
ſagen (ebenfo Stern a. a. O. Hertel, MietSchch., Bd. I, 4. Aufl., 
1926, zu $ 22 Bem. IIe S. 206 a. E.; Gramſe a. a. O., ſowie be⸗ 
ſonders die amtliche Begründung zu 8 4 MietSh®.: Stern a. a. O. 
S. 392). Es handelt ſich aber bei der Erſatzſumme nicht lediglich um 
eine Vorausſetzung für den Kl., um die Vollſtreckung aus dem Urteil 
betreiben zu können, etwa ſo, wie aus einem gegen Sicherheits⸗ 
leiſtung für vorläufig vollſtreckbar erklärten Urteil nur nach Hinter⸗ 
legung des feſtgeſetzten Betrages gegen den Bell. vorgegangen wer⸗ 


Fortſetzung des Mietverhältniſſes als Folge der Nichtleiſtung durch 
den Vermieter nach § 6 Abſ. 4 nicht ſtattfindet. Dieſes ſchuldrecht⸗ 
liche Verhältnis bei Fortſetzung der Raumbenutzung iſt durch ein 
auf Zahlung der Entſchädigung gerichtetes Schuldverhältnis erſetzt. 
Der Mieter kann ſich hier nicht wie bei der Zubilligung eines Erſatz⸗ 
raums einfach paſſiv verhalten. Es wird ihm zugemutet, ſelbſt ſich 
eine andere Unterkunft zu ſchaffen, und dafür hat er die Geldzahlung 
des Vermieters zu beanſpruchen. Der Anſpruch iſt deshalb von der 
Zwangsvollſtreckung des Vermieters losgelöſt, nicht bloß von deſſen 
Verhalten abhängig. Daraus ergibt ſich denn auch, daß der Ver⸗ 
mieter nicht einfeitig auf dieſe Urteilswirkung verzichten kann, indem 
er von der Zwangsvollſtreckung Abſtand nimmt. Denn es handelt 
ſich nicht nur um die ihm zuſtehenden Anſprüche, ſondern auch um 
einen ſolchen des Mieters, über den der Vermieter nicht verfügen 
kann. Der Mieter iſt auf den guten Willen des Vermieters nicht mehr 
angewieſen. Das bedeutet für ihn u. U. einen weſentlichen Vorteil. 
Er kann ſich die ihm paſſende Wohnung ſelber ſuchen — allerdings 
ermangelt er nunmehr des Tauſchrechts — und er iſt nicht ge⸗ 
zwungen, in unhaltbar gewordenen Verhältniſſen weiter auszuharren, 
weil der Vermieter ihm die Möglichkeit zum Wohnungswechſel nicht 
bietet. Andererſeits wird der Umſtand, daß nunmehr bei weiterem 
Verbleiben des Mieters in der zu räumenden Wohnung ein vertrag⸗ 
loſer Zuſtand herrſcht, der den Vermieter von allen Verpflichtungen 
eines Mietverhältniſſes entbindet und den Mieter zur Zahlung einer 
meiſt über den Mietzins hinausgehenden Entſchädigung nach 8 557 
BGB. verpflichtet, den Mieter zur baldigen Räumung veranlaſſen, 
auch ohne daß der Vermieter auf Räumung drängt und ſich zur 
Zahlung der Entſchädigung erbietet. Das iſt ein weiterer Grund, der zur 
Annahme eines ſelbſtändig einklagbaren Anſpruchs des Mieters zwingt. 

II. Was die Anwendbarkeit des 8 568 BGB. auf den 
vorliegenden Tatbeſtand anlangt, ſo habe ich ſchon früher (Mietrecht 
S. 322) ausgeſprochen, daß dieſe Auslegungsregel für die unter 
Mieterſchutz ſtehenden Verträge nicht mehr in Frage kommt (ebenſo 
Hertel, Mieterſchutz, I, 4. Aufl., S. 113). Keine der beiden Parteien 
hat nach ergangenem Aufhebungsurteil noch nötig, ihren der Fort⸗ 
ſetzung des Mietverhältniſſes entgegenſtehenden Willen dem anderen 
Teil gegenüber beſonders zum Ausdruck zu bringen. Die Vorſchrift 
des 8 568 iſt nicht für Fälle zugeſchnitten, in denen die Parteien über 
die Auflöſung des Mietverhältniſſes erbittert prozeſſiert haben und 
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den kann. Denn im letzteren Fall ſoll die Hinterlegung den vorläufi⸗ 
gen Zugriff des Gläubigers ermöglichen, während ſchon die Voll⸗ 
ſtreckung des Urteils zur Zahlung der feſtgeſetzten Summe verpflichtet. 
Der Vergleich mit einem gegen Sicherheitsleiſtung vorläufig voll⸗ 
ſtreckbaren Urteil ift hier aljo weder zuläſſig noch geeignet, irgendwie 
brauchbare Ergebniſſe zu liefern. 

Selbſt wenn man aber annehmen wollte, daß der Bekl. auf 
die Rechte aus dem Räumungsurteil trotz der darin ihm auferlegten 
Zahlungspflicht nachträglich noch hätte verzichten können, ſo hätte 
von ſeiner Seite, nicht von ſeiten des Kl., eine dementsprechende 
ausdrückliche Erklärung abgegeben werden müſſen. Dies aber hat 
der Bekl. ſelbſt nicht vorgetragen. Noch weniger läßt ſein Vor⸗ 
bringen erkennen, daß etwa ein hierauf gerichteter Vertrag zwi⸗ 
ſchen den Parteien geſchloſſen ſei, durch den die Wirkung des Räu⸗ 
mungsurteils unter den Parteien allerdings hätte ausgeſchloſſen 
werden können. Auf 8 568 BGB. kann ſich der Berl. nicht be⸗ 
rufen, nachdem er das Aufhebungsurteil erwirkt hatte. In dem 
einſtweiligen Wohnenbleiben des Kl. unter ſtillſchweigender Dul⸗ 
dung des Bekl. ift ein ſolcher Vertragsſchluß nicht zu erblicken. 
Häufig muß es die heutige Wohnungsnot mit ſich bringen, daß die 
Möglichkeit zur Räumung nicht ſofort gegeben iſt, ſei es, daß der 
Mieter nicht gleich eine neue Wohnung findet, ſei es, daß der 
Vermieter die von ſeiner Seite erforderliche Geldſumme noch nicht 
beiſammen hat, um die Räumung zwangsweiſe durchzuführen. Nur 
beim Vorliegen beſonderer Umſtände könnte ein ſtillſchweilgender 
Vertrag der Parteien über das Wohnenbleiben des zur Räumung 
verurteilten Klägers angenommen werden, wenn nämlich dem Kl. 
ein Verzicht des Bekl. auf die Rechte aus dem Urteil bekannt ge⸗ 
worden wäre. Noch im Schriftſatz v. 2. Febr. 1928 (Bl. 104 der 
Vorakten) ſagt aber der Bekl. nur, daß er dem Kl. angeboten habe, 
in die durch den Ausbau eines Kellers neue geſchaffene, alſo eine 
andere Wohnung einzuziehen. Ein Verzicht auf Räumung lag 
alſo beim Bekl. bis dahin nicht vor, und iſt dem Kl., der am 
1. Febr. 1928 ſchon ausgezogen war, nicht bekannt geworden Folg⸗ 
lich kann auch die Mitteilung des Kl. vom Ende Jan. 1928 über 
ſeinen Auszug nicht als Kündigung eines neuen Mietvertrages ge⸗ 
deutet werden, den er trotz des Urteils hätte eingehen wollen und 
eingegangen wäre. 

Wenn g 21 MietShG. von „Mietzins“ ſpricht, den der Mieter 
nach Beendigung des Dienſtverhältniſſes im Falle weiteren Wohnen⸗ 
bleibens zu zahlen hat, ſo iſt bei der Auslegung dieſer Beſtimmung 
ihre Bezugnahme auf $ 20 a. a. O. zu beachten, wo geſagt iſt, daß 
„über die Dauer des Dienſt⸗ oder Arbeitsverhältniſſes hinaus die 
8 119 gelten“. Mithin ift die Zahlung des „Mietzinſes“ i. ©. 
§ 21 Miet Schcz. für den Fall vorgeſchrieben, daß trotz Auflöſung 
des Dienſtverhältniſſes Mieterſchutz für den Dienſtverpflichteten be⸗ 
ſteht, beſagt alſo nichts für den Fall, daß gegen den letzteren ein 
Räumungsurteil ergangen iſt. Im übrigen findet ſich der Ausdruck 
„vereinbarter Mietzins“ auch in der Vorſchrift des § 557 BGB., wo 
ähnlich wie in 88 20 ff. Miet Sch. eine Regelung für den Fall ge⸗ 
troffen iſt, daß der Mieter trotz Beendigung des Vertragsverhält⸗ 
niſſes in den Räumen verbleibt. Aus 8 21 Miet Sch. konnten 
mithin keinerlei Schlüſſe für den hier ſtreitigen Fall gezogen werden. 


dieſe Auflöſung nicht durch ihre einſeitige Erklärung, ſondern durch 
Richterſpruch herbeigeführt wird. Das gilt nicht nur dann, wenn 
ſchon kraft der Spezialvorſchrift des § 6 Abf. 4 MietSchG. das 
Mietverhältnis unter beſtimmten Vorausſetzungen verlängert wird, 
ſondern überall, wo die Auflöſung des Mietverhältniſſes auf Richter⸗ 
ſpruch beruht. Hier kann nur eine Neubegründung des Mietverhält⸗ 
niſſes, nicht eine Fortſetzung des bisherigen in Frage kommen. 
Gegen einen — an ſich nicht ausgeſchloſſenen — ſtillſchweigenden Ver⸗ 
tragsſchluß ſtreitet aber in der Regel unter den heute allgemein und 
in conereto unter den Parteien obwaltenden Verhältniſſen jede Ver⸗ 
mutung; paſſives Verhalten der Parteien, das ſich jederzeit aus dem Druck 
der Zwangswirtſchaft erklären läßt, kann dafür kaum jemals genügen. 
Ein Wiederaufleben des früheren Mietverhältniſſes läßt ſich auch 
nicht auf dem Weg über 8 326 BGB. begründen. Das Miet⸗ 
verhältnis iſt erloſchen. An ſeine Stelle iſt das Schuldverhältnis hin⸗ 
ſichtkich des Geldanſpruchs getreten. Wohl kann der Mieter den 
Vermieter in Zahlungsverzug ſetzen. Das ſetzt aber voraus, daß er 
ſeinerſeits das Erforderliche getan, d. h. die Räumung durchgeführt 
hat. Denn erſt hiermit wird die Gegenleiſtung des Vermieters fällig; 
zur Vorleiſtung iſt der Schuldner nach Maßgabe des Urt. nicht ver⸗ 
pflichtet. Der Mieter kann weiterhin von den Rechten aus 8 326 
BB. Gebrauch machen. Damit wird bei Wahl des Schadenserſatz⸗ 
anſpruchs der Geldanſpruch nur durch einen anderen, freilich weiter⸗ 
gehenden Geldanſpruch erſetzt. Der Rücktritt dagegen iſt begrifflich 
ausgeſchloſſen. Denn das frühere Mietverhältnis iſt endgültig er⸗ 
loſchen und der hieraus reſultierende Räumungsanſpruch bleibt als 
Urteilswirkung beſtehen, ſolange er nicht von den Parteien durch 
Vereinbarung beſeitigt wird. Iſt eine ſolche Vereinbarung ge⸗ 
troffen, ‚jo läuft das wieder auf die Neubegründung eines Miet⸗ 
verhältniſſes nebſt Erlaßvertrag hinſichtlich des Geldanſpruchs oder 
E nach dem Willen der Parteien — auf die letztere Wirkung 
allein hinaus. Prof. Dr. Ruth, Halle. 
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Dieſe Vorſchriften beſagen nur, daß für die Dauer der Benutzung 
mindeſtens die ſchuldige Miete zu zahlen iſt. 

Was die Höhe des Anſpruches des Kl. anlangt, ſo konnte die 
Frage der Angemeſſenheit der auf 550 AM feſtgeſetzten Er⸗ 
ſatzſumme in dieſem Prozeß nicht mehr erörtert werden. Denn aus 
der unterſchiedlichen Faſſung der 88 4 u. 22 Miet Schch. folgt,, daß 
der Vermieter zwar im Falle des 8 4 MietShG. dem Mieter nur 
für die von dieſem nachzuweiſende Höhe der Umzugskoſten 
Erſatz leiſten muß, daß er aber im Falle des 8 22 a. a. O. dem 
Mieter ohne Rückſicht auf die wirkliche Höhe der Unkoſten die im 
Urteil feſtgeſetzte Summe zu zahlen hat. Dieſer Unterſchied erklärt 
fi) daraus, daß im Falle des 8 22 MietSchG. die ſonſt für den 
Mieter beſtehenden Sicherungseinrichtungen durch einmalige Zah⸗ 
lung einer beſtimmten Summe erſetzt und überflüſſig gemacht werden 
ſollen, und daß auch dem Vermieter auf ſeinen Antrag das Recht 
auf Durchführung des Aufhebungsurteils gewährt werden ſoll, wenn 
er den Betrag zahlt, den das Gericht als angemeſſen für den Um⸗ 
zug und die Unter kunftsbeſchaffung des Mieters feſtſetzt. 
Die Zahlung iſt hier alſo anders wie im Falle des 8 4 Abſ. 3 
Miel Schch. auch für die Unterkunftsbeſchaffung zu leiſten. 

(K., 16. Ziv Sen., Urt. v. 27. Okt. 1928, 16 U 6257/28.) 
Mitgeteilt von SenPräſ. Dullien, Berlin. 
* 
Kiel. 

2. 8 9 Schiedsd. Ein Schiedsmanns vertreter, der 
wegen Steuerhinterziehung zu einer Strafe verurteilt iſt, 
kann ſeines Amtes erhoben werden. 


Durch Unterwerfungsverhandlung vor dem Hauptzollamt in F. 
wurde der zum Schiedsmannsvertreter gewählte und beſtätigte St. 
wegen vorſätzlicher Tabakſteuerhinterziehung zu einer Geldſtrafe von 
über 5000 AM verurteilt. Das Hauptzollamt hat die Nachprüfung 
der Wahl Sts zum Schiedsmannsvertreter angeregt. Dieſe Nach⸗ 
prüfung mußte die Enthebung St.s von ſeinem Amte zur Folge haben. 

Zuſtändig für die Entſch. iſt gemäß dem 89 Schiedsmo, der 
nach § 11 Abſ. 3 Schiedsmd. für Schiedsmanns vertreter ent⸗ 
ſprechende Anwendung findet, der 1. ZivSen. des OLG. Während der 
Gerichtsferien tritt an ſeine Stelle der Ferienſenat; denn die Entſch. 
über das Verfahren auf Amtsenthebung eines Schiedsmannes ent⸗ 
ſpricht dem Diſziplinarverfahren und wird daher — ebenſo wie dieſes, 
auf das die Vorſchriften der StPO. und daher auch 8 200 Abf. 2 
Ziff. 1 GVG. ergänzend Anwendung finden — durch die Gerichts⸗ 
ferien nicht berührt. 5 i 

Nach 8 9 Abſ. 1 Schiedsmd. iſt ein Schiedsmann ſeines Amtes 
zu entheben, wenn Umſtände eintreten oder bekannt werden, bei 
deren Vorhandenſein die Berufung nicht erfolgen ſoll. Er kann auch 
aus anderen erheblichen Gründen ſeines Amtes enthoben werden. 
Einer der in 82 Schiedsmd. angeführten Umſtände, der der Be⸗ 
rufung St.s zu feinem Amte enkgegengeſtanden hätte, liegt nicht 
vor. Zu prüfen war jedoch, ob die Beſtrafung St.s einen „erheblichen 
Grund“ i. S. des § 9 SchiedsmO. darſtellt. Zur Beurteilung, ob 
die Vorausſetzungen für eine Amtsenthebung gegeben ſind, können 
zunächſt die Vorſchriften über die Entlaſſung eines Schöffen nicht 
herangezogen werden, denn einmal iſt die Tätigkeit und Stellung des 
Schiedsmanns und des Schöffen erheblich verſchieden: Der Schöffe 
Rommt immer nur für einzelne Fälle mit der Bevölkerung richterlich 
in Berührung, der Schiedsmann dagegen ſteht in ſtändiger Verbin⸗ 
dung mit der rechtſuchenden Bevölkerung und bedarf infolgedeſſen 
eines ganz anderen perſönlichen Vertrauens. Zum andern aber fehlt 
es für die Enthebung des Schöffen — im Gegenſatz zu der des 
Schiedsmanns — an einer dem 8 9 Abſ. 1 u. 2 Schiedgmd. ent⸗ 
ſprechenden Beſtimmung. 

Ebenſowenig können unmittelbar angewandt werden die 
Beſtimmungen über die Amtsenthebung eines richterlichen Beamten, 
die im preußiſchen Diſziplinargeſetz v. 7. Mai 1851 niedergelegt 
ſind; denn nach 8 2 GVG. haben als richterliche Beamte nur die⸗ 
jenigen zu gelten, die durch Ablegung von zwei Prüfungen die Fähig⸗ 
keit zum Richteramt erlangt haben. Aber auch das DiſzéNichtricht B. 
v. 21. Juli 1852 findet auf die Schiedsmänner Reine unmittelbare 
Anwendung. Zwar ift im 8 6 SchiedsmO. ausgeſprochen, daß die 
Schiedsmänner bei Ausübung ihres Amtes die Rechte des Beamten 
haben; es ift aber absichtlich vermieden worden, die Schiedsmänner 
den öffentlichen Beamten völlig gleichzuſtellen, gerade um zu verhin⸗ 
dern, daß das DiſzöNichtrichtB. auf fie Anwendung finde (vgl. Har⸗ 
tung, Komm. z. SchiedsmO. zu 9 6 Anm. 1 Satz 82). 

Aber entſprechend ſind jedenfalls die Vorſchriften des 
Diſziplinarrechts (8 1 des richterlichen, 82 des nichtrichterlichen 
Diſziplinargeſetzes) auf die Schiedsmänner anzuwenden, d. h. es iſt 
der Schiedsmann ſeines Amtes zu entheben, wenn er ſeine Amts⸗ 
pflichten verletzt hat oder durch ſein Verhalten in oder außer dem 
Amte der Achtung, des Anſehens und Vertrauens ſich unwürdig ge⸗ 
zeigt hat, das ſein Amt erfordert, und wenn bei einem Beamten 
im gleichen Falle entweder auf Dienſtentlaſſung oder auf eine andere 
ſchwere Strafe erkannt werden würde. Eine Amtspflichtverletzung hat 
St. nicht begangen. Dagegen iſt der Sen. der Überzeugung, daß St. 
infolge ſeiner ſteuerſtrafrechtlichen Verurteilung und des ihr zugrunde 
liegenden Sachverhalts das nötige Anſehen verloren und damit ſeine 
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Amtsſtellung erheblich geſchädigt hat. St. hat durch längeres plan⸗ 
volles Hintergehen der Behörde — er hat im ganzen über 40 000 
Stück Zigarren unverſteuert in den Verkehr gegeben — gezeigt, daß 
er die für einen Mann in ſolcher Amtsſtellung erforderliche Achtung 
vor den Geſetzen nicht beſitzt. Seine Verfehlung iſt nach Angabe der 
Steuerbehörde in der Offentlichkeit bekanntgeworden und hat ihn 
damit des Anſehens beraubt, deſſen der Schiedsmann beſonders bedarf. 
Es iſt zwar erwogen worden, daß nach der Auffaſſung weiter 
Kreiſe der Bevölkerung Zuwiderhandlungen gegen Steuergeſetze nicht 
die gleiche ſtrenge Beurteilung verdienen, wie die Verletzung anderer 
Strafgeſetze. Aber dieſe Auffaſſung ift falſch. Sie fteht in Widerſpruch 
mit den öffentlichen Intereſſen und darf vom Richter nicht berück⸗ 
ſichtigt werden. Es muß aber auch betont werden, daß der Umfang 
der Verfehlung und die Art und Weiſe des Vorgehens, die auf eine 
beſonders ſtrafwürdige Abſicht der Steuerhinterziehung ſchließen 
läßt, eine milde Beurteilung nicht rechtfertigt. Deshalb erſchien es 
nicht angängig, St. noch weiter im Amte zu belaſſen. 
(OLG. Kiel, Fer Sen., Beſchl. v. 9. Sept. 1929, 2 ER 9/29.) 
Mitgeteilt von OSGR. Dr. Grunau, Kiel. 


Berlin. b) Strafſachen. 


3. 8 10 des Gef. betr. die Erweiterung der Berufs- 
(Fortbildungs-) Schulpflicht v. 31. Juli 1923 (GS. 367). 

Unter „beteiligten Arbeitgebern und Arbeitnehmern ſowie deren 
Berufsvertretungen“ i. S. 8 10 Erweit®., denen vor dem Erlaß 
von Berufsſchulſatzungen Gelegenheit zur Außerung zu geben 
iſt, ſind nicht etwa nur diejenigen Perſonen oder ihre 
Berufsvertretungen zu verſtehen, die zur Zeit des Erlaſſes 
der Satzung durch ihre Beſtimmung als Arbeitgeber oder Arbeit⸗ 
nehmer unmittelbar betroffen werden. Als „beteiligt“ i. S. des 
Gef. find vielmehr diejenigen Perſonenkreiſe und Berufsvertretungen 
anzuſehen, die, auch wenn ſie zur Zeit des Erlaſſes der Satzung 
erade Jugendliche nicht beſchäftigen, jedenfalls häufig in die Lage 
ommen, ſolche Jugendliche in Arbeit zu nehmen und daher in ihren 
Belangen durch den Erlaß einer Berufsſchulſatzung berührt werden. 
„Beteiligte“ find ferner dieſe Jugendliche ſelbſt und ihre Arbeitsgenoſſen. 

In dem Amte K. i. W. beſteht eine Ortsſatzung für die Be⸗ 
rufsſchule. Der Bergmann K. war zur Verantwortung gezogen wor⸗ 
den, weil er ſeine berufsſchulpflichtige Tochter, die als Haus⸗ 
angeſtellte tätig war, vom Beſuch der Berufsſchule fern gehalten 
hatte. Das AG. erkannte gem. § 12 der Ortsſatzung auf eine 
Geldſtrafe, weil die Tochter nach $ 1 der Satzung zum Beſuch der 
Berufsſchule verpflichtet ſei und der Angekl. als geſetzlicher Ver⸗ 
treter fie nach 89 Abf. 1 Ziff. 2 der Satzung zum pünktlichen 
und regelmäßigen Schulbeſuch anzuhalten habe. 

Dieſe Entfch. focht der Angekl. durch Reviſion beim KG. an. 
In der Reviſtonsbegründung machte der Verteidiger insbeſ. die 
Rechtsungültigkeit der Ortsſatzung geltend, da gemäß § 10 ErweitG. 
vor dem Erlaß von Satzungen für Berufsſchulen beteiligten Arbeit⸗ 
gebern und Arbeitnehmern ſowie deren Berufsvertretungen Ge⸗ 
legenheit zur Außerung zu geben ſei. Im vorliegenden Fall ſei 
lediglich ein Stand der Arbeitnehmer, die Bergarbeiter, gehört 
worden. Bei den Hausangeſtellten handelt es ſich aber um einen 
ganzen Berufsſtand, der nicht gehört ſei. 

Der 4. StrSen. des KG. hob die Vorentſch. auf und ſprach 
den Angekl. frei, in dem unter anderem folgendes ausgeführt wurde: 

Die Ortsſatzung des Amtes K. entbehre der Rechtsgültigkeit, 
weil bei ihrem Erlaſſe dem Erfordernis des § 10 Exrweit®. nicht 
entſprochen ſei. Sowohl 8 142 Abſ. 1 Satz 2 Gew., wie 8 10 
Ermeit®. ſtellte das Erfordernis auf, daß beteiligten Arbeitgebern und 
Arbeitnehmern bei dem Erlaß einer Berufsſchulſatzung ſowie deren 
Berufsvertretungen Gelegenheit zur Außerung zu geben ſei. Vor⸗ 
liegend komme nur die letztgenannte Vorſchrift in Betracht, da die 
Hausangeſtellten nicht zu den der RGewdO. unterſtellten gewerblichen 
Arbeitern zu rechnen ſeien. Die von der StA. eingeholte Auskunft 
des Bürgermeiſters von K. ergebe, daß eine Anhörung der Berufs⸗ 
vertretung der Hausangeſtellten vor dem Erlaß der Ortsſatzung 
deshalb nicht ſtattgefunden habe, weil eine Berufsvertretung der⸗ 


Zu 3. Die Entſch. verdient Beifall. Vor allem iſt es erfreulich, 
daß das KG. die Nachprüfbarkeit der Mängel in dem Entſtehungs⸗ 
vorgang der Satzung nicht deshalb verneint, weil die Eingangsformel 
eine generelle Bezugnahme auf die erfolgte Anhörung der beteiligten 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer enthält. Aber auch in der Sache ſelbſt 
vermögen die Ausführungen des 4. Str Sen. beim KG. zu überzeugen. 
Zu begrüßen ift, daß der 4. StiSen. auch in dieſem Urteil wieder die 
Auffaſſung des 1. StrSen. ablehnt. Weder der Wortlaut des 8 10 
Erweit®. noch der Sinn und Zweck dieſer Beſtimmung vermögen die 
enge Auslegung des 1. StrSen. zu rechtfertigen. Mit Recht ſtellt 
die Entſch. darauf ab, ob es ſich bei den Beteiligten, die nicht gehört 
worden ſind, um einen ſelbſtändigen Berufsſtand oder nur um 
eine einzelne Berufsgruppe innerhalb eines Berufsſtandes handelt. 
In dieſem Sinne bildet aber der Beruf der Hausangeſtellten einen 
ſelbſtändigen Berufsſtand, ſo daß wenigſtens einem der „beteiligten“ 
Hausangeſtellten Gelegenheit zur Außerung vor Erlaß der Berufsſchul⸗ 
ſatzung gegeben werden mußte. Prof. Dr. Nipperdey, Köln. 
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ſelben in K. weder damals beſtanden habe, noch jetzt beſtehe. Im 
übrigen ergebe die Auskunft, daß zwar beteiligte Arbeitgeber in⸗ 
ſofern gehört worden ſeien, als die Vertretungen, welche die Orts⸗ 
ſatzung beſchloſſen hätten, ſich aus Perſonen zuſammengeſetzt hätten, 
die Hausangeſtellte beſchäftigten, bzw. deren Kinder Hausangeſtellte 
ſeien. Eine Anhörung von Hausangeſtellten als Arbeitnehmern ſei 
dagegen nicht erfolgt. Dieſer Mangel müſſe die Rechtsungültigkeit 
der Satzung zur Folge haben. 

„Wenn auch im allgemeinen die Bezugnahme auf die erfolgte 
Anhörung beteiligter Arbeitgeber und Arbeitnehmer in der Ein⸗ 
gangsformel, weil ſie die Vermutung der Richtigkeit für ſich hat, 
den Richter nicht verpflichtet, Erhebungen darüber anzuſtellen, ob 
dem Erforderniſſe im einzelnen genügt iſt, ſo tritt dieſe Pflicht 
doch in Fällen wie dem vorliegenden ein, wo der Angekl. beſtimmt 
behauptet hat, daß dem Erforderniſſe in einzelnen, von ihm an⸗ 
gegebenen Richtungen entgegen der Bezugnahme in der Eingangs⸗ 
formel nicht entſprochen worden iſt. Das hat der 1. StrSen. des 
KG. in ſtänd. Rſpr. ausgeſprochen (18 706/20: KJ. 53, 331; 
PrVerwBl. 42, 294; Urt. v. 24. Sept. 1922, 1 8 84/22) und der erk. 
Sen. iſt ihm darin gefolgt (4 8 161/28: Goltd Arch. 73, 189; Urt. v. 
20. Dez. 1928, 48 207/28). 

Zur Frage, welche Vorausſetzungen gegeben jein müſſen, um 
im Einzelfalle das Erfordernis für erfüllt zu erachten, daß „be⸗ 
teiligte Arbeitgeber und Arbeitnehmer ſowie deren Berufsver⸗ 
tretungen“ vor Erlaß der Berufsſchulſatzung gehört ſind, iſt aller⸗ 
dings nicht immer von einheitlichen Geſichtspunkten ausgegangen 
worden. In einem Urt. v. 16. Juni 1926 hat der erſte StrSen. 
des K. in einem Falle, in welchem die Berufsſchulpflicht von 
Büroangeſtellten von RA. in Frage ſtand, die gleichfalls nicht als 
gewerbliche Arbeiter i. S. der NGewd. angeſprochen werden konnten, 
der Berufsſchulſatzung trotz Unterlaſſung der Anhörung der An⸗ 
wältkammer des betreffenden Oberlandesgerichtsbezirks ſowie der 
örtlichen Vertretung der RA. die Rechtsgültigkeit nicht abgeſprochen 
(18 280/26). Hierzu hat er unter Bezugnahme auf frühere Urteile 
(v. 21. Mai und 10. Sept. 1896: RegereEntſch. 17, 28; 30. Nov. 
1908, 18 927/08, ſowie insbeſ. v. 7. Mai 1926, 1 8 344/26: Goltd⸗ 
Arch. 71, 29) ausgeführt, daß weder § 142 Gew., noch der in feiner 
Anlehnung geſchaffene § 10 Erweit®. erfordern, daß etwa alle betei⸗ 
ligten Gewerbetreibenden und Arbeiter bzw. alle beteiligten Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer ſowie al le Berufsvertretungen der beteiligten Arbeit⸗ 
geber und Arbeitnehmer zu hören ſeien. Ein ſolches Erfordernis könne 
unter der Geltung des Erweitc h. um fo weniger anerkannt werden, 
als dieſes Geſetz nach ſeiner Entſtehungsgeſchichte nicht ſo ſehr die 
Belange einzelner Berufe, als vielmehr allgemein ſozialpolitiſche 
Ziele im Auge habe. Nach dem Wortlaut des § 10 Erweit GG. ſeien 
nicht die beteiligten, ſondern nur beteiligte Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer ſowie deren Berufsvertretungen zu hören; in Be⸗ 
tracht kämen danach nur Berufsvertretungen ſolcher Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer, die tatſächlich gehört worden ſeien. In der Auf⸗ 
faſſung, daß die Unterlaſſung der Anhörung der Anwaltskammer 
und der örtlichen Berufsvertretung der Anwälte auf die Rechts⸗ 
wirkſamkeit einer Berufsſchulſatzung für Bürvangeftellte von RA. 
ohne Einfluß ſei, iſt der erk. Sen. der Rſpr. des 1. StrSen. zwar 
gefolgt. Hierbei iſt er jedoch, insbeſ. in ſeinem Urt. v. 20. Dez. 
1928 (4 8 207/28), von der bisherigen Begründung der Anſicht in⸗ 
ſofern abgewichen, als er es nach der Faſſung des 8 142 Gew., 
§ 10 Ermweit®. für erforderlich erachtet hat, daß alle Berufsſtände 
vorher gehört würden, die durch eine zu erlaſſende Berufsſchulſatzung 
betroffen würden. Der Senat hat aber dieſen Grundſatz infofern 
eingeſchränkt, als er die freien, der RGewoO. nicht unterworfenen 
Berufe als einen Berufsſtand angeſehen hat und demzufolge der 
Meinung Ausdruck gegeben hat, daß nicht allen einzelnen Gruppen 
dieſes freien Berufsſtandes Gelegenheit zur Außerung zu geben ſei, 
„wie etwa den RA. oder auch Ärzten, Zahn-, Tierärzten, Künſtlern 
und Architekten, die ihrer Zahl nach im Verhältnis zu der Zahl 
anderer Arbeitgeber der freien Berufe nur eine Gruppe dieſes 
Standes der freien Berufe bilden“. Von der Auffaſſung aus, daß 
nach den geſetzlichen Vorſchriften allen Berufsſtänden Gelegenheit zur 
Außerung zu geben iſt, hat dann der erk. Sen. auch bereits in 
feiner Entſch. v. 27. Sept. 1928 (48 161/28: Goltd Arch. 73, 189) 
einer Berufsſchulſatzung die Rechtsgülltigkeit abgeſprochen, vor deren 
Erlaß der Kaufmannsſtand nicht gehört worden war. Hierzu hat er 
ausgeführt, daß die Faſſung des Geſetzes: „Anhörung beteiligter 
Gewerbetreibender“ nicht zu der Auffaſſung berechtigte, daß nur ein⸗ 
zelne durch das Statut betroffene Berufsſtände anzuhören ſeien, daß 
vielmehr der Zweck der Vorſchrift, den Beteiligten Gelegenheit zu 
geben, zur Wahrung ihrer Belange zu dem Entwurf der Satzung 
Stellung zu nehmen, vereitelt werden würde, wenn ein ganzer 
Berufsſtand, wie ihn die Kaufmannſchaft einer Stadt darſtellt, über⸗ 
gangen würde. Hierbei hat er aber auch betont, daß nur beteiligte 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer aus dem Kaufmanns⸗ und Hand⸗ 
werkerſtande als ſolchem angehört werden mußten, daß dagegen nicht 
erforderlich ſei, Vertreter aller einzelnen Gruppen jeden Berufs⸗ 
ſtandes anzuhören, daß demnach, wenn Angehörige der Schneider⸗, 
der Schuhmacher⸗ und der Bäckerinnung gehört ſeien, das Berufs⸗ 
ſchulſtatut nicht deshalb ungültig ſei, weil nicht auch Mitgliedern der 
Fleiſcherinnung Gelegenheit zur Außerung gegeben worden jei. 


58. Jahrg. 1929 Heft 49/50] 


Rechtſprechung 


3399 


Die Frage, ob an dieſen Grundſätzen in vollem Umfange feſt⸗ 
zuhalten iſt, oder ob nicht vielmehr auch das Unterlaſſen der An⸗ 
hörung beteiligter RA. oder ihrer Berufsvertretung einen Mangel 
darſtellt, der die Rechtsungültigkeit der Satzung zur Folge hat, wird 
vorkommendenfalls nochmals zu erörtern ſein. 

Von Berufsvertretungen als ſolchen „beteiligter“ Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer werden in erſter Linie die Induſtrie⸗ und Han⸗ 
delskammer ſowie die Handwerkskammer, möglicherweiſe auch die 
Landwirtſchaftskammer zu hören ſein, daneben auch ſonſtige Or⸗ 
gane, wie Innungen, in denen Arbeitgeber ſich zuſammenſchließen. 

Andererſeits iſt auch einzelnen Arbeitgebern und Arbeitnehmern 
Gehör zu verſtatten, wobei es genügen wird, wenn aus einem ein⸗ 
heitlichen Berufsſtande, wie dem des Handwerks, nur einzelne Hand⸗ 
werker gehört werden; dies auch aus dem Grunde, weil die Belange 
des Handwerks als ſolchem ſchon dadurch genügend gewahrt er⸗ 
ſcheinen, daß die Handwerkskammer zu Gehör gelangt iſt. 

Mochte nun auch vorliegend eine Anhörung der Hausange⸗ 
ſtelltenberufsvertretung aus dem Grunde nicht in Frage kommen, 
weil eine ſolche in der Gemeinde nicht beſtand, ſo genügt es doch 
unter Berückſichtigung der vorſtehenden Ausführungen ſowie gerade 
im Hinblick darauf, daß der Beruf der Hausangeftellten als ſolcher 
durch eine Berufsſchulſatzung beſonders berührt wird, nicht, daß nur 
beteiligte Arbeitgeber und damit ſolche Perſonen gehört wurden, 
die Hausangeſtellte beſchäftigen bzw. deren Kinder Hausangeſtellte 
waren; vielmehr waren auch beteiligte Arbeitnehmer ſelbſt zu hören. 
Dabei fiel insbeſ. ins Gewicht, daß gerade gegen die Heranziehung 
von Hausangeſtellten erhebliche Bedenken geltend gemacht werden 
können, insbeſ. nach der Richtung, daß in einem kinderreichen 
Haushalt nicht immer die zum Schulbeſuch nötige freie Zeit vor⸗ 
handen ift, wie dies die Verteidigung zutreffend hervorhebt. All 
das ließ den Mangel der Auhörung eines beteiligten Hausange⸗ 
ſtellten, der übrigens nicht notwendig dem Kreiſe der gerade Berufs⸗ 
ſchulpflichtigen entnommen zu werden brauchte, ſondern auch dann 
„beteiligt“ blieb, wenn er ſich etwa in die Hausarbeit mit einem 
berufsſchulpflichtigen Hausangeſtellten zu teilen hatte, als einen fo 
ſchweren Mangel des Zuſtandekommens der Berufsſchulſatzung er⸗ 
ſcheinen, daß ihr die Rechtsgültigkeit abzuſprechen war. 

(Kl., 4. StrSen., Urt. v. 4. Juli 1929, 4 8 83/29.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Schumacher, Dortmund. 
* 


Dresden. 

4. 8 360 Ziff. 7 StGB. Der Gebrauch eines vorma⸗ 
ligen Landeswappens mit der infolge der Neugeſtaltung 
der Staatsform ausgeſchiedenen Krone iſt nicht ſtrafbar. 


Die Auffaſſung des Tatrichters, daß der im angefochtenen 
Urteile feſtgeſtellte Sachverhalt den Tatbeſtand der Übertretung 
nach § 360 Ziff. 7 StöB. ſchon nach der objektiven Seite nicht 
erfülle, verrät keinen Rechtsirrtum. Obwohl die bezeichnete Ge⸗ 
ſetzesſtelle ſchlechthin von „Landeswappen“ ſpricht, hat ſie nach dem 
Sinne der in ihr enthaltenen Beſtimmung nur ſolche Landeswappen 
im Auge, die zur Zeit ihres Mißbrauches als Hoheitszeichen in 
Geltung ſind, nicht auch ſolche, die es nicht mehr ſind. Das vom 
Angekl. verwendete Wappen des vormaligen Königreiches Sachſen 
gehört zur letzteren Gruppe. Seine Führung könnte alſo bloß dann 
unter die genannte Strafvorſchrift fallen, ſobald es eine „Ab⸗ 
bildung“ — d. i. eine dem Geſamteindruck nach zum Ver⸗ 
wechfeln geeignete Wiedergabe — des jetzt für den Freiſtaat 
Sachſen geltenden Wappens ſein würde. Eine ſolche „Abbildung“ 
aber vermag es gegenüber dieſem deswegen nicht zu ſein, weil es 
in Geſtalt der Krone gerade dasjenige Symbol im Wappenbilde 
trägt, was aus dem jetzt geltenden ſächſiſchen Landeswappen in 
Anpaſſung an die neue Staatsform ausgeſchieden worden iſt und 
wodurch in feinem ganzen Gepräge ein jo weſentlicher Unter⸗ 
ſchied zu dem freiſtaatlichen Landeswappen in die Augen ſpringt, 
daß es eher als Gegenbild, ſtatt als „Abbildung“ des letzteren 
erſcheint. 

(OLG. Dresden, Urt. v. 15. Okt. 1929, 2 OSta 114/29.) 
Mitgeteilt von OStA. Dr. Alfred Weber, Dresden. 
* 


5. 8 360 Ziff. 11 StGB. Ein Umzug, bei dem das 
Wirken der Kirche zum Gegenſtand einer lächerlichen Schau- 
ſtellung gemacht wird, kann den Tatbeſtand des groben 
Unfuges erfüllen. 

Der Vorderrichter iſt davon ausgegangen, „daß Verübung groben 
Unfugs durch eine öffentliche Kundgebung nur dann vorliegen könne, 
wenn infolge dieſer Kundgebung ſo, wie ſie nach außen hin erfolgte, 
andersgeſinnte Perſonen in der Freiheit ihrer Bewegung 
beeinträchtigt würden“. Die Anwendung dieſes Satzes gegenüber 
öffentlichen Kundgebungen zu verallgemeinern, begegnet Be⸗ 
denken. Zwiſchen Kundgebungen beiſpielsweiſe mittels der Preſſe und 
dem im jetzigen Falle erfolgten Demonſtrationsfeſtzuge durch lange 
Straßenſtrecken der Großſtadt beſteht der weſentliche Unterſchied, 
daß int Augenblicke der durch den Feſtzug veranſtalteten Kund⸗ 
gebung ein größerer Teil der Bevölkerung am Orte der Veranſtaltung 


gegenwärtig war und der mit der letzteren zum Ausdruck ge⸗ 


brachte Demonſtrationsinhalt gleichzeitig auf Beſchauer von verſchiedener 
Anſchauungs⸗ und Empfindungsweiſe feine unmittelbare Wirkung 
ausüben konnte. Für dieſen Fall eignete ſich alſo der nach Obigem 
von der Vorinſtanz angelegte Prüfſtein nicht, da die Frage einer Be⸗ 
einträchtigung in der Freiheit der Bewegung zur Feſtſtellung deſſen, 
ob unter den damaligen Verhältniſſen der Tatbeſtand groben Un⸗ 
fugs ſich erfüllt habe, von vornherein ohne entſcheidenden Belang war. 

Vielmehr iſt eine tatrichterliche Neuprüfung nach der Richtung 
geboten, wie und in welchem Umfange die im erſten Urteile nur 
geſtreifte gegenſätzliche Stellungnahme des Publikums 
teils gegen die Veranſtalter des Feſtzugs, teils gegenüber der Polizei 
in die Erſcheinung getreten iſt, ob beiſpielsweiſe ſich bereits Anzeichen 
dafür bemerkbar gemacht haben, daß infolge der unmittelbaren Wir⸗ 
kung der Demonſtration auf die verſchieden eingeſtellten Gruppen des 
Publikums eine Spannung unter ihnen in der Entwicklung begriffen 
war, die den Ausbruch feindſeliger Handlungen gegeneinander auf 
offener Straße näherrückte und damit den äußeren Beſtand der öffent⸗ 
lichen Ordnung gefährdete (vgl. RGSt. 31, 191; 36, 214). Gleich⸗ 
zeitig wird auf der Grundlage des neuen Ergebniſſes nochmals 
mitzuprüfen ſein, ob es die Grenzen einer groben Unfugs⸗ 
handlung erreichte, wenn das Wirken der Kirche zum Gegenſtand 
einer Straßenſchauſtellung gemacht und durch Gleichſtellung mit einer 
Beſchäftigung der profanen Alltäglichkeit ins Lächerliche gezogen wurde. 

(SLG. Dresden, Urt. v. 30. Juli 1929, 2 OSta 76/29.) ; 
Mitgeteilt von OStA. Dr. Alfred Weber, Dresden. 
* 


6. 8 33 Abſ. 1 RGewdO.; Art. TS 4 Notgeſ. Gewerbs⸗ 
mäßiger Schank kann nicht fahrläſſig begangen werden. f) 

Dem Angekl. iſt vom Gewerbeamt nur die Erlaubnis erteilt 
worden, in ſeinem Laden den Kleinhandel mit Branntwein 
zu betreiben. In der Erlaubnisverfügung iſt er ausdrücklich darauf 
hingewieſen worden, daß die Erlaubnis zurückgenommen werden 
könne, wenn durch Verkauf von Branntwein oder Bier zum Ge⸗ 
nuſſe innerhalb der Geſchäfts⸗, Wohn⸗ oder ſonſtigen Räume oder 
der Flur des Hauſes Anlaß zu Bedenken gegen die Zuläſſigkeit 
des Geſchäftsbetriebs gegeben werde. Bei einer von Wohlfahrtspolizei⸗ 
beamten vorgenommenen Reviſion des Ladens des ſchon wiederholt 
wegen Winkelſchanks beſtraften Angekl. find zwei Bierflaſchen vorge . 
funden worden, von denen die eine nur zum Teil geleert frei auf dem 
Ladentiſche, die andere bis auf einen kleinen Reſt geleert geſchickt 
in einer ſchwer erkennbaren Niſche ſtand. In dem Laden des 
Angekl., und zwar über dem Ausgabetiſch für Branntwein und 
Bier, iſt durch ein Plakat mit fettgedruckter Schrift auf das Ver⸗ 
bot, im Laden zu trinken, hingewieſen. 

Den Einwand des Angekl., er habe die nur zum Teil ge⸗ 
leerte Flaſche Bier ſelbſt angetrunken, die andere Flaſche Bier 
habe er einem ihm als zuverläſſig bekannten Kunden gegen Be⸗ 
zahlung der Flaſcheneinlage von 10 RP. zum Mitnehmen in die 
Wohnung verkauft, er habe hiernach nicht gewußt und auch nicht 
mit der Möglichkeit rechnen können, daß der Kunde die ihm ver⸗ 
kaufte Flaſche Bier, wie geſchehen, in dem Laden trinken werde, 
iſt als nicht widerlegt angeſehen worden. Dagegen hat die Strͤ. 
für erwieſen erachtet, daß der Angekl. den Genuß der Flaſche Bier 
auf der Stelle durch einen Kunden als vermeidbare Folge des Ver⸗ 
kaufs bei Anwendung pflichtmäßiger Aufmerkſamkeit vorauszu⸗ 
ſehen imſtande geweſen ſei, die Anwendung dieſer Aufmerkſamkeit 
aber ohne rechtfertigenden Grund unterlaſſen, insbeſ. den Kunden 
weder auf das Trinkverbot nochmals ausdrücklich hingewieſen, noch ſich 
nach dem Verkauf der Flaſche Bier weiter um ihn gekümmert habe. 

Auf Grund dieſer Feſtſtellungen und der Annahme, daß der 
Angekl. mit den Einnahmen aus dem unerlaubten Schankbetrieb 
ſeinen Lebensunterhalt wenigſtens teilweiſe mit zu beſtreiten ge⸗ 
ſucht, alfo gewerbsmäßig gehandelt habe, hat ihn die Str. wegen 
fahrläſſigen Schankvergehens auf Grund Art. I 8 4 Abſ. 38 Notgeſ. 
i. Verb. m. § 33 RGewdo. verurteilt. 

Die Annahme der Str., daß das dem Angekl. zur Laſt gelegte 
Schankvergehen auch fahrläſſig begangen werden könne, iſt rechtsirrig. 

Nach 833 Abſ. 1 RGewd. i. d. Faſſ. des Art. I 9 1 Notgeſ. 
bedarf, wer Schankwirtſchaft betreiben will, dazu ver behördlichen 
Erlaubnis. In übereinſtimmung mit der in der Rechtslehre und in 
der Rſpr. ſtändig feſtgehaltenen Rechtsauffaſſung (vgl. Landmann⸗ 
Rohmer, RcGewO., 8. Aufl., § 33 Anm. 3 3, 38; Goltd Arch. 43, 
142; 49, 347; BaydbsG. 3, 382; 4,129; RGSt. 37, 261) geht 
die Str. zutreffend davon aus, daß der vom Geſetzgeber ſelbſt nicht 
näher erläuterte Begriff des Betriebes einer Schankwirtſchaft er⸗ 
fordert, daß gewerbsmäßig geiſtige oder andere Getränke 
zum Genuß auf der Stelle verabreicht werden. In dem Urt. des 


Zu 6. Eine ſehr erfreuliche Entſch., die den Mut des OVG. 
zeigt, eine irrige Auſicht aufzugeben. Ein Schankvergehen der be⸗ 
zeichneten Art kann alſo rechtlich nicht fahrläſſig begangen werden, 
die Gewerbsmäßigkeit ſetzt Vorſatz voraus. Eine Fülle kleinlicher 
Polizeiſchnüffelei wird damit hoffentlich unterlaſſen werden. Sehr er⸗ 
wünſcht wäre es, wenn der Gerichtshof auch die irrige Meinung auf⸗ 
gäbe, daß bedingter (!) Vorſatz mit der Annahme der Gewerbsmäßig⸗ 
Reit vereinbar ſei. Prof. Dr. Fritz Stier⸗Somlo, Köln. 
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Sen. (2 08t181/28) ift bereits ausgeführt, daß das bloße Dulden 
des Trinkens eines verabreichten Getränkes an Ort und Stelle 
durch einen Kleinhändler mit Branntwein nach dieſer zutreffenden 
Begriffsbeſtimmung den Tatbeſtand des unerlaubten Schankbetriebs 
noch nicht erfülle, daß vielmehr dieſes bloße Dulden höchſtens ge⸗ 
eignet ſei, einen Rückſchluß darauf zu ziehen, daß der Kleinhändler 
bereits bei der Abgabe des Getränkes zum mindeſten mit der Mög⸗ 
lichkeit gerechnet habe, ſein Abnehmer werde das Getränk auf der 
Stelle trinken, und daß er dieſen von ihm als möglich vor⸗ 
geſtellten Erfolg von vornherein gebilligt habe. Weiter iſt aber 
weder in der Rechtslehre noch in der Nipr. jemals ſtreitig geweſen, 
daß unter dem Betriebe einer Schankwirtſchaft i. S. § 33 a. a. O., 
ebenſo wie unter „Schankſtube“ i. S. 8365 StGB., nur das ge⸗ 
werbs mäßige Verabreichen geiftiger oder auch anderer Getränke 
zum Genuſſe auf der Stelle in dem Publikum offenſtehenden Räu⸗ 
men zu verſtehen iſt. Gewerbsmäßigkeit liegt aber nur dann vor, 
wenn in der Abſicht gehandelt wird, den Ausſchank von 
Getränken zum Genuß auf der Stelle fernerhin zu wiederholen 
und ſich durch die Wiederholung dieſer Tätigkeit einen Erwerb zu 
verſchaffen (vgl. Landmann⸗Rohmer a. a. O., Anm. 3a, 5a 
zu § 33). Es muß alſo gerade der unerlaubte Ausſchank zum Ge⸗ 
nuß auf der Stelle gewerbsmäßig betrieben werden. 

Die Annahme, daß der ſelbſtändige Betrieb einer Schankwirt⸗ 
ſchaft ohne Erlaubnis auch fahrläſſig ausgeübt werden könne, iſt 
hiernach begrifflich ausgeſchloſſen. Sie iſt mit dem Erfordernis der 
Gewerbsmäßigkeit und der Abgabe von Getränken zum Genuß auf 
der Stelle nicht vereinbar. 

Richtig iſt allerdings, daß in Art. I 8 4 Abſ. 3 Notgeſ. auch 
die fahrläſſige Begehung der in Abſ. 1 bei vorſätzlichem Handeln 
mit Strafe bedrohten Vergehen ganz allgemein unter Strafe ge⸗ 
ſtellt iſt, daß es alſo den Anſchein gewinnen kann, als ſei der Ge⸗ 
ſetzgeber ſelbſt davon ausgegangen, es ſei auch eine fahrläſſige Aus⸗ 
übung des ſelbſtändigen Betriebes einer Schankwirtſchaft ohne Er⸗ 
laubnis begrifflich möglich und denkbar. Es kann aber keinem 
Zweifel unterliegen, daß der Geſetzgeber die Vorſchr. in Art. 1 
§ 4 Abſ. 1 Notgeſ. in Wirklichkeit nur auf die Fälle der Abſ. 1 
u. 2 hat bezogen wiſſen wollen, in denen ein ſuhrläſſiges Handeln 
mit den übrigen Tatbeſtandserforderniſſen vereinbar iſt. 

Someit in SächſAnn. 27, 211 und im Urt. 2 08t 181/28 eine 
andere Auffajfung vertreten worden iſt, wird an ihr nicht mehr 
feſtgehalten. Zu der Frage, ob die in dem letztgenannten Urteil ver⸗ 
tretene, von Stenglein, Nebengeſ., 4. Aufl., Bd. 3, § 147 Anm. 3 


Zu 7. Der wenig glückliche Wortlaut des 8 361 Ziff. 10 
StGB. hat ſchon manchem ſäumigen Unterhaltspflichtigen die will⸗ 
kommene Gelegenheit gegeben, ſich der Beſtrafung zu entziehen, 
weil die Auslegung des § 361 Ziff. 10 zu mancherlei Zweifel Ver⸗ 
anlaſſung gibt. Nach dem Paragraph hat die Beſtrafung u. a. zur 
Vorausſetzung, daß der ſäumige Nährpflichtige zuvor vergeblich von 
der „zuſtändigen Behörde“ zur Unterhaltsleiſtung aufgefordert wurde. 
Welches nun die „zuſtändige Behörde“ iſt, ſagt weder das StGB. 
noch ein anderes Geſetz mit ausdrücklichen Worten. Es war 
darum Sache der Rechtslehre und namentlich der Rſpr., aus dem 
allgemeinen Inhalt unſeres Rechtes dieſe Behörde zu ermitteln. 
Dabei find unſere OLG. — das RG. iſt für die Auslegung des 
$ 361 StÖB. im allgemeinen nicht zuſtändig — zu verſchiedenen 
Ergebniſſen gekommen, namentlich dann, wenn es ſich um Nicht⸗ 
gewährung des Unterhalts an hilfsbedürftige Kinder handelte. Die 
vorliegende Entſch. meint, daß in Preußen die Polizeibehörden und 
die Behörden, denen die Verwaltung des Armenweſens obliegt, zu⸗ 
ſtändig ſeien. Als Armenpflegeorgan erkennt es weiter an zunächſt 
die Bezirksfürſorgeverbände — die Landesfürſorgeverbände werden 
nicht genannt, ſollten aber offenſichtlich nicht ausgeſchloſſen fein —, 
aber in der Regel nicht die Jugendämter, ſondern nur dann, wenn 
ſie von den Bezirksfürſorgeverbänden, ſei es allgemein, ſei es im 
Einzelfall als beauftragt gelten können, für den Bezirksfür⸗ 
ſorgeverband die Aufforderung nach $ 361 Ziff. 10 StGB. zu er- 
laſſen. Den Kreisausſchuß ſieht die Entſch. mit zutreffender 
Begründung niemals als „zuſtändige Behörde“ i. S. § 361 Ziff. 10 
StGB. an. Wie verhält es ſich aber mit den Jugendämtern? Das 
OLG. Karlruhe hat in einem Urteile (Itſchr. für das Heimat⸗ 
weſen 1927, 677) das Jugendamt ganz allgemein für zuſtändig 
erklärt mit der Begründung, daß ihm als Behörde der Bezirks⸗ 
fürſorgeverbände nach 92 Abs. 2 IWohlfG. „mit der Durchführung 
der öffentlichen Jugendhilfe auch die Fürſorge für hilfsbedürftige Min⸗ 
derjährige übertragen“ ſei; es geht alſo weiter als die obige Entſch. 
Das OLG. Dresden wiederum hat in einem Urt. v. 23. Aug. 1927 
(Rundbrief des Arch. dtſch. Berufsvormünder, 4. Jahrg. Nr. 14/15) 
die Zuſtändigkeit des Jugendamts daraus hergeleitet, daß es nach 
den 88 32, 35 Abſ. 1 JWohlfc h. Amts vormund des unehelichen 
Kindes und als ſolcher mit der Sorge für die Perſon des Kindes 
betraut ſei, während ein Urteil des Bay Obe. (Itſchr. für das 
Heimatweſen 1928, 91) dieſen Standpunkt ausdrücklich ablehnt und 
die Jugendämter unbeſchränkt für unzuſtändig erklärt. In einem 
ſpäteren Urteil hat dann auch das OLG. Dresden (FW. 1929, 276) 
anſcheinend die obige Begründung aufgegeben; es erklärt dort als zu⸗ 
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GewO, abgelehnte Rechtsauffaſſung, daß bedingter Vorſatz mit der 
Annahme der Gewerbsmäßigkeit vereinbar ſei, weiterhin aufrecht 
erhalten wird, braucht im vorliegenden Falle nicht Stellung ge⸗ 
nommen zu werden, weil die Str. ein bedingt vorſätzliches Han⸗ 
deln des Angekl. nicht für erwieſen angeſehen hat. 


(OLG. Dresden, Urt. v. 10. Sept. 1929, 2 08t 82/29.) 
Mitgeteilt von OStA. Dr. Alfred Weber, Dresden. 


— 
Kiel. 

7. 8 361 Ziff. 10 StGB. In Preußen find in er ſt er 
Linie die Bezirksfürſorgeverbände, im Einzelfalle auch 
die Jugendämter die zur Aufforderung des Unterhalts- 
pflichtigen zuſtändige Behörde. +) 

Der Reviſion war der Erfolg nicht zu verſagen. Das AG. 
hat feſtgeſtellt, daß der Angekl. ſeinem unehelichen Kinde keinen 
Unterhalt gewährt hat, obwohl er hierzu verpflichtet und auf⸗ 
gefordert war, ſo daß fremde Hilfe in Anſpruch genommen werden 
mußte, hat ihn aber freigeſprochen, weil die Aufforderung nicht 
von der zuftändigen Behörde ausgegangen ſei. Das Urteil läßt 
nicht einwandfrei erkennen, von welcher Behörde, ob vom Jugend⸗ 
amt oder vom Kreisausſchuß, an den Angekl. die Aufforderung 
für ſein uneheliches Kind Unterhalt zu zahlen, ergangen iſt. Der 
AR. hat eine genaue Feſtſtellung um deswillen nicht getroffen, 
weil er beide Behörden, vor allem den Kreisausſchuß, nicht für 
zuſtändig erachtet hat. In der Annahme, daß der Kreis⸗ 
aus ſchuß nicht die zuſtändige Behörde iſt, iſt allerdings ein 
Rechtsirrtum nicht zu erkennen. Die zuſtändigen Behörden ſind in 
Preußen die Polizeibehörden und die Behörden, denen die Ver⸗ 
waltung des Armenweſens obliegt. Der Kreisausſchuß, dem poli⸗ 
zeiliche Befugniſſe nicht zuſtehen, könnte nur zu den zuletzt ge⸗ 
nannten Behörden gehören. Nach 8 1 FürſpflVoO. v. 13. Febr. 
1924 (RGBl. 1924, I, 100) iſt es Aufgabe der Bezirksfürſorge⸗ 
verbände für hilfsbedürftige Minderjährige zu ſorgen. Die Für⸗ 
ſorgeverbände ſind nach § 4 a. a. O. Körperſchaften des öffent⸗ 
lichen Rechts. Dementſprechend hat die preuß. AusfVO. v. 17. April 
1924 (Pr. 764) im 8 2 beſtimmt, daß die Aufgaben der öffent⸗ 
lichen Fürſorge von den durch die Gemeindeverfaſſungsgeſetze be⸗ 
ſtimmten Organen der Gemeinden und Gemeindeverbände als 
Selbſtverwaltungsangelegenheiten durchgeführt werden. Dieſe Or⸗ 
gane ſind die Bezirksfürſorgeverbände, die nach 8 34 PrAusfVO. 


ſtändige Behörden nur diejenigen, denen die Armenfürſorge obliegt, ſei 
es auch nur inſoweit, als ihnen die Armenfürſorge nach 87 Sächſ⸗ 
Wohlf Pfl. zur ſelbſtändigen Durchführung übertragen ſei, damit 
aber auch die Jugendämter. Es erwähnt dagegen für Sachſen die 
Zuſtändigkeit der Polizeibehörden nicht. Grundſätzlich verneint 
wird die Zuſtändigkeit des Jugendamts (abgeſehen vom BayObLG.) 
vom OLG. Naumburg (Ztſchr. für das Heimatweſen 1927, 442), 
während das OLG. Kiel in einer älteren Entſch. (Rundbrief des 
Arch. IV Nr. 14/15) zu der Frage noch nicht Stellung genommen 
hatte. Einen anderen Standpunkt zu der Frage nimmt wieder KG. 
in einem Urt. v. 8. Dez. 1928, 2 8 679/28, ein. Es erklärt zwar 
die Auffaſſung des OLG. Dresden, daß die Zuſtändigkeit des 
Jugendamts ſich aus den 88 32, 35 ZWoHlf®. ergebe, für irrig, 
erklärt aber das Jugendamt doch manchmal für zuſtändig, näm⸗ 
lich dann, wenn es nicht nur die ihm im JWohlſch. übertragenen 
Aufgaben erfülle, ſondern organiſatoriſch auch die Stelle ſei, der die 
Geſamtfürſorge für die Jugendlichen, d. h. die Bewilli⸗ 
gung und Auszahlung von Unterſtützungen aus 
öffentlichen Mitteln an ſich obliege. Da letzteres in Baden 
und Sachſen ſchon landesgeſetzlich in den Aufgabenkreis der Jugend⸗ 
ämter gehört — nicht ſo allgemein in Preußen —, nähert ſich alſo 
die Stellungnahme des KG. ſtark derjenigen der OLG. Karlsruhe 
und Dresden. Die Zuſammenſtellung zeigt, welche Verwirrung in 
der Rſpr. der deutſchen Obergerichte noch beſteht. Die Rechtslehre 
hat ſich mit der Streitfrage m. W. noch nicht befaßt. Perſönlich 
möchte ich der Anſicht des KG. beipflichten, daß die Jugendämter 
dann zuſtändig ſind, wenn ihnen, ſei es allgemein durch Geſetz, 
ſei es im Einzelfall, die Durchführung der wirtſchaftlichen 
Fürſorge für die hilfsbedürftigen Minderjährigen übertragen wurde. 
Die Streitfrage wird hoffentlich bald ihre Bedeutung verlieren, 
wenn im neuen StGB. der $ 361 Ziff. 10 fo geändert wird, wie 
§ 314 des Entw. es vorſieht. Danach ſoll beſtraft werden — ohne 
daß es einer vergeblichen Aufforderung durch eine Behörde be⸗ 
dürfte —, „wer ſich böswillig einer geſetzlichen Unterhaltspflicht 
inſoweit entzieht, daß der notwendige Unterhalt des Unterhalts⸗ 
berechtigten ohne öffentliche Hilfe oder die Hilfe anderer gefährdet 
wäre“, und es wird die Tat nicht mehr als Übertretung, ſondern als 
Vergehen geahndet, ſo daß unter Umſtänden auch Angehörige des 
Unterhaltspflichtigen, die ihn bei Nichterfüllung ſeiner Unterhalts⸗ 
pflicht unterftügen und ihm dabei helfen, wegen Teilnahme beftraft 
werden können, was zur Zeit leider nicht möglich iſt. 
Geh. IR. Diefenbach, Heidelberg. 
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die Rechtsnachfolger der Geſamtarmenverbände ſind, und denen nach 

8 21— 23 a. a. O. das Recht zugeſtanden worden iſt, den Unter⸗ 
haltspflichtigen zur Erfüllung ſeiner Unterhaltspflichten anzu⸗ 
halten. Aus dieſer ihrer Stellung ergibt ſich ſchon, daß ſie nicht 
mit dem Kreisausſchuß identiſch find, ſondern ſelbſtverſtändlich 
Selbſtverwaltungsorgane bilden. Daran ändert nichts, daß ſie in 
der Regel räumlich mit den Kreiſen zuſammenfallen. Dieſe An⸗ 
nahme wird auch noch dadurch unterſtützt, daß der Kreisausſchuß 
nach 8 30 PrAusfVoO. v. 17. April 1924 lediglich auf Antrag des 
Fürſorgeverbands darüber zu beſchließen hat, ob dem Erſatz⸗ 
pflichtigen auferlegt werden ſoll, dem Hilfsbedürftigen den er⸗ 
forderlichen Unterhalt zu gewähren oder dem Fürſorgeverband 
für die Koſten der Fürſorge Erſatz zu leiſten. Das Recht aber, von 
ſich aus, den Unterhaltspflichtigen zur Zahlung aufzufordern, iſt 
dem Kreisausſchuß nicht gewährt worden, vielmehr ſteht dieſes 
Recht dem Bezirksfürſorgeverband als Rechtsnachfolger der Ge⸗ 
ſamtarmenverbände zu. 

Anders verhält es ſich jedoch damit, ob auch das Jugend⸗ 
amt als ſchlechthin unzuſtändig anzuſehen iſt. Die Jug. gehören 
an ſich nicht zu den Behörden, denen die Verwaltung des Armen⸗ 
weſens obliegt. Es war zwar urſprünglich in 8 49 f. JWohlfG. 
v. 9. Juli 1922 (RGBl. 1922, I, 633) beabſichtigt, die Jugel. auch 
mit der öffentlichen Unterſtüzung der unehelichen Kinder zu be⸗ 
faſſen. Dieſe Beſtimmungen find aber durch die VO. über das In⸗ 
krafttreten des Rcheſ. für Jugendwohlfahrt v. 14. Febr. 1924 
(RG Bl. I, 110) und durch die Reichsgrundſätze über Vorausſetzung, 
Art und Maß der öffentlichen Fürſorge v. 4. Dez. 1924 (RGBl. 
1, 765) aufgehoben. An die Stelle der Jugal. find die Bezirks⸗ 
fürſorgeverbände geſetzt worden. Mit Rückſicht auf ihre ganze 
Tätigkeit aber iſt es nichts Außergewöhnliches, daß die Jug. von 
den Bezirksfürſorgeverbänden mit der öffentlichen Fürſorge be⸗ 
traut ſind oder doch wenigſtens im Einzelfalle beauftragt ſind, 
für dieſe zu handeln. In ſolchen Fällen ſind auch die Juga. als 
zuſtändig anzuſehen, den Unterhaltspflichtigen zur Zahlung von 
Beiträgen i. S. des § 361 Ziff. 10 StGB. aufzufordern. 

(OLG. Kiel, Fer StrSen, Urt. v. 21 Juli 1929, 8 95/29) 
Mitgeteilt von OSR. Dr. Bovenſiepen, Kiel. 


Berlin. Landgerichte. 


1. 5 14 Berl Wohn NotR. Auf Grund des geſetzlichen 
Erbrechtes der Stadt Berlin iſt dieſe zur Zwangsräumung 
der Wohnung der verſtorbenen Armenunterſtützten auch 
gegen die Abkömmlinge ohne beſondere Inanſpruchnahme 
berechtigt. 

Die Hauptmieterin der / Wohnung, die Großmutter des 
Antragsgegners, iſt verſtorben. Da ſie bis zu ihrem Tode Wohl⸗ 
ſahrtsunterſtützung bezogen hatte, ſteht nach Ziff. II des Reſkripts 
v. 2. Juli 1801 „wegen näherer Beſtimmung einiger, die Armen⸗ 
anſtalten betreffenden Vorſchriften des AL R.“, welches den § 67 II, 
19 ALR. deklariert und durch Art. 139 EGBGB. aufrechterhalten 
iſt, dem „hieſigen Armendireßtorio“ das Erbrecht auf den Nachlaß 
der Hauptmieterin zu, weil ihr, „ohne in eine Armenanſtalt auf⸗ 
genommen zu ſein, bis zu ihrem Ableben aus der Armenkaſſe Al⸗ 
moſen gereicht werden“. Im übrigen ſind die Veit. der 88 50 —56 
IL, 19 ALR. ausdrücklich aufrechterhalten. Im 8 51 iſt beſtimmt, 
daß ſich das Erbrecht auf den ganzen Nachlaß erſtreckt, in § 52, 
daß ehelichen Nachkommen ihr Pflichtteil verbleibt. Das MEA. hat 
daher mit Recht angenommen, daß der Antragsgegner nicht Erbe ge⸗ 
worden ift, daher nicht zu den in $ 1 ll Verl. Wohnungsnotrechts 
genannten Perſonen gehört. Die Räumungsverfügung nach 8 14 
Berl. Wohnungsnotrechts iſt daher begründet. Eine Inanſpruch⸗ 
nahme gegenüber der Erbin, der Stadt Berlin, als Verfügungs⸗ 
berechtigten (vgl. 17 Y 50/28 v. 3. Juli 1928) bedarf es nicht. 
Vielmehr iſt es, wie das KG. im RE. 17 1 78/28 v. 3. Nov. 1928 
ausgeſprochen hat, die Räumungsverfügung und die Zwangs⸗ 
räumung nach $ 14 Berl. Wohnungsnotrechts v. 21. Mai 1927 
nach dem Tode des Wohnungsinhabers gegenüber dem Untermieter 
zuläſſig, ohne daß eine Inanſpruchnahme gegenüber dem Erben er⸗ 
folgt iſt. Auch ſonſt läßt die Entſch. des MEA. keine Rechtsver⸗ 
letzung erkennen. Eine unrichtige Anwendung des billigen Ermeſſens 
iſt nicht erſichtlich; den Erwägungen des MEN. iſt vielmehr unbe⸗ 
denklich beizuſtimmen. 

(LG. I Berlin, Beſchl. v. 2. Febr 1929, 24 T 634/28.) 
Mitgeteilt von AGR. Wunderlich, Berlin. 
* 
Cleve. 


2. 88 14, 21 PiKatbKirch VermG. Die auf Grund 
des § 21 erforderliche Genehmigung bezieht fi nur auf 
das Innenverhältnis. f. 

Gemäß notariellem Vertrage v. Sept. 1925 taufchten die Rath. 
Armen in K. — gemeint iſt der zum Kirchenvermögen gehörige 
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Armenfonds — mit einem Privatmann ein Grundſtück aus; beide 
Grundſtücke waren im Grundbuch eingetragen. Gleichzeitig wurde 
die Umſchreibung im Grundbuche beantragt und bewilligt. In dem 
Vertrage heißt es weiter: „Verkauf und Tauſch erfolgen frei von 
Hypotheken.“ Am 22. Juni 1928 ging der Umſchreibungsantrag 
beim Grundbuche ein und im Juli 1928 wurde die Umſchreibung 
vollzogen. Vor dem Eingange des Antrages waren am 14. Juni 
1928 auf dem Grundſtück, das die kath. Armen erhalten ſollten, 
zwei Sicherungshypotheken eingetragen worden. Die kath. Armen 
haben den Antrag geſtellt, im Grundbuche bei ihrem ausgetauſchten 
Grundſtück zu ihren Gunſten einen Widerſpruch einzutragen, da die 
Bedingung der Laſtenfreiheit nicht erfüllt worden fei. Der Antrag 
iſt zurückgewieſen worden. Die Beſchwerde macht geltend, daß die 
Genehmigung der biſchöflichen Behörde nur unter der Bedingung 
erteilt worden ſei, daß die zu erwerbenden Grundſtücke laſtenfrei 
ſeien. Wegen Fehlens dieſer Bedingung ſei die Genehmigung als 
nicht erteilt anzuſehen. Da aber ohne die Genehmigung der Ver⸗ 
trag unwirkſam ſei, habe ein Eigentumsübergang nicht ſtattgefunden. 
Das Grundbuch ſei unrichtig, und die kath. Armen ſeien Eigen⸗ 
tümer der Parzellen 455/91 u. 92 geblieben. Die Beſchwerde iſt als 
nicht begründet erachtet. 


Nach § 14 d. Gef. über die Verwaltung des kath. Kirchenver⸗ 
mögens v. 24. Juli 1924 (PrGSS. 585 ff.) verpflichten die Willens⸗ 
erklärungen des Kirchenvorſtandes die Gemeinde, wenn. ſie der Vor⸗ 
fitende und zwei Mitglieder ſchriftlich unter Beidrückung des 
Siegels abgeben. Wenn ein Beſchluß in dieſer Form vorgelegt 
wird, gilt der Beſchluß für Dritte, alſo auch für das GBA., als 
ordnungsmäßig zuſtande gekommen. Eine weitere Vorausſetzung iſt 
für die Wirkſamkeit Dritten gegenüber nicht vorgeſchrieben. Wohl 
kann nach § 21 a. a. O. durch die Geſchäftsanweiſung beſtimmt wer⸗ 
den, daß in beſtimmten Fällen ein Beſchluß erſt durch die Genehmi⸗ 
gung der biſchöflichen Behörde wirkſam wird. Nach der Anordnung 
v. 22. Febr. 1928 (PrGS. 12) iſt in Ausführung des 8 12 be⸗ 
ſtimmt, daß die biſchöfliche Genehmigung für Beſchlüſſe, die ſich auf 
den Erwerb oder die Veräußerung von Grundſtücken beziehen, er⸗ 
forderlich iſt. Die Vorſchr. des $ 21 bezieht ſich aber, wie ſich auch 
aus Abf. 1 daſ. ergibt, lediglich auf die Geſchäftsführung, bindet 
alſo nur den Kirchenvorſtand und bezieht ſich nicht auf das Ver⸗ 
hältnis nach außen, auf die Vertretungsbefugnis. Nach außen hin 
gilt vielmehr ein Beſchluß als wirkſam, wenn er die Erforderniſſe 
des § 14 erfüllt. Da im vorliegenden Falle dieſer Beſtimmung ge⸗ 
nügt iſt, ſind die ſich auf die Eigentumsübertragung beziehenden 
Erklärungen als wirkfam anzuſehen. Die Eintragung iſt mithin 
zu Recht erfolgt. Im übrigen iſt die Genehmigung von der biſchöf⸗ 
lichen Behörde erteilt, „falls beiderſeits Freiheit von Privatlaſten 
gewährt wird“. Dieſe Bedingung iſt erfüllt, da nach dem notariellen 
Vertrage U. für Laſtenfreiheit einzuſtehen hat. 

(LG. Cleve, 1. ZR., Beſchl. v. 20. Marz 1929, 1 T 81/29.) 


* 


5 Zu 2. Die Ausführungen des LG. find in jeder Hinſicht un⸗ 
richtig. 

1. Das Lc. legt zunächſt dem 8 14 Kath KirchVermcö, eine 
Bedeutung bei, die ihm nicht zukommt. 8 14 beſchäftigt ſich nur 
mit der Frage, wie die Beſchlüſſe des Kirchenvorſtandes Dritten 
gegenüber zu bekunden ſind und wie die Ordnungsmäßigheit ihres 
Kuſtandekommens nachgewieſen wird. Nur ſolche Willenserklärungen 
verpflichten den Kirchenvorſtand, welche die in 8 14 vorgeſchriebene 
Form zeigen; andererſeits wird durch die Beobachlung dieſer Form 
die Ordnungsmäßigkeit der Beſchlußſaſſung der Nachprüfung ent⸗ 
zogen. Eine davon ganz verſchiedene Frage aber iſt, ob zu den 
ordnungsmäßig nachgewieſenen Beſchlüſſen eine Genehmigung der 
ſtaatlichen oder kirchlichen Behörden erforderlich iſt und welche Wir⸗ 
kung dieſem Erfordernis zukommt. Die Vermiſchung beider Ge⸗ 
1 wie ſie ſich in dem Beſchluſſe zeigt, führt zu Unklar⸗ 
heiten. 

2. Nach 8 21 Abſ. 1 des Gef. können die biſchöflichen Behörden 
Anweiſungen über die Geſchäftsführung erlaſſen. Solche Vor⸗ 
ſchriften wenden ſich zunächſt allerdings an den Kirchenvorſtand 
und verpflichten nur dieſen; es iſt aber in 8 21 Abs. 2 auch die 
Möglichkeit vorgeſehen, die Rechtsgültiglteit der Beſchlüſſe gegen⸗ 
über Dritten von der Erteilung der Genehmigung abhangig zu 
machen. Solche Beſtimmungen können gleichfalls in der Geſchäfts⸗ 
anweiſung getroffen werden. In der Anordnung zur Ausführung 
des Gef. v. 24. Okt. 1924 (GS. 731) iſt zwiſchen beiden Arten 
von biſchöflichen Anordnungen genau unterſchieden. Danach genügt 
es im allgemeinen für die Geſchäftsanweiſungen, daß ſie durch die 
Amtsblätter der Regierungen, in deren Bezirken die Diözeſe liegt, 
veröffentlicht werden; dagegen müſſen die Beſtimmungen, wonach 
die Genehmigung zur Rechtsgültigkeit erfordert wird, durch die 
ProhS. veröffentlicht werden. Die vreuß. Biſchöfe haben nun ein⸗ 
heitlich beſtimmt, daß zur Gültigkeit des Erwerbs und der Ver⸗ 
äußerung von Grundvermögen ihre Genehmigung erforderlich ſei, 
und dieſe Beſtimmung iſt in der Anordnung betr. die Veröffent⸗ 
lichung der Regelung der Rechtsgültigkeit der Beſchlüſſe der kirch⸗ 
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Göttingen. 

3. Soweit in einigen Teilen der Provinz Hannover 
die Realgemeindegerechtigkeiten zu ſelbſtändigen Rechten 
geworden find, können fie belaſtet werden. 5) 

Dem GBA. iſt darin beizutreten, daß dem Antrag (auf Ein⸗ 
tragung der Mithaft von Realgemeindegerechtigkeiten für eine Hypo⸗ 
thek) nur dann beizupflichten iſt, wenn, unbeachtlich der Tatſache, daß 
die Gerechtigkeiten im Grundbuch als Grundſtücke geführt ſind, die 
Gerechtigkeiten ſelbſtändige Gerechtigkeiten i. S. Art. 40 AG⸗ 
BGB. und Art. 22 AGGBD. find und wenn ſie unter einen der 
landesrechtlichen Vorbehalte des Eh BGB. fallen (Güthe-Triebel, 
Art. 22 Anm. 51). Mit der Berufung auf 88 GBO. und Art. 12 
AHG BO. könnte die BeſchwF. nicht durchdringen. Allenfalls könnte 
ſie damit zwar die Eintragung der Gerechtigkeiten im Grundbuch er⸗ 
reichen, nicht aber, worum es ihr vorliegend zu tun iſt, auch einen 
Grundbuchvermerk bei der Hypothek, daß die Gerechtigkeiten für dieſe 
mithaften. Bei der Eintragung ſubjektiv⸗dinglicher Rechte, als welche 
die Gerechtigkeiten, falls ſie nicht ſelbſtändige ſind, anzuſehen ſind, 
genügt deren Eintragung gem. 88 GBD,., um ſie auch für die 
Hypothek zu verhaften. Denn da fie gem. 8 96 BGB. Beſtandteile des 
Grundſtückes find, ergreifen die Rechte, mit denen das Grundſtück 
belaſtet iſt, auch die dem Grundſtück zuſtehenden ſubjektiv⸗dinglichen 
Rechte (Güthe-Triebel, 88 Anm. 2). 

Indeſſen handelt es ſich entgegen der Annahme des GBA. und 
der Beſchw§. ſelbſt vorliegend um ſelbſtändige Gerechtigkeiten, die 
auch durch landesrechtlichen Vorbehalt aufrechterhalten ſind. Als 
ſolcher landesrechtlicher Vorbehalt kommt Art. 40 Abſ. 3 ABGB. 
i. Verb. m. Art. 184 EGBGB. in Frage, durch den auch die ver⸗ 
erblichen und veräußerlichen Nutzungsrechte, ſo auch die alten 
Nutzungbefugniſſe der Realgemeindeberechtigten aufrechterhalten ſind 
(vgl. Niedner, EGBGB. Art. 196 Anm. 2). 

Die Gemeindegerechtigkeiten ſind zwar nicht überall, wohl aber 
in einigen Teilen der Provinz Hannover zu ſelbſtändigen Gerechtig⸗ 
keiten geworden (vgl. Hariehauſen, Grundbuchrecht in Hannover 
S. 31; weiter geht Linkelmann⸗Fleck S. 165/166). Im vorl. 
Falle ſcheiden alle Bedenken aus. Es ergeben nämlich die Grundakten 
ſelbſt ..., daß es ſich bei den in Frage ſtehenden Gerechtigkeiten um 
ſelbſtändige handelt, „die nach Geſetz, Gewohnheit und Statut als 
ſelbſtänbige Gerechtigkeiten gelten, welche in bezug auf Belaſtungen . 
ſtets als ſolche und als unbewegliche Vermögensſtücke behandelt und 
ferner zu behandeln find, namentlich auch ... frei veräußerlich find, 
jetziges Hausweſen des Inhabers oder überhaupt ein Haus oder an⸗ 
deres Grundſtück im Beſitz des Inhabers oder Erwerbers .. . nicht 
vorausſetzen. 

So erklärt ſich auch die Eintragung unter den Grundſtücken und 
die fortlaufend grundſtücksgleiche Behandlung dieſer Gerechtigkeiten 

(LG. Göttingen, Beſchl. v. 9. Juli 1929, 1 T 204/29.) 
Mitgeteilt von AGR. Dr. Ingo Fricke, Reinhauſen bei Göttingen. 


lichen Verwaltungsorgane v. 20. Febr. 1928 (GS. 12) unter Ziff. 1 
veröffentlicht. Danach iſt kein Zweifel, daß ſowohl der Tauſch⸗ 
vertrag wie die Umſchreibung im Grundbuch der Genehmigung der 
biſchöflichen Behörde bedurften, um rechtsgültig zu ſein. Die gegen⸗ 
teilige Anſicht des LG. beruht auf einer Kette von Mißverſtänd— 
niſſen, angefangen mit der willkürlichen Erſetzung des Ausdrucks 
Rechtsgültigkeit durch Wirkſamkeit und der falſchen Beziehung der 
Wirkſamkeit auf das Innenverhältnis bis zur völligen Miß⸗ 
deutung der Anordnung v. 20. Febr. 1928. 

3. Die Genehmigung iſt erteilt „falls beiderſeits Freiheit 
von privaten Laſten erteilt wird“. Dieſer Zuſatz machte die Ge⸗ 
nehmigung zu einer bedingten. Er ſollte das kirchliche Vermögen 
davor ſchützen, daß die Kirchengemeinde für ihr Grundſtück ein be⸗ 
laſtetes Grundſtück erhielt und dadurch der Gefahr ausgeſetzt wurde, 
die Belaſtung zu behalten. Die Bedingung erſchöpft ſich alſo nicht 
darin, daß dem Verkäufer die Verpflichtung auferlegt werden ſollte, 
für die Laſtenfreiheit einzuſtehen. Daß die kirchliche Behörde bei 
ihrer Entſchließung, die ihr allein unbeſchränkt zuſtand, die weiter⸗ 
gehende Bedeutung des Zuſatzes gewollt hat, iſt nicht zu bezweifeln; 
ſie war auch für den Verkehr unverkennbar. Dies um ſo mehr, 
als die bloße Einſtandspflicht dem anderen Teil ſchon nach 8 434 
BGB. auferlegt und außerdem in dem Vertrage noch ausdrücklich 
übernommen war. Das LG. irrt demnach auch in der Auslegung der 
Genehmigungsklauſel. 

4. Der vorliegende Fall hat eine Beſonderheit dadurch, daß 
der Vertragsabſchluß ſowie der Autrag und die Bewilligung der 
Umſchreibung vor der Anordnung v. 20. Febr. 1928 liegen, 
während der Eingang beim GBA. und die Umſchreibung im Grund⸗ 
buch erſt nachher erfolgt ſind. Auf die hiermit gegebenen Fragen iſt 
aber das LG. überhaupt nicht eingegangen. 

MinR. Dr. Schlueter, Berlin. 


Zu 3. Dem Urteile iſt im Ergebniſſe zuzuſtimmen. 
Soweit in der Provinz Hannover die Realgemeindeberechti⸗ 
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1. Art. 153, 131 RVerf.; 8 4 Wohnmang G.; 88 1, 4 
PrSt Haft.; SS PrEuteig G.; 8 71 G VG.; 8 39 Pr A G VG. 
Zur Frage der Haftung einer Stadtgemeinde für Miet- 
ausfall infolge Zahlungsunfähigkeit oder Unpfändbarkeit 
des Zwan smieters bei zwangsbewirtſchafteten Wohn⸗ 
räumen. Keine Haftung auf leorglich objektiver Grund- 
lage aus dem Geſichtspunkt der Enteignungsentſchädi⸗ 
gung, ſondern nur aus dem Geſichtspunkt der ſchuldhaften 
Amtspflichtsverletzung ſeitens des Mieteinigungsamtes 
durch Unterlaſſung der Einſetzung der Stadtgemeinde 
ſelbſt als Vertrag gegner des Vermieters im Zwangsmiet⸗ 
vertrag t:o& Vorherſehbarkert des Nichreinganges der 
Miete jeitens des Zwangsmieters. Ausſchließliche Zus 
ſtändigkeit des Landgerichtes für die Entſcheidung über 
dieſen Anſpruch. 

Durch Verfügung des Wohne. der Bekl. v. 5. Aug. 1926 
wurde bei dem Kl. eine Wohnung zunächſt abſtrakt, dann durch Ver⸗ 
fügung v. 14. Aug. 1926 zugunſten des Kriegsbeſchädigten G. be⸗ 
ſchlagnahmt, mit der Aufforderung, mit G. einen Mietvertrag ab⸗ 
zuſchließen. Nachdem ein Mietvertrag zwiſchen dem Kl. und G. nicht 
zuſtande kam, beantragte das Wohne. der Bekl. durch feinen Vor⸗ 
ſitzenden Bürgermeiſter Dr. L. unter dem 21. Aug. 1926 bei 
dem MEN. der Bekl. den Abſchluß eines Zwangsmietvertrags zwi⸗ 
ſchen dem Kl. und G. Dieſes ſetzte in der Sitzung v. 8. Sept. 1926 
unter dem Vorſitz des AGR. J. einen Zwangs mietvertrag feſt, in⸗ 
halts deſſen G. Mieter des Kl. wurde gegen einen Mietzins in Höhe 
der geſetzlichen Miete. Gegen die Einweiſung G.s erhob der Kl. 
erfolglos Beſchwerde beim Landrat und beim Regierungspräſidenten. 

G. bezog demgemäß im Sept. 1926 die Wohnung bei dem Kl. 
und hat dieſe bis zum 1. Nov. 1927 innegehabt. 

G. leidet an offener Lungentuberkuloſe und lebt als zu 900% 
Arbeitsunfähiger allein von ſeiner Rente. Über ſonſtiges Einkom⸗ 
men oder Vermögen verfügt er nicht. Die Miete für ſeine frühe⸗ 
ren Wohnungen in der Zeit, bevor er bei dem Kl. eingewieſen 
wurde, hat er ordnungsmäßig entrichtet. Dieſe Umſtände waren ſo⸗ 
wohl dem Vorſitzenden des Wohn A. der Bekl., Bürgermeiſter Dr. L., 
wie auch dem Sachbearbeiter, Bürohilfsarbeiter F., bekannt. Der 
Kl. erwirkte gegen G. verſchiedene Urteile auf Zahlung der Miete 
und nahm auch Zwangsvollſtreckungen aus dieſen Urteilen vor. Er 
erwirkte unter dem 6. Dez. 1926 — in den Akten 40 577/ö26 des AG. 
B. — ein erſatzraumloſes, rechtskräftig gewordenes Räumungs⸗ 
10 gegen den G., auf Grund deſſen er auch die Vollſtreckung 
etrieb. 

Der Kl. behauptet, bei G. an rückſtändiger Miete, Prozeßkoſten 
und Anwaltskoſten in den Beſchwerdeverfahren einen Verluſt von 
insgeſamt 275,61 AM erlitten zu haben. Er iſt der Auffaſſung, 
daß die Bekl. ſowohl im Wege der Enteignungsentſchädigung, wie 
auch aus dem Geſichtspunkte der Amtspflichtverletzung ſeitens ihrer 
gungen zu ſelbſtändigen Rechten geworden ſind, müſſen ſie u. E. 
wie ſelbſtändige Gerechtigkeiten behandelt werden. Selbſtändige Ge⸗ 
rechtigkeiten werden nur auf Antrag ins Grundbuch eingetragen mit 
der Wirkung, daß von der Eintragung an für ſie das materielle 
und formelle Liegenſchaftsrecht gilt (Art. 40 Pra BGB. und Art. 22 
u. 27 PrAGGBD.). Solange die Eintragung noch nicht ſtatt⸗ 
gefunden hat, regelt ſich die Übertragung und Verpfändung nach dem 
BGB. (. Dot. 1914, 114). 

Der Hinweis, daß die Gemeindegerechtigkeiten zwar nicht über⸗ 
all, aber in einzelnen Teilen der Provinz Hannover zu ſelbſtändigen 
Gerechtigkeiten geworden ſeien, iſt durch die neuerliche Rſpr. des 
OLG. Celle überholt. Das OL G., das jahrzehntelang für die Un⸗ 
trennbarkeit der Realgemeindeberechtigungen vom Grundbeſitz ein⸗ 
getreten war, iſt nach wiederholtem Schwanken und unter allmähli⸗ 
cher Durchbrechung des angewandten Rechtsgrundſatzes in dem Urt. 
v. 8. Mai 1914 zu dem Ergebnis gelangt, daß die Realgemeinde⸗ 
berechtigung als ſelbſtändiges, vom Grundbeſitz völlig unabhängiges 
Recht aufzufaſſen ſei. Und es hat an dieſem Standpunkte ſeitdem 
in mehreren Urteilen feſtgehalten. 

Allerdings bezieht ſich das Urteil v. 8. Mai 1914 auf Mark⸗ 
15 8 9 1 d. h. auf die Realgemeindeberechtigungen an alten 
Markgemeinden. Und eine ſolche Gerechtigkeit bildet augenſchein⸗ 
lich den Gegenſtand des Urteils des LG. Göttingen. Daneben gibt 
es auch noch Beteiligungen an den aus einem Verkoppelungsver⸗ 
fahren hervorgegangenen Intereſſentengemeinden (Verkoppelungsge⸗ 
meinſchaft). Zu der Frage, ob auch derartige Berechtigungen vont 
Grundbeſitze trennbar ſeien, hat das OLG. ſeit dem Urt. v. 8. Mai 
1914 noch nicht Stellung genommen. Nach unſerem Dafürhalten 
kann jedoch auf derartige Realgemeindeberechtigungen der Satz von 
der Trennbarkeit vom Grundbeſitz nicht erſtreckt werden. Dieſe 
ſind vielmehr infolge der engen Verbundenheit mit den landwirk⸗ 
ſchaftlichen Intereſſen als untrennbare Beſtandteile der Grundſtücke 
der jeweiligen Eigentümer zu betrachten. 

IR. Dr. Linckelmann, Hannover. 
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Beamten für dieſen Verluſt aufzukommen habe. Die Amtspflicht⸗ 
verletzung erblickt er darin, daß Wohn A. und MEN. der Bell. ihm 
G. als Zwangsmieter eingeſetzt hätten, obwohl ſowohl der Leiter und 
Sachbearbeiter des Wohn A., wie auch der Vorſitzende des MEA. 
gewußt hätten, daß G. über weiteres Einkommen oder Vermögen 
als ſeine unpfändbare Rente nicht verfügt. 

Der Kl. beantragt, die Bekl. zu verurteilen, an den Kl. 
275,61 AM zu zahlen. 

Die auch nur hilfsweiſe Stellung eines Antrages auf Ver⸗ 
weiſung des Rechtsſtreits an das LG. wegen fachlicher Unzu⸗ 
ſtändigkeit des Gerichts hat der Kl. trotz ausdrücklichen diesbezüg⸗ 
lichen Hinweiſes des Gerichts unterlaſſen. 

Soweit die Kl. lediglich objektiv auf wohnungsmangelrechtlichen 
Eingriffen von Organen der Bekl. als zur Entſchädigung verpflich⸗ 
tenden Enteignungen von Rechten des Kl. beruht, iſt ſie 
nicht begründet. Soweit ſie auf der Behauptung einer ſchuld⸗ 
haften Amtspflichtverletzung von Beamten der Bekl. 
beruht, iſt das Gericht an einer Sachentſch. durch ſeine ſachliche 
Unzuſtändigkeit verhindert. 

Die Klage iſt in erſter Linie auf Art. 153 Abſ. 2 Verf. geſtützt. 

Dem ſteht nicht entgegen, daß es ſich bei den durch das Wohn A. 
bzw. MEA. der Bekl. erfolgten Eingriffen in das Eigentum des 
Kl., weder um eine völlige oder teilweiſe Entziehung des Eigen⸗ 
tums und ſeine Übertragung auf einen anderen handelt, noch um 
eine dingliche Belaſtung, da unter einer Enteignung i. S. des 
Art. 153 Abſ. 2 RVerf. jede zugunſten eines Drilten erfolgte Be⸗ 
einträchtigung des Eigentümers mit feiner Sache gem. $ 903 BGB. 
nach Belieben zu verfahren, zu verſtehen iſt (vgl. RG. 116, 272; 
Anſchütz, Komm. z. Verf., 7. Aufl., S. 400). 

1. Allein der Art. 153 Verf. gewährleiſtet Schutz des Eigen⸗ 
tums gegen Enteignungen nur im Rahmen „der ſich aus den Ge⸗ 
ſetzen ergebenden Schranken“ (Art. 153 Abſ. 1 Satz 1 u. 2 RVerf. ). 

Die wohnungsmangelrechtlichen Maßnahmen einer Gemeinde 
int Rahmen des Wohnmang®. verwirklichen nur derartige geſetzliche 
Schranken der Eigentumsrechte, wie ſie die reichsrechtlichen Beſtim⸗ 
mungen gegen den Wohnungsmangel gerade nach der allgemeinen 
Tendenz des Art. 153 RVerf. zum gemeinen Beſten aufſtellen durften 
und aufgeſtellt haben; eine reichsrechtliche Entſchädigungspflicht brin⸗ 
gen ſie nicht zur Entſtehung (vgl. RG.: Recht 1927 Nr. 347 — 
JW. 1925, 1365 bei Auerbach, Zur Frage der Schadenserſatz⸗ 
verpflichtung wegen rechtmäßiger Eingriffe der Wohn.). 

II. Entgegen dieſer Auffaſſung hat das RG. in einer Anzahl 
von Fällen (vgl. RG. 111, 224; 112, 189; JW. 1925, 1394; Jur⸗ 
Roſch. 1926, 19 Nr. 27 und 496 Nr. 607) im Gegenſatz zu der vor⸗ 
her angezogenen Entſch. ausgeſprochen, daß die Wohnungsmangel⸗ 
geſetzgebung weder eine „geſetzliche Schranke“ des Eigentums i. S. 
des Art. 153 Abſ. 1 Satz 2 Verf., noch „ein die Entſchädigung aus⸗ 
ſchließendes RGeſ.“ i. S. des Art. 153 Abf. 2 Satz 2 RvVerf. bilde. 

Danach hätten die Maßnahmen des Wohn A. und MEN. der 
Bekl. wegen der darin liegenden Einſchränkung des Rechtes des Kl., 
mit ſeinem Hauſe nach Belieben zu verfahren, als Enteignung im 
Rahmen des Art. 153 Verf. zu gelten. Aber ſelbſt unter dieſem 
Geſichtspunkt rechtfertigen die Maßnahmen des Wohn A. und des 
MEN. der Bekl. den Klageanſpruch nicht. 

Soweit der Klageanſpruch auf Erſtattung des Mietausfalles 
gerichtet iſt, entfällt er ſchon um deswillen, weil der durch den 
Zwangsmietvertrag gewährte Vergütungsanſpruch als ausreichende 
„angemeſſene Entſchädigung“ des durch die Entziehung der Mög⸗ 
lichkeit freihändiger Vermietung entſtandenen, etwaigen Enteignungs⸗ 
ſchadens i. S. des Art. 153 Abs. 2 Satz 2 RVerf. anzuſehen iſt. 

Daß dem Kl, trotz dieſer „Entſchädigung“ wegen Nichtbeitreib⸗ 
barkeit der Vergütung möglicherweiſe im bürgerlich⸗rechtlichen Sinne 
ein Schaden entſtanden iſt, ſteht dem Charakter des im Zwangs⸗ 
mietvertrag gewährten Vergütungsanſpruches als den Enteignungs⸗ 
ſchaden abgeltende, angemeſſene Entſchädigung nicht entgegen. Art. 153 
Abf. 2 Satz 2 Verf. gewährt nicht einen Schadenserſatzanſpruch auf 
Erſatz des geſamten Vermögensſchadens i. S. des BGB., ſondern 
lediglich den inhaltlich davon völlig verſchiedenen, öffentlich⸗recht⸗ 
lichen Entſchädigungsanſpruch, wie er auch im 8 8 PreknteigG. ge⸗ 
währt wird (vgl. RG. 112, 92; 107, 229). Soweit die durch den 
Zwangsmietvertrag bewirkte Entziehung der freien Vermietbefug⸗ 
nis überhaupt die Entſtehung eines erſtattungsfähigen Enteignungs⸗ 
ſchadens bewirkt, wird dieſer dadurch die Gewährung des Ver⸗ 
gütungsanſpruches im Zwangsmietvertrag abgegolten (vgl. RG. : 
JW. 1925, 1394, insbeſ. Sp. 2; LG. Berlin I, 17 8 431/26: Her⸗ 
tel, Mieterſchutz und Wohnungszwangswirtſchaft, 4. Aufl., 1926, 
II S. 92; Meyerowitz, Miet⸗ und Wohnungsnotrecht, 1926, 
S. 174). Daß der Vergütungsanſpruch, wie im vorliegenden Falle 
vom Kl. behauptet, möglicherweiſe wegen Zahlungsunſähigkeit oder 
Unpfändbarkeit des Zwangsmieters nicht zu verwirklichen iſt, fteht 
der Eigenſchaft des Vergütungsanſpruches als Abfindung des Ent⸗ 
eignungsſchadens nicht entgegen. Auch bei freier Mietbewirtſchaftung 
kommt es vor, daß die Miete gegen einen Mieter nicht beigetrieben 
werden kann; die generelle Bejahung einer Entſchädigungspflicht 
der Gemeinde bei Ausfall der Zwangsmiete würde dem Hauseigen⸗ 
tümer ſomit für den Fall der Zwangsbewirtſchaftung eine durch nichts 


begründete Beſſerſtellung gegenüber den Verhältniſſen der freien 
Wirtſchaft gewähren. Wenn der Kl. demgegenüber einwendet, daß er 
bei freier Bewirtſchaftung Gelegenheit habe, die Vermögensverhält⸗ 
niſſe der von ihm in Ausſicht genommenen Mieter zu prüfen und 
ſo nur ſolche Mieter einzuſetzen, bei denen er eine Gewähr für den 
Eingang der Miete oder doch wenigſtens genügende Haftungsobjekte 
habe, ſo ſteht auch das der Eigenſchaft des Vergütungsanſpruches als 
unbedingte, endgültige Abfindung des Enteignungsſchadens nicht 
entgegen, da auch Wohn A. und MEN. der Bekl. durch ihnen dem 
Kl. gegenüber obliegenden Amtspflicht verpflichtet ſind, bei Ein⸗ 
weiſung eines Zwangsmieters zu prüfen, ob er ſeinen Einkommens⸗ 
und Vermögensverhältniſſen nach Gewähr für den Eingang der Miete 
oder doch jedenfalls für ihre Beitreibbarkeit bietet, wie ſich aus 
§ 4 II WVohnmang®. ergibt. Für den Fall der ſchuldhaften Verletzung 
dieſer Amtspflicht ſteht dem Kl. ein Schadenserſatzanſpruch gegen 
die Bekl. zu. 

Nach 8 4 Abſ. 2 WohnmangG. „kann das MEN. anordnen, daß 
an Stelle des Wohnungſuchenden die Gemeinde als Vertragspartei 
im Zwangsmietvertrag feſtzuſetzen iſt“. Das bedeutet nach allgemeinen 
Rechtsgrundſätzen, daß das MEN. nicht nach Willkür den Zwangs⸗ 
mieter oder die Gemeinde als Vertragspartei einſetzen kann, jondern 
daß es dann, wenn dies nach den Umſtänden geboten erſcheint, zur 
Einſetzung der Gemeinde als Mieter verpflichtet iſt. Nach dem 
Sinne der Vorſchrift iſt die Einſetzung der Gemeinde als Vertrags⸗ 
partei insbeſ. dann geboten, wenn, wie im vorliegenden Falle vom 
Kl. behauptet, nicht die genügende Gewähr dafür beſteht, daß der 
Zwangsmieter die ihm nach dem Zwangsmietvertrag obliegenden 
Verpflichtungen, insbeſ. die Mietzahlung, erfüllen werde und Zwangs⸗ 
beitreibung ausſichtslos iſt. Aus dieſem den Schutz des Vermieters 
bezweckenden Sinne der Beſtimmung ergibt ſich, daß die Pflicht 
des MEA. zum eventuellen Abſchluß des Zwangsmietvertrages un⸗ 
mittelbar mit der Gemeinde ſelbſt eine Amkspflicht iſt, die das In⸗ 
tereſſe des einzelnen, nämlich des Hauseigentümers, wahrzuneh⸗ 
men bezweckt, nicht nur eine Pflicht, die dem MEA. im allgemeinen 
öffentlichen Intereſſe, zum Schutze der öffentlichen Ordnung 
auferlegt iſt. Danach iſt die Amtspflicht des MEA. zur Einſetzung 
der Gemeinde als Mieter gem. SAIT WohnmangG. eine dem MEA. 
dem Vermieter gegenüber obliegenden Amtspflicht 
(ogl. hierzu RGRKomm., 6. Aufl., 1928, Bd. II, 2 S. 627, zu 
8 839 Bem. 3 und die dort angeführten Entſch. des RG.). 

Für den aus einer ſchuldhaften Verletzung dieſer Amtspflicht 
entſtehenden Schaden hat die Gemeinde aufzukommen (Art. 131 
RVerf. i. Verb. m. 88 1 u. 4 PrStHaftG. v. 1. Aug. 1909; vgl. 
Hertel a. a. O. S. 92). In ſinngemäßer Erganzung dieſer Be⸗ 
ſtimmung wird man übrigens eine gleiche Pflicht auch ſchon bereits 
hinſichtlich des antragſtellenden Wohn A. bejahen müſſen. 

Daraus ergibt ſich, daß der Vergütungsanſpruch des Zwangs⸗ 
mietvertrages trotz der Möglichkeit ſeiner Nichtbeitreibbarkeit, ja 
ſogar bei deren Feſtſtehen begrifflich als angemeſſene Enteignungs⸗ 
entſchädigung anzuſehen iſt. Entweder war dieſer Ausfall nicht vor⸗ 
herſehbar; dann iſt dem Kl. durch die Einweiſung des Zwangs⸗ 
mieters nichts anderes zugeſtoßen, als ihm auch bei freier Be⸗ 
wirtſchaftung zuſtoßen könnte. War der Ausfall aber vorherſehbar, 
fo hat er gegen die Bekl. einen Schadenserſatzanſpruch wegen der 
danach vorliegenden Amtspflichtverletzung von in den Dienſten der 
Bekl. ſtehenden Organen. Im einen wie im anderen Falle iſt der 
Kl. durch die Gewährung des Vergütungsanſpruches im Zwangs⸗ 
mietvertrag ausreichend „angemeſſen entſchädigt“, ſoweit er durch 
den Zwangsmietvertrag ſchlechter geſtellt iſt als bei freier Bewirt⸗ 
ſchaftung, anders ausgedrückt als ein Enteignungsſchaden beſteht. 

Das bedeutet, daß dem Kl. wegen des durch den Zwangsmietvertrag 
geſchehenen Eingriffes ein Anſpruch auf Erſatz etwaigen Mietaus⸗ 
falls dann, aber auch nur dann zuſteht, wenn in dem Abſchluß des 
Zwangsmietvertrages unmittelbar mit G. der Tatbeſtand einer 
schuldhaften Amtspflichtverletzung ſeitens des MEA. oder Wohn A. 
der Bekl. zu erblicken iſt, ein Ergebnis, das auch durchaus im 
Einklang mit den Erforderniſſen der Billigkeit ſteht, da unvorher⸗ 
ſehbare Mietausfälle den Kl. auch bei freier Bewirtſchaftung treffen 
können. 

III. Zu dem gleichen Ergebnis führt eine weitere Erwägung, 
und zwar nicht nur, ſoweit mit der Klage Erſtattung des Mietaus⸗ 
falles, ſondern auch ſoweit Erſtattung der Prozeßkoſten und der 
Anwaltskoſten in den Beſchwerdeverfahren beim Landrat und Ne 
gierungspräſidenten verlangt wird. 

Der Vermögensverluſt, deſſen Erſtattung mit der Klage be⸗ 
gehrt wird, ſtellt überhaupt keinen Enteignungs ſchaden i. S. 
des Art. 153 Abſ. 2 RVerf. dar. Der der genannten Beſtimmung 
zugrunde liegende Schadensbegriff ift der gleiche wie der dem Pr⸗ 
Enteig®. zugrunde liegende, d. h. Enteignungsſchaden ift nicht ſchon 
jeder Vermögensverluſt i. S. des bürgerlichen Rechtes, den der Ent⸗ 
eignete durch die Enteignung erleidet, alſo auch Gewinnausfall und 
notwendig gewordene Aufwendungen, ſondern nur die unmittel⸗ 
bare, durch die Enteignung eingetretene Wertminderung hinſichtlich 
der enteigneten Sachen ſelbſt (vgl. RG. 112, 192; Jurgdſch. 1926, 
497 Nr. 607). Danach könnte der Kl. als Enteignungsſchaden 
z. B. Erſtattung eines Minderwertes verlangen, den das Grundſtück 
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durch die mit der Einweiſung des G. verbundene Abnutzung erlitten 
hat (vgl. hierzu die in RG. 111, 2241); 112, 189; JurgRdſch. 1926, 
495 entſchiedenen Fälle). Der mit der Klage begehrte Erſatz von 
Mietausfall und notwendig gewordenen Prozeßhoſten richtet ſich 
dagegen lediglich auf Erſtattung entgangenen Gewinnes und not⸗ 
wendig gewordener Aufwendungen. Dieſer ſonſtige Vermögens- 
ſchaden begründet keinen Erſatzanſpruch auf Grund der Enteig⸗ 
nung (vgl. hierzu insbeſ. RG.: Jurgidſch. a. a. O.; Roſen⸗ 
berg: JW. 1928, 455). 

Damit entfällt der Klageanſpruch, ſoweit er auf Enteignung 
geſtützt wird. 

IV. An der Prüfung des Klageanſpruches unter dem Geſichts⸗ 
punkte des Vorliegens einer ſchuldhaften Amtspflichtverletzung ſei⸗ 
tens der Vorſitzenden des MEA. bzw. Wohn A. der Bekl. iſt das 
Gericht durch ſeine inſoweit gegebene ſachliche Unzuſtändigkeit ver⸗ 
hindert. Gemäß § 71 Abſ. 2 GVG. i. Verb. m. § 39 Nr. 3 Pr⸗ 
Ausf. z. GVG. find für bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten gegen 
Staatsbeamte bzw. gegen den gem. § 1 PrSthaftG. i. Verb. m. 
Art. 131 RVerf. an deren Stelle tretenden Staat wegen über- 
ſchreitung ihrer amtlichen Befugniſſe oder wegen pflichtwidriger 
Unterlaſſung von Amtshandlungen die LG. ohne Rückſicht auf den 
Wert des Streitgegenſtandes ausſchließlich zuſtändig. Der Zweck 
dieſer Vorſchrift iſt die öffentlich⸗rechtlich bedeutſame Erzielung 
einer einheitlichen Rſpr. für dieſe das Grenzgebiet des öffentlichen 
und des Privatrechts betreffenden Anſprüche. 

Dies hat in gleicher Weiſe für diejenigen Anſprüche gegen Ge⸗ 
meinden zu gelten, die darauf beruhen, daß ein im Dienſte einer 


Gemeinde ſtehender Beamter in Ausübung der ihm an- 
vertrauten öffentlichen Gewalt eine ihm einem 
obliegende Amtspflicht ſchuld⸗ 


Dritten gegenüber 
haft verletzt hat (Art. 131 RVerf. i. Verb. m. 88 4 u. 1 PrSt⸗ 
Haft., vgl. RG. 107, 61). 

Um einen derartigen Anſpruch handelt es ſich, inſoweit die 
Klage auf ein Verſchulden des Vorſitzenden des MEN. bzw. Wohn A. 
der Bekl. geſtützt wird. Dem ſteht auch nicht entgegen, daß der 
Vorſitzende des MEA. der Behl., Amtsgerichtsrat J., zugleich preuß. 
Staatsbeamter iſt; ganz davon abgeſehen, daß ſich daraus ſchon 
in unmittelbarer Anwendung des § 39 Nr. 3 PrAusfß z. GVG. 
die ausſchließliche ſachliche Zuftändigkeit des LG. ergäbe, fo iſt der 
Vorſitzende des MEN. einer Stadtgemeinde, unbeſchadet feiner ſon⸗ 
ſtigen Stellung und Tätigkeit, in ſeiner Stellung als Vorſitzender 
des ſtädt. MEA. ohne weiteres als „ein für den Dienſt des Kom⸗ 
munalverbandes angeſtellter Beamter“ anzuſehen (8 4 RrStHaft®.). 

Mangels Stellung eines Verweiſungsantrages aus 8 276 3PO. 
mußte die Klage inſoweit wegen fachlicher Unzuftändigkeit abge⸗ 
wieſen werden. 0 

(AG. Bartenſtein i Oftor., Urt. v. 17. April 1928, 1 C 17/28.) 
Mitgeteilt von GerAſſ. Rothſchild, Frankfurt a. M. 


B. Staatsgerichtshof für das Deutſche Reich. 


1. Art 55 PrVerf. Notverordnungsrecht in Preußen. 5) 


A. Die PrNot VO. v. 10. Okt. 1927 (GS. 189) über einen 
erweiterten Staatsvorbehaft zur Aufſuchung und Ge— 
winnung von Steinkohle und Erdöl iſt verfaſſungsrecht— 
lich unzuläſſig. 

Während die Steinkohle nach § 1 PrAllg Berg. v. 24. Juni 1865 
zu den bergbaufreien Mineralien gehörte, war ſie in dem ſog. 
Mandatsbezirke, d. h. der Ober⸗ und Niederlauſitz und einigen 
anderen früher kurſächſiſchen Landesteilen, kraft des Gef. v. 22. Febr. 


Zu 1. Die beiden vorliegenden Entſch. bilden eine wertvolle 
Ergänzung zu den Ausführungen früherer Entſch. des SCH. über 
das Notverordnungsrecht, beſonders das in Preußen nach Art. 55 
PrVerf. geltende Recht. Mit der Auslegung dieſer Vorſchrift hat 
der StöGH. ſich bereits zweimal befaßt in den Entſch. v. 21. Nov. 
1925 und v. 9. Juli 1928 ((Lammers⸗Simons, Nipr. des 
SSH. I, 267 ff., 276 ff.), während eine dritte Entſch. v. 17. Dez. 
1927 (Lammers⸗Simons I, 404, 405) u. a. das Notverord- 
nungsrecht in Mecklenburg ⸗Strelitz ($ 35 LGrundch.) behandelt. 

Unter dem „ungewöhnlichen Notſtand“, der nach 
Art. 55 PrVerf. materielle Vorausſetzung für den Erlaß einer 
NotVO. iſt, werden im Schrifttum (Stier⸗Somlo, PrVerf., 
1921, Anm. 10 zu Art. 55; Gieſe⸗Volkmann, Pıßerf., 
2. Aufl., 1926, Anm. 3 zu Art. 55), ohne daß eine Begriffs⸗ 
beſtimmung gegeben wird, alſo wohl mehr beiſpielsweiſe, Zwangs⸗ 
lagen verſtanden, die auf Epidemien, Hochwaſſerkataſtrophen, Feuers⸗ 
brünſten, inneren Unruhen uſw. beruhen (vgl. hierzu auch Prot⸗ 
VerfAusſch. der Pr. Landesverſ. S. 165 ff.). Auch die Entſch. des 
SH. v. 9. Juli 1928 (Lammers⸗Simons J, 284) wieder⸗ 
holt dies, aber offenſichtlich ohne Zuſammenhang mit dem Ent⸗ 
ſcheidungsergebnis. Die frühere Entſch. v. 21. Nov. 1925 (La m⸗ 
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1869 dem Verſügungsrechte des Grundeigentümers unterworfen ge⸗ 
blieben. Bei der Anderung jener allgemeinen Regelung durch das 
Geſ. v. 18. Juni 1907, das die Auſſuchung und Gewinnung der 
Steinkohle dem Staate vorbehielt, wurde wiederum die Provinz 
Brandenburg ausgenommen, ſo daß es für ſie bei der Bergbaufreiheit 
verblieb; der Rechtszuſtand des Mandatsgebiets wurde durch dieſe 
Anderung nicht berührt. Die Aufſuchung und Gewinnung von Erdöl 
unterliegt im ganzen Lande dem Verfügungsrechte des Grundeigen⸗ 
tümers. 

Im Spätſommer 1927 wurde nun in jenen von dem Staats⸗ 
monopol des Steinkohlenbergbaus ausgenommenen Gebieten bei 
Bohrungen der Geologiſchen Landesanſtalt an einigen Stellen Stein⸗ 
kohle und Erdöl gefunden, während dort bis dahin außer dem alten 
Steinkohlenbergwerke Plötz bei Löbejün keine ſolchen Stoffe feſt⸗ 
geſtellt worden waren. Das preuß. Staatsminiſterium ſah ſich hier⸗ 
durch veranlaßt, auf Grund des Art. 55 Prderf. nach Zuſtimmung 
des Ständigen Ausſchuſſes des LT. am 10. Okt. 1927 eine VO. 
mit Geſetzeskraft zu erlaſſen. Die NotVᷣ. wurde am 12. Okt. 1927 
dem Staalsrate zur Kenntnisnahme (Druchſ. Nr. 282) und dem LT. 
mit der Bitte um Genehmigung (Druckſ. Nr. 7152) vorgelegt. Wäh⸗ 
rend aber der LT. entſprechend dem Antrage ſeines Ausſchuſſes für 
Handel und Gewerbe (Druckſ. Nr. 7471) der NotB DO. am 14. Dez. 
1927 ſeine Genehmigung erteilte (Sitzungsber. S. 22 674), beſchloß 
der Staatsrat an demſelben Tage (Sitzungsber. S. 808) mit 29 gegen 
28 Stimmen, die Not BD. für verfaſſungsrechtlich unzuläſſig zu er⸗ 
klären und die Entſch. des StGH. anzurufen. Dieſer Beſchl. en. ſprach 
dem Antrage des Verfaſſungsausſchuſſes; der Ausſchuß des Staatsrats 
für Handel und Gewerbe hatte ſich für Genehmigung ausgeſprochen. 

J. Die Zuſtändigkeit des StGH. zur Enid. des Streites iſt von 
Reiner Seite in Zweifel gezogen und ergibt ſich aus Art. 19 RVerf., 
da die Frage, ob die verfaſſungsmäßigen Vorausſetzungen für den 
Erlaß der NotBO. v. 10. Okt. 1927 gegeben waren, eine Ver⸗ 
faſſungsſtreitigkeit innerhalb Preußens iſt und dort kein Gericht zu 
deren Eutſch. beſteht. Die Befugnis des Staatsrats, die Entſch. der 
Frage zu betreiben, iſt gleichfalls nicht beſtritten und folgt aus ſeiner 
Zuſtändigkeit zur Mitwirkung an einer Regelung des Gegenſtandes 
der NotVO. im Wege des Geſetzes. 

II. Die Vorausſetzungen zur Ausübung des NotVoOR. waren 
egeben. 

* 1. Im Art. 55 PrVerf. iſt nicht näher beſtimmt, welcher Art 
der ungewöhnliche Notſtand ſein muß, zu deſſen „Beſeitigung“ das 
Staatsminiſterium ebenſo wie zur Aufrechlerhaltung der öffentlichen 
Sicherheit mit Not VO. eingreifen darf. Der StGH. hat in feinem Urt. 
v. 9. Juli 1928 (RG. 121, Anh. S. 25) allerdings ausgeſprochen, daß 
unter einem ungewöhnlichen Notſtaude Zwangslagen zu verſtehen 
ſeien, die auf Naturereigniſſen, Unglücksfallen, Epidemien und ähn⸗ 
lichen Umſtänden beruhen. Indeſſen muß dieſe Auslegung, die, wie 
die weiteren Ausführungen jener Urteilsgründe zeigen, nicht die 
Grundlage der damaligen Entſch. bildete und die den S. GH. deshalb 
nicht bindet, nach erneuter Erwägung als zu eng bezeichnet werden. 
Der Wortlaut des Geſetzes gibt zu dieſer Abgrenzung keinen Anlaß. 
Die zur Begründung in Bezug genommene Entſtehungsgeſchichte ber 
weiſt nur, daß die Aufnahme der Vorſchrift in die Verf. durch den 
Hinweis auf jene Fälle, in denen das Bedürfnis nach einem Not- 
VOR. beſonders einleuchtend hervortritt, hervortritt, gerechtfertigt 
worden iſt, keineswegs aber, daß das NotV DR. auf dieſe Fälle be⸗ 
ſchränkt werden ſollte. Auch im bürgerlichen und im Strafrecht hat 
der Begriff des Notſtandes eine Einſchränkung in dem Sinne, daß 
er eine von menſchlichem Zutun unabhängige Urſache erfordere, nicht 
gefunden. Vielmehr wird der Notſtand allgemein als „ein außer⸗ 
gewöhnliches Ereignis“ beſtimmt „durch das die beſtehenden Verhält- 
niſſe, mit denen man rechnen muß, derart verändert werden, daß 
mers⸗Simons J, 273, 274) dagegen hatte bereits anerkannt, 
daß bei der auzerordentlichen Bedeutung, die eine geordnete Finanz⸗ 
lage gerade in Zeiten wirtſchaftlicher Kriſen für den Staat, die Ge⸗ 
meindeverbände und Gemeinden hat, auch Schwierigkeiten in den 
Staatsfinanzen einen „ungewöhnlichen Notſtand“ bilden können. 
Die Entſch. v. 17. Dez. 1927 ((Lammers⸗Simons I, 405) hat 
ferner die „außergewöhnlichen Ereigniſſe“ i. S. von 8 35 Mechkl⸗ 
StrL Grund. ganz allgemein als unvorhergeſehene Ereigniſſe ge- 
kennzeichnet, denen im Wege der ordentlichen Geſetzgebung Rech⸗ 
nung zu tragen nicht möglich war. In der Entſch, oben zu A be⸗ 
tont der StG. nunmehr ausdrücklich, daß die beiläufige Außerung 
über den Begriff des ungewöhnlichen Notſtandes in der Entſch. v. 
9. Juli 1928 zu eng ſei. Auch wirtſchaftliche Mißſtände, 
die nicht auf Naturereigniſſen, ſondern auf Vorgängen des Er⸗ 
werbslebens beruhen, können ſich als „ungewöhnlicher Notſtand“ 
darſtellen. In der Entſch. zu B werden in Übereinſtimmung mit der 
Entſch. v. 21. Nov. 1925 finanzielle Notlagen beim Staat 
oder bei den Selbſtverwaltungsverbänden als „ungewöhnlicher 
Notſtand“ anerkannt. Beiden Entſch. iſt ſoweit unbedenklich zu⸗ 
zuſtimmen. Sie ſtehen übrigens mit dem in Einklang, was für 
den „ungewöhnlichen Notſtand“ des Art. 63 PrVerfUrk. v. 31. Jan. 
1850 angenommen wurde (vgl. Sten Ber. des PrübgH. 1855, 94 f., 
wo ein ungewöhnlicher Notſtand für gegeben erachtet wurde, wenn 
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eine ſoforlige Abhilfe, ſei es auch durch einen an ſich unbefugten 
Eingriff, notwendig wird“ (RG. 57, 191, auch RGSt. 61, 248). 
Man wird daher gefährliche wirtſchaftliche Mißſtände, auch wenn 
ſie nicht, wie etwa die Teuerung in einem Überſchwemmungsgebiet 
b. ä., durch ein Naturereignis, ſondern durch Vorgänge des menſch⸗ 
lichen Erwerbslebens, wie die Auffindung von Mineralvorkommen, 
hervorgerufen werden, nicht grundſätzlich von dem Begriff des Not⸗ 
ſtands ausſchließen dürfen. Daß aber eine ungehemmte Spekulation 
in Grundſtücken, die deren Preis auf eine den landwirtſchaftlichen 
Ertragsmöglichkeiten nicht entſprechende Höhe treibt, oder eine Zu⸗ 
ſammenballung neugefundener Mineralſchätze in wenigen Händen, die 
vielleicht ſchon große Teile der bisher ausgebeuteten beherrſchen, 
unter den gegenwärtigen Verhältniſſen ſchwere wirtſchaftliche Gefahren 
in ſich ſchließen kann, wird gleichfalls nicht zu bezweifeln ſein. Daß 
ferner die Verhütung einer erſichtlich unmittelbar bevorſtehenden Ge⸗ 
fahr dieſer Art als „Beſeitigung des Notſtandes“ i. S. des Art. 55 
anzufeben ift, kann keinen Bedenken unterliegen. So hat der StG. 
denn auch in einer Entſch. v. 21. Nov. 1925 (RG. 112 Anh. S. 10) 
Noto. als gerechtfertigt anerkannt, durch die gewiſſe anderweit nicht 
mehr durchſetzbare ſteuerrechtliche Vorſchriften erlaſſen wurden, um 
zu ermöglichen, daß der Haushalt für den Staat und die Gemeinden 
rechtzeitig aufgeſtellt wurde. 

2. Bei Beurteilung der weiteren Frage, ob ein ungewöhnlicher 
Notſtand in dem oben bezeichneten Sinne zur Zeit des Erlaſſes tat⸗ 
ſächlich gegeben war, iſt gemäß der Rſpr. des StG. (ſ. beſ. die eben 
erwähnte Entſch. S. 9) davon auszugehen, daß die Regierung da, wo 
ihr ein ſchnelles und entſchloſſenes Handeln nach der Sachlage pflicht⸗ 
mäßig obliegt, nur in ganz beſonderen Fällen den Vorwurf einer 
Verfaſſungsverletzung verdient, wenn ſich nachträglich herausſtellt, daß 
ihr Vorgehen nicht ſo dringend erforderlich war wie es erſchien, als 
fie die Maßnahme traf. Ebenſowenig kann ihr in ſolcher Lage als 
Verſaſſungsverletzung ausgelegt werden, wenn ſie das Ausmaß der 
drohenden Mißſtände für ungewöhnlicher gehalten hat, als eine rück⸗ 
ſchauende Betrachtung anzuerkennen geneigt iſt. 

Von dieſem Geſichtspunkt aus kann es nicht als ungerecht⸗ 
fertigt erachtet werden, wenn das Staatsminiſterium nach der Auf⸗ 
findung der neuen Steinkohlenvorkommen die Gefahr einer wilden 
Spekulation in Grundſtücken und in Abbauberechtigungen in dem 
Gebiete der Funde für ſo groß und bedrohlich gehalten hat, daß 
ſie ein Einſchreiten im Wege der NotBD. für dringend erforderlich 
hielt. Nach den Angaben des Regierungsvertreters Miniſterialrats 
K. (. Verhdl. des Staatsrats 1927, 805/806) waren nach den einige 
Zeit vorher im Weſten gemachten Funden von Steinkohle in einer 
zur geit nicht einmal zur Ausbeutung in Betracht kommenden Teufe 
von der Spekulation in der Nähe der Fundſtelle alle Grundſtücke 
jeftgelegt worden. Ebenſo waren im Jahre 1905 nach Einbringung 
des als „Lex Gamp“ bezeichneten Sperrgeſetze für Steinkohlenmutun⸗ 
gen unter Ausnutzung der von ihm gelaſſenen Friſten eine ſo große 
Zahl von Steinkohlenfeldern von Privaten belegt worden, daß für 
den beabſichtigten Staatsbetrieb nur wenig übrigblieb. Die ſchweren 
Mißſtände, die dieſe letzteren Spekulationen in der Folge für weite 
Bevölkerungskreiſe verurſacht haben, und die ähnlichen Folgen gleich- 
artiger Vorgänge in der Geſchichte des Kalibergbaues haben die Abg. 
Oſterroth und Harſch bei den Verhandlungen des LT. (Sitzungs⸗ 
bericht 1927, 22 670 u. 22 650) geſchildert. Die wirtſchaftlichen Miß⸗ 
ſtände, die ſich aus einer ungeſunden Spekulation und einem unwirt⸗ 
ſchaſtlichen Wettbewerb auch zwiſchen Rapitalkräftigen Unternehmern 
ergeben, werden ſelbſt im Brochhausſchen Gutachten zugegeben. Die 
Annahme, daß ähnliche Spekulationen mit ähnlichen Folgen auch 
im gegenwärtigen Fall eintreten würden, mußte für das Staats⸗ 
miniſterium um ſo näherliegen, als, wie der Handelsminiſter 
Dr. Schreiber bei dieſen Verhandlungen ohne Widerſpruch feſt⸗ 
geſtellt hat (Sitzungsber. 22 655), das Vorkommen von Steinkohle 


infolge Verbindlichkeiten aus Staatsverträgen beſtimmte Anord⸗ 
nungen unverzüglich getroffen werden müſſen). 

In Übereinſtimmung mit ſeiner bisherigen Rſpr. nimmt der 
SGH. auch in den beiden vorliegenden Fällen das richterliche 
Nachprüfungsrecht in vollem Umfange für ſich in Anſpruch 
und hält ſich mit Recht für befugt, alle Vorausſetzungen des 
Art. 55 PrVerf. — ſowohl die materiellen: Vorliegen eines un⸗ 
gewöhnlichen Notſtandes, dringendes Erfordernis für den Erlaß 
einer Not VO,, kein Verſtoß gegen die Verfaſſung, als auch die 
formellen: Nichtverſammeltſein des LT., Zuſtimmung des Stän⸗ 
digen Ausſchuſſes, gehörige Verkündung — nachzuprüfen. Aller⸗ 
dings übt er das Prüfungsrecht weiſe, d. h. unter Anlegung eines 
Maßſtabes aus, der den Vedürfniſſen der Staatspraxis gerecht 
wird. Letzteren würde es zweifellos zuwiderlaufen, die Frage, ob 
ein ungewöhnlicher Notſtand den Erlaß einer Noto dringend er? 
fordert hat, „unter Anwendung der nachträglichen Prognoſe vom 
Standpunkt der adäquaten Verurſachungstheorie einer ob⸗ 
jektiven rechtlichen Beurteilung zu unterziehen“, wie Peters 
(VerwArch. 31, 375 ff, 397, 400) es tut. Iſt es doch fo gut wie 
unmöglich, daß der StG. ſich bei ſeiner nachträglichen Be⸗ 
urteilung in die Lage völlig zurückverſetzt, die beim Erlaß der 
NotVO. für das Staatsminiſterium maßgebend war, und den da⸗ 
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und Erdöl in der Nähe von Berlin alsbald nach den Funden der 
Geologiſchen Landesanſtalt von der Preſſe in marktſchreieriſcher Weiſe 
verbreitet worden war und als, wie der die VO. aus Rechtsgründen 
bekämpfende Abg. v. Gersdorff ebendort (Sp. 22 648) zugab, 
beim Auflauchen der erſten Nachrichten von dem Vorkommen „viele 
Unternehmer verſucht hatten, ſich die Sache zunutze zu machen und 
hierbei große Koſten aufgewendet hatten“. Demgegenüber iſt es nicht 
von Belang, wenn den Landwirtſchaftskkammern nach ihren Außerun⸗ 
gen nur wenige Verträge zwiſchen Grundeigentümern und Unter⸗ 
nehmern bekannt geworden ſind und in dieſen noch keine Steigerung 
der Grundſtückspreiſe zu bemerken war. Ebenſo kann die Beſorgnis 
der Landesregierung nicht deshalb als ungerechtfertigt erachtet werden, 
weil nach dem erſten Gutachten von Brochhaus von den zur Zeit 
in Deutſchland arbeitenden ernſthaften Erdölintereſſenten nicht an⸗ 
zunehmen iſt, daß ſie ſich um Ausbeutung der neuen Fundſtellen be⸗ 
mühen würden, oder weil nach ſeinem zweiten Gutachten die För⸗ 
derung aus dem neuen Steinkohlenvorkommen zur Zeit unlohnend 
ſein würde. 

3. Daß die Ausübung des NotVON. „dringend erforderlich“ 
geweſen iſt oder nach Lage der Verhältniſſe doch von der Landes⸗ 
regierung für dringend erforderlich hat gehalten werden können, läßt 
ſich auch nicht aus dem Grunde beſtreiten, weil der LT. am Tage 
nach dem Erlaſſe der VD. von neuem zuſammentrat. Die Fertig⸗ 
ſtellung eines den Gegenſtand auch nur einſtweilen regelnden Geſetzes 
konnte je nach der Stärke der zweifellos zu erwartenden Widerſtände 
und je nach dem ſonſtigen Verlaufe der Landtagstagung Wochen be⸗ 
anſpruchen, und inzwiſchen wären die Mißſtände, die die Regierung 
von einem Bekannkwerden der Funde befürchtete und zu befürchten 
Grund hatte, infolge der Öffentlichkeit der Landtagsverhandlungen 
und der weiten Verbreitung der Landtagsberichte aller Wahrſcheinlich⸗ 
keit nach erheblich geſteigert werden. Ob eine Rückwirkungsklauſel 
zur Beſeiligung der von der Spekulation inzwiſchen erworbenen Rechte 
ſich in dem Geſetze durchſetzen ließ, war dagegen durchaus zweifelhaft. 
Die Regierung hätte daher pflichtwidrig gehandelt, wenn ſie das Ein⸗ 
ſchreiten gegen den Notſtand, von deſſen Vorhandenſein ſie überzeugt 
war, der Geſetzgebung überlaſſen hätte, anſtatt unter eigener Verant⸗ 
wortung die BD., die fie mittlerweile fertiggeitellt hatte, noch un⸗ 
millelbar vor dem Zuſammentritte des LT. zu erlaſſen. 

4. Daß an ſich die Kürze der Zeit zwiſchen dem Erlaſſe der 
Not BO. und dem erneuten Zuſammenkreten des LT. das Recht der 
Regierung zum Erlaſſe einer Not Vo. nicht ausſchließt, hat der StG. 
in dem mehrfach erwähnten Urt. v. 21. Nov. 1925 (S. 6) aus- 
geſprochen. 

III. Auch die gegen die Regelung der Entſchüdigungsanſprüche 
in der Not VO. erhobenen Angriffe entbehren des Grundes, denn eine 
Enteignung, für die gemäß Art. 153 Abſ. 2 Satz 2, 3 Verf. Ent⸗ 
ſchädigung zu gewähren wäre, liegt überhaupt nicht vor. 

1. Soweit in dem Gebiete der VO. bisher für Steinkohle Berg⸗ 
baufreiheit gemäß dem PrAllgBergGG. v. 1865 beſtaud, hat die VO. 
das Recht des Eigentümers überhaupt nicht beeinträchtigt, da ja hier 
das Recht zur Aufſuchung und Gewinnung von Steinkohle dem 
Eigentümer als ſolchem gar nicht zuſtand und der Staat es in den 
für die Eigentümer in Betracht kommenden Beziehungen nach der 
NotVO. in der gleichen Weiſe auszuüben hat, wie es bisher von den 
Berechligten ausgeübt wurde. Eine Beeinträchtigung erleiden in jenem 
Teile des Geltungsgebiets der VO. nur die etwa auf Grund des 
PrAllgBergch. gewonnenen Berechtigungen. In dem Teile des Ver⸗ 
ordnungsgebiets, in dem das Recht zur Aufſuchung und Gewinnung 
der Steinkohle bisher den Grundeigentümern vorbehal en war, und 
hinſichtlich des Erdöls im ganzen Verordnungsgebiet werden allerdings 
nicht nur die von den Grundeigentümern gewährten bergrechtlichen 
Gerechtſame aufgehoben, ſondern auch das Recht des Grundeigen⸗ 
tümers ſelbſt durch Entziehung jener Berechtigung gemindert. Aber 


maligen Tatbeſtand unter Ausſchaltung aller nachfolgenden Er⸗ 
eigniſſe ſeiner Entſch. zugrunde legt. Mit Recht hat der Steh H. 
daher bislang und auch jetzt wieder die Anſicht vertreten, daß der 
Regierung ein gewiſſer Spielraum des pflichtmäßigen Ermeſſens 
notwendig belaſſen werden und daß ihr Vorgehen ſo lange als be⸗ 
rechtigt erſcheinen muß, als nicht das Gegenteil aus den Ver⸗ 
hältniſſen der kritiſchen Zeit einwandfrei feſtſteht, daß der Vor⸗ 
wurf einer Verfaſſungsverletzung gegen ſie jedenfalls nicht allein 
daraus erhoben werden kann, daß eine nachträgliche objektive Be⸗ 
urteilung ergibt, daß fie die Sachlage zur Zeit des Erlaſſes der 
Not O. für ungewöhnlicher gehalten hat, als fie in Wirklichkeit 
war, und daß ihr Vorgehen nicht ſo dringend erforderlich war, wie 
es ihr erſchien (vgl. auch Entſch. v. 21. Nov. 1925, Lammers 
Simons I, 273). Man könnte nun vielleicht ſagen, daß damit 
das richterliche Prüfungsrecht des SON. ſo gut wie bedeutungs⸗ 
los ſei. Keineswegs! Wie Waldecker (PrVerf., 2. Aufl. 1928, 
Anm 6 zu Art. 55) zutreffend ausführt, ſind damit nur die Beweg⸗ 
gründe der NotVO. der Nachprüfung grundſätzlich entzogen. Im 
Gegenſatz zu Peters (a. a. O. S. 303) unterſcheidet er zwiſchen 
dem ſubjektiven Tatbeſtand der Beweggründe, hinſichtlich deren der 
SSH. dem Staatsminiſterium einen gewiſſen freien Spielraum 
läßt, und den objektiven Tatbeſtandsmerkmalen. Darüber, ob ein 
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dies bedeutet keine Enteignung, ſondern eine Neuregelung der Ge⸗ 
ſetzgebung über Inhalt und Schranken des Grundeigentums. 

2. Die Enteignung it ein ſtaatlicher Hoheilsakt, der das Recht 
des Eigentümers, mit ſeiner Sache nach Belieben zu verfahren, oder 
das ſonſtige von ihm betroffene Recht zugunſten eines Dritten be⸗ 
einträchtigt. Dieſer Eingriff, der in der Regel ein Verwaltungsakt 
iſt, kann allerdings ausnahmsweiſe auch, wie in der Rſpr. des RG. 
anerkannt iſt (RB. 102, 165; 103, 200; 107, 270; 109, 310), 
unmittelbar durch Geſetz erfolgen. Aber auch dann muß er ſich als 
Einzeleingriff darſtellen, der nicht alle im Geltungsgebiet des Ge⸗ 
ſetzes befindlichen Grundſtücke oder Rechte gleichmäßig, ſondern ein⸗ 
zelne von ihnen oder einen engen Kreis von einzelnen Grundſtücken 
oder Rechten trifft, ihnen ein beſonderes Opfer zugunſten der All⸗ 
et auferlegt (RG. 116, 271, 273). Den Juhalt und die 
Schranken des Eigentums allgemein zu regeln, die zuläſſigen Rechte 
an Grundſtücken und die Vorausſetzungen ihrer Entſtehung allgemein 
zu beſtimmen, muß dem Geſetzgeber vorbehalten bleiben, ohne daß 
er dabei durch eine Pflicht zur Entſchädigung gehindert werden kann. 
Dieſes Recht iſt ihm auch in Art. 153 Abſ. 1 Verf. ausdrücklich 
vorbehalten. 

3. Dieſe Regelung zu treffen, ſteht nun, ſoweit es ſich um berg⸗ 
rechtliche Befugniſſe des Grundeigentümers oder um Berggerechtſame 
an Grundſtücken handelt, nach Art. 67 EGBGB. der Landesgeſetz⸗ 
gebung zu, da nach dieſem Artikel die landesgeſetzlichen Vorſchriften, 
die dem Bergrecht angehören, unberührt bleiben. Außerhalb des Ge⸗ 
biets des Bergrechts und der anderen der Landesgeſetzgebung vorbehal⸗ 
tenen Rechtsgebiete iſt der Reichsgeſetzgeber zu der gleichen Regelung 
befugt. Hiermit erledigt ſich die Ausführung in dem Aufſatze des 
OL GPräſ. Meyer (JW. 1927, 2977), daß, wenn man der Landes- 
geſetzgebung das Recht zugeſtehe, den Inhalt des Eigentums ohne 
Entſchädigung der Eigentümer durch Entziehung beliebiger Befugniſſe 
herabzudrücken, der Grundſatz der Unverleglichkeit des Eigentums 
gegenſtandslos würde. Eine ſolche Befugnis der Landes geſetz⸗ 
gebung beſteht eben nur für die Regelung der ihr vorbehaltenen Be⸗ 
reiche. Daß aber die Reichs geſetzgebung verfaſſungsmäßig befugt ſein 
würde, den Inhalt des Privateigentums durch allgemeine grundſätz⸗ 
liche Abzweigung wichtiger Befuguiſſe ohne Entſchädigung weilgehend 
herabzumindern, wird ſich nicht wohl beſtreiten laſſen. Sie iſt ja 
übrigens auch nach Art. 153 Abf. 2 Satz 2 PVerf. in der Lage, ſelbſt 
Enteignungen im engern Sinne ohne Entſchädigung anzuordnen. 

4. Eines Eingehens auf die Frage, ob die in der NotVO. vor⸗ 
geſehene Art der Entſchädigung angemeſſen iſt und ob die Zuweiſung 
der Entſcheidung an das Oberbergamt eine unzuläſſige Beſchränkung 
des Rechtswegs darſtellt, bedarf es hiernach nicht, da eine Enteignung 
nicht vorliegt. 

IV. Die Noto. verſtößt aber inſofern gegen die Vorſchriften 
des Art. 55 PrVerf., als ihr Inhalt offenſichtlich weit über dasjenige 
hinausgeht, was zur Beſeitigung des zur Zeit ihres Erlaſſes beſtehen⸗ 
den Notſtandes dringend erforderlich war oder als dringend erforderlich 
erachtet werden konnte. 

1. In ſeinem Urt. v. 9. Juli 1928 hat der StG. die Auf⸗ 
faſſung zur Geltung gebracht, daß zur Beſeitigung des Notſtandes 
nicht nur überhaupt eine Ausübung des Notverordnungsrechts, ſondern 
der Erlaß der angefochtenen Not O., das Treffen der in ihr enthal⸗ 
tenen Anordnungen, erforderlich geweſen ſein muß und daß die 
NotsdD. ungültig iſt, ſoweit ihr Inhalt durch den Zweck der Beſeiti⸗ 
gung des Notſtandes nicht gerechtfertigt war. Dieſe Auslegung mag 
vielleicht nicht ſchon durch den Wortlaut der Verfaſſungsvorſchrift für 
ſich allein geboten ſein. Sie ergibt ſich aber mit Notwendigkeit aus 
deren Sinn und Zweck. Wenn der Geſetzgeber die Regierung ermäch⸗ 
tigte, zur Beſeitigung dringender Gefahren in beſtimmten Fällen 


„Notſtand“ vorliegt, ob er „ungewöhnlich“ iſt, ob er den 
Erlaß einer NotVO. „dringend“ erfordert, darüber werden die 
Meinungen bei der nachträglichen Beurteilung im Einzelfall häufig 
ftark auseinandergehen. Deshalb find dieſe ſubjektiven Tatbeſtands⸗ 
merkmale bei der Beſchränkung, die der StGH. feiner Prüfung 
ſelbſt auferlegt, dieſer in der Regel entzogen, es ſei denn, daß 
offenbare Willkür bei Erlaß der NotVO. vorgelegen hat. Die 
Frage dagegen, ob die NotBO. „erforderlich“ war, gehört zu 
den Tatbeſtandsmerkmalen des Art. 55 PVerf., die wenig⸗ 
ſtens zu einem Teil an der Hand eines objektiven Maß⸗ 
ſtabes beurteilt werden können. Freilich wird man dem Staats⸗ 
miniſterium auch bei Beurteilung der Frage der Erforderlichkeit 
einer NotVO. notwendig einen gewiſſen grundſätzlich nicht nach⸗ 
prüfbaren ſubiektiven Ermeſſensſpielraum laſſen müſſen nach den⸗ 
ſelben Geſichtspunkten, wie ihn der Stich. dem Staatsminiſterium 
für die Fragen des Vorliegens eines ungewöhnlichen Notſtandes 
und der Dringlichkeit einer NotVO. läßt. Während dieſe Fragen 
aber nur ausnahmsweiſe bei einwandfrei feſtſtehender Überſchrei⸗ 
tung des Ermeſſensſpielraums, alſo beim Vorliegen offenbarer 
Willkür der Nachprüfung des SSH. unterliegen, läßt ſich bei 
Prüfung der Frage der Erforderlichkeit einer Not VO. in der Regel 
auch der objektive Maßſtab anlegen, der eine Nachprüfung der 
Erforderlichkeit der Not BO. ermöglicht. Mit Recht hat ſchon 
Waldecker (a. a. O.) darauf hingewieſen, daß die Frage, ob 
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Rechtsvorſchriften auch ohne Einhaltung des Weges der Geſetzgebung 
zu treffen, ſo konnte dieſe Ermächtigung nicht alle beliebigen Vor⸗ 
ſchriften umfaſſen, auch nicht alle Vorſchriften, die zwar irgendwie 
zur Beſeitigung der Gefahr dienlich ſind, aber noch weit über dieſen 
Zweck hinausgehen; ſonſt hätte er einem Mißbrauch des Nolverordnungs⸗ 
rechts durch die Regierung zu eigenmächtigen Anderungen der Geſetz⸗ 
gebung Tür und Tor geöffnet. Es beſteht auch kein Grund, das 
Erfordernis, daß der Inhalt der Not VD. dem Zwecke der Beſeitigung 
des Notſtandes angepaßt ſein muß, mit dem preuß. Staatsminiſterium 
dahin zu beſchränken, daß wegen Notſtänden, die nur für einen 
beſtimmten Zeitpunkt drohen, keine über dieſen Zeitpunkt hinaus 
wirkenden Anordnungen getroffen werden dürften. Vielmehr muß 
aus dem gleichen Grunde — da der Erlaß von NotV DO. nur bei 
Nichtverſammeltſein des LT. zugelaſſen iſt — bei Dauernotſtänden 
eine Beſchränkung des Notverordnungsrechts auf Maßnahmen an⸗ 
genommen werden, die zur Beſeitigung des Notſtandes bis zu der 
Zeit erforderlich ſind, in der das weiter Erforderliche vorausſichtlich 
im Wege der ordentlichen Geſetzgebung wird vorgekehrt werden 
können. Eine abweichende Auffajjung iſt auch weder aus dem er- 
wähnten Urt. des StG. noch aus den vom Staatsminiſterium an⸗ 
geführten Außerungen von Drews (Dig. 1928, 1429) zu ent⸗ 
nehmen. Insbeſondere beſtand in dem in jener Entſch. behandelten 
Falle die Gefahr, die den Erlaß der NotVO. veranlaßte, keineswegs, 
wie das Staatsminiſterium meint, nur für den 11. Aug. 1927, 
ſondern in gleicher Weiſe mindeſtens auch für die gleichen Tage der 
nächſtfolgenden Jahre; daß die Regierung ſich in ihrer Not Bd. auf 
Vorkehrungen für den 11. Aug. 1927 hätte beſchränken müſſen, hat 
der SICH. ausdrücklich damit begründet, daß im übrigen die An⸗ 
gelegenheit nach erneuter Verſammkung des LT. hätte geregelt werden 
können. 

Wenn weiter eingewendet wird, daß wenn der Geſetzgeber in 
Not Bd. nur Anordnungen vorübergehenden Inhalts für zuläſſig 
gehalten hätte, er dies wohl ebenjo wie im Art. 48 Abf. 2 Verf. 
ausdrücklich ausgeſprochen haben würde, ſo trifft dieſe Erwägung 
ſchon deshalb nicht zu, weil die Beſchränkung auf die zur Beſeitigung 
des Notſtandes erforderlichen Anordnungen keineswegs notwendiger⸗ 
weiſe und in allen Fällen mit einer Beſchränkung auf Maßnahmen 
vorübergehenden Inhalts gleichbedeutend iſt. Im übrigen hat aber 
auch der Reichsgeſetzgeber die Beſchränkung auf vorübergehende An⸗ 
ordnungen nur im Art. 48 Abſ. 2 Satz 2 mit Bezug auf die Außer⸗ 
kraftſetzung gewiſſer Grundrechte ausgeſprochen, ſich dagegen für die 
übrigen Maßnahmen im Art. 48 Abſ. 2 Satz 1 ebenſo wie der preuß. 
Geſezgeber mit der Abgrenzung begnügt, daß die Maßnahmen zur 
Beſeitigung der Gefahr „nötig“ fein müfjen. 

2. Daß nun zur Zeit des Erlaſſes der NotVoO. v. 10. Okt. 
1927 auch weniger weitgehende als die getroffenen Anordnungen zur 
Beſeitigung des Notſtandes bis zu dem Zeitpunkt, in dem eine ge⸗ 
ſetzliche Regelung vorausſichtlich erreichbar war, genügt haben würden, 
beſtreitet das preuß. Staatsminiſterium zu Unrecht. Der Zweck hätte 
ſich durchaus erreichen laſſen, wenn die im Art. I der Not O. ent⸗ 
haltenen Vorſchriften nur „vom Tage der Verkündung der VO. bis 
zur anderweiten geſetzlichen Regelung, langſtens auf eine für dieſe 
Regelung angemeſſene Zeit“ in Geltung geſetzt, für die Zeit ihrer 
Geltung die auf dem Verfügungsrechte der Grundeigentümer be⸗ 
ruhenden Rechte auf Aufſuchung und Gewinnung der unter 8 1 
fallenden Stoffe für ruhend erklärt und die Entſchädigungsanſprüche 
der künftigen geſetzlichen Regelung vorbehalten worden wären. Der 
Einwand, daß man nach den bei der „Lex Gamp“ gemachten Er⸗ 
fahrungen von einer ſolchen befriſteten Anordnung erſt recht einen 
Anſturm der Spekulation hätte befürchten müſſen, läßt ſich gegen 
dieſe Löſung nicht erheben. Denn bei jenem Sperrgeſetze v. 1905 


eine Not VO. erforderlich war, in engem Zuſammenhange mit 
dem Zweck der Not O. fteht, nämlich der Aufrechterhaltung der 
öffentlichen Sicherheit oder der Beſeitigung eines ungewöhnlichen 
Notſtandes, und daß dieſer enge Zuſammenhang dem ſubjektiven 
Ermeſſen des Staatsminiſteriums eine bedeutſame Schranke zieht. 
Er hat im beſonderen darauf hingewieſen, daß „erforderlich“ nicht 
gleichbedeutend mit dem ſubjektiven Maßſtab „erwünſcht“ iſt. In 
der Tat ermöglicht gerade der enge Zuſammenhang der Erforder⸗ 
lichkeit einer NotVO. mit ihrem Zweck die Anlegung eines ob⸗ 
jektiven Maßſtabes und damit eine richterliche Nachprüfung durch 
den SSH, an der er kaum vorübergehen kann. Wenn Waldecker 
meint, daß der erwähnte Zuſammenhang zwiſchen Erforderlichkeit 
und Zweck der Not BO. in der ſeitherigen Praxis viel zu kurz 
gekommen ſei, jo iſt darauf hinzuweiſen, daß der StchH. dieſen 
Zuſammenhang in feiner Entſch. v. 9. Juli 1928 (Lammers⸗ 
Simons J, 284, 285) erkannt und der Ungültigkeitserklärung 
der PrFlaggen VO. v. 8. Aug. 1927 (GS. 164) zugrunde gelegt 
hat. Auch in den beiden vorliegenden Entſch. ſpielt dieſer Zu⸗ 
ſammenhang bei der Prüfung durch den SSH. eine maßgebende 
Rolle. In der Entſch. zu 4 wird treffend hervorgehoben, daß 
es ſich nicht um die Prüfung handelt, ob eine NotVO. erforderlich 
war, ſondern ob gerade der Erlaß der angefochtenen Not⸗ 
Vo. mit den in ihr enthaltenen Anordnungen erforderlich war, 
m. a. W. ob der Inhalt der NotVO. dem Zwecke der Beſeitigung 
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wurde der Spekulation die Anregung dadurch geboten, daß zu ſeinem 
Erlaſſe der Weg der ordentlichen Geſetzgebung gewählt, daher die Ab⸗ 
ſicht der Sperre ſchon geraume Zeit vor ihrem Inkrafttreten in 
weiteſten Kreiſen bekannt geworden war. Bei einer Einhaltung des 
1 be der NotVO. würde dieſe unerwünſchte Folge vermieden wor⸗ 
en ſein. 

Auch auf anderem Wege, etwa durch eine der „Lex Gamp“ ähn⸗ 
liche Mutungsſperre für den bergbaufreien Teil des Verordnungs⸗ 
gebiets und durch ein befriſtetes Verbot der Beſtellung von Abbau⸗ 
gerechtigkeiten und befriſteten Ausſchluß des Rechts zur Aufſuchung 
und Gewinnung von Mineralien für neue Grundſtückserwerber im 
ehemaligen Mandatsbezirk hätte ſich der Notſtand, gegen den ein⸗ 
n werden ſollte, bis zur Stellungnahme des LT. beſeitigen 
aſſen. 

Die dauernde Einführung des Staatsmonopols, die ſonach weit 
über das Bedürfnis zur Beſeitigung des Notſtandes hinausging, 
wird auch nicht durch die Erwägung gerechtfertigt, daß dem LT. eine 
anderweitige geſetzliche Regelung nicht verſchränkt worden ſei. Denn 
während nach Erlaß einer befriſteten VO. das Nichtzuſtandekommen 
einer Mehrheit für eine beſtimmte endgültige Regelung das Außer⸗ 
krafttreten der VO. bedeutete, bleibt die jetzt getroffene Dauer⸗ 
regelung beſtehen, ſolange ſich nicht eine Mehrheit über eine andere 
Regelung einigt. 

Die Not Vo. war daher zur Zeit ihres Erlaſſes wegen ihres die 
verfaſſungsmäßigen Grenzen überſchreitenden Inhalts unzuläſſig. 

V. Dieſer Mangel iſt auch nicht, wie das preuß. Staatsminiſte⸗ 
rium meint, durch die Genehmigung der Not VDO. ſeitens des LT. 
geheilt worden. Aus dem früheren preuß. Verfaſſungsrecht, auf das 
ſich das Staatsminiſterium zur Begründung dieſer ſeiner Anſicht 
vornehmlich beruft, läßt ſich für ſie ſchon deshalb nichts herleiten, 
weil in die gegenwärtige Verf., entſprechend der von Grund aus 
geänderten Stellung der vollziehenden Gewalt, die Beſtimmung des 
Art. 106 Abf. 2 der früheren Verf. nicht aufgenommen iſt, wonach 
die Gültigkeit formell ordnungsmäßig verkündeter königl. VO. nur 
vom LT zu prüfen iſt. Ferner aber nahm nach der früheren PrVerf. 
außer dem das Notverordnungsrecht ausübenden Inhaber der Re⸗ 
gierungsgewalt an der Geſetzgebung nur der LT. teil. Erteilte aljo 
dieſer durch ausdrückliche Genehmigung oder durch Unterlaſſung einer 
Beſchlußſaſſung ſein Einverſtändnis zur NotVO., jo war deren Inhalt 
von den beiden Organen der Geſetzgebung gebilligt. Unter der gegen⸗ 
wärtigen Verf. iſt dagegen außer dem KT., deſſen Genehmigung zu 
Not O. nachträglich einzuholen iſt, auch der Staatsrat nach Art. 42 
PrVerf. zur Mitwirkung bei der ordentlichen Geſetzgebung berufen. 
Wenn deſſen Zuſtimmung auch nicht unbedingt zum Zuſtandekom⸗ 
men eines Geſetzes erforderlich iſt, ſondern nur ſein Einſpruch den 
Geſetzesbeſchluß des LT. unter Umſtänden hinfällig machen kann, ſo 
iſt die Nichtausübung ſeines Einſpruchsrechts oder die verfaſſungs⸗ 
mäßige Überwindung des eingelegten Einſpruchs immerhin ein weſent⸗ 
liches Erfordernis eines gültigen Geſetzes. Der Genehmigungsbeichluß 
des LT. ſtellt alſo nicht mehr wie unter der früheren Verf. das Ein⸗ 
verſtändnis aller an der ordentlichen Geſetzgebung beteiligten Organe 
mit dem Erlaß und Inhalte der Not VO. außer Zweifel. 

Aus dem Wortlaute des Art. 55 der gegenwärtigen Verf. läßt 
ſich die Anſicht des Staatsminiſteriums von der heilenden Kraft des 
Genehmigungsbeſchluſſes des LT. gleichfalls nicht begründen. Nach 
Satz 2, 3 dieſes Art. iſt dem Beſchl. die Bedeutung zuzuſchreiben, daß 
er das Staatsminiſterium von der politiſchen Verautwortlichkeit für den 
Erlaß der Not Vo. entlaſtet und die Möglichkeit der Verſagung der Ge⸗ 
nehmigung und damit die Möglichkeit des parlamentariſchen Zwanges 
zur Aufhebung der Not VO ausräumt. „Geſetzeskraft“ in dem Sinne, in 
dem ſie der Not”. überhaupt zukommt, ſteht ihr bereits von ihrer 
des Notſtandes angepaßt war. Von dieſem Geſichtspunkt aus wird 
die NotVO. v. 10. Okt. 1927 hauptſächlich deshalb für ver⸗ 
faſſungswidrig erklärt, weil ihr Inhalt offenſichtlich über das 
hinausging, was zur Beſeitigung des zur Zeit ihres Erlaſſes be⸗ 
ſtehenden Notſtandes erforderlich war oder als dringend erforder⸗ 
lich erachtet werden konnte. In der Entſch. zu B prüft der StG. 
die gleiche Frage mit dem entgegengeſetzten Ergebnis, daß der In⸗ 
halt der Not VO. v. 8. Mai 1929 über das bei ihrem Erlaß 
vorhandene Bedürfnis zur Beſeitigung eines ungewöhnlichen Not⸗ 
Handes nicht hinausgeht. Trotz der zahlreichen ſubjektiven Mo⸗ 
mente, die in den in Rede ſtehenden materiellen Vorausſetzungen 
des Art. 55 PrVerf. liegen, und trotz des nicht nachprüfbaren Er⸗ 
meſſensſpielraum, den der StchH. dem Staatsminiſterium in rich⸗ 
tiger Erkenntnis der Staatsnotwendigkeiten gelaſſen hat, iſt ſein 
richterliches Prüfungsrecht alſo doch noch ein recht bedeutſames. 
Auch für die weitere materielle Vorausſetzung, Vereinbarkeit einer 
Noto. mit der PrVerf., it es gegeben, ſelbſtverſtändlich ſchließ⸗ 
lich ferner im Hinblick auf Art. 13 RVerf. für die Frage, ob die 
NotVO. mit dem Reichsrecht vereinbar tt (vgl. Waldecker 
d. a. O., Anm. 8 zu Art. 55). So wird in der Entſch. zu A die 
Frage, ob die Nord. v. 10. Okt. 1927 mit Art. 153 Nerf. 
vereinbar ift, mit zutreffendem bejahendem Ergebnis erörtert. Ein 
weites Betätigungsfeld iſt dem Prüfungsrecht des StG. hinſicht⸗ 
lich des Vorliegens der formellen Vorausſetzungen des Art. 55 


Verkündung an zu. Daß die Genehmigung des LT. dieſe „Geſetzes⸗ 
Kraft“ irgendwie ſteigere, die Not D. einem Geſetze völlig gleich⸗ 
ftelle, ja ſogar die Möglichkeit einer Anfechtung wegen verfaſſungs⸗ 
rechtlicher Entſtehungsmängel beſeitige, iſt in der Verf. mit keinem 
Worte angedeutet. Hätte die Verf. den Genehmigungsbeſchluß eine 
derart weitgehende Wirkung beilegen wollen, ſo wäre auch ſchwer 
verſtändlich, daß die Verf. eine Verkündung des Genehmigungs⸗ 
beſchluſſes nicht vorſieht und ſogar — wie der Wortlaut des Art. 55 
Satz 3 außer Zweiſel ſtellt — eine ſtillſchweigende Genehmigung durch 
Unterbleiben der Beſchlußfaſſung bis zum Ende der Sitzungsperiode 
zuläßt; nicht die Genehmigung, auch nicht einmal ihre Verſagung 
iſt bekanntzumachen, ſondern nur die Außerkraftſetzung durch das 
Staatsminiſterium, zu der dieſes im Falle der Verſagung der Geneh⸗ 
migung verpflichtet iſt. 

Allgemein ſtaatsrechtliche Erwägungen ſprechen entſchieden gegen 
die Annahme, daß die Genehmigung einer Not VD. durch den LT. 
ihr anhaftende Mängel der hier in Rede ſtehenden Art heile. Wenn 
die Verf. neben der ordentlichen, vom LT. unter Mitwirkung des 
Staatsrats auszuübenden Geſetzgebung unter beſtimmten ſachlichen 
Beſchränkungen Not VO. der Regierung mit einem Genehmigungsrecht 
des OT. zuläßt, jo kann ſie es nicht dem Ermeſſen des LT. über⸗ 
laſſen wollen, dem Staatsrate ſein Mitwirhungsrecht an der ordent⸗ 
lichen Geſetzgebung dadurch zu beeinträchtigen, daß der LT. Not VO. 
der Regierung, die jene Beſchränkungen nicht einhalten, ſeine Geneh⸗ 
migung erteilt. Vielmehr muß dem Staatsrate, wenn ihm bei einer 
in das Gebiet der ordentlichen Geſetzgebung einſchlagenden Regelung 
feine verfaſſungsmäßige Mitwirkung durch Beſchreitung des Weges 
der Not8D. verſchränkt worden iſt, das Recht zuerkannt werden, die 
Not BD. wegen ihres die Grenzen des Notverordnungsrechts über⸗ 
ſchreitenden, verfaſſungswidrigen Inhalts ungeachtet der Genehmigung 
durch den LT. vor dem zuſtändigen Gerichtshof anzufechten. Daß die 
Beſchlußfaſſung des LT. den St6H. einer Prüfung der Verfaſſungs⸗ 
mäßigkeit einer Not VO. nach dieſer Richtung nicht überhebt, hat der 
St&H. übrigens bereits in ſeinem Urt. v. 9. Juli 1928 (RG. 121, 
Anh. S. 28) ausgeſprochen. Die Entſch. des RG. v. 18. Sept. 1925 (RG. 
111, 292), in der eine ſolche Prüfung nach der Genehmigung der 
NotVOO. durch den LT. für unzuläſſig erklärt wird, ſteht mit jenem 
Urt. nicht in Widerſpruch, weil es ſich bei ihr nur um das weniger 
ausgedehnte Prüfungsrecht der ordentlichen Gerichte handelte. Ebenſo 
betrifft die in dem gleichen Sinne lautende Eutſch. des PrOVG. 
v. 5. Jan. 1926 (OVG. 80, 36) nur das Prüfungsrecht des preuß. 
Verwaltungsrichters. 


VI. Der Antrag des Staatsrats iſt hiernach durchaus gerecht⸗ 
fertigt. 
(SiGG ., Entſch. v. 23. März 1929, StG H 8/23.) 


B Die PrNotVO. v. 8. Mai 1929 (8 S. 47) über die 
Regelung der Gewerbeſteuer für das Rechnungsjahr 1929 
iſt gültig. 

1 


Die von den preuß. Gemeinden erhobene Gewerbeſteuer 
hatte bis zum Schluſſe des Rechnungsjahrs 1928 ihre Rechts⸗ 
grundlage in der VO. 3. vorl. Regelung der Gewerbeſteuer v. 
23. Nov. 1923 (GS. 519), deren Geltung mehrfach, und zwar 
zuletzt i. d. Fall. der Bek. v. 15. März 1927 (GS. 21) durch 
Geſ. v. 13. März 1928 (GS. 16) um ein Jahr, verlängert wor⸗ 
den war. Die Verſuche der Landesregierung, für das Rechnungs⸗ 
jahr 1929 wiederum eine Verlängerung der Geltungsdauer auf 
dem Wege der ordentlichen Geſetzgebung zu erwirken, ſcheiterten. 


RVerf. (Nichtverſammeltſein des LT. Zuſtimmung des Ständigen 
Ausſchuſſes, Verkündung) gegeben. Das beweiſen die Entſch. v. 
21. Nov. 1925 und v. 9. Juli 1928 (Lammers Simons I, 
267 ff., 276 ff.), aber auch die beiden vorliegenden Entſch. 

Von beſonderem Intereſſe ſind die Ausführungen der Entſch. 
zu B darüber, daß durch die „Obſtruktion“ einer jacken Minder⸗ 
heit des LT. gegenüber einer ſchwachen Mehrheit gerade ein un⸗ 
gewöhnlicher Notſtand geſchaffen werden kann, der der Regierung 
die Möglichkeit zum Erlaß einer Not O. gibt, und daß in ſolchem 
Falle der Regierung nicht der Vorwurf gemacht werden kann, ſie 
habe den Notſtand ſelbſt verſchuldet, weil ſie ſich keine trag⸗ 
fähigere parlamentariſche Mehrheit geſchaffen habe. Dieſer Auf⸗ 
faſſung iſt unbedenklich beizutreten. Auch die Auslegung des 
Art. 62 PrVerf. in der Entſch. zu B dahin, daß er Keine über 
ſeinen Wortlaut hinausgehende Auslegung erfahren dürfe, unter⸗ 
liegt keinen Bedenken. In der Entſch. zu A ſind ſchließlich be. 
deutſam die Darlegungen des Steßd. über die Wirkungen des die 
Not O. genehmigenden Beſchl. des LT. Dieſer Beſchluß ſteigert 
die „Geſetzeskraft“ der Not Bo. nicht, ſtellt fie alſo keineswegs 
einem formellen Geſetze völlig gleich. Sie bleibt auch nach der 
Genehmigung durch den LT. als NotVoO. in Kraft, es ſei denn, 
daß ſie durch Friſtablauf oder ſpätere Anordnung außer Kraft tritt 
(ſo auch Waldecker a. a. O., Anm. 9 zu Art. 55; a. M. Gieſe 
a. a. O., Anm. 13 zu Art. 55, der annimmt, daß die Not O. 
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Zunächſt hatte das Staatsminiſterium am 4. Febr. 1929 dem 
LT. einen Geſetzentwurf (Druckſ. Nr. 1302) vorgelegt, der die 
unveränderte Verlängerung der bisherigen Regelung auf ein Jahr 
vorſah, weil es mit Ruckſicht auf die ſchwebenden Verhandlungen 
über ein StVereinheillch. des Reichs ſachliche Anderungen nicht für 
angebracht hielt. Dieſer Entwurf wurde vom LT. in ſeiner 
Sitzung v. 22. März 1929 nur mit der weittragenden Anderung 
angenommen, daß die Steuer auf die freien Berufe erſtreckt wurde 
(Sitz Ber. 5280). Dieſe Anderung veranlaßte den Staatsrat, der 
gegen die Regierungsvorlage kein Bedenken erhoben hatte, gegen 
das „Gewerbe- und Berufsſteuergeſetz“ laut Beſchl. v. 23. März 
1929 Einſpruch einzulegen, weil ihm die Einbeziehung der freien 
Berufe angeſichts der im Reiche ſchwebenden geſetzgeberiſchen Ver⸗ 
handlungen nicht angezeigt erſchien. Bei der erneuten Beratung 
im 22. am 16. April 1929 fand ſich für den früheren Beſchluß 
nur eine Mehrheit von 232 zu 167 Stimmen (SitzBer. 5832), ſo 
daß er gem. Art. 42 PrVerf. hinfällig wurde. Die Landesregierung 
brachte alsbald am 17. April 1929 eine neue Vorlage ein, in 
der von der Beſteuerung der freien Berufe abgeſehen und nur 
eine andere vom LT. beſchloſſene Anderung übernommen war 
(Drucke. Nr. 2255). Auch an dieſem Entwurf nahm der LT. eine 
Anzahl Anderungen vor (Druckſ. Nr. 2303, 2329). Bei der nament⸗ 
lichen Abſtimmung über den ſo abgeänderten Entwurf ergab ſich 
aber in der Sitzung v. 27. April 1929 Beſchlußunfähigkeit des 
Hauſes (Sitz Ber. 6831, 68536862). 

Vor der nächſten, auf den 13. Mai 1929 anberaumten 
Sitzung des LT. erließ das Staatsminiſterium am 8. Mai 1929 
(G8. 47) eine Not O., laut der die GewstVO. bis zum 31. März 
1930 verlängert und an ihr die den letzten Beſchlüſſen des LT. 
entſprechenden Anderungen vorgenommen wurden. Die Not“. 
hatte am 2. Mai die Zustimmung des Ständigen Ausſchuſſes ge⸗ 
funden. Sie wurde auch mit Schreiben v. 8., eingegangen am 
10. Mai dem LT. zur Genehmigung, dem Staatsrate zur Kenntnis⸗ 
nahme mitgeteilt (LTDDruckſ. Nr. 2465, StaatsrDruckſ. Nr. 99). 
Ter Staatsrat nahm ſie in ſeiner Sitzung v. 14. Mai (Ber. 208) 
ohne Beanſtandung zur Kenntnis. Die Beſchlußfaſſung des LT. 
ſteht noch aus. 

II. 


Die Landtagsfraktion der Deutſchnationalen Volkspartei und 
der Reichspartei des Deutſchen Mittelſtandes (Virtſchaftspartei) 
haben beim StcH. den Antrag eingereicht, dieſe Not BO. für ver⸗ 
faſſungswidrig bzw. für ungültig zu erklären. Die Wirtſchafts⸗ 
partei beantragt ferner, durch EinſtwVerf. auszuſprechen, daß der 
Voll ug der NotBO. nicht über den 1. Juni 1929 ausgedehnt 
werden dürfe, weil es innerhalb zweier Monate mö lich ſein müſſe, 
die ordentliche Geſetzgebungsmaſchine, äußerſtenfalls durch Auf⸗ 
löſung des LT., in Gang zu bringen. Das Preuß. Staatsminiſterium 
beantragt Abweiſung der Anträge. In der mündlichen Verhand⸗ 
lung haben die Antragſteller erklärt, daß ihr Antrag auf Un⸗ 
gültigerklärung nur die auf die Verlängerung der Geltungsdauer 
bezüglichen 88 8—10 Not O, betreffe und daß fie nicht wünſchten, 
etwa die anderen Anderungen der Gewerbeſteuer betreffenden Be- 
ſtimmungen (88 1—7) für ungültig erklärt zu ſehen, wenn die 
Verlängerung als verfaſſungsmäßig anerkannt werde. Sie gaben 
zu, daß die 88 1—7, ſoweit fie nicht eigentliche Herabſetzungen 
der Steuer zur Folge hätten, doch immerhin geeignet ſeien, dieſe 
der großen Mehrzahl der Steuerpflichtigen annehmbarer zu machen, 
weil ſie Unbilligkeiten der Verteilung und Härten des Verfahrens 
behöben. 

III. 


Die formellen Erforderniſſe für den Erlaß einer NotVO. ſind 
erfüllt, da der LT. zur Zeit des Erlaſſes nicht verſammelt war, 
vielmehr vom 27. April bis 13. Mai keine Sitzung abhielt, ſein 
Ständiger Ausſchuß dem Erlaſſe der NotVO. zugeſtimmt hat und 
dieſe auch alsbald dem LT. ſelbſt zur Genehmigung mitgeteilt 
worden iſt. 
mit der Genehmigung durch den LT. auch formell Geſetz wird). 
Die Genehmigung hat daher auch nicht die Kraft, Mängel der Not- 
BO. dergeſtalt zu heilen, daß ihre Nachprüfung dem StGH. ent⸗ 
zogen iſt. Dies iſt von außerordentlicher Bedeutung für den von 
der Mitwirkung beim Erlaß einer Not VO. ausgeſchalteten Staats- 
rat. Der Staatsrat braucht vor Erlaß einer Not VO. nach Art. 40 
Abf. 2 PrVerf. gutachtlich nicht gehört zu werden (vgl. Gieſe 
a a. O., Anm. 5 und 10 zu Art. 40 PrVerf., Anm. 8 zu Art. 55 
PrVerf.; Waldecker a. a. O., Anm. 3 zu Art. 40 Perf., 
Anm. 7 zu Art. 55 PrVerf.; a. M. Stier⸗Som lo: ArchofſR. 
3, 172 ff., 176 N.). Da die NotBD. zwar formelle Geſetzes⸗ 
kraft hat, aber nicht formelles Geſetz iſt, ſteht dem Staatsrat auch 
gegen fie das Einſpruchsrecht nach Art. 42 PrVerf. nicht zu Gieſe 
a. a. O., Anm. 1 zu Art. 42 PrVerf.; Waldecker a. a. O., 
Anm. 5 zu Art. 42 Perf; a. M. Stier⸗Somlo a. a. O. 
S. 177 ff.). Seine Rechte beſchränken ſich vielmehr darauf, die Not- 
TI. nach Art. 40 Abſ. 1 PrVerf. zur Kenntnis vorgelegt zu er⸗ 
halten. Beſchreitet die Regierung nun bei einer Regelung, die an 
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Auch die ſachliche Vorausſetzung, von der der Art. 55 PrVerf. 
die Berechtigung des Staatsminiſteriums, mittels einer NotVO. 
einzugreifen, abhängig macht, das Vorhandenſein eines ungewöhn⸗ 
lichen, eine ſolche Maßnahme dringend erfordernden Notſtandes 
war gegeben. Wie der StGH. in feiner Entſch. v. 21. Nov. 1925 
(RG. 112 Anh. 10) ausgeſprochen hat, ſind als Notſtände, die den 
Erlaß von Not“ O. rechtfertigen können, auch dringende und un⸗ 
gewöhnliche Notſtände finanzieller Art beim Staate oder bei Selbſt⸗ 
verwaltungsverbänden anzuſehen. Daß aber ein ſolcher Notſtand 
bei den preuß. Gemeinden eingetreten wäre, wenn die Geltungs⸗ 
dauer der am 31. März 1929 abgelaufenen GewSt O. nicht 
ſpäteſtens vor dem vierteljährlichen Steuerfälligkeitstermin v. 
15. Mai verlängert worden wäre, ergibt ſich ohne weiteres aus 
der vom Antragsgegner angegebenen und von den Antragſtellern 
nicht beſtrittenen Höhe der den Gemeinden aus der Gewerbeſteuer 
zufließenden Steuererträge. Der Einwand der Antragſteller, daß 
das Staatsminiſterium den Notſtand ohne NotVO. hätte verhüten 
können, wenn es auf Vorverlegung der auf den 13. Mai an⸗ 
beraumten nächſten Landtagsſigung hingewirkt hätte, iſt nicht ſtich⸗ 
haltig. Wie der StG. gleichfalls bereits in der eben erwähnten 
Entſch. (a. a. O. 11/12) dargelegt hat, ſtehe die Geſchd. des LT. 
und deſſen Geſchäftsführung einerſeits, die verfaſſungsmäßigen Be⸗ 
ſugniſſe der Landesregierung und deren Handhabung andererſeits 
durchaus ſelbſtändig nebeneinander und beſteht für die Landes⸗ 
regierung kein Recht, bei der Anberaumung der Sitzungen des LT. 
mitzuwirken. Zudem aber durfte die Regierung, nachdem das Zu⸗ 
ſtandekommen des von ihr eingebrachten Verlängerungsgeſetzes am 
27. April durch Beſchlußunfähigkeit des CT., und zwar, wie die 
Antragſteller zugeben, im Wege der Obſtruktion verhindert worden 
war, die ernſteſten Zweifel darüber hegen, ob eine nochmalige Vor⸗ 
lage, ſelbſt wenn fie mit Rückſicht auf Art. 62 PrVerf. zuläſſig 
geweſen wäre, in der kurzen, bis Mitte Mai verbleibenden Zeit 
hätte zum Geſetz erhoben werden können. 

Vergeblich iſt auch der Verſuch der Antragſteller, die Not⸗ 
wendigkeit des Eingreifens mittels einer NotVO. aus dem Grunde 
zu bereiten, daß die Landesregierung ſelbſt den Notſtand herbei- 
geführt habe, indem fie es verſäumt habe, ſich eine tragfähigere 
parlamentariſche Mehrheit, ſei es durch Heranziehung weiterer 
Parteien, ſei es durch Auflöſung des LT. zu ſchaffen. Das Staats- 
miniſterium iſt mit Rückſicht auf die oben dargelegte Trennung 
ſeiner Geſchäftsführung von der des LT. für die Bildung einer 
regierungsfähigen Mehrheit im LT. nicht verantwortlich, es hängt 
aber auch von deſſen Mehrheitsverhältniſſen nur inſofern ab, als 
ihm durch eine mindeſtens die Hälfte der jeweiligen Abgeordneten 
umfaſſende Mehrheit das Vertrauen des LT. entzogen und damit 
ſein Rücktritt erzwungen werden kann (Art. 57 Abſ. 5, 6 PrVerf.). 
Ein ſolcher Landtagsbeſchluß iſt bisher nicht ergangen und nach 
den Angaben der Antragſteller ſelbſt über die Mehrheitsverhält⸗ 
niſſe auch nicht in Ausſicht. Wenn eine Minderheit des LT. die 
Betätigung einer nur über eine ſchwache Mehrheit verfügenden 
Regierung auf dem Gebiete der Geſetzgebung unter Ausnutzung 
der durch die GeſchO. und Verfaſſung gebotenen Möglichkeiten in 
weitem Umfange lahmlegt, ſo iſt eine ſolche Obſtruktion, ſolange 
fie die Grenzen der Geſchd. und Verfaſſung einhält, nicht rechts⸗ 
widrig. Es entſpricht aber auch nur der Verfaſſung, wenn die 
Regierung, falls durch eine ſolche Obſtruktion ein ungewöhnlicher 
Notſtand hervorgerufen wird, zu deſſen Beſeitigung ihrerſeits das 
dringend Erforderliche unter Beobachtung der Formvorſchriften der 
Verfaſſung im Wege der NotVO. vorkehrt. 

Mit Unrecht glauben die Antragſteller ſodann in dem Erlaſſe 
der NotVO. einen Verſtoß gegen den Art. 62 PrVerf. finden zu 
können, nach dem „Geſetzesvorlagen, die der LT. abgelehnt hat, 
in demſelben Sitzungsabſchnitte nicht wieder vorgebracht werden 
können, es ſei denn daß ein rechtswirkſames Volksbegehren bor- 
liegt“. Dieſer Vorſchrift, die der geſetzgeberiſchen Tätigkeit von 
Regierung und LT. eine überwiegend aus den Verhältniſſen der 
früheren Verfaſſung erklärende Beſchränkung auferlegt, darf nicht 


ſich der ordentlichen Geſetzgebung vorbehalten iſt, den Weg der 
NotVO., jo ſchaltet fie damit die vorherigen und nachträglichen 
Mitwirkungsrechte (Begutachtung, Einſpruch) des Staatsrates aus. 
Gegen dieſe Ausſchaltung kann der Staatsrat ſich nach der Aus⸗ 
legung, die die Art. 40, 42, 51, 55 PrVerf. auf Grund des zwiſchen 
dem Staatsminiſterium und dem Staatsrat geſchloſſenen Ver⸗ 
gleichs v. 31. Okt. 1923 (abgedr. bei Waldecker a. a. Ne 
Vorbem. 3. IV. Abſchn.) in der Staatsprazis gefunden haben, nicht 
wehren. Gerade deshalb muß ihm aber die Möglichkeit offen⸗ 
bleiben, eine NotVO., bei der er die Vorausſetzungen des Art. 55 
PrVerf. nicht für erfüllt erachtet, vor dem StG. anzufechten, und 
zwar auch wenn der LT. ſie genehmigt hat. Mit Recht hat der 
E69. daher in der Entſch. zu A die Antragsberechtigung des 
Staatsrats aus dem Grunde anerkannt, weil ihm ein Mit⸗ 
wirkungsrecht zugeſtanden hätte, wenn nicht der Weg der Not O., 
ſondern der ordentlichen Geſetzgebung gewählt worden wäre. 
Miniſterialrat Dr. H.⸗H. Lammers, Berlin. 
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eine über ihren Wortlaut hinausgehende Auslegung gegeben wer⸗ 
den. Es geht deshalb nicht an, den „Geſetzesvorlagen“, d. h. den 
dem LT. zur Beſchlußfaſſung über den Erlaß eines entſprechenden 
Geſetzes unterbreiteten Geſetzentwürfen, die Vorlage der bereits 
erlaſſenen NotVO. zur nachträglichen Genehmigung oder die Vor⸗ 
lage des Entwurfs einer NotBO. an den Ständigen Ausſchuß zur 
Zuſtimmung gleichzuſtellen, zumal da NotVO. und Geſetz ihrer 
formellen Wirkung und Bedcutung nach verſchieden ſind und der 
Weg ihrer Entſtehung verſchieden geregelt iſt. Ebenſowenig darf 
der „Ablehnung“ einer Geſetzesvorlage der hier vorliegende Fall 
gleichgeſtellt werden, daß eine Geſetzesvorlage vom LT. angenommen, 
aber ſein Geſetzesbeſchluß gegenüber dem Einſpruch des Staatsrats 
nicht mit der nach Art. 42 PrVerf. erforderlichen Zweidrittel⸗ 
mehrheit beſtätigt worden und deshalb i. S. dieſer Vorſchrift „hin⸗ 
fällig“ geworden iſt oder daß die Beſchlußfaſſung über eine Vor⸗ 
lage an der Beſchlußunfähigkeit des Hauſes ſcheitert. 

Endlich iſt auch die Einwendung der Antragſteller unbegründet, 
daß der Inhalt der NotVO. über das Bedürfnis, das zu ihr 
Anlaß gegeben habe, hinausgehe, da dieſem Bedürfnis durch eine 
Verlängerung der Geltungsdauer der GewstVo. um wenige Mo⸗ 
nate habe genügt werden können. Eine Verlängerung auf kürzere 
geit als ein Jahr hätte die Einhaltung der nach geſetzlicher Vor⸗ 
ſchrift für ein Jahr aufgeſtellten Haushaltspläne der Gemeinden 
in Frage geſtellt und ihre ganze Finanzgebarung Monate hin⸗ 
durch aufs Ungewiſſe geſtellt. Durch die Aufſtellung von viertel⸗ 
oder halbjährigen Notetats, auf die die Antragſteller als Mittel 
zur Abhilſe hinweiſen, wäre dieſe Unſicherheit der Geſchäftsführung 
nicht beſeitigt, ſondern nur formell anerkannt worden. Im übrigen 
iſt aber auch aus den Ausführungen der Antragſteller nicht zu 
entnehmen, inwiefern für die Landesregierung eine Ausſicht be- 
ſtanden habe, daß ſie die erwünſchte Regelung im Wege der 
ordentlichen Geſetzgebung vor Ablauf des Rechnungsjahrs werde 
erreichen können. Für die 88 1—7 Not O. treffen dieſe Er⸗ 
wägungen allerdings nicht zu, da nicht erſichtlich ift, daß ihre mit 
der Verlängerung der Geltungsdauer der Gew StVO. nicht in not⸗ 
wendigem Zuſammenhange ſtehenden Beſtimmungen zur Beſeitigung 
eines ungewöhnlichen Notſtandes an ſich dringend erforderlich ge⸗ 
weſen wären. Es handelt ſich aber hier zum Teil (88 3, 4) um 
offenſichtliche Milderungen der Steuer, zum Teil (88 1, 2, 5—7), 
wie beide Parteien erklären, um die Beſeitigung von Unbilligkeiten 
und Unebenheiten der bisherigen Steuervorſchriften, und es kann 
der Landesregierung nicht verwehrt werden, daß ſie bei der an 
ſich durch ein dringendes Bedürfnis gebotenen Verlängerung einer 
Einrichtung im Wege der Not VO. zugleich Anderungen vornimmt, 
die ſie nach allgemeinem Urteil für die große Mehrzahl der Be⸗ 
troffenen weniger drückend oder doch weniger mißliebig machen. 

Die Anträge auf Ungültigerklärung der NotVO. find hier⸗ 
nach in jeder Richtung unbegründet. Mit ihrer demgemäß ge⸗ 
botenen Abweiſung erledigt ſich auch der Antrag auf Ausſetzung des 
Vollzugs der NotVoO. durch EinſtwVerf. 

(SEP., Entſch. v. 13. Juli 1929, Sto H 7 u. 59.) 


Zu 1. Das Urteil deckt ſich mit der bisherigen Praxis des 
N.; feine Richtigkeit kann jedoch nicht anerkannt werden. Die 
Anſicht des RG. und RArbG. ſteht mit der ſtändigen Ver⸗ 
waltungsübung ſämtlicher deutſcher Städte in kraſſem Widerſpruch. 
Nach der Auffaſſung des RG. und RArbeß. kann ſich eine Stadt⸗ 
gemeinde überhaupt nur in der Form einer Urkunde und unter 
Wahrung der Formvorſchriften des 8 56 Ziff. 8 Städte O. ver⸗ 
pflichten, alſo auch dann, wenn es ſich um ſonſt formlos gültige 
Rechtsgeſchäfte handelt, und wenn überhaupt kein ſchriftlicher Ver⸗ 
trag geſchloſſen wird. Es ſoll hier nicht auf die ſchwierige Frage 
eingegangen werden, ob ſoweit für ein die Stadt verpflichtendes 
Rechtsgeſchäft nach allgemeinen geletzlichen Beſtimmungen Schrift⸗ 
form vorgeſchrieben iſt, dieſer Form nur in der in 8 56 Ziff. 8 
Städte O. vorgeſchriebenen Weiſe — nämlich durch Unterſchrift der 
Ausfertigung ſeitens des Bürgermeiſters und eines Stadtrats — 
genügt werden kann. Schon hiergegen ſprechen gewichtige Bedenken. 
Nach Laband erzeugt die dauernde gleichmäßige Verwaltungs⸗ 
tradition der Behörden Sätze des öffenklichen Rechts. Dieſe Auf⸗ 
faſſung ſteht im Einklang mit der jetzt allgemein herrſchenden 
Organlehre (vgl. Helfritz, D. Vertr. d. Städte u. Landgem. 
nach außen in dem Gemeinderecht d. öſtl. Provinzen Preußens). 
Tatſächlich werden nun in den preuß. Großſtädten ſeit Jahr⸗ 
zehnten lagtäglich verpflichtende Urkunden in Angelegenheiten, 
deren Verwaltung ſich der Magiſtrat nicht ausdrücklich vor⸗ 
behalten hat, von nachgeordneten Beamten im Rahmen ihrer Zu— 
ſtändigkeit vollzogen. 

Völlig undurchführbar in der Praxis iſt die Auffaſſung des 
NG. und NArbch., wonach im Bereiche der PrStädteO. f. d. östl. 
Provin'en dieſe qualifizierte Schriftform auch erforderlich fein ſoll 
bei Rechtsgeſchäften, die fonjt mündlich abgeſchloſſen werden können, 
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C. Arbeitsgerichte. 


Reichsarbeitsgericht. 


Berichtet von Rechtsanwalt Abel, Eſſen, Rechtsanwalt und 
Dozent Dr. Georg Baum, Berlin und Rechtsanwalt 
Dr. W. Oppermann, Dresden. 


1. 856 Ziff 8 PrStädteO. Im Gebiet der preußiſchen 
Städteordnung für die öſttichen Provinzen bedarf der An⸗ 
gefellmenvertrag eines Angeſtellten der Unterſchrift des 
Bürgermeiſters und eines weiteren Magiſtratsmitglieds. f) 

Nach 8 56 Ziff. 8 Städted. für die ſechs öſtlichen Provinzen 
der preuß. Monarchie v. 30. Mai 1853 bedürfen die Aus⸗ 
fertigungen der Urkunden, in denen Verpflichtungen der Gtadi- 
gemeinde übernommen werden, neben der Unterſchrift des Bürger⸗ 
meiſters oder ſeines Stellvertreters noch der Unterſchrift eines 
Magiſtratsmitgliedes. Dieſe Formvorſchrift, die im eigenen Juter⸗ 
eſſe der Gemeinden deren Verpflichtungen gegenüber Dritten außer 
Zweifel ſtellen ſoll, iſt, wie das RG. in ſtändiger Rſpr. erkannt hat, 
ſtreng zu beachten; ſie findet, gleich dem eine entſprechende, den 
Schutz der Gemeinden bezweckende Formvorſchrift enthaltenden 
8 88 Abſ. 4 Nr. 7 PrGemd. v. 3. Juli 1891, auf jeden Vertrag 
Anwendung, durch den der Gemeinde Verpflichtungen auferlegt 
werden, alſo auch auf an ſich formloſe Verträge. Die Form kann 
auch weder durch eine formloſe Erklärung, erfüllen zu wollen, 
noch durch die Erfüllung ſelbſt erſetzt werden (vgl. RGB. 64, 408; 
73, 205 1); 83, 397; 89, 436; 104, 205; 121, 14?)). Das R ArbG. 
trägt kein Bedenken, ſich in dieſer Beziehung der ſtändigen Rſpr. 
des NG. anzuſchließen. Durch die Anftellung des Kl. wurden der 
Bekl. Verpflichtungen auferlegt. Die Ausfertigung des Anſtellungs⸗ 
ſchreibens bedurfte daher nach der zwingenden Vorſchrift des 
856 Ziff. 8 Städte O. der Unterzeichnung durch den Bürgermeiſter 
oder ſeinen Stellvertreter und durch ein Magiſtratsmitglied. Dieſe 
Form iſt im vorliegenden Falle nach der einwandfrei getroffenen 
Feſtſtellung des LArbch. nicht beobachtet. Wenn nach der Rſpr. 
des NG. die für die Verpflichtungsurkunden von Gemeinden gel⸗ 
tenden Vorſchriften auf Urkunden, welche die Anſtellung von Be⸗ 
amten zum Gegenſtande haben, keine Anwendung finden (vgl. 
RhUrt. v. 24. Juni 1922, III 626/21), fo beruht das auf den 
beſonderen Grundſätzen des Beamtenrechts, die aber im vorliegen- 
den Falle, wo es ſich um den Anſtellungsvertrag eines Angeſtellten 
handelt, nicht in Betracht kommen. Mit Unrecht macht die Rev. 

eltend, daß es ſich bei der Anſtellung des Kl. um eine zu den 
aufenden Geſchäften einer Stadtverwaltung gehörende Angelegen⸗ 
heit gehandelt habe und daß aus dieſem Grunde die Form des 
8 56 Ziff. 8 StädteO. nicht habe beobachtet zu werden brauchen. 
Durchaus zutreffend hat das LArbch. angenommen, daß der An⸗ 
ſtellungsvertrag eines Angeſtellten nicht zu den fog. laufenden Ge⸗ 
ſchäften einer Stadtverwaltung zu rechnen iſt. Dies iſt auch daun 
anzunehmen, wenn es ſich, wie im vorliegenden Falle, um die 
Anſtellung lediglich auf die Dauer von mehreren Monaten handelt. 
Endlich iſt auch die Annahme des BG., daß auch durch die Ver⸗ 
handlung des Kl. mit dem Bürodiener L. ein rechtswirkſamer An⸗ 


alſo insbeſ. bei Auſtellungsverträgen. Wenn die Praxis der Städte 
hiernach verfahren würde, würde in Großſtädten ein großer Teil 
der Zeit des Bürgermeiſters und der ſonſtigen Magiſtratsmitglieder 
mit der Leiſtung von Unterſchriften ausgefüllt werden. Allein in 
der Berliner Stadtverwaltung kommen fährlich etwa 3000 nor⸗ 
male Angeſtellteneinſtellungen und etwa 8000 Einſtellungen von 
Kämmereiarbeitern vor. Bei beſonderen Anläſſen 


treten noch 
Tauſende von Einſtellungen hinzu. So ſind in den erſten beiden 
Oktoberwochen 1929 von der Stadt Berlin rund 2500 Perſonen 
zwecks Vorbereitung der Stadtverordnetenwahl und des Volks⸗ 
begehrens und für vorübergehende Steuerarbeiten eingeſtellt wor⸗ 
den. Dieſe Einſtellung vollzieht ſich regelmäßig in der Weiſe, 
daß der zuſtändige Bürodirektor hierüber eine Einſtellungsverhand⸗ 
lung aufnimmt. Nach der Anficht des NG. und RArbc. ſind alle 
dieſe Dienſtverträge ungültig, da über jede einzelne Einſtellung 
eine Urkunde auszufertigen und von dem Oberbürgermeiſter biw. 
ſeinem Stellvertreter und einem Stadtrat zu vollziehen geweſen 
wäre. Der Wortlaut der Städte O. zwingt nicht zu dieſer Folgerung. 
Mit Recht hat Appel (ZW. 1913, 534) darauf hingewieſen, daß 
eine ſolche Folgerung urſprünglich nur dadurch erklärlich war, daß 
nach ALR. alle Rechtsgeſchäfte über 150 Mb der Schriftform unter⸗ 
lagen. Selbſt wenn man der Anſicht des RG. und RArbcg. beitritt, 
wonach ſchriftliche Verträge ohne die Form des 8 56 Ziff. 8 
Städte. ungültig find, jo würde hierdurch m. E. die Gültigbeit 
der zugrunde liegenden mündlichen Vereinbarung nicht beeinträch⸗ 
tigt. Die ſchriftliche Firierung des Vertragsinhalts hätte alsdann 
nur den Wert eines Beweisdokumentes. 

Das RG. hat in der Erkenntnis, daß die konſequente Durch⸗ 


1) JW. 1910, 592. ) JW. 1928, 1937. 
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ſtellungsvertrag nicht zuſtande gekommen ſei, frei von Rechts⸗ 
irrlum. Wenn die Bekl. dem Ratsbürodirektor die Bearbeitung der 
Perſonalſachen übertragen hat, ſo kann eine ſolche Übertragung, 
ſoweit Verpflichtungsgeſchäfte in Frage kommen, die nach 8 56 
Ziff. 8 StädteO. zur Gültigkeit neben der Unterſchrift des Bürger⸗ 
meiſters noch der weiteren Unterſchrift eines Magiſtratsmitgliedes 
bedürfen, nur für das Innenverhältnis zwiſchen Burodirektor und 
Magiſtrat von Bedeutung ſein, nach außen bedarf es zur Er⸗ 
zeugung einer rechtswirkſamen Verpflichtung der durch 8 56 Ziff. 8 
vorgeſchriebenen Form. 
(RArbch., Urt. v. 6. Juli 1929, RAG 43/29. — Breslau.) [B.) 


* 


2. Anſpruch auf Gratifikation auf Grund ſtillſchwei⸗ 
gender Zuſicherung. f, 

Die Kl. waren ſämtlich bei der Bekl. beſchäftigt, als dieſe im 
Sommer 1928 in Liquidation treten mußte und Direktor S. zum 
Treuhänder beſtellt wurde. In den früheren Jahren wurde regelmäßig 
ſämtlichen Angeſtellten der Bekl. eine Weihnachtsgratifikation in 
Höhe eines halben Monatsgehaltes gezahlt. Sie haben erhalten K. 
jährlich feit dem Jahre 1916, P., Sch. und H. in den Jahren 1925, 
1826 und 1927, 9. im Jahre 1927. Die Kl. W., die erſt nach Weih⸗ 
nachten 1927 eingeſtellt worden iſt, hat noch keine Gratifikation 
erhalten. 

Die Klage auf Zahlung der Gratifikationen für 1928 hatte in 
allen Inſtanzen Erfolg. 

Eine ausdrückliche Zuſage ſeitens des Treuhänders hält das 
L ArbG. nicht für erwieſen. 

Es ſtellt aber feſt, daß die Bekl. in den früheren Jahren regel⸗ 
mäßig allen Angeſtellten zu Weihnachten ein halbes Monatsgehalt als 
Gratifikation hat zahlen laſſen. Dieſe Übung beſtehe in Bankkreifen 
in ſehr weitem Umfange. Yın 19. April 1928 ſei beim Abſchluſſe des 
RTarVertr. für das Bankgewerbe neben dieſem ein Abkommen ge⸗ 
troffen worden, in dem ſich der Reichsverband der Bankleitungen als 
Tariſpertragspartei verpflichtet habe, feinen Mitgliedern die Sonder⸗ 


führung ſeiner Auffaſſung in der Praxis unmöglich ift, eine Aus⸗ 
nahme für die fog. laufenden Verwaltungsgeſchäfte der Stadt⸗ 
gemeinden gemacht, ohne dieſelben irgendwie näher zu umſchreiben. 
Es iſt unerfindlich, weshalb nicht auch zum mindeſten die ge- 
wöhnlichen Anſtellungsverträge zu den „laufenden Geſchäften“ ge⸗ 
hören ſollen. In dem hier entſchiedenen Falle handelte es ſich um 
die Anſtellung eines Schwimmeiſters bei einer ſtädtiſchen Bade⸗ 
anſtalt auf die Dauer von 3½ Monaten. Eine ſolche Anſtellung 
gehört zu den laufenden Verwaltungsgeſchäften, die der Betrieb 
einer ſtädtiſchen Badeanſtalt mit ſich bringt. 

Mit Rückſicht auf dieſe neue Entſch. des RAS. erſcheint 
das alte Verlangen, durch ein Geſetz den § 56 Ziff. 8 Städte O. mit 
der ſtändigen Übung der Gemeinden und mit den Erforderniſſen 
des kommunalen Lebens in Einklang zu bringen, beſonders 
dringend. 

Bemerkt ſei auch noch, daß dieſelben Probleme bez. § 88 
Abſ. 4 Ziff. 7 PrechemO. entſtanden ſind (vgl. hierzu Helfritz 


a. a. O. S. 68 ff.) 
RA. Dr. Siegfried Weinberg, Berlin. 


Zu 2. A. Gegen die geltend gemachten Gratifilkationsanſprüche 
hat ſich die Bekl. im Laufe des Rechtsſtreites auf dreierlei Weiſe 
verteidigt. Es fehle einmal an der ausdrücklichen Zuſicherung einer 
Gratiſikation. Demgegenüber betont das RArbch. mit Recht, daß, wie 
jede Vereinbarung, ſo auch eine Gratifikationsabrede ſtillſchweigend 
getroffen werden darf; daß ſolche ſtillſchweigende Zuſicherung in der 
bisherigen Gewährung einer Gratifikation, wenn auch nicht not⸗ 
wendigerweiſe liegen müſſe, fo doch jedenfalls liegen könne, und daß 
die Annahme einer derartigen Zuſtcherung im konkreten Falle ver⸗ 
möge ſeiner beſonderen Umſtände gerechtfertigt ſei. Sodann führt 
die Bekl. zu ihren Gunſten ihren wirtſchaftlichen Zuſammenbruch und 
den daraus reſultierenden Mangel an Barmitteln an. Es kann 
keinem Zweifel unterliegen, daß im Gegenſatz zum feſten Gehalt 
die loſere Lohnform der Gratifikation bis zu einem gewiſſen Grade 
vom Gang und vom finanziellen Ergebnis des Geſchäftes abhängt. 
Und wenn das AALBG. den hierauf gegründeten Einwand der Bekl. 
damit erledigt, daß die Gratifikation im Vergleich zu den übrigen 
Koſten der Liquidation einen verhältnismäßig geringen Betrag dar⸗ 
ſtelle, ſo iſt damit zwar die prinzipielle Seite der Frage nur unvoll⸗ 
kommen gewürdigt, letztere ſelbſt aber für den vorliegenden Fall wohl 
zutreffend beantwortet. Endlich weiſt die Bekl. darauf hin, daß, 
wenn ſich ein Geſchäft in Liquidation befinde, es für die Gra.ifikation, 
die ja als Anſporn für weitere Pflichterfüllung beſtimmt ſei, an einem 
weſentlichen Begriſfsmerkmal fehle. Auf dieſen Geſichtspunkt geht das 
NArbch. in feinen Entſcheidungsgründen nicht ein. Prinzipiell iſt es 
ſicherlich richtig, daß der Zweck der Gratifikation mit darin beſteht, 
das Intereſſe des Gehilfen am Geſchäft zu ſtärken und ihn zu wei⸗ 
terem Aushalten darin anzuſpornen. Aber man darf nicht in Über⸗ 
ſpannung dieſes Gedankens den Gratif kationsauſpruch lediglich 
deshalb verſagen, weil im einzelnen Falle infolge von Geſchäftsauf⸗ 


zahlung eines halben Monatsgehaltes zum 15. Dez. zu empfehlen. 
Eine Anzahl führender Banken habe ſofort erklärt, ſie würden dieſer 
Empfehlung Folge leiſten. Wenn danach auch eine tarifliche Bindung 
nicht eingegangen ſei, ſo zeige der Vorgang doch, daß der Anſpruch 
als billig und gerechtfertigt anerkannt werde. Es ſei aber auch außer⸗ 
halb des TarVertr. eine Bindung durch eine ſtillſchweigende Verein⸗ 
barung möglich, an die mit Rückſicht auf die weite Verbreitung der 
Übung keine ſtreugen Anforderungen zu ſtellen ſeien. Nach dem bei 
der Bekl jeit Jahren beſtehenden Gebrauche ſei ſie als erwieſen zu 
erachten. Wenn die Bekl. immer nur freiwillig gezahlt haben wolle, 
ſo habe ſie ſich eben freiwillig verpflichtet. Auf ihre ungünſtige Lage 
könne ſie ſich auch nicht berufen, da es ſich nur um einen geringen 
Betrag handele. Auch der Anſpruch der Kl. W. ſei gerechtfertigt, ſie 
ſei nicht gratifikationsunwürdig. 

Die Rev. beſtreitet eine rechtliche Verpflichtung, da die Zah⸗ 
lungen immer freiwillig erfolgt ſeien; nur einer der Kl. habe eine 
Gratiſikation längere Jahre hindurch erhalten. Wenn es ihr weiter 
gutgegangen wäre, würde die Übung vielleicht einen Rechtsanſpruch 
haben begründen können, nicht aber jetzt, da ſie zuſammengebrochen 
fei. Es fehle aber auch an einem weſentlichen, zum Begriffe der 
Gratifikation gehörenden Momente, daß fie als Ansporn für künftige 
Dienſte beſtimmt ſei. Auf keinen Fall habe die Kl. W. einen Anſpruch. 

Bei der Beurteilung des Falles iſt davon auszugehen, daß den 
Kl. weder eine Beſtimmung des Tar Vertr. noch eine Verkehrsſitte zur 
Seite ſteht und daß das LArbG. eine ausdrückliche Zuſage für nicht 
erwieſen erachtet hat. Eine klagbare Verpflichtung könnte ſonach 
nur auf einer ſtillſchweigenden Vereinbarung beruhen. 

Die Frage, ob eine ohne bindende Zuſage auf die Dauer ge⸗ 
zahlte Gratiſika ion einen Rechtsanſpruch erzeugen kann, iſt be⸗ 
ſtritten, da die Freiwilligkeit der Hingabe durch die mehrfache Ge⸗ 
währung nicht beſeitigt werden könne. Dieſe Auffaſſung kann das 
RAY. nicht billigen. Kann ſich der Geſchäftsherr durch eine aus⸗ 
drückliche Zuſage verpflichten und erlangt fie hierdurch einen ver— 
tragsmäßigen Charakter, wird fie zu einem Teile des Gehaltes, fo 
iſt nicht einzuſehen, warum derſelbe Erfolg nicht wie in allen anderen 


löſung dieſer Zweck nicht mehr erreichbar iſt, ſo wenig wie ein im 
übrigen begründeter Gratifikationsanſpruch bloß deshalb verloren 
geht, weil ſich im Zeitpunkt ſeiner Fälligkeit der Gehilfe bereits in 
gekündigter Stellung befindet (vgl. mein Recht des Kaufmänniſchen 
Perſonals in Ehrenbergs Handbuch des Handelsrechtes II, 627). 
KGR. Prof. Dr. Titze, Berlin. 


B. Die Entſch. iſt von großer prinzipieller Bedeutung, aber auch 
von gefährlicher Tragweite für den Arbeitgeber (vgl. auch Johannes 
Fuchs, D. Anſpruch des Arbeitnehmers auf Weihnachtsgratifikation 
in ZEIHR. 1929 Heft 12). 

Wenn die Gewährung einer Weihnachtsgratifikarion zwiſchen 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer ausdrücklich vereinbart oder in dem 
maßgebenden TarVertr. feſtgelegt iſt, jo hat unzweifelhaft der An⸗ 
geſtellte in jedem Falle, gleichgültig ob der Arbeitgeber mit ſeinen 
Leiſtungen zufrieden war oder nicht, gleichgültig ob das Ge— 
ſchäftsergebnis des Unternehmens die Zahlung 
rechtfertigt, einen Anſpruch hierauf erworben. Im Falle der 
tarifpertraglichen Feſtlegung der Weihnachtsgratifikation wird dieſe, 
ebenſo wie das reine Gehalt, von der Unabdingbarkeit des Tarif- 
vertrages miterfaßt. Schwierig und zweifelhaft geſtaltet ſich aber die 
Rechtslage, wenn weder im TarVertr. noch im Einzelarbeitsvertrag 
eine Weihnachtsgratifikalion dem Arbeitnehmer ausdrücklich zu= 
geſichert, aber im Laufe der letzten Jahre häufig oder ſogar regel- 
mäßig gezahlt worden iſt. Staub (zu 8 59 HGB. Anm. 34) will 
bei regelmäßiger Gewährung auch einer an ſich freiwillig ge⸗ 
zahlten Weihnachtsgratifikation dem Angeſtellten einen Rechtsauſpruch 
auf dieſe zubilligen, da ſich die Angeſtellten in ihrer Lebenshaltung 
bereits auf Zahlung einer Gratifikation eingeſtellt hätten. Staub 
fügt aber hinzu: „Stets iſt feſtzuhalten, daß die Gratifikation nicht 
nur Entſchädigung für geleiſtete Dienſte darſtellt, ſondern daneben 
einen Anſporn zur Fortſetzung der Tätigkeit und 
weiterer Dienſtbefliſſenheit bezweckt.“ Damit wird 
Staub zutreffend dem individualiſtiſchen Charakter der 
Weihnachtsgratiſikation gerecht; denn dieſe war urſprünglich über⸗ 
haupt nur ein beſonderes Geſchenk anläßlich der Weihnachtsfeiertage, 
um einen einzelnen Angeſtellten oder einzelne Angeſtellte (durchaus 
nicht aber die Geſamtheit der Angeſtellten) für ihre treuen Dienſte 
im verflofſenen Jahr beſonders auszuzeichnen und ihnen eine Feſtes⸗ 
freude zu bereiten. 

Dieſer urſprünglich individualiſtiſche Charakter der Weihnachts⸗ 
gratifikation hat ſich allerdings im Laufe der letzten Jahrzehnte 
immer mehr inſofern vermaterialiſiert, als mit der Zahlung der 
Weihnachtsgratifikation nicht einem beſtimmten Angeſtellten oder 
einigen beſtimmten Angeſtellten eine beſondere Auszeichnung und 
Belohnung zuteil werden ſollte, ſondern als die Weihnachtsgratifi⸗ 
kation als ein Zuſchlag zum vereinbarten Gehalt gedacht war. 

Das R ArbG verleiht der Weihnachtsgratifikation den Charak⸗ 
ter reinen Gehalts und ſpricht dem Angeſtellten grundſätzlich einen 
Anſpruch auf Weihnachtsgratifikation zu, wenn eine ſolche mehrere 
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Vertragsverhältniſſen auch durch eine ſtillſchweigende Erklärung ſollte 
herbeigeführt werden können. 

Nun iſt nicht zu verkennen, daß eine Gratifikation, die ohne 
beſondere Zuſage gezahlt wird, zunüchſt den Charakter einer frei⸗ 
willigen Leiſtung hat, der ihr auch auf die Dauer damit gewahrt 
werden kann, daß bei der jedesmaligen Hingabe auf die Freiwillig⸗ 
Reit hingewieſen wird. Anders liegt aber die Sache, wenn ſie ohne 
einen ſolchen Hinweis eine Reihe von Jahren hindurch regelmäßig 
ohne weiteres und vorbehaltlos ausgezahlt wird. Unter ſolchen Um⸗ 
ſtänden wird der Angeſtellte mit Recht in dem Verhalten des Ge⸗ 
ſchäftsherrn die Erklärung ſeines Willens, eine Zuſage dahin er⸗ 
blicken, daß ihm die Gratifikation ein für allemal gewährt werden 
ſolle, ſo lange ſein Dienſtverhältnis dauert. Er wird ſie als einen 
Teil ſeines vertragsmäßigen Gehaltes anſehen, mit ihr rechnen und 
ſeine Lebenshaltung danach einrichten. Daß er bei dem Verhalten des 
Geſchäftsherrn zu dieſer Auffaſſung kommen konnte und durfte, 
bedarf keiner Darlegung und der Geſchäftsherr, der dieſe Auffaſſung 
von dem Inhalte des Dienjtvertrages ſelbſt hervorgerufen und ge⸗ 
nährt hat, muß ſie gegen ſich gellen laſſen. Er iſt nicht mehr in der 
Lage, nach Belieben und ohne Grund die Gratifikation zu ver⸗ 
weigern. 

Eine noch weitergehende Bindung des Geſchäftsherrn iſt dann 


Jahre von dem betreffenden Arbeitgeber ſeinen Angeſtellten gezahlt 
worden iſt. Es legt der Freiwilligkeit bei Zahlung der Weihnachts⸗ 
gratifikation nur dann Bedeutung bei, wenn jeweils bei der 
Zahlung die Freiwilligkeit beſonders zum Aus⸗ 
druck gebracht wird. 

Doch kann dieſe Einſchränkung für den Arbeitgeber kaum noch 
praktiſch werden; denn bisher hatten die Arbeitgeber ſich auf den 
naheliegenden und verſtändlichen Standpunkt geitellt, daß in der 
Hingabe der Weihnachtsgratifikation ihrerſeits nur eine rein frei⸗ 
willige Leiſtung zu erblicken ſei, die ſie, ſei es willkürlich, ſei es 
mit Rückſicht auf das ungünſtige Geſchäftsergebnis, ſei es mit Rück⸗ 
ſicht auf zurückgehende Leiſtungen des betr. Arbeitnehmers jederzeit 
einſtellen könnten. Nach dem Urt. des RArbch. würden aber die 
Arbeitgeber nicht mehr die von ihnen als freiwillige Zah⸗ 
lung gedachte Weihnachtsgra ifikation zurückziehen können, wenn 
ſie ſie in den letzten Jahren gewährt haben. Damit läßt das RAS. 
den Willen der Parteien, zum mindeften aber den Willen des Arbeit- 
gebers vollkommen unberückſichtigt. Es wird allgemein der Wille 
aller Arbeitgeber ſein, die Weihnachtsgratifikation ohne Anerkennung 
einer Rechtsverpflichtung zu zahlen. Denn es iſt doch nicht an⸗ 
zunehmen, daß der Arbeitgeber durch die einmal begonnene freiwillige 
Zahlung im Falle öfterer Wiederholung dieſe freiwillige Zahlung zu 
einer Zahlungs verpflichtung ſich entwickeln laſſen will. Es iſt 
daher — immer vorausgeſetzt natürlich, daß weder der TarVertr. 
noch der Einzelarbeitsvertrag etwas Gegenteiliges ſagt — eine will⸗ 
kürliche Konſtruktion des NALbG., die auf Seiten des Arbeitgebers 
ſtets beſtehende Freiwilligkeit ohne weiteres in eine Rechtsver⸗ 
pflichtung umzuwandeln. 

Es müßte dann, wenn man folgerichtig die Konſequenzen aus 
dem Urt. des RArbc. zieht, der Dienſtvertrag ordnungsgemäß gekün⸗ 
digt und ein neuer Dienſtvertrag mit der ausdrücklichen Beſtimmung 
abgeſchloſſen werden, daß Weihnachtsgratifikationen nicht mehr oder 
jederzeit widerruflich gewährt werden würden. 

Die Auffaſſung des RArbG. mag im Intereſſe des Arbeit⸗ 
nehmers ſozial ſein, ſie muß ſich aber unzweifelhaft wirtſchafts⸗ 
ſeindlich auswirken. Wenn das RArbcßh. — übrigens in 
dieſem Punkte ähnlich wie Staub — damit argumentiert, daß der 
Arbeitnehmer ſich in ſeiner Lebenshaltung im Laufe des Jahres auf 
die Weihnachtsgratifikation einſtellt, jo überſieht das RArbch. den 
ſehr wichtigen Fall, daß ja dem Arbeitnehmer ſchon im Sommer 
geſagt werden kann, in dieſem Jahre würde ihm keine Weihnachts- 
gratifikation gewährt werden, z. B. wegen ſchlechten Geſchäftsganges 
oder dergleichen. 

Der Arbeitnehmer würde ſich dann alſo nicht auf die Weih⸗ 
nachtsgratifikation mehr einſtellen Können. Noch deutlicher wird der 
Fall, wenn ein Unternehmen am Anfang des Geſchäftsjahres in 
Konkurs geht; denn dann weiß der Arbeitnehmer beſtimmt, daß auch 
ſein Dienſtverhältnis nach Beendigung des Konkurſes, wenn auch 
nicht vor Weihnachten, aber unter Umſtänden nach Weihnachten, unter 
allen Umſtänden erliſcht. 

Der Arbeitnehmer weiß dann aber auch, daß die Lage des 
Unternehmens es nicht mehr geſtattet, noch Weihnachtsgratifikationen 
auszuſchütten, ohne die Gläubigerſchaft noch mehr zu ſchädigen als 
ſchon durch die Eröffnung des Konkurſes geſchehen ift. 

Derartige wirtſchaftliche Geſichtspunkte läßt das R ArbGG. voll⸗ 
kommen außer Betracht. Denn es gewährt nicht nur denjenigen An⸗ 
geſtellten einen Rechtsanſpruch auf Weihnach'sgratifikation, die dieſe 
in den letzten Jahren regelmäßig erhalten haben, ſondern auch den⸗ 
jenigen Angeſtellten, die dem Betrieb noch nicht angehörten, vielleicht 
vielmehr erſt kurz vor Weihnachten in den Betrieb eingetreten ſind. 

Das RALEG. Ronftruiert hier eine Übung, auf Grund deren 
alſo — um einen ganz kraſſen Fall anzunehmen — ſelbſt derjenige 
Angeſtellte einen Anſpruch auf Weihnachtsgratifikation erlangt, der 


Rechtſprechung 


3411 


anzunehmen, wenn in ſeinem Geſchäfte die Übung beſteht, daß allen 
Angeſtellten ausnahmslos, auch den meueingetre.enen Gratifikationen 
ſchon im erſten Beſchäftigungsjahre gewährt werden. Es darf als 
Erſahrungstatſache gelten, daß Augeſtellte, die in ein Geſchaft neu 
eintreten wollen, ſich mit den Verhältniſſen in dieſem und vor allem 
mit den Bezügen, die gezahlt werden, bekanntmachen. Auf jeden Fall 
dürfen ſie damit rechnen, daß ihnen, falls beim Vertragsabſchluſſe 
kein Vorbehalt gemacht wird, dieſelben Vergülungen zukommen wer⸗ 
den wie den übrigen Angeſtellten. Erhalten nun alle anderen Gra⸗ 
tiſikationen und wird einem neu einzuſtellenden gegenüber bei der 
Einſtellung kein Vorbehalt nach dieſer Richtung hin gemacht, ſo darf 
er mit Recht davon ausgehen, daß auch ihm ſtillſchweigend die übliche 
Gratifikation zugeſagt worden ſei, daß fie einen Teil des ihm zu 
gewährenden Gehaltes bilden ſolle. Auch in dieſem Falle iſt der Ge⸗ 
ſchäftsherr, der mit einer ſolchen Auffaſſung rechnen mußte, aber einen 
Vorbehalt zu machen unterlaſſen hat, zur Zahlung rechtlich ver⸗ 
pflichtet. 

Ob dieſe Vorausſetzungen einer rechtlichen Bindung gegeben 
find, iſt nach der Lage des einzelnen Falles zu entſcheiden. Im Vor⸗ 
liegenden hat nun die Bell. nach der Feſtſtellung des LUrbS. regel⸗ 
mäßig allen Angeſtellten in den früheren Jahren Weihnachtsgraaifi⸗ 
kationen gezahlt, dem Kl. K. ſeit 1916, P., Sch. und H. 1925, 


ein oder wenige Tage vor dem Weihnachtsfeſt neu bei dem Arbeit⸗ 
geber eintritt, der ſich im Geſchäft noch nicht bewährt hat oder nicht 
bewähren Konnte, über deſſen Leiſtungen ſich der Arbeitgeber noch 
keine Vorſtellung gemacht hat. 

Das RArbG. ſtempelt alſo die Weihnachtsgratifikation zu einem 
Gehaltsanſpruch oder Teil eines Gehaltes, auf den auch der neu⸗ 
eintretende Angeſtellte automatiſch einen Anſpruch erwirbt, wie wenn 
er von einem für verbindlich erklärten Tar Vertr. automatiſch mit- 
erfaßt würde. 

Hiermit hat überhaupt die Weihnachtsgratifikation ihren ur 
ſprünglichen und auch teilweiſe weitergebildeten Charakter vollkommen 
verloren. Sie iſt keine Gratifikation mehr, ſondern iſt ein reiner 
Gehaltszuſchlag geworden. 

Selbſt wenn man alſo von dem rein ethiſchen Charakter der 
Weihnachtsgratifikalion abfieht, iſt fie der Schematiſierung und 
Schabloniſierung verfallen, zu der heute völlig wirtſchaftsfremd die 
arbeitsrechtlichen und tarifrechtlichen Gedankengänge allmählich ge⸗ 
langt ſind. 

Die gleiche Auffaſſung, wie die des RArbG. iſt übrigens in 
einem Urt. des LArbGG. Berlin am 27. Aug. 1928 (103, 1113/28), 
JW. 1928, 2937 ſchon vorher vertreten worden. 

Mit Recht hat ſich daſelbſt kein Geringerer als Dertmann 
hierzu ſcharf wie folgt geäußert: 

„Widerſpruch muß ich dagegen einlegen, daß der Arbeitgeber 
auch die übrigens nicht geſchuldete Gratifikation dann dem einzelnen 
Arbeitnehmer zu leiſten habe, wenn er ſie den anderen leiſte. Denn 
iſt jene freiwillig, ſo ſtellt ſie eine beſondere Prämie dar, und 
dann entſpricht es der alsdann vorhandenen Beſtimmungsfreiheit und 
dem Zweck der Maßnahme, den Arbeitgeber entſcheiden zu laſſen, ob 
und in welchem Ausmaße er die einzelnen Angeſtellten ihrer für wür⸗ 
dig erachtet.“ 

Wenn man aber der Weihnachtsgratifikation den Charakter 
eines reinen Gehaltszuſchlages verleiht, entſteht eine neue rechtliche 
Schwierigkeit, über die ſich das RArbG. in dem fraglichen Urt. zwar 
noch nicht ausgelaſſen hat, zu der aber das LArbG. Berlin in der 
zitierten Entſch. in ebenfalls bedenklicher Weiſe Stellung nimmt. 

Erwirbt nämlich der Arbeitnehmer auch dann einen Anſpruch 
auf die Weihnachtsgratifikation, wenn er ſchon vor Weihnachten aus 
den Dienſten ausſcheidet? 

Wäre ihm dann die Weihnachtsgratifikation anteilig oder teil⸗ 
weiſe zu zahlen? 

Das LArbG. Berlin nimmt dies an. > 

Würde alfo der Arbeitnehmer bei normaler Kündigung beiſpiels⸗ 
weiſe am 1. Okt. ausſcheiden, ſo müßte er bei dem bisherigen Arbeit⸗ 
geber einen Anſpruch auf Weihnachtsgratifikation oder einen Teil 
der Gratifikation erwerben. Tritt er in ein neues Unternehmen ein 
und haben, ſei es durch Einzelarbeitsvertrag, ſei es durch Tarif⸗ 
vertrag, ſei es auf Grund der oben entwickelten Grundſätze des 
NArbch. in dieſem neuen Betrieb die. Arbeitnehmer Anſpruch auf 
Weihnachtsgratiſikation, fo würde der Arbeitnehmer logiſcherweiſe 
dann von zwei Arbeitgebern ſeine Weihnachtsgratifikation zu be⸗ 
anſpruchen haben, und zwar bei dem neuen Arbeitgeber voll, bei dem 
alten teilweiſe. BF 

Schon diefe Konſequenz zeigt, wie unrichtig die Auffaſſung des 
LArbG. Berlin iſt. 

Die Grundſätze des RArbcF. und des LALGG. Berlin werden 
daher den Arbeitgeber zu zweierlei zwingen müſſen. 

Entweder wird der Arbeitgeber überhaupt die Zahlung von 
Weihnachtsgratifikationen künftighin ausſchließen, oder er wird bei 
der Zahlung von Weihnachtsgratifikationen regelmäßig den frei⸗ 
willigen Charakter der Weihnachtsgratifikation und deren jederzeitige 
Widerruflichkeit zum Ausdruck bringen müſſen. 

RA. und Dozent Dr. Johannes Fuchs, Leipzig. 
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1926 und 1927, dem Kl. H., der erſt 1927 eingetreten ift, in dieſem 
Jahre. Es beſtand alſo bei der Bekl. die Übung, allen Angeſtellten 
von ihrer Einſtellung ab die Gratifikation zu gewähren. Nimmt man 
dazu, daß nach der weiteren Feſtſtellung des LArbG. dieſe Übung in 
Banlkreiſen ſehr weit verbreitet iſt, fo ift nicht nur verſtändlich, daß 
die Kl. damit rechneten, daß in dem Nichtausſchluß der Gratifikation 
eine ſtillſchweigende Zuſage derſelben bei ihrer Anſtellung liegen 
ſollte, es iſt auch weiter daraus zu entnehmen, daß die Bekl. ſie 
ebenſo ſtellen wollte, wie die übrigen Angeſtellten, mit anderen 
Worten ihnen wie dieſen die Gratifikationsberechtigung zusagen 
wollte. Anders wäre ihr Verhalten nicht zu verſtehen. Der mit der 
Klage geltend gemachte Anſpruch iſt alſo, auch ſoweit die Kl. W. in 
Frage kommt, begründet. 

Den Einwand der Bekl., fie ſei infolge des Zuſammenbruchs 
notleidend, aus dieſem Grunde entfalle der Anſpruch der Kl., auch 
wenn er im übrigen berechtigt ſei, hat das LArbch. mit Recht zurück⸗ 
gewieſen. So verſtändlich der Standpunkt der Bekl., im Intereſſe der 
geſchädigten Sparer die vorhandenen Mittel zu erhalten, auch ſein 
mag, einen Grund, den Kl., die doch auch auf ihr Gehalt angewieſen 
ſind, einen Anſpruch zu verſagen, der ihnen auf die ſtillſchweigende 
Vereinbarung hin als ein Teil ihrer Eutlohnung zuſteht, kann er 
nicht abgeben. Ganz abgeſehen davon, daß es bei allen übrigen Koſten 
der Liquidation auf den verhältnismäßig geringen Betrag tatſächlich 
nicht ankommen Kann. 

(RArbcd., Urt. v. 15. Juni 1929, RAG 180/29. — Leipzig.) O.] 
* 


3. 8 2 Tar VO. Ob die Zurückperlegung des Geltungs- 
beginns der Allgemeinverbindlichkeit auch Arbeitsver— 
träge ergreift, die zur Zeit der Erklärung bereits erloſchen 
waren, iſt Auslegungsfrage. +) 

Der Kl. gehörte keinem der am Abſchluß des Tarifvertrags 
beteiligten Verbünde an und war bei der Belkl., die Mitglied 
des tarifvertragsbeteiligten Arbeitgeberverbandes iſt, nur vom 1. April 
bis 31. Juli 1928 tätig. Nach 82 Abſ. 1 Satz 2 Tar O. 


Zu 3. Das RAS. äußert ſich hier erſtmalig zu der Frage, 
ob eine mit Rückwirkung ausgeſprochene Allgemeinverbindlich⸗ 
erklärung auch Arbeitsverträge erfaßt, die zwar an dem als Be⸗ 
inn der Allgemeinverbindlichkeit feſtgeſetzten Zeitpunkte noch be- 
Menden, jedoch am Tage der Allgemeinverbindlicherklärung bereits 
erloſchen waren. Das RArbG. hat wohl ſelbſt feine Entſch. nicht 
für ganz bedenkenfrei gehalten, denn es hat trotz ihrer Bedeutung 
von einem Abdruck in der Amtl. Samml. abgeſehen. Zutreffend 
wird zwar die früher ſehr umſtrittene Frage, ob der Beginn der 
Allgemeinverbindlichkeit auch auf einen dem Ausſpruch vorher⸗ 
ehenden Zeitpunkt gelegt werden kann, in Übereinſtimmung mit 
No 103, 23 bejaht, die Möglichkeit der Erfaſſung von Arbeits⸗ 
verträgen, die zur 115 des Ausſpruchs ſchon erloſchen waren, 
jedoch in Frage geſtellt. 

M. E. zu Unrecht. Gibt man mit der herrſchenden Meinung 
und dem AALbG. — vgl. Urt. v. 3. Nov. 1928, RAG 139/28, und 
v. 23. Febr. 1929, RAG 412/28 — die juriſtiſche Möglichkeit zu, 
daß die vereinbarte Rückwirkung eines TarVertr. ſich normativ 
auch auf die vor ſeinem Abſchluß aufgelöſten, aber im Rück⸗ 
wirkungszeitraum beſtehenden Arbeitsverträge bezieht, ſo muß das 
Entſprechende auch für die mit Rückwirkung ausgeſprochene All⸗ 
gemeinverbindlicherklärung gelten. Hier ſprechen gewichtige Gründe 
für das Wirkſamwerden der Allgemeinverbindlichkeit auf Arbeits⸗ 
verträge, die im Rüchwirkungszeitraum noch beſtanden. Soll die 
Allgemeinverbindlicherklärung ihren Zweck erfüllen, ſo muß ihr 
Ziel auf eine möglichſte Gleichſtellung der Außenſeiter mit den 
Tarifbeteiligten gerichtet ſein. Die Feſtſetzung eines Zeitpunktes 
für den Beginn der Allgemeinverbindlichkeit bedeutet nun, daß von 
dieſem Tage ab die die Lohn- und Arbeitsbedingungen regelnden 
Beſtimmungen eines TarVertr. für die Außenſeiter eines Berufs⸗ 
kreiſes in gleicher Weiſe wirkſam werden wie für die Vertrags⸗ 
parteien und ihre Mitglieder. Die Allgemeinverbindlicherklärung 
folgt alſo dem TarVertr. Ein Arbeitnehmer, der einem TarVertr. 
lediglich durch die Allgemeinverbindlicherklärung unterworfen iſt, 
kann vom Tage des Beginns der Allgemeinverbindlicherklärung 
inſoweit die Rechte aus dem TaxVertr. geltend machen, als fie 
ihm als Tarifbeteiligten i. S. des §8 1 Abſ. 2 Tar VO. zuſtänden. 
Es iſt daher im Schrifttum bisher wohl faſt allgemein anerkannt 
worden, daß die Allgemeinverbindlicherklärung auch die in die Re⸗ 
gelung des TarVertr. einbezogenen Arbeitsverhältniſſe ergreift, die 
zur Zeit der Erklärung der Allgemeinverbindlichkeit nicht mehr 
beſtehen, aber im Rückwirkungszeitraum beſtanden (vgl. Hueck ⸗ 
Nipperdey, Lehrbuch des Arbeitsrechts, 2. Bd., 1. Liefg., S. 277 
und Anm 14 daſ.; Sitzler⸗Goldſchmidt, Tarifvertragsrecht, 
S. 83 f. mit erläuterndem Beiſpiel). 

Die vom RArbG. zitierte frühere Entſch. v. 26. Jan. 1929 
(RArbG. 3, 139) läßt ſich gegen die juriſtiſche Möglichkeit einer 
ſolchen Rückwirkung nicht anführen. M. E. deutet ſie nur die all⸗ 
gemeinen Grenzen der Rückwirkung an. Es erſcheint nicht ange⸗ 
meſſen und von den Parteien des TarVertr. im Zweifel nicht ge⸗ 
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werden von der Allgemeinverbindlichkeitserklärung eines TarVertr. 
nicht die Perſonen der Außenſeiter, ſondern die „Arbeitsverträge“ 
erfaßt (vgl. RArbch. 2, 211). Ein Arbeitsvertrag des Kl. mit der 
Bekl., der von der Allgemeinverbindlichkeitserklärung erfaßt wer⸗ 
den konnte, beſtand zur Zeit ihres Erlaſſes, am 4. Sept. 1928, 
nicht mehr. Da der Klageanſpruch lediglich auf die Allgemein⸗ 
verbindlichkeitserklärung des RTarVertr. 1928 geſtützt iſt und der 
erſt in der RevInſt. geltend gemachte Klagegrund angemeſſener 
Vergütung eine gem. 8 72 Abſ. 2 ArbGG. i. Verb. m. 88 557, 
527 ZPO. unzuläſſige Klageänderung darſtellt, kann der Kl. mit 
ſeiner Klage nur durchdringen, wenn ihm der Umſtand, daß die 
Wirkung der Allgemeinverbindlichkeit auf den 1. April 1928 zu⸗ 
rückverlegt iſt, zugute kommt. An ſich ſteht einer Rückwirkung 
kein Bedenken entgegen. Es erſcheint jedoch ſchon fraglich, ob die 
Zurückverlegung des Geltungsbeginns der Allgemeinverbindlich⸗ 
erklärung auch Arbeitsverträge ergreifen kann, die zur Zeit der 
Erklärung bereits erloſchen waren und auf welche daher, ſtreng 
genommen, jene nicht mehr einwirken kann (vgl. RArbG. 3, 139). 
Jedenfalls fehlt es im vorliegenden Falle an einem ausreichenden 
Anhalt dafür, daß der RArbM. ſeiner Erklärung eine ſolche 
Tragweite verleihen wollte. 
(RArbch., Urt. v. 26. Juni 1929, RAG 8/29. — Berlin.) [B. 
* 


4. 8 1340 Gew.; 8 242 BGB. Trotz arundſätzlicher 
Abdingbarkeit der Arbeitsordnung Unzuläſſigkeit einer 
Umgehung durch Einzelverträge mit ſämtlichen Arbeit- 
nehmern. Widerſpruch gegen ſolche Umgehung nach Treu 
und Glauben nicht mehr zuläſſig, wenn die von der Arb O. 
abweichenden Arbeitsbedingungen längere Zeit tatſächlich 
in Geltung gew ſen find +) 

Für den Betrieb der Berl., der mittlerweile ſtillgelegt worden 
it, galt der am 1. Jan. 1927 in Kraft getretene Mantel TarVertr. 
für die Textilinduſtrie im rechtsrheiniſchen Induſtriebezirk, deſſen 
§ 13 lautet: 


wollt, daß durch die Rückwirkung eine geſchehene zuläſſige Hand⸗ 
lung oder Unterlaſſung nachträglich zu einer ang ge oder un⸗ 
8 geſtempelt wird (vgl. Hueck⸗Nipperdey a. a. O. 

172). Da die Allgemeinverbindlichkeit nur dem TarVertr. 
folgt, ihn inhaltlich nicht erweitert, ſind auch ihrer Rückwirkung 
die gleichen Grenzen gezogen. 

Schließlich können die Ausführungen des RArbG., „daß es 
in dem der Entſch. zugrunde liegenden Fall an einem ausreichen⸗ 
den Anhalt dafür fehle, daß der NAHM. feiner Erklärung eine 
ſolche Tragweite verleihen wolle“ — alſo Wirkjamkeit auf im 
Rückwirkungszeitraum erloſchene Arbeitsverträge — nur Befrem⸗ 
den erwecken. Eine ausdrückliche Einſchränkung der Allgemein⸗ 
verbindlichkeit auf Arbeitsverträge, die noch am Tage des Aus⸗ 
ſpruchs in Geltung ſind, oder eine ausdrückliche Erklärung, daß 
die Allgemeinverbindlichkeit ſich auch auf im Rückwirkungszeitraum 
erloſchene Arbeitsverträge erſtrecken ſolle, ſind in der zehnjährigen 
Praxis des NAHM. in keinem einzigen Fall erfolgt. Iſt eine All⸗ 
gemeinverbindlichkeit mit Rückwirkung ausgeſprochen, fo trifft fie 
nach der Auffaſſung des RAM. die außenſtehenden Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer im vollen Umfange. Es gilt lediglich die Be⸗ 
ſchränkung, daß ein nachträglicher Eingriff in das Arbeitsverhältnis, 
wie es in der Zeit vor dem als Beginn der Allgemeinverbindlich⸗ 
keit feſtgeſetzten Zeitpunkte beſtanden hat, nicht ſtattfindet (vgl. die 
Beſcheide des RArbM. v. 1. Juni 1920 und v. 2. Okt. 1920: 
N ArbBl. 1920, 53 u. 144, ſowie den Beſcheid des RArbM. v. 
27. Nov. 1920: NgArbR. 1921, 85). 

Hält man eine ſolche weitgehende Wirkung nicht für an⸗ 
gebracht, ſo mag hier die kommende Tarifvertragsgeſetzgebung 
eine einſchränkende Regelung treffen; auch heute wäre eine Be⸗ 
ſchränkung der Wirkung der Rückdatierung im Einzelfall durch aus⸗ 
drückliche Einſchränkung der Allgemeinverbindlichkeit möglich. Go- 
lange eine ſolche Einſchränkung nicht erfolgt, kann man jedoch nicht 
an den Willen des RArbM. zweifeln, die Allgemeinverbindlichkeit 
im Rahmen der geſetzlichen Möglichkeit auf alle im Rückwirkungs⸗ 
zeitraum noch beſtehenden Arbeitsverträge wirkſam werden zu 


laſſen. N 
MinR. Heinz Goldſchmidt, Berlin. 


Zu 4. Die Entſcheidung verdient in doppelter Beziehung beſon⸗ 
dere Beachtung. 

1. Sie klärt das Weſen der ArbO. Daß die Arbd., abgeſehen 
von den Beſtimmungen über Austritts⸗ und Entlaſſungsgründe 
und über Strafen (GewO. $ 131 Abſ. 2) nicht unabdingbar iſt, 
dürfte wohl jetzt herrſchende Lehre ſein (a. M. beſ. Pokthoff, 
Einwirkung der Verf. S. 42 ff.). Im übrigen hat dieſes Rechts⸗ 
inſtitut „in erſter Linie den Sinn, dem Arbeitnehmer Klarheit 
über gewiſſe für ihn maßgebende Arbeitsbedingungen zu verſchaffen 
und deren Nachprüfung durch eine Behörde zu ermöglichen“ (Erwin 
Jacobi, Grundlehren S. 354; vgl. $ 134 a Gemd. i. d. Faſſ. des 
§ 104 V BeirR®.); an der Feſtſetzung dieſer in die ArbO. aufzu⸗ 
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Arbeitskürzungen. Der Arbeitgeber iſt berechtigt, nach An⸗ 
hörung der geſetzlichen Betriebsvertretung durch Ankündigung 
eine Verkürzung der Arbeitszeit vorzunehmen, ſofern die wirt⸗ 
schaftlichen Verhältniſſe dies verlangen. Die Arbeitskürzung 
(Streckung) muß mindeſtens 24 Stunden vorher angekündigt 
werden. Eine Lohnkürzung kann, ſofern mit der Belegſchaft 
keine anderweiten Vereinbarungen hierüber getroffen werden, 
erſt nach Ablauf der im Betriebe üblichen Kündigungsfriſt ein⸗ 
treten. 

Die für den Betrieb der Bekl. gültige Arb. war i. J. 1921 
ordnungsmäßig zuſtandegekommen und ſah eine l4tägige Kündi⸗ 
gungsfriſt vor. Nach einem Streike i. J. 1924 waren die Arbeit⸗ 
nehmer, darunter auch die Kl., wiedereingeſtellt worden, nachdem 
ſie am 26. Febr. 1924 eine Erklärung dahin unterſchrieben hatten, 
daß ſie damit einverſtanden ſeien, daß die in der ArbO. vorgeſehene 
Kündigungsfriſt wegfalle und die Auflöſung des ArbVerkr. von 
jeder Seite jederzeit erfolgen könne. 

Am 17. Febr. 1928 hat die Bekl. nach Anhörung der Betriebs⸗ 
vertretung bekanntgemacht, daß v. 20. Febr. 1928 ab ſtatt wöchent⸗ 
lich 54 Stunden nur noch 36 gearbeitet würde. Von da ab wurde 
unter Widerſpruch der Kl. tatſächlich nur noch 36 Stunden ge⸗ 
arbeitet und wurden nur jo viel Stunden bezahlt. Infolge Kündi— 
gung v. 24. Febr. ſchieden Kl. am 27. Febr. 1928 aus. 

Kl. fordern den Lohn für 15 ¼ Stunden, die ihnen durch die 
Arbeitsverkürzung, und für 80 Stunden, die ihnen durch Nicht⸗ 
innehaltung der l4tägigen Kündigungsfriſt durch die Bekl. ent⸗ 
gangen ſeien, mit zuſammen 74,48 RM. 

Das ArbG. hat die Klage abgewieſen, das LArb®. hat ihr 
ſtattgegeben. Die Reviſion führte zur Aufhebung und Zurückver⸗ 
weiſung 

Soweit das LArbcz. in der Beſtimmung des Mantel TarVertr. 
eine normative Vorſchrift findet, die den Arbeitgeber ohne Ande⸗ 
rung der Einzelarbeitsverträge zur Einführung der Kurzarbeit be⸗ 
rechtige, iſt ihm beizutreten. 

Das LArbGh. meint dann weiter, was unter der „im Betriebe 
üblichen Kündigungsfriſt“ zu verſtehen ſei, ſei zweifelhaft, könne 
aber dahingeſtellt bleiben, da nur die in der ArbO. feſtgelegte oder 
die 1924 vereinbarte Friſt in Frage kommen könnten. An ſich 
ſei es zuläſſig, die Kündigungsfriſt der ArbO. zuungunſten der 
Arbeitnehmer in den Einzelverträgen abzuändern. Dies dürfe aber 
nicht fo weit gehen, daß die ArbO. wirkungslos gemacht werde 
und nur noch zum Scheine beſtehe. Stimme ſie mit der Mehrzahl 
der einzelnen Arbeitsverträge nicht mehr überein, ſo müſſe ſie 
auf dem vorgeſchriebenen Wege abgeändert werden. Komme der 
Arbeitgeber dieſer Verpflichtung nicht nach, ſo verſtoße die Ab⸗ 
dingung gegen das Geſetz und ſei mit der Folge nichtig, daß die 
ArbO. in voller Wirkung bleibe. Wann dieſer Fall eintrete, laſſe 
ſich nicht zahlenmäßig feſtlegen, klärend werde dabei ſein, ob der 
Arbeitgeber abſichtlich und bewußt auf eine Umgehung der geſetz⸗ 
lichen Vorſchriften über die Abänderung ausgegangen ſei. 

Seit 1924 habe die Bekl. mit allen Arbeitnehmern entfriſtete 
Kündigung vereinbart, in ihrem Betriebe herrſche nur noch dieſe. 
Von einer Abänderung der Arbd. habe fie abgeſehen, weil fie da⸗ 
von Schwierigkeiten befürchtet habe. Die Abdingung in den Einzel⸗ 
verträgen ſei alſo eine Umgehung der geſetzlichen Vorſchriften und 
rechtsunwirkſam. Es gelte die lAtägige Kündigungsfriſt der ArbD. 

Das AALHG. tritt der Anſicht des LArbch. bei, wonach eine in 
der ArbO. feſtgelegte Kündigungsfriſt in den Einzelarbeitsverträgen 
auch zuungunſten der Arbeitnehmer durch Vereinbarung abgeändert 
werden darf. 

Das Betr. ſchreibt wohl vor, daß eine Arb. im Zu⸗ 
ſammenwirken des Arbeitgebers mit dem Betriebs- oder Arbeiter⸗ 
rat nötigenfalls durch Entſch. des Schlichtungsausſchuſſes aufzu⸗ 
ſtellen und auf demſelben Wege zu ändern iſt (88 80, 75, 66 
Nr. 5). Daß ſie unabdingbar ſei, ſagt es an keiner Stelle. 

Die RGewO. legt in § 122 die geſetzliche Kündigungsfriſt auf 
14 Tage feſt, läßt aber ausdrücklich der anderweiten Vereinbarung 
der Vertragsparteien freie Hand. In dem durch 8 104 Abſ. V Betr⸗ 
RG. ergänzten 8 134 ſchreibt ſie den Erlaß einer Arb O. 
für jeden Betrieb vor und gibt Anordnungen über das Zuſtande⸗ 
kommen und eine etwaige Abänderung. Zwingend beſtimmt $ 134 b, 


nehmenden Vertragsbedingungen ſoll in beſtimmtem Umfang die 
Betriebsvertretung teilnehmen (88 66, 75 Betr.), und die Ab⸗ 
änderung der ArbO. iſt demgemäß ebenfalls an das für ihren Er⸗ 
laß vorgeſchriebene Verſahren gebunden (8 131 Abs. 3 Gewd.). 
Hieraus folgert das LArbG. unter Billigung des N ArbG. mit Recht, 
daß die an ſich zuläſſigen Abänderungen der ArbO. in Einzelver⸗ 
trägen „nicht ſo weit gehen dürfen, daß damit eine Beſtimmung 
der ArbY. vollſtändig außer Kraft geſetzt wird“. Wenn Nipper⸗ 
dey in feiner Kritik der vorliegenden Entſch. in RArbchBensh. 5, 
78 fk. hiergegen einwendet: die ArbO. ſei grundſätzlich dispoſitiven 
Rechts, und es ſei gerade das Weſen des dispoſitiven Rechts, daß 
es in vollem Umfang durch anderweite Abmachungen erſetzt werden 
könne — fo wird er m. E. der Eigenart der ArbD. nicht voll ge⸗ 
recht. Dispoſitives Recht will „nur in Ermangelung einer rechts⸗ 
geſchäftlichen Regelung wirken oder eine unvollſtändige rechts⸗ 
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was die ArbO. enthalten muß, Beſtimmungen über Anfang und 
Ende der täglichen Arbeitszeit und die Pauſen, Zeit und Art der 
Abrechnung und Lohnzahlung, die Friſt der Aufkündigung und die 
Gründe der Entlaſſung und des Auskritts ohne Einhaltung einer 
Kündigungsfriſt, die Strafen und endlich die Verwirkung von 
Lohn und die Verwendung der einbehaltenen Beträge. In $ 1340 
ſpricht ſie dann aus, daß andere als die in der ArbO. oder in 
den 88 123 u. 124 vorgeſehenen Gründe der Entlaſſung und des Aus⸗ 
tritts im Arbeitsvertrage nicht vereinbart werden, daß auch andere 
als die in der ArbO. feſtgeſetzten Strafen nicht verhängt werden 
dürfen. Daraus iſt zu entnehmen, daß andere Beſtimmungen der 
ArbD., die dieſe beiden Punkte nicht betreffen, im Arbeitsvertrage 
abgeändert werden dürfen. Zu ihnen gehort auch die Kündigungs⸗ 
friſt. Bezüglich ihrer verbleibt es bei der auch für den Arbeits⸗ 
vertrag geltenden Vertragsfreiheit; über ſie ſind von der Abd. 
abweichende Abreden gejtattet. 

Wenn es in $ 1340 Abſ. 1 RGewdO. heißt, daß der Inhalt 
der ArbO. rechtsverbindlich iſt, jo bedeutet dies nur, daß er ben 
Arbeitsvertrag beherrſcht, ſoweit er nicht zuläſſigerweiſe durch eine 
Vereinbarung der Vertragſchließenden abgeändert worden iſt. 

Dem LArbch. iſt aber auch darin beizutreten, daß derartige 
Abänderungen der ArbO. in Einzelverträgen nicht jo weit gehen 
dürfen, daß damit eine Beſtimmung der Arbd. vollſtändig außer 
Kraft geſetzt wird. Wenn der Arbeitgeber dieſes Ziel erreichen will, 
fo muß er den für eine Abänderung der ArbD. vorgeſchriebenen Weg 
gehen, er darf es nicht unter Umgehung der geſetzlichen Vorſchriften 
in der Weiſe zu erreichen ſuchen, daß er für alle Einzelverträge 
die betreffende Beſtimmung durch eine andere erſetzt. Ein ſolches 
Vorgehen würde gegen das Geſetz verſtoßen und die abweichende 
Vereinbarung nichtig machen, da ſie als von der Abſicht der Um⸗ 
gehung des Geſetzes getragen erſcheinen müßten. 

In dieſer Hinſicht hat nun das LArbO. feſtgeſtellt, daß in 
allen im Betriebe der Bekl. abgeſchloſſenen Arbeitsverträgen die 
entfriſtete Kündigung feſtgelegt iſt. Es hat auch weiter ausge⸗ 
ſprochen, daß die Bekl. von einer Abänderung der ArbD. euf dem 
geſetzlichen Wege nur abgeſehen hat, weil ſie Schwierigkeiten zu 
begegnen befürchtete, und daß ſie ſonach lediglich die geſetzlichen 
Abänderungsvorſchriften umgangen hat. Aus den Ausführungen 
geht aber nicht hervor, für welchen Zeitpunkt das LArbGG. die Um⸗ 
gehungsabſicht angenommen hat, ob ſie auch für die mit den Kl. 
abgeſchloſſenen Verträge anzunehmen iſt. Die Berl. hatte geltend 
gemacht, durch den Streik von 1924 ſeien die im Betriebe der 
Bekl. beſtandenen Arbeitsverträge gelöſt worden, die Betriebs⸗ 
vertretung habe zu beſtehen aufgehört. Es hätten daher mit den 
wiedereinzuſtellenden Arbeitnehmern neue Verträge geſchloſſen, und 
es habe eine neue Betriebsvertretung gebildet werden müſſen. Be⸗ 
vor letzteres geſchehen, ſei Bekl. gar nicht in der Lage geweſen, 
eine Abänderung der ArbD. auf geſetzmäßigem Wege durchzuführen. 
Sonach ſei ihr, da fie die bisherige ArbO. den neuen Verträgen 
habe zugrunde legen wollen und gelegt habe, für eine Abänderung 
der in der Arb O. vorgeſehenen Kündigungsfriſt nur der Weg der 
Vereinbarung übrig geblieben. Ob dieſer Einwand zutrifft 
und ob die mit den Kl. abgeſchloſſenen Verträge in dieſe Zeit fielen, 
hat das LArbcg. nicht geprüft, es hat auch nicht ausdrücklich feſt⸗ 
geſtellt, daß zur Zeit ihres Abſchluſſes bereits der Zeitpunkt ge⸗ 
kommen war, da die ArbO. „nicht mehr wahr“ war und die Bebel. 
die Erreichung der Abänderung der ArbO. auf ungeſetzmäßigem 
Wege unter Umgehung der gegebenen Vorſchriften beabſichtigte. 
Wären aber die Verträge unter den von der Bell. behaupteten 
Umſtänden geſchloſſen und fehlten die genannten Vorausſetzungen, 
ſo wäre die Annahme nicht ausgeſchloſſen, daß der Wirkfamkeit 
dieſer Verträge nichts im Wege ſteht. Das LALbO. ſcheint ſeine 
Feſtſtellungen auf einen ſpäteren Zeitpunkt zu beziehen, da es von 
dem Eintritte des „Nichtmehrwahrſeins“ der ArbO, ſpricht, wenig⸗ 
ſtens bleibt es zweifelhaft, für welchen Zeitpunkt ſie gelten jollen. 
Da es für die Entſch. aber gegebenenfalls von Wichtigkeit iſt, 
mußte das Urt. aufgehoben und die Sache zur genaueren Feſt⸗ 
ſtellung an das LArb®. zurückverwieſen werden. l 

Dabei war noch auf zwei weitere Geſichtspunkte zu verweiſen, 
die das LArbG. nicht berückſichtigt hat. » 

Einmal waren die Kl. mit der abgeänderten Kündigungsfriſt 


geſchäftliche Beſtimmung ergänzen“ (v. Tuhr, Allg. Teil 1, 25). 
Die ArbO. will mehr. Sie will wichtige Arbeitsbedingungen grund⸗ 
ſätzlich der Einzelvereinbarung entziehen und ihr Zuſtandekommen 
unter gewiſſe Garantien ſtellen; doch ſoll ausnahmsweiſe eine ab⸗ 
weichende Einzelabrede geſtattet ſein. Das RArbch. nimmt alſo wohl 
mit Recht eine Umgehung des Geſetzes an, wenn mit allen Arbeit⸗ 
nehmern in Einzelabmachungen Kündigungsfriſten vereinbart wer⸗ 
den, die von der ArbO. abweichen. Nicht ganz verſtändlich iſt aller⸗ 
dings, weshalb das RArbch. dieſe Umgehung nur annehmen will, 
wenn ſie als ſolche beabſichtigt iſt. 

2. Mit dem weiteren Satze, daß der Anſpruch der Kl. gegen 
Treu und Glauben verſtoßen könne, weil ſie vier Jahre lang 
weder ſelbſt noch durch die Betriebsvertretung Widerſpruch gegen 
die ungeſetzliche tatſächliche Regelung der Kündigungsfriſten erhoben 
haben, erweitert das RArbcz. in bemerkenswerker Weiſe das An⸗ 
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im Febr. 1924 wieder eingeſtellt worden. Sie haben dann vier 
volle Jahre bei der Bekl. gearbeitet, ohne anſcheinend einen Wider⸗ 
ſpruch gegen die Nichtübereinſtimmung der tatſächlichen Regelung 
mit der ArbO. geltend zu machen. Es iſt auch nicht behauptet, daß 
dies von anderer Seite, etwa der Betriebsvertretung geſchehen iſt. 
Wahrſcheinlich wurde auch während der ganzen Zeit die entfriſtete 
Kündigung gehandhabt. Unter dieſen Umſtänden mußte aber das 
AL. prüfen, ob denn nicht der jetzt erhobene Anſpruch der Kl. 
gegen die Grundſätze von Treu und Glauben, die das RArbG. als 
für das Arbeitsverhältnis beſonders wichtig ſchon mehrfach be⸗ 
zeichnet hat, verſtößt. Daß ſolche Anſprüche als gegen Treu und 
Glauben verſtoßend angeſprochen werden können, hat das RArböG. 
in RArbch. 2, 41 bereits ausgeſprochen. 

Die Grundlage des Anſpruches geht aber auch auf den Mantel⸗ 
tarif und ſeine Beſtimmung zurück, daß die Lohnkürzung erſt mit 
dem Ablaufe der „im Betriebe üblichen Kündigungsfriſt“ einſetzen 
dürfe. Zu Unrecht hat das LArbG. es dahingeſtellt ſein laſſen, was 
unter der „üblichen“ Kündigungsfriſt zu verſtehen ſei, da nur ent⸗ 
weder die vereinbarte oder aber die Kündigungsfriſt der ArbO. in 
Frage kommen könne. Dieſe Folgerung entbehrt der Grundlage, 
ſolange nicht dargetan iſt, was der TarVertr. mit dem Worte 
„üblich“ beſagen wollte. Es kann keineswegs als ausgeſchloſſen 
gelten, daß er damit ein Drittes, etwa die Kündigungsfriſt, ver⸗ 
ſtanden wiſſen wollte, die ſich durch längere Zeit dauernde An⸗ 
wendung in beiderſeitigem Einverſtändniſſe abweichend von der 
ArbO. oder etwa getroffenen Vereinbarungen gebildet und für 
einen Betrieb allgemein durchgeſetzt hat. Jedenfalls mußte zunächſt 
klargeſtellt fein, in welchem Sinne der TarVertr. das Wort „üb⸗ 
lich“ aufgefaßt haben will, ehe die Entſch. auf die eine oder andere 
Art der Kündigungsfriſt gegründet werden durfte. 

N Arbch., Urt. v. 22. Dez. 1828, RAG 311/28 — Elberfeld.) 
; D.] 


D. Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichte. 
I. Reich. 


Reichsfinanzhof. 


Berichtet von Reichsfinanzrat Dr. Boethke, Reichsfinanzrat Arlt 
und Reichsfinanzrat Dr. Georg Schmauſer, München. 


Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
finanzhofs abgedruckt.] 


1. 865 Abſ. 2 RBewG.; § 3 Aus fBeſt. z. R BewG. u. 
Verm StG. 1925. Der Einheitswert der Grundſtücke reiner 
Grundſtucksverwaltungsgeſellſchaften iſt grundſätzlich 
durch den Gewerbe ausſchuß feitzuftelien. +) 

Betrachtet man die im § 65 Abſ. 2 Satz 1 u. 2 R Bew.) Be⸗ 
ſtimmung nach ihrem Wortlaut und lediglich für ſich, ſo könnte ſie 
auch auf den Fall angewendet werden, wo ein Vermögensgegenſtand 
ganz zum Betriebsvermögen gehört. Wenn ſchon der Umſtand für 
die Zuſtändigkeit des Gewerbeausſchuſſes ausreicht, daß der über⸗ 
wiegende Teil eines Vermögensgegenſtandes zum Betriebsvermögen 
gehört, dann müſſe, fo ließe ſich folgern, erſt recht die Zuftändigkeit 
begründet ſein, wenn der ganze Gegenſtand zum Betriebsvermögen 
gehört. Da nun nach dem Geſetz alle Gegenſtände von Erwerbs⸗ 
geſellſchaften zum Betriebsvermögen gehören, ergäbe ſich aus der 
Anwendung des 8 65 Abſ. 2 Satz 1 Nr. 2 bei dieſer Auslegung ohne 
weiteres, daß bei Erwerbsgeſellſchaften ſtets der Gewerbeausſchuß 
zuſtändig wäre, bei ihnen alſo, ſelbſt wenn an ſich die Voraus⸗ 
ſetzungen des Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 nicht vorliegen würden, trotzdem 
auf Grund der Nr. 2 die Zuftändigkeit des Gewerbeausſchuſſes zu 


wendungsgebiet der ſog. exceptio doli generalis. In dem an⸗ 
geführten Urt. RArbG. 2, 41 iſt im Anſchluß an die Rſpr. des 
RG. gejagt, daß der Einwand der allgemeinen Argliſt demjenigen 
entgegenſtehe, „der mit ſeiner Rechtsverfolgung eine Haltung ein⸗ 
nimmt, die mit dem früher von ihm betätigten Verhalten nach Treu 
und Glauben unvereinbar iſt“. In der Praxis hat dieſer Grund⸗ 
ſatz bisher namentlich eine Rolle geſpielt bei der Verwirkung von 
Aufwertungsanſprüchen; ferner iſt es z. B. als argliſtig ange⸗ 
ſehen worden, zu fordern, was man zurückzugewähren hat. Hier 
aber handelt es ſich um geſetzliche Vorſchriften, die ſozialpolitiſchen 
Charakter haben, den Schutz des Arbeitnehmers bezwecken. Daß der 
Arbeitnehmer dieſen Schutz verlieren ſoll, wenn er ihn eine gewiſſe 
Zeit nicht in Anſpruch nimmt, ſcheint nicht ohne Bedenken, um ſo 
mehr, als der andere Teil doch wohl erſt recht argliſtig gehandelt 
hat, wenn er verſuchte, das Geſetz zum Nachteil des Arbeitnehmers 
zu umgehen. 
RA. Dr. W. Oppermann, Dresden. 


Zu 1. Die Entſcheidung des RFH. iſt gut begründet, und doch 
glauben wir, daß man ohne Verſtoß gegen zwingende Regeln der 


bejahen wäre. Die in Nr. 1 u. 2 gemachte Unterſcheidung würde dann 
nur bei natürlichen Perſonen zu einem verſchiedenen Ergebnis 
führen können. 

Geht man auf die Entſtehungsgeſchichte der Beſtimmung zurück, 
fo kann allerdings kaum zweifelhaft ſein, daß dieſes Ergebnis nicht 
gewollt war. 

Der Abſ. 2 des 8 65 war in dem Entw. des RBewG. nicht 
enthalten. Dafür war im 8 31 Abſ. 3 die Zuſtändigkeit für die 
Bewertung der Grundſtücke gewerblicher Betriebe geregelt. Es war 
dort geſagt: 

„Grundſtücke, die, unabhängig von ihrer Zugehörigkeit zu einem 
gewerblichen Betriebe betrachtet, zum Grundvermögen gehören wür⸗ 
den, ſind nach den Vorſchriften der SI 31 bis 38, 48 bis 63 zu 
bewerten und mit den hiernach für ſie feſtgeſtellten Einheitswerten 
bei der Feſtſtellung des Einheitswerts des gewerblichen Betriebs an⸗ 
zuſetzen.“ 

Die Anführung der 88 48 bis 63 iſt im Geſetze geſtrichen. 
Wäre ſie geblieben, ſo wäre klar geweſen, daß Grundſtücke von 
AktG. zwar als zu einem gewerblichen Betriebe gehörig zu behan⸗ 
deln, gleichwohl aber als Grundvermögen, und zwar von dem für 
Grundſtücke zuſtändigen Grundwertausſchuſſe (88 48 bis 63) 
zu bewerten und mit den hiernach vom Grundwertausſchuſſe 
feſtgeſtellten Einheitswerten bei der Feſtſtellung des Einheits⸗ 
werts des gewerblichen Betriebs anzuſetzen geweſen wären. 

Bei Beratung des Entwurfs it der Antrag Nr. 217 geſtellt 
worden, daß für die Bewertung von Grundſtücken, die zu einem 
gewerblichen Betriebe gehören, nicht die Grundwertausſchüſſe, ſon⸗ 
dern die Gewerbeausſchüſſe zuſtändig ſein ſollen. Dieſer Antrag 
wurde zunächſt im RTAusſch. in der 1. Leſung angenommen, bei der 
2. Leſung aber durch die Geſetz gewordene Faſſung erſetzt. 

Der Regierungsvertreter bemerkte hierzu bei der 2. Leſung 
(S. 34 der R TD ruckſ. Nr. 2137), das Ziel des in erſter Leſung 
angenommenen Antrags ſei geweſen, die gewerblichen Grund- 
ſtück te durch den Gewerbeausſchuß und nicht durch den Grundwert⸗ 
ausſchuß bewerten zu laſſen, denn der Grundwertausſchuß 
habe mit Rückſicht auf feine Zuſammenſetzung nicht den Überblick, 
der für eine Bewertung gewerblicher Grundſtücke erforderlich ſei. 
Der Antrag gehe jedoch in ſeiner Wirkung über das eigentliche Ziel 
hinaus. Nach ihm hätten auch ſolche Grundſtücke, die zwar zum 
Betriebsvermögen gehörten, aber mit dieſem in 
einem recht loſen Zuſammenhänge ſtänden und nicht 
eigentlich gewerblichen Zwecken dienten, vom Gewerbeausſchuſſe 
bewertet werden müſſen. So würde z. B. für die Bewertung des 
landwirtſchaftlichen Gutes, das eine Maſchinenfabrik zu⸗ 
fällig beſitze, ferner für die Bewertung einer AktG. gehörigen 
Villa ihres Generaldirektors ſowie des ſtädtiſchen Wohnhauſes einer 
Grundſtücksömbch. der Gewerbeausſchuß zuſtändig fein. Bezüglich 
folder Grundſtücke könne man jedoch nicht ſagen, daß dem Grund⸗ 
wertausſchuſſe die notwendigen Erfahrungen für die Bewertung 
fehlten. Die (in der 2. Leſung neu geſtellten) Anträge Nr. 403 
Ziff 2 bis 4 ſähen vor, daß durch den Gewerbeausſchuß lediglich die 
Bewertung ſolcher Grundſtücke erfolge, die unmittelbar zu eigenen 
gewerblichen Zwecken genutzt würden. 

Mit dieſen Darlegungen iſt die Bedeutung der Nr. 1 Satz 1 
des Abſ 2, wie fie ſich in den Augen des Regierungsverkreters ſpie⸗ 
gelte, Klargeftellt. Die Nr. 1 ſoll, wohl in Feſthaltung der in der 
Entſch. RF. 17, 83 (vgl. auch RH. 18, 57) zu § 3 Abſ. 2 VermSt⸗ 
DurchfBeſt. 1924 entwickelten Gedankengänge beſagen, daß Grund⸗ 
ſtücke, die eigentlich einen Fremdkörper im Betriebsvermögen bil⸗ 
den, nicht von dem Gewerbeausſchuſſe, ſondern von dem Grund⸗ 
wertausſchuſſe zu bewerten ſeien. 

Was aber die Nr. 2 bedeuten ſoll, iſt nicht geſagt. 

Möglich iſt die bereits oben erörterte Auslegung, daß für die 
Erwerbsgeſellſchaften, die nur Betriebsvermögen beſitzen können, 
ausnahmslos die Zuſtändigkeit des Gewerbeausſchuſſes begründet 


Logik oder der Geſetzesauslegung auch zu dem gegenteiligen Er⸗ 
gebnis hätte kommen können. Darüber hinaus glauben wir ſo⸗ 
gar, daß das gegenteilige Ergebnis, d. h. alſo die Feſtſtellung des 
Einheitswerts des einer Grundſtücksgeſellſchaft gehörigen Grund⸗ 
ſtücks beſſer und praktiſcher vom Grundwertausſchuß als vom Ge⸗ 
werbeausſchuß erfolgen würde. Denn der Grundwertausſchuß iſt 
ſachverſtändiger auf dem Gebiete der Grundſtücksbewertung als 
der Gewerbeausſchuß. Vermutlich wird ſich die Sache in der Praxis 
ſo abſpielen, daß der Gewerbeausſchuß ſich die Unterlagen für 
die Bewertung der Grundſtücke der Grundſtücksgeſellſchaften vom 
Grundwertausſchuß geben läßt und hiernach veranlagt. 

Zwei weitere Fragen von allgemeiner Bedeutung tauchen auf: 

1. War es wirklich notwendig und zweckmäßig, dererlei 
Kompetenzfragen geſetzlich zu regeln? h 

2. Wenn es ſchon notwendig war, derartige Fragen im Geſetz⸗ 
wege zu regeln, war es dann nicht möglich, eine reine Zwecke⸗ 
mäßigkeitsfrage jo klar zu regeln, daß der NH. nicht das ge⸗ 
ſamte Rüſtzeug ſeiner Interprekierungskunſt aufwenden mußte, um 
dieſe Frage zu entſcheiden? 

RA. Dr. Paul Marcuſe, Berlin. 


* 
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iſt. Dem bloßen Wortlaut nach wäre es auch möglich, die Nr. 2 nur 
auf Vermögensgegenſtände beziehen, die nur zum Teil zum Be⸗ 
triebsvermögen gehören. 

Vei ſolcher Auslegung ſcheiden von vornherein alle Erwerbs⸗ 
geſellſchaften, deren Vermögensgegenſtände ausſchließlich zum Be⸗ 
triebsvermögen gehören, aus der Anwendung der Nr. 2 aus. Mög⸗ 
lich wäre endlich auch die Anſicht, daß bei den Vermögensgegen⸗ 
ſtänden der Nr. 2 es ſich ebenſo wie bei denen der Nr. 1 nur um 
Vermögensgegenſtände der in Nr. 31 Abſ. 3 bezeichneten Art (Grund⸗ 
ſtücke) handle, die zu eigenen gewerblichen Zwecken unmittelbar 
genutzt werden. Dieſer Auffaſſung ſcheint der Regierungsvertreter 
in dem Schlußſatz feiner Ausführungen Ausdruck geben zu wollen, 
und auf dieſem Standpunkt ſteht auch 8 3 AusfBeſt. 

Bei dieſer Auslegung würde ſich die Bedeutung der Nr. 2 in 
der Anwendung auf natürliche Perſonen erſchöpfen. 

Der Senat tritt dieſer Auffaſſung in der Erwägung bei, daß 
ſie nach der dargelegten Entſtehungsgeſchichte wohl am meiſten der 
Abſicht des Geſetzgebers entſpricht. Unter Vermögensgegenſtänden 
i. S. des Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 und Satz 2 mit 8 3 AusfBeſt. nur 
Grundſtücke zu begreifen, iſt, wie noch bemerkt werden mag, auch 
deshalb unbedenklich, weil für andere Gegenſtände als die im 8 31 
Abſ. 3 bezeichneten Vermögensgegenſtände eines gewerblichen Be⸗ 
triebs (d. h. Grundſtücke) die ſelbſtändige Feſtſtellung eines Einheits⸗ 
werts innerhalb des wirtſchaftlichen Anteils des Betriebsvermögens 
vom Geſetze nicht vorgeſehen iſt (vgl. 8 3 Nr. 1 Satz 1 RBewch.). 

Nach dem Ausgeführten hängt alſo in der Tat die Frage, ob 
die Rechtsbeſchwerde des Fin A. begründet iſt oder nicht, ab von der 
Frage, ob im Beſchwerdefalle 8 65 Abf. 2 Satz 2 Nr. 1 RBewch. 
einſchlägt. Im Gegenſatze zu der Auffaſſung des Fin A. bejaht der 
Senat die Frage. Nr. 1 beſagt, daß die Feſtſtellung des Einheits⸗ 
werts der im § 31 Abſ. 3 bezeichneten Vermögensgegenſtände (Grund⸗ 
ſtücke) eines gewerblichen Betriebs durch den Gewerbeausſchuß erfolgt, 
wenn die Gegenſtände ganz oder zum weitaus überwiegenden Teile zu 
eigenen gewerblichen Zwecken benutzt werden. Den Gegenſatz zu den 
eigenen gewerblichen Zwecken bilden fremdgewerbliche Zwecke. Von 
dieſem Geſichtswinkel aus geſehen werden auch die Grundſtücke einer 
Grundſtücksverwaltungsgeſellſchaft, die fie ſelbſt verwaltet, zu eige⸗ 
nen gewerblichen Zwecken benutzt, ſo daß damit ſchon nach dem 
Wortlaut des Geſetzes die Anwendung der Nr. 1 auch bei Grund⸗ 
ſtücksverwaltungsgeſellſchaften zu bejahen iſt. Eine Grundſtücks⸗ 
verwaltungsgeſellſchaft, die nur Grundſtücke verwaltet, wird im 
Grunde auch weder durch die Erläuterung des Regierungsvertreters 
noch durch die Beiſpiele der AusfBeſt. zum RBewG. und VermStG. 
getroffen. Denn derartige Geſellſchaften beſitzen ſolche Grundſtücke 
nicht „zufällig“ und nicht „in loſem Zuſammenhange“ mit ihrem 
Betriebsvermögen (alfo gewiſſermaßen als Fremdkörper), ſondern 
ihr Betriebsvermögen und damit ihr Betrieb iſt ohne dieſe Grund⸗ 
ſtücke gar nicht denkbar. Junerhalb der Einheit des Betriebs⸗ 
vermögens gibt es nichts anderes als Grundſtücke, die in ihrer 
gleichmäßigen Geſamtheit den gewerblichen Betrieb der Erwerbs⸗ 
geſellſchaft darſtellen, und die daher in dieſem Sinne auch ganz zu 
eigenen gewerblichen Zwecken unmittelbar genutzt werden. 

(RF o., 1. Sen., Urt. v. 17. Juli 1928, TA 375/28.) 


* 


2. 817 Abſ. 1 Nr. 5 EintStG. Die württembergiſche 
Kirchenſteuer iſt nicht als Werbungskoſten, ſondern nur 
als Sonderleiſtung i. S. $ 17 Abſ. 1 Nr. 5 EinkStG. ab- 
ziehbar. rı 

Die Rechtsbeſchwerde richtet ſich dagegen, daß bei der einheitlichen 
Gewinnfeſtſtellung die von der BeſchwF., einer off. Handelsgeſell⸗ 
ſchaft, gezahlte Kirchenſteuer nicht als Werbungskoſten der be⸗ 
ſchwerdeführenden Geſellſchaft anerkannt und demgemäß nicht zum 


Abzug zugelaſſen worden iſt. Der Rechtsbeſchwerde iſt der Erfolg zu 


verſagen. 

Nach 827 Württͤirchch. v. 3. März 1924 (RBl. 93) iſt die 
Kirchenſteuerpflicht an die Zugehörigkeit zu der die Kirchenſteuer er⸗ 
hebenden Kirche geknüpft, und zwar nicht bloß, ſoweit ſie nach 8 30 
Abſ. 1 als Landeskirchenſteuer in Form eines Zuſchlags zur Reichs⸗ 
einkommenſteuer und Reichsvermögensſteuer zur Erhebung kommt, 


Zu 2. Der Entſcheidung iſt im Ergebnis zuzuſtimmen, da in 
Württemberg die Kirchenſteuern tatſächlich als Zuſchläge zur Ein⸗ 
Rommenſteuer, teilweiſe auch zur Vermögensſteuer erhoben werden; 
inſoweit handelt es ſich unzweifelhaft um Sonderleiſtungen i. S. von 
817 Ziff. 5 Eink StG. und ſind ſie am Gewinn einer Geſellſchaft 
ebenſowenig in Abzug zu bringen, wie die Einkommenſteuer oder Ver⸗ 
mögensſteuer. Soweit dagegen Kirchenſteuern als Zuſchläge zu der 
Grund⸗, Gebäude⸗ oder Gewerbeſteuer erhoben werden, was an ſich 
für die Ortskirchenſteuer zuläſſig wäre (vgl. $ 30 Abſ. 2 Württem⸗ 
Kir), handelt es ſich um Objektjteuern, die genau denſelben Cha⸗ 
rakter haben wie die Grund⸗, Gebäude⸗ oder Gewerbeſteuer ſelbſt, 
d. h. um Steuern von Grundvermögen oder Gewerbebetrieb, die ge⸗ 
mäß 8 16 Abſ. 5 Ziff. 1 ausdrücklich als zu den Werbungskoften 
gehörig bezeichnet werden. Der Umſtand, daß die Kirchenſteuerpflicht 
an die Zugehörigkeit zu der die Steuer erhebenden Kirche geknüpft 


Rechtſprechung 
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ſondern auch inſoweit, als ſie nach 8 30 Abf. 2 als Zuſchlag zur 
Grund⸗, Gebäude- und Gewerbeſteuer erhoben wird. Dieſe enge Ver⸗ 
Knüpfung der Kirchenſteuerpflicht mit dem perſönlichen Glaubens⸗ 
bekenntnis und der Zugehörigkeit zu einer Kirche ſpricht dafür, daß 
die Kirchenſteuer, auch als Zuſchlag zur Gewerbeſteuer, nicht den Cha⸗ 
rakter von Werbungskoſten, ſondern nur den eigner Sonderleiſtung 
nach § 17 Abſ. 1 Nr. 5 EinkStG. hat (vgl. Becker, EinkSiG,, 
Anm. 63a zu § 16; Strutz, Anm. 29 zu § 17 Eink StG. und Guk⸗ 
achten des RFH. v. 30. Nov. 1921, III D 1/21, RF. 8, 26, 33). 
Jedenfalls trifft dies zu bei der Kirchenſteuer, die nach den eigenen 
Angaben der BeſchwF. als Zuſchlag zur REinkSt. zur Erhebung 
kommt. Der Abzug der Kirchenſteuer iſt demgemäß bei der Feſtſtellung 
des von der Beſchwß. erzielten Geſchäftsgewinns mit Recht abgelehnt 
worden. 


(IR., 6. Sen., Urt. v. 4. Sept. 1929, VIA 1542/29.) 


Reichsverſicherungsamt. 


Berichtet von Präſident Dr. v. Olshauſen, Senatspräſident 
Dr. Zielke, Landgerichtsdirektor Kerſting, Berlin. 


1. 58 633, 628 RVO. Wegebauarbeiten einer Ge— 
meinde als Eigenbauarbeiten. 

Wegebauarbeiten der Gemeinden, in denen die Wegebaupflicht 
der Gemeinde ſelbſt, nicht den einzelnen Grundbeſitzern obliegt, 
die Gemeindemitglieder aber einzelne Dienſtleiſtungen hierzu auf 
Grund von Gemeindebeſchl. verrichten, ſind regelmäßig als Eigen⸗ 
bauarbeiten der Gemeinde anzuſehen. Zu den Wegebauarbeiten ge⸗ 
hört auch die Beſchaffung und Lieferung des zum Wegebau er⸗ 
forderlichen Steinmaterials. 

(RVerſ., Euiſch. v. 12. Juni 1929, Ia 3966/28, En M. 25, 158.) 3. 
* 


2. 3 632 RVO. Badeanſtalt einer Stadt in Eigen- 
verſicherung. 

Die Gemeinde W. iſt mit dem Betriebe einer Badeanſtalt, in der 
ſie einen Bademeiſter beſchäftigt, bei der Nahrungsmittelinduſtrie⸗ 
Berufsgenoſſenſchaft, mit ihren Bauarbeiten, in denen ſie ſieben Ver⸗ 
ſicherte beſchäftigt, bei dem Baunnfallverſicherungsderbande jäcdh,ijcher 
Gemeinden verſichert. Dieſer iſt als öfſentlich-rechtlicher Zwech⸗ 
verband ſatzungsgemäß Träger der reichsgeſetzlichen Unfallverſicherung 
für ſolche Bauarbeiten, welche die Mitgliedsgemeinden als Unternehmer 
in anderen als Eiſenbahnbetrieben ausführen. Weil insgeſamt regel⸗ 
mäßig nicht mehr als zehn Verſicherungspflichtige beſchäſtigt werden, 
und weil ſowohl die Badeanſtalt, als auch die Bauarbeiten im Bezirke 
desſelben Oberverſicherungsamts betrieben werden, liegen die Voraus⸗ 
ſetzungen der 88 542, 632 RVO. vor und dem Antrage der Gemeinde, 
dem Verbande auch den Badebetrieb zuzuteilen, war zu entſprechen. 
Die Erwägung, daß nach 8628 die Gemeinden nur für ſolche Bau⸗ 
arbeiten und Tätigkeiten bei nicht gewerbsmäßigem Halten von Reit⸗ 
tieren oder Fahrzeugen Verſicherungsträger ſind, welche ſie als Unter⸗ 
nehmer in anderen als Eiſenbahnbetrieben ausführen, ſteht der be⸗ 
antragten Zuteilung nicht enlgegen. Denn der Eigenverſicherung 
können auch Nebenbetriebe anderer Art unterſtehen, und der Aufgaben⸗ 
kreis der Eigenverſicherung kann über die in 8 628 RO. auf⸗ 
geführten Bauarbeiten und Tätigkeiten hinaus auf Grund beſonderer 
Vorſchriften erweitert werden. Damit aus ſolchen Zuteilungen nicht 
Mißſtände erwachſen, iſt den Spruchſtellen dabei freies Ermeſſen 
eingeräumt. 

(RVerſel., Entſch. v. 22. Mai 1929, I B 44/29, EuM. 25, 8.) 3. 
* 


3. 8 631 RVO. Großſtädtiſche Kanaliſationsanlagen 
und Pumpanlagen als einheitliches Ganzes bei Gas- und 
Waſſerwerk-⸗Berufsgenoſſenſchaft verſichert. 

Der Betrieb der Kanaliſationsanlage einer Stadt einſchließlich 
der Pumpanlagen bildet einen einheitlichen, in ſich geſchloſſenen Be⸗ 


iſt, kann hier einen Unterſchied nicht begründen; nur die Kirchen⸗ 
gemeindegenoſſen haben die fragliche „Grund⸗“ oder „Gewerbe⸗ 
ſteuer“ zu bezahlen; wenn ſie ſie aber bezahlen müſſen, ſo liegt auch 
bei ihnen eine Steuer aus dem Grundvermögen oder Gewerbebetrieb 
vor und die Steuer fällt unter 8 16 Abs. 5 Ziff. 1; ebenſo Piſſel⸗ 
Koppe, EinkStG. zu § 17 Ziff. 5 ©. 201 und mit eingehender 
Begründung, Strutz, EinkStG. 817 Anm. 29, wo ausdrücklich 
geſagt iſt: „Kirchenſteuern ſind Sonderleiſtungen nach § 17 Ziff. 5, 
ſoweit ſie nicht Steuern vom Grundvermögen oder Gewerbebetrieb 
i. S. von § 16 Abf. 5 Ziff. 1 darſtellen.“ Dies ſind ſie aber, ſoweit 
fie als Zuschläge zu einer Steuer erhoben werden, die ſelbſt eine 
Steuer nach § 16 Abſ. 5 Ziff. 1 darſtellt (vgl. Strutz a. at O. 
S. 1071 f. und § 16 Anm. 65 S. 989). 


RA. Dr. Wilhelm Kiefe, Stuttgart. 
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trieb, der verſicherungsrechtlich nicht geteilt werden kann. Er gehört 
zur Berufsgenoſſenſchaft der Gas⸗ und Waſſerwerke. 
(RVerſA., Entſch. v. 21. Mai 1929, I B 205/28, Eu M. 24, 331.) 
[B- 


10 


Reichsverſorgungsgericht. 
Berichtet von Senatspräſident Dr. Arendts, Verlin. 


Il. Dem Standpunkt, den der 14. Sen. Hinsichtlich 
Anwendbarkeit der deutſchen Reichsgeſetzgebung im Saar- 
gebiet in dem Urt. v. 26 April 1929 (Entſch. RVerſorgGer. 
VIII, 239 Nr 58.) eingenommen hat, wird beigetreten. Die 
Vergütung, die einem Verrorgungsberechtigten, der als 
Miniſterralamtmann bei der Regierungskommifſion des 
Saargebiets beſchäfrigt iſt, für feine Tätigkeit bei dieſer 
gewährt wird, fließt aus öffentlichen Mitteln i. S. 8 57 
Nr. 2 RBG. i. d. Faſſ. d. 9. Erg. z. Beſcg. (RG Bl. 19 3, 1 385). 

(RRerforgber., Urt. v. 23. Sept. 1929, M Nr. 1676427, 9 
* 


2. Der in dem Urt. d. 9. Senats v. 12. April (vgl. 
RVerſorgGer. VII, 258 Nr 56) vertretene Standpunkt, daß 
es für die Anwendbarkeit der Ruhensvorſchriften des 857 
Nr. 2 RB i. d. Faſſ. des Art. 2 IV der 9. Erg. des 
Beſoldungs G. v. 18. Jun 1923 RG BI I, 385) nicht 
darauf ankommt, ob das Unternehmen oder die Körper— 
ſchaft, bei der der Verſorgungsberechtigte tätig iſt, Be⸗ 
hördencharakter hat, daß vielmehr von ausſchlaggebender 
Bedeutung der Umſtand iſt, ob die Vergütung tatſächlich 
zu Laſten der öffentlichen Hand geht, d. h. aus öffent- 
lichen Mittein flient, wird aufrechterhalten. Nach Wort- 
faſſung und Eutſtehungsgeſchichte kann der entgegen— 
ſtehen den Aufſaſſung des RG. in dem Urt. v. 29. Juni 1929 
in Sachen S. gegen das Deurſche Reich — III 400/28 — 
(vgl jedoch RG Urt. v. 6. Dez. 19.7: RG. 119, 209 Nr. 42) 
nicht beigetreten werden. 

(RVerſorgGer., Urt. v. 2. Sept. 1929, M Nr. 39 069/27, 9). 


* 


3. 527 Abſ. 1 PrPenſG.; § 57 RBG.; § 24 OffPenſc. 
Kürzung der Ruhegehaltsbezüge eines ehemaligen Offi— 
ziers. Vergütung aus öffentlichen Mitteln +) 

Der am 31. Dez. 1911 aus dem aktiven Marinedienſt aus⸗ 
geſchiedene und während des Krieges wieder verwendet geweſene 
Kl., charakteriſierter Korvettenkapitän a. D., erhält Penſion aus 
der Beſoldungsgruppe A XI Stufe 1 der BeſoldO. 1920. Seit 
1. April 1927 iſt er bei der Deutſchen Verkehrs⸗Fliegerſchule 
Gmb, deren Geſellſchafter das Reich, die „Deutſcher Aero⸗ 
Lloyd“ AktG. und die „Junkers Luftverkehr“ AktG. find, als 
Leiter der Zweigſtelle Warnemünde tätig mit einem Monatsbezuge 
von . . RA. Turch Ruhegehaltsregelungsbeſcheid des VerſorgA. II 
Berlin v. 11. Mai 1927 wurde ausgeſprochen, daß ſeine Penſion 
gem. $ 24 Abf. 1 Ziff. 3 Offenſch. 1906 i. Verb. m. 8 57 Abſ. 1 
Ziff. 2 RBG. i. d. Faſſ. der Art. 2 und 11 der 9. Erg. des RBeſc. 
v. 18. Juni 1923 (ROBL. I, 385) in voller Höhe zu ruhen habe, 
da er aus öffentlichen Mitteln das vorbezeichnete Dienſteinkommen 
beziehe, und daß er den für April und Mai 1927 überhobenen 
Betrag von 550,30 AN zurückzuzahlen verpflichtet ſei. 

Gegen dieſen Beſcheid legte der Kl. Berufung ein mit der 
Begründung, daß die Anwendung der Ruhensvorſchriften des 8 24 


Zu 3. Zu dem der obigen Entſch. zugrunde liegenden Fragen⸗ 
komplexe habe ich bereits Gelegenheit gehabt, im Anſchluß an die 
Entſch. des RO.: JW. 1929, 1122 = NG. 122, 295 Sellung zu 
nehmen. Dort handelte es ſich um die gem. § 27 Abſ. 1, 2 Pr⸗ 
Penſch. vorgenommene Kürzung der Ruhegehaltsbe üge eines als 
Leiter des preuß. Landkreislages verwendeten penſionierten Be- 
amten, vorliegend um die Kürzung der Ruhegehaltsbezüge eines 
ehemaligen Offi iers. Beide Entſch. laufen jedoch gleichmäßig auf 
die Frage hinaus, was unter einer Vergütung zu verſtehen iſt, die 
ganz oder zum Teil unmittelbar oder mittelbar aus öffentlichen 
Mitteln fließt (8 27 Abſ. 1, 2 Prpenſch., § 57 Abſ. 1 Ziff. 2NBG,, 
§ 24 Abf. 1 Ziff. 3 Offpenſch.). 

Die Grenzen find flüſſig, weil der Begriff des „mittelbaren“ 
Fließene aus öffentlichen Micteln der richterlichen Auslegung einen 
weiten Spielraum läßt. So wünſchenswert an ſich die richterliche 
Bewegungsfreiheit bei der Handhabung geſetzlicher Beſtimmungen 
iſt, ſo zeigt doch die in obiger Entſch. gegebene Auslegung des 
Begriffes „mittelbar“, welche ſelbſt auf die bewußte Gefahr eines 
Gehenſatzes zu der reichsgerichtlichen Rſpr. an dem bisherigen 
Standpunkte des NBerforger. feſthält, das Unbefriedigende einer 
zu weitgehenden richterlichen Freiheit. Denn unbefriedigend iſt es 
zweifellos, wenn zwei höchſte Gerichlshöfe des Reichs in der Aus- 
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Offpenſch. 1906 in feinem Falle nicht gerechtfertigt erſcheine. Das 
Verſorgcer. Berlin wies die Berufung mit Urt. v. 16. Juli 1928, 
auf deſſen Inhalt verwieſen wird, zurück. 

Sein Rekurs iſt zurückgewieſen worden. 

1. Der Kl. macht zur Begründung ſeines Rekurſes in erſter 
Linie geltend, die Anordnung des Art. 2 Ziff. IV i. Verb. m. Art. 11 
der 9. Erg. des Beſoldch. 1920 v. 18. Juni 1923 (RGBl. , 385) 
und die demgemäß erfolgte Regelung ſeiner Ruhegehaltsbezüge 
verſtoße gegen Art. 129 RVerf. Tatſächlich iſt bei Erlaß der 9. Erg. 
des BeſoldG., worauf die AusfBeſt. II zur Perſelbbö O. (RGBl. 
1924, 49 Nr. 808; RVerſorgBl. 1924, 41 Nr. 121 Abſchn. 1 zu 
Art. 10 § 9 Nr. 19 Abſ. 1) beſonders hinweiſen, im RL. eine 
Feſtſtellung, daß die Verabſchiedung des Geſetzes mit der für ein 
verfaſſungsänderndes Geſetz erforderlichen Zweidrittelmehrheit er⸗ 
folgt iſt, nicht gemacht worden. Die Kürzungsbeſtimmungen der 
9. Erg. des Beſoldch. 1920 konnten daher damals zunächſt auch 
nur inſoweit angewendet werden, als dadurch nicht wohlerworbene 
Rechte der Beamten verletzt wurden (zu vgl. Art. 76, 129 RVerf.). 
Dieſer Rechtszuſtand erfuhr jedoch nicht lange darauf eine grund⸗ 
legende Anderung. § 1 Abſ. 1 Ermächt®. v. 13. Okt. 1923 (RG Bl. 
I, 943) gab der Reichsregierung bei Anordnung der Maßnahmen, 
die ſie auf finanziellem, wirtſchaftlichem oder ſozialem Gebiete für 
erforderlich und dringend erachtete, die Befugnis, von den Grund⸗ 
rechten der RBerf. abzuweichen. Auf Grund dieſer Ermächtigung 
erging alsdann die BD. zur Herabminderung der Perſonal⸗ 
ausgaben des Reiches (PerſfäbbôO.) v. 27. Okt. 1923 (RGBl. I, 
999). Dieſe beſtimmt in Art. 10 $ I gem. Art. 22 Abſ. 2 mir 
Wirkung v. 1. Jan. 1924 ab, daß die Verſorgungsbezüge der⸗ 
jenigen Verſorgungsberechtigten, die im Reichs- oder in einem ſon⸗ 
ſtigen öffentlichen Dienſte verwendet werden, nach Maßgabe der in 
der 9. Erg. des Beſoldch. 1920 v. 18. Juni 1923 (RG Bl. I, 385) 
vorgeſehenen Kürzungsbeſtimmungen geregelt werden. Hierdurch 
ſollte nach den oben bereits bezeichneten AusfBeſt. II zur Perſ⸗ 
Abb O. (I zu Art. 10 § 9 Nr. 19 Abſ. 1 Satz 2 und 3) die aus⸗ 
nahmeloſe Turchführung der durch die 9. Erg. des Beſoldch. ge- 
änderten Kürzungsbeſtimmungen ermöglicht werden, die bisher, wie 
ſchon ausgeführt wurde, nur inſoweit angewendet werden durften, 
als dadurch nicht wohlerworbene Rechte verletzt wurden. Vom 
1. Jan. 1924 ab konnten und können ſich daher auch die ſchon 
vor dem Inkrafttreten der PerſAbbVO. in den Ruheſtand ge- 
tretenen Beamten und Offiziere, wenn ihre Verſorgungsbezüge 
ſeitdem nach Maßgabe der Kürzungsbeſtimmungen i. d. Faſſ. der 
9. Erg. des Beſoldch. geregelt wurden, nicht mehr auf die Ver⸗ 
letzung wohlerworbener Rechte berufen. Dies hat auch die Rſpr. 
ſtets anerkannt (M Nr. 4102/25/2: JW. 1927, 128313; ferner 
RVerſorgGker. 6, 64, 149, 155; ſodann RG. 115, 118, 120 ff.; 
123, 210). 

2. Nach § 24 Abſ. 1 Ziff. 3 OffPenſch. 1906 i. d. Faſſ. des 
Art. 2 Ziff. IV i. Verb. m. Art. 11 der 9. Erg. des Beſoldch ruht 
das Recht auf den Bezug des Ruhegehalts, wenn und ſolange ein 
Verſorgungsberechtigter aus der Verwendung im Reichs-, Staats⸗ 
oder in einem ſonſtigen öffentlichen Dienſte ein Dienſteinkommen 
bezieht. Nach Abſ. 2 a. a. O. gilt als Verwendung in dieſem 
Sinne, ohne Rücksicht auf die Art und Dauer der Beſchäftigung, 
jede Tätigkeit, für die eine Vergütung gewährt wird, die ganz oder 
zum Teil unmittelbar oder mittelbar aus öffentlichen Mitteln 
fließt. Das RVerſorgGer. hat in ſtändiger Rſpr. den Standpunkt 
vertreten, daß nach Wortlaut wie Entſtehungsgeſchichte die Vor⸗ 
ſchrift des Abſ. 2 den Abſ. 1 authentiſch interpretieren ſoll, alſo 
ſeine Legaldefinition bildet. Dies bedeutet, daß es für das Ruhen 
der Penſion nicht, wie der Kl. meint, darauf anzukommen hat, 
ob der Betreffende im öffentlichen Dienſte, im Kirchendienſte uſw., 
ſteht. Entſcheidend und allein ausſchlaggebend bleibt vielmehr, ob 


legung einer ſo tief die Intereſſen der Ruhegehaltsempfänger be⸗ 
rührenden Geſetzesbeſtimmung voneinander abweichen, und wenn 
damit die aus dem Offiziersſtande hervorgegangenen Ruhegehalts⸗ 
empfänger wirtſchaftlich ungünſtiger geſtellt werden als diejenigen 
aus dem Beamtenſtande. Eine dem § 136 GVG. entſprechende 
Regelung könnte Abhilfe ſchaffen, würde aber wegen der Um⸗ 
ſtändlichkeit des behördlichen Apparates wohl nur auf dem Papiere 
ſtehenbleiben. zweckmäßiger wäre eine dem Art. 13 Abſ.? MVerf. 
i. Verb. m. 83 Abſ. 3 Ausf. des Art. 13 Abſ. 2 RVerf. v. 
8. April 1920 (RGBl. 510) nachgebildete Maßnahme. 

In rechtlicher Beziehung gibt die Entſch. zu Bedenken keinen 
Anlaß, insbeſ. nicht, ſoweit die Schutzbeſtimmung des Art. 129 
Abſ. 1 Satz 3 RVerf. in Frage kommt, da der durch die Rperſ⸗ 
AbbVO. v. 27. Okt. 1923 vorgenommene Eingriff in etwaige 
wohlerworbene Rechte in § 1 Abſ. 1 Ermächtch. v. 13. Okt. 1923 
(RGBl. 1, 943) feine geſetzmäßige Grundlage findet. Das Ermächtch. 
iſt ſelbſt im Hinblick auf § 1 Abf. 1 Satz 2 als verfaſſungs⸗ 
änderndes Gef. gem. Art. 76 Abſ. 1 Satz 1, 2 RVerf., 8 98 
Abſ. II RTGeſchO. behandelt worden (Sten Ber. 12149 C). 

Im übrigen handelt es ſich bei obiger Entſch. um die Aus⸗ 
legung einer ſehr dehnbaren, nicht klar umriſſenen Geſetzes⸗ 
beſtimmung, bei welcher das RVerſorgGer, glaubt — im Gegenſatz 
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die Vergütung, die der Penſionär bezieht, wenigſtens teilweiſe und 
mittelbar aus öffentlichen Mitteln fließt (vgl. RVerſorgGer. 7, 
95 Nr. 27 und 258 Nr. 56; 8, 48 Nr. 15, 159 Nr. 41, 169 Nr. 44). 
Von dieſer Auffaſſung abzuweichen, beſtand für den anerk. Sen. 
kein begründeter Anlaß. Wann eine Vergütung teilweiſe oder 
mittelbar aus öffentlichen Mitteln fließt, iſt ebenfalls vom RVer⸗ 
ſorgGer. wiederholt ausgeſprochen und erörtert worden. Es iſt 
immer dann der Fall, wenn die Zahlungen wirtſchaftlich zu Laſten 
der öffentlichen Hand gehen. Bei gemiſchtwirtſchaftlichen, d. h. in 
handelsrechtliche Form gekleideten Unternehmungen iſt notwendige 
Vorausſetzung, daß die öffentliche Hand mehr als die Hälfte des 
Betriebskapitals (Aktien uſw.) einer ſolchen Unternehmung be⸗ 
ſitzt (vgl. RVerſorgcher. 8, 103 Nr. 30). Gerade dieſe letztbezeich⸗ 
nete Entſch. begründet diefe Auffaſſung auf das eingehendſte und 
nimmt hierbei insbeſ. auch zu den vom Kl. vorgebrachten gegen⸗ 
teiligen Ausführungen von Benckendorff: Ztſchr. „Der Ver⸗ 
ſorgungsbeamte“ 3, 2, 17, 84 Stellung. Auch auf die vom Kl. 
gleichfalls herangezogenen Bemerkungen des Vertreters der Reichs⸗ 
regierung, Miniſterialdirigent Dr. Kühnemann vom RZ M., in 
den Ausſchußverhandlungen des RT. über die Kürzungsvorſchriften, 
daß die von den „Deutſchen⸗Werken“ als Geſellſchaft des Privat⸗ 
rechts ihren Angeſtellten gezahlte Vergütungen niemals die Kürzung 
von Verſorgungsgebührniſſen herbeiführen könnten, hat es unter 
dieſen Umſtänden hier nicht anzukommen. Dies hat der erk. Sen. 
ſchon in feiner von Beuckendorff a. a. O. auszugsweiſe wieder⸗ 
gegebenen Entſch. v. 30. März 1928 (M Nr. 1639 7/7) näher 
ausgeführt (vgl. RC. 102, 168; 106, 411; RVerſaNachr. 1924, 
161 Hiff. 3173; insbeſ. RGSSt. 13, 171). 

Die Entſch. RG. 122, 295, auf die vom Kl. beſonders ver⸗ 
wieſen wurde, verneint allerdings für einen den vorliegenden 
rechtlich k e Fall die Zuläſſigkeit einer Penſionskürzung. 
Das NG. ſtützt feine Entſch. zunächſt darauf, daß es ſich bei den 
Ruhensvorſchriften um Ausnahmevorſchriften handele, die nicht aus⸗ 
dehnend ausgelegt werden dürften. Daß dem im Hinblick auf die 
Natur des Beamtenverhältniſſes und die Natur des Ruhegehalts 
als Fürſorge für den dienſtunfähigen und damit in der Regel an 
anderweitigem Erwerb verhinderten Beamten — ſomit mehr oder 
weniger weitgehendes Ruhen bei der Möglichkeit anderweiten Er⸗ 
werbs des Unterhalts je nach der milderen oder ſtrengeren Auf⸗ 
faſſung des Geſetzgebers — nicht gefolgt werden kann, legt Prah⸗ 
ler, Reichsbund der Zivildienſtberechtigten, 1929, S. 28 zutreffend 
dar. Das RG. hat denn auch ſelbſt in der weiteren Entſch. v. 
9. April 1929, III 322/28 (Verſorgungsbeamter 3, 162 Nr. 3) 
ſich nicht mehr auf dieſen Grund geſtützt, ſondern ausgeführt, 
jedenfalls bleibe die Erwägung unberührt, daß von einem mittel⸗ 
baren Urſprung der Vergütung aus öffentlichen Mitteln dann nicht 
die Rede ſein könne, wenn der hierzu nötige Aufwand zwar aus 
Beiträgen beſtritten werde, die aus öffentlichen Mitteln geleiſtet 
würden, dieſe Leiſtungen aber auf einem Rechtsgrund beruhten, 
der ihnen den Charakter privatrechtlicher Zahlungen aufpräge. Ent⸗ 
ſcheidend für die Rſpr. des NG. bleibt hiernach allerdings wohl 
das Beſtehen einer nach außen hin ſelbſtändigen juriſtiſchen Perſon 
des privaten Rechts (Akt®., GmbH. uſw.). Wenn die Rſpr. des 
RVerſorgGer. die äußere Do nicht für entſcheidend gehalten hat, 
ſondern über die formel juriſtiſchen wirtſchaftliche Erwägungen 
eſtellt hat, ſo rechtfertigt ſich dies daraus, daß andernfalls das 
Wort „mittelbar“ im Geſetz nicht befriedigend zu erklären wäre 
(ſ. unten 3), dann aber auch daraus, daß das Eindringen der 
öffentlichen Hand (Reich, Länder, Gemeinden) in die Privat⸗ 
wirtſchaft ja nicht zufällig iſt, ſondern auf einer neuen Ver⸗ 
faffung der Staatsaufgaben beruht, die auch ihren geſetzlichen 
Niederſchlag in Art. 156 Verf. gefunden hat (vgl. Fleiner, 
Inſtitution, 1929, S. 120 ff.). Daß es aber rechtlich zuläſſig iſt, 
wirtſchaftlichen Erwägungen vor formaljuriſtiſchen unter Umſtänden 
den Vorzug zu geben, hat an ſich bei anderer Gelegenheit auch die 
Rſpr. des NG. anerkannt (RG. 91, 14 und die dort angeführten 
Entſch. — fiduziariſches Eigentum —). Der erk. Sen. hat ſich 
daher nicht in der Lage geſehen, von einer von ihm erſtmals in 
der Entſch. v. 30. Juni 1925 (RVerſorgcker. 5, 75 Nr. 25), alſo 
vor vier Jahren, ausgeſprochenen Rechtsauffaſſung abzugehen, was 


zum RG. —, wirtſchaftlichen Erwägungen vor formaljuriſtiſchen 
den Vorzug gegeben zu haben. Faßt man das Ruhegehalt des 
Offiziers und Beamten als Rente einer während der Dienſtzeit 
durch Gehaltsabzug kapitaliſierten Rücklage auf, wie ſie es bei 
den vom Staate übernommenen urſprünglichen Penſionskaſſen 
war, und berüchſichtigt man, daß während der Verwendung in 
einem derartig mittelbar mit öffentlichen Mitteln zuſammenhängen⸗ 
den Privatbetriebe für den Ruhegehaltsempfänger die Möglichkeit 
eines weiteren Aufrückens in ſeiner früheren Offizier⸗ oder Be⸗ 
amtenlaufbahn oder auch nur eine Verbeſſerung feines penſions⸗ 
fähigen Dienſtalters und damit der Höhe ſeines Ruhegehalts nicht 
gegeben iſt — Vorteile, welche jeder im aktiven Dienſte ver⸗ 
bliebene Offizier oder Beamte genießt —, ſo wird man, auch ohne 
formaljuriſtiſch eingeſtellt zu fein, gerade aus wirtſchaftlichen Er⸗ 
wägungen ſich den Bedenken gegen eine ausdehnende Auslegung 


im vorliegenden Falle, da auch die Rſpr. der anderen Senate dieſen 
Standpunkt vertritt, nur durch Überweiſung der Sache an den 
Großen Senat hätte geſchehen können. 


3. Zu einer anderen Beurteilung konnten auch nicht die vom 
Kl. in Abdruck überreichten Urteile des VerſorgGer. München v. 
28. März 1928, Nr. 4437/1/27, und des VerſorgGer. Lübeck v. 
12. April 1929, OP 130/28 führen. Das VerſorgGer. München 
ſpricht ſich zur grundſätzlichen Frage nicht aus und geht auf die 
Sach⸗ und Rechtslage überhaupt nicht erſchöpfend ein, anſcheinend 
weil es von einer dem Verſorgungsſpruchverfahren fremden Be⸗ 
weispflicht des Reichsfiskus ausgeht. Das VerſorgGer. Lübeck (das 
Urteil iſt auch abgedruckt: Verſorgungsbeamter 3, 162) geht aus 
von den wohlerworbenen Rechten der Beamten und Berufsſoldaten. 
Wozu dieſe Ausführung dient, iſt nicht erſichtlich. Sollte damit auf 
die Verfaſſungswidrigkeit der 9. Erg. des BeſoldGG. bingewieſen 
werden, ſo gilt hierzu das oben unter 1 am Ende Ausgeführte; 
ſollte aber das Verſorgc h. damit habe ſagen wollen, daß es ſich 
um Ausnahmevorſchriften handele, fo gilt das oben unter 2 Aus⸗ 
geführte. Das VerſorgGer. Lübeck ſucht dann den Begriff des 
mittelbaren fließend ſo zu erklären, daß es ſich um Mittel han⸗ 
deln müſſe, die von der öffentlichen Hand der Privatperſon zu 
dem ausdrücklichen Zweck gegeben werden, ſie zu Vergütigungen 
zu verwenden. Solche Fälle erſcheinen aber ſo wenig praktiſch, daß 
nicht angenommen werden kann, daß wegen ihrer eine ausdrück⸗ 
liche Geſetzesvorſchrift erlaſſen worden iſt. Daß endlich auch mit 
den vom VerſorgGer. Lübeck angeſtellten Billigkeitserwägungen 
zu keinem ſicheren Ergebnis zu kommen iſt, hat der erk. Sen. 
un in feiner Entſch. RVerſorgGer. 8, 159, insbeſ. 162, dar⸗ 
gelegt. 

4. Der Kl. verweiſt endlich zur Begründung ſeines Rekurſes 
auch noch auf eine von ihm im Abdruck überreichte Entſch. des 
Finder. bei dem LFingl. Berlin v. 28. Dez. 1927, mit welchem 
der Anſpruch der Deutſchen Verkehrs⸗Fliegerſchule GmbH. auf Be⸗ 
freiung von der Umſatzſteuer abgewieſen wurde, weil dieſe Unter⸗ 
nehmung nicht der unmittelbaren Förderung der Allgemeinheit, 
ſondern nur eines engbegrenzten Perſonenkreiſes, nämlich der 
Flugſchüler, diene. Dieſe Entſch. des FinGer. ſpricht jedoch in keiner 
Weiſe gegen die vom bekl. Reichsfiskus hinſichtlich der Regelung 
der Penſionsgebührniſſe des Kl. vertretene und von der bisherigen 
Rſpr. des RVerſorgGer. gebilligte Auffaſſung. Denn mit der Be⸗ 
merkung in dem finanzgerichtlichen Urteile, daß die von den Flug⸗ 
ſchülern zu zahlenden Ausbildungskoſten die Aufwendungen der 
Geſellſchaft bei weitem nicht decken, daß die Einnahmen aus dem 
Flugverkehr für Ausbildungszwecke Verwendung finden, daß eine 
Dividendenverteilung nicht ſtaltfindet, und ſchließlich daß im Falle 
der Auflöſung das Geſellſchaftsvermögen dem Reichsverkehrs⸗ 
miniſter für gemeinnützige Zwecke der deutſchen Fliegerausbildung 
zur Verfügung geſtellt werden ſoll, wird im Gegenteil noch be⸗ 
ſonders beſtätigt, daß, obwohl die weiter darin enthaltene Feſt⸗ 
ſtellung des überwiegenden Beſitzes des Geſellſchaftsvermögens 
durch das Reich für ſich allein ſchon genügen würde, die Vergütung 
des Kl. wirtſchaftlich zu Laſten der öffentlichen Hand geht. Daß im 
übrigen für die von der Finanzbehörde für die Frage einer Steuer⸗ 
ſchuldigkeit nach ſteuer rechtlichen Grundſätzen anzuſtellenden 
Erwägungen für Fragen des Verſorgungsrechts ohnehin nicht 
maßgebend ſein können, bedarf keiner weiteren Erörterung. 

Nach alledem mußte, da kein Streit darüber beſteht, daß die 
öffentliche Hand an dem Stammkapital der Arbeitgeberin des Kl. 
mit mehr als der Hälfte beteiligt iſt, da ferner dieſe Feſtſtellung 
durch die vorerwähnte finanzgerichtliche Entſch. zudem noch be⸗ 
ſtätigt wird und nachdem die Berechnung der Kürzung der Ruhe⸗ 
gehaltsgebührniſſe des Kl. ordnungsmäßig erfolgt iſt, der Kl. 
ſelbſt hiergegen auch nichts einzuwenden hat, unter Feſthaltung an 
der bisherigen Rſpr. des RVerſorgcer. dem Nekurje des Kl. der 
Erfolg verſagt bleiben. 


(RVerſorgGger., 2. Sen., Urt. v. 3. Juli 1929, M 26634/28.) 


der in Frage kommenden Geſetzesbeſtimmungen nicht ganz ver⸗ 
ſchließen können. Daß das Abhängigmachen der Entſch. von der 
Frage, ob die öffentliche Hand mehr als die Hälfte des Betriebs⸗ 
kapitals des Unternehmens beſitzt, ein verhältnismäßig will⸗ 
kürlicher Maßſtab iſt, und daß die Erträgniſſe eines ganz oder 
überwiegend im Beſitze der öffentlichen Hand befindlichen Privat⸗ 
betriebes privatrechtlicher, nicht öffentlich⸗rechtlicher Natur find, 
deſſen ift ſich das RVerſorgGer. bewußt geweſen. Eine reinliche 
Scheidung, wie ſie im Intereſſe der Ruhegehaltsempfänger und 
der Rechtsgleichheit erwünſcht wäre, laſſen ſowohl die in Frage 
Kommenden geſetzlichen Beſtimmungen wie die Entſch. der oberſten 
Gerichtshöfe vermiſſen. Dies iſt um fo mehr zu bedauern, als 
die Zweifelsfälle mit dem fortſchreitenden Eindringen der öffent⸗ 
lichen Hand in die Privatwirtſchaft noch zunehmen werden. 
KG. v. Bonin, Potsdam. 
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Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


II. Länder. 
1. Oberverwaltungsgerichte. 
Preußen. 
Preußiſches OGberverwaltungsgericht. 


Berichtet von OVGR. Geh. RegRat von Kries u. RA. Dr. Görres, 
Berlin. 


1. Zur Lehre vom fehlerhaften Staatsakt. f) 

Kl. hat in der Zeit vom 19. Mai bis 2. Juni 1927 mit 
ſeinem Zirkusunternehmen ein Gaſtſpiel in Köln gegeben. Er iſt 
dafür von dem Bekl. nach einem Satze von 20% der Kartenpreiſe 
gem. 8 8 1 VergnStO. der Stadt Köln v. 9. Sept. 1926 zur 
Steuer herangezogen. Siergegen erhob er Einſpruch mit dem An⸗ 
trag, ihn nur nach einem Satze von 8% gem. 8 22 Vergn&td. 
heranzuziehen, da ſein Unternehmen durch Verfügung des Reg⸗ 
Präſ. in Köln v. 12. Febr. 1927 als „künſtleriſch hochſtehend“ 
anerkannt ſei. In einer als „Beſchwerde“ bezeichneten Eingabe 
v. 30. Mai 1927 wandte ſich darauf der Bekl. an den preuß. 
Min. für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung mit der Bitte, die 
Anerkennung des Unternehmens des Kl. als künſtleriſch hoch⸗ 
ſtehend aufzuheben. In einem an den RegpPräſ. in Köln gerich⸗ 
teten Erlaſſe v. 30. Juli 1927 entſprach der Miniſter dieſer Bitte, 
regte jedoch gleichzeitig eine Steuerermäßigung auf Grund des 
Härteparagraphen an. Der Bekl. ermäßigte nunmehr den Steuer⸗ 
ſatz für drei Völkerſchau⸗Vorführungen auf 10%, wies im übrigen 
aber den Einſpruch durch Beſcheid v. 15. Nov. 1927 zurück. 

Auf Klage des Steuerpflichtigen ſetzte der BezAusſch. die 
Steuer auf 8% herab. Die Reviſion der Stadt Köln wies OVG. 
zurück. 
Der Bekl. beanſtandet die Zuſtändigkeit des Regpräſ. 
in Köln zur Erteilung der Anerkennung, weil es an einer Feſt⸗ 
ſtellung fehle, daß der Kl., der zweifellos in Preußen keinen Wohn⸗ 
ſitz habe, in Köln einen Geſchäftsſitz gehabt habe. Vor dem 
19. Sept. 1927, dem Tage der Zuſtändigkeitserklärung des Reg⸗ 
Präſ. durch miniſteriellen Runderlaß, fei nur die Landesregierung 
ſelbſt gem. § 22 Abſ. 2 der Reichsratsbeſtimmungen zuſtändig ge⸗ 
weſen, alſo der Miniſter, nicht der Regßräſ., da es für ſolche 
Fälle an einer Ermächtigung des RegPräſ. gefehlt habe. Die An⸗ 
erkennung durch den RegpPräſ. in Köln ſei daher als von un⸗ 
zuſtändiger Stelle ausgeſprochen nichtig. 

Der BezAusſch. hat allerdings dahingeſtellt gelaſſen, ob der 
Kl. etwa während der Dauer der Vorſtellungen in Köln dort einen 
Geſchäftsſitz gehabt habe. Es kann aber auch unerörtert bleiben, 
ob das jetzt entſcheidende Rev. nicht aus den unſtreitigen Tat⸗ 
ſachen ſelbſt in der Lage iſt, die rechtliche Feſtſtellung zu treffen, 
daß aus ihnen das Vorliegen eines Geſchäftsſitzes zu folgern ſei. 
Denn wenn es auch zutreffend iſt, daß es zur Zeit des Gaſtſpiels 
des Kl. für umherziehende, nichtpreußiſche Unternehmen an einer 
Ermächtigung eines Regpräſ. in den miniſteriellen Verfügungen 
fehlte, ſo kann doch die von einem vielleicht unzuſtändigen Reg⸗ 
PBräf. ausgeſprochene Anerkennung nicht als von vornherein nichtig 
oder ungültig bezeichnet werden. Für das Gebiet der RAbgO. it 
dieſer Grundſatz für begünſtigende Akte unzuſtändiger Stellen in 
$ 78 ausdrücklich ausgeſprochen; denn ſolche Akte können nach 


Zu 1. Die Entſch. betrifft ein Rechtsgebiet, das lange Zeit 
als „wiſſenſchaftlicher Urwald“ galt (vgl. Kormann, Syſtem, 
S. 203), nämlich die Lehre vom fehlerhaften Staatsakt. In unſerem 
Falle beruht der Mangel auf ſachlicher Unzuſtändigkeit (vgl. 8 78 1 
RAbg O.). 

Das OVG. ſchließt ſich, was durchaus zu begrüßen iſt, der 
auch von Walter Jellinek (Verwaltungsrecht, 2. Aufl., S. 277) 
vertretenen Anſicht an, der in $ 78 RUbgD. feſtgelegte Grundſatz 
gelte auch für das preußiſche Recht, daß nämlich „begünſtigende 
Verfügungen“ unzuſtändiger Stellen grundſätzlich wirkſam und mit 
rückwirkender Kraft nur dann vernichtet werden können, wenn ſie 
durch unlautere Mittel erwirkt ſind. 

Selbſtverſtändlich bezieht ſich der Satz nicht auf die richter⸗ 
lichen Staatsakte. 

Der Beteiligte, der durch den Staatsakt Rechte, Befugniſſe 
oder ſonſtige Vergünſtigungen erwirbt, muß damit rechnen können, 
daß dieſer Zuſtand oder, wie das Urteil ſagt, ſein wohlerworbenes 
Recht, bis zum Widerruf aufrechterhalten bleibt. Er darf voraus⸗ 
ſetzen, daß die Behörde vor ihrer Entſchließung den Sachverhalt 
gründlich geprüft und dann eine endgültige Entſch. gefällt hat. 
Der Staat hat durch Auswahl von geeigneten Beamten dafür Sorge 
zu tragen, daß ſachliche (und örtliche) Zuſtändigkeitsüberſchreitungen, 
ſoweit wie möglich, vermieden werden. Kommen ſolche üÜber⸗ 
ſchreitungen trotzdem vor, ſo kann dadurch der einzelne Staats⸗ 
bürger nicht in dem Sinne benachteiligt werden, daß der Staats⸗ 
hoheitsakt als von vornherein ungültig erklärt wird. 

Den entgegengeſetzten Standpunkt vertrat der 3. Sen. des 


Abſ. 2 nur dann mit rückwirkender Kraft widerrufen oder 
zurückgenommen werden, wenn ſie durch unlautere Mittel veranlaßt 
ſind, was hier nicht der Fall iſt. Dieſer Grundſatz muß als ein 
allgemeiner auch vorliegend gelten, zumal die Unzuſtändigkeit 
infolge der damals lückenhaften Miniſterialverfügungen keine offen⸗ 
ſichtliche war (vgl. auch v. Hippel, „Unterſuchungen zum Pro⸗ 
blem des fehlerhaften Staatsakts“, 1924, S. 115). 

Der Bekl. hat weiter ausgeführt, wenn man ſeiner Auf⸗ 
faſſung von der Nichtigkeit der Anerkennung wegen Unzuſtändig⸗ 
keit des RegpPräſ. nicht folgen wolle, müſſe ſie als durch die Ver⸗ 
fügung des Miniſters v. 30. Juli 1927 von Anfang an aufgehoben 
angeſehen werden. Auch dieſen Ausführungen vermag der Gerichts⸗ 
hof nicht beizutreten. 

Der Bekl. ſucht ſeine Rechtsauffaſſung zunächſt damit zu be⸗ 
gründen, daß die Aufhebung der Anerkennung des Regpräf. durch 
den Miniſter auf „Beſchwerde“ des Bekl. erfolgt ſei; es habe ſich 
hierbei um ein Rechtsmittelverfahren gehandelt, es ſei 
aber allgemeiner Grundſatz und ganz ſelbſtverſtändlich, daß eine 
Entſch. der unteren Inſtanz, wenn ſie von der oberen Inſtanz auf- 
gehoben ſei, keinerlei Rechtswirkung habe, und zwar von vorn⸗ 
herein. Sie habe nicht etwa für die Dauer ihrer Exiſtenz, alſo bis 
zur Aufhebung, rechtliche Bedeutung. 

Die Anerkennung eines Unternehmens als künſtleriſch hoch⸗ 
ftehend erfolgt nach $ 22 der Reichsratsbeſtimmungen durch die 
Landesregierung (oder die von ihr beauftragte Behörde). Es han⸗ 
delt ſich alſo um die Verleihung einer Begünſtigung durch einen 
Staatshoheitsakt, an dem nur der Staat und der die Vergünſtigung 
Nachſuchende beteiligt ſind. Ein allgemeines Beſchwerderecht Dritter 
iſt nirgends grundſätzlich anerkannt, die beſondere Regelung in der 
Verfügung v. 10. Mai 1922 (MBliV. 492) gibt vorliegend aber 
der Gemeinde kein Beſchwerderecht. Zutreffend hat der 
Kl. ausgeführt, daß Abſ. 1—4 dieſer Verfügung nur das Ver⸗ 
hältnis zwiſchen der entſcheidenden Behörde und dem Unternehmen 
regele, daß alſo die in Abſ. 4 zugelaſſene Beſchwerde auch nur 
dem Unternehmen zuftehe. Der Gemeinde, die von der Entſch. in 
ihren ſteuerlichen Belangen berührt wird, iſt nur das Recht der 
Vorſtellung in Abſ. 5 gegeben, wenn fie glaubt, Anſtände gegen die 
Anerkennung erheben zu müſſen. Würde die Gemeinde, wie der 
Bekl. meint, ein eigenes Beſchwerderecht haben, dann würde dieſe 
beſondere Regelung des Abſ. 5 ganz überflüſſig fein; denn die Ge⸗ 
meinde würde dann ſchon in der Beſchwerde vortragen können, 
was ſie gegen die Anerkennung einzuwenden hat. 

Der Bekl. meint nun aber, auch wenn es ſich nur um eine 
Vorſtellung oder Aufſichtsbeſchwerde handle, müſſe die erfolgte 
Aufhebung der Anerkennung des Regpraſ. durch den Miniſter 
rückwirkende Kraft haben, zumal es ſich hier nicht um 
Aufhebung aus Ermeſſens⸗ und Zweckmäßigkeitsgründen handle, 
ſondern um Aufhebung wegen Geſetzwidrigkeit. Denn ein Zirkus 
könne grundſätzlich überhaupt nicht zu den „künſtleriſch hochſtehen⸗ 
den“ Unternehmungen gerechnet werden; die Anerkennung des 
RegpPräſ. habe daher das Geſetz verletzt. 

In der GewO. gibt es zahlreiche Konzeſſionen uſw., deren 
Rückgängigmachung nicht jederzeit durch einfachen Widerruf, ſon⸗ 
dern nur unter beſonderen Vorausſetzungen, bei Vorliegen öffent⸗ 
lichen Intereſſes, z. B. aus gewerbe- oder baupolizeilichen Gründen, 
und in beſonders geregelten Verfahren zuläſſig iſt (vgl. z. B. 
OVG. 55, 436, 463; vgl. auch wegen der Erlaubnis für Schau⸗ 
ſpielunternehmen 88 32, 53 Gewd., Ziff. 60 Ausf Anw. zur Geivd. 
und 8120 Ziff. 1 Zuft®.). Für die Anerkennung eines Unter⸗ 


OVG. in ſeiner in OVG. 40, 300 ff. abgedr. Entſch. Hier han⸗ 
delte es ſich um eine vom Polizeipräſidenten in Berlin erteilte Er⸗ 
laubnis zum Betrieb einer Irrenanſtalt in einem in Charlotten- 
burg gelegenen Gebäude. Damals gehörte Charlottenburg noch nicht 
zum Amtsbezirk des Berliner Polizeipräſidenten. 

Das OVG. hielt einen Widerruf der Konzeſſion nicht für 
erforderlich, weil ſie als von vornherein ungültig anzuſehen ge⸗ 
weſen ſei. Und dies, obwohl es ſich nur um örtliche Un⸗ 
zuſtändigkeit handelte, bei welcher nach der RAbgdO. nicht einmal 
ein Widerruf zuläſſig iſt! Dieſer Wandel beruht auf der durch die 
Rechtslehre in eingehender Denkarbeit geklärten Lehre vom fehler⸗ 
haften Staatsakte. 5 

Vertritt man einmal den Grundſatz der Gültigkeit von be⸗ 
günſtigenden Staatsakten, ſo iſt unerheblich, ob der Widerruf oder 
die Aufhebung eines fehlerhaften Staatsaktes durch Verfügung der 
erlaſſenden oder vorgeſetzten Behörde, oder ob ſie durch Beſchluß 
oder Urteil erfolgt. In keinem Falle kann die neue Entſch. rück⸗ 
wirkende Kraft haben. Es kommt deshalb m. E. nicht darauf an, 
ob die Verfügung des Regpräſ. von Köln im Wege der Dienſt⸗ 
e oder im ordentlichen Beſchwerdeweg aufgehoben 
worden iſt. 

An neuer Literatur ſeit dem Erſcheinen von Hippels Werk 
iſt Anderſen, Ungültige Verwaltungsaltte, Mannheim 1927, zu 


nennen (vgl. JW. 1927, 751). 
RA. Dr. Görres, Berlin. 
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nehmens als künſtleriſch hochſtehend i. S. des § 22 der Reichsrats⸗ 
beſtimmungen fehlte es an einem beſonders geregelten, landes⸗ 
rechtlichen Verfahren. Die ſtaatliche Anerkennung eines Unter⸗ 
nehmens als künſtleriſch hochſtehend gibt dieſem zun ächſt ein 
wohlerworbenes Recht, wie dies z. B. für eine gewerbliche Er⸗ 
laubnis in den Entſch. des OVG. 55, 463 ausgeſprochen iſt. 

Schließlich hat der Bekl. ausgeführt, eine Anerkennung der 
gedachten Art durch die Verwalkungsbehörde binde den Ver⸗ 
waltungsrichter im Abgabenſtreite nicht, denn hier habe die erſtere 
nicht eine Ermeſſensfrage, ſondern eine Rechtsfrage entſchieden, 
aber in unzutreffender Weiſe, weil Zirkusunternehmen niemals 
zu den künſtleriſch hochſtehenden Unternehmungen in ſtreitigem 
Sinne gehören könnten. Der Verwaltungsrichter habe im Abgaben⸗ 
ftreite jelbft zu entſcheiden, ob die Vorausſetzungen für den ge- 
ringeren Steuerſatz gegeben ſeien. Dieſer Auffaſſung kann nicht 
beigepflichtet werden, da die Entſcheidung der Frage, ob es ſich um 
ein künſtleriſch hochſtehendes Unternehmen handelt, durch 8 22 
der Reichsratsbeſtimmungen der Landesregierung oder der von ihr 
beauftragten Behörde zugewieſen iſt, die Landesregierung aber 
jedenfalls das Verwaltungsgericht nicht beauftragt hat. Eine ſach⸗ 
liche Nachprüfung der Anerkennung ſteht mithin dem Gerichte 
nicht zu, da die im Rahmen der Zuftändigkeit ſeitens der Ver⸗ 
waltungsbehörde getroffene Entſch. für es bindend iſt. 

(PrOVG., Urt. v. 25. Juni 1929, II C 28/29.) 
* 


2. PrO VG. Erforderniſſe der Gültigkeit einer Kon- 
zeſſionsſtenerordnung. f) 

Dem Kl. wurde auf Antrag durch die Genehmigungsurkunde 
ſeitens des Stadtausſchuſſes zu H. auf Grund 833 GewO. die Er⸗ 
laubnis erteilt, die Schankwirtſchaft in den Warteſälen mit zu⸗ 
gehörigem Damenzimmer des Hauptbahnhofs in H. zu betreiben. 

Belel. Magiſtrat verlangte auf Grund der Erlaubnis StO. vom 
15. März 1909 und der hierzu erlaſſenen vier Nachträge die Zahlung 
einer vorläufig auf 15000 % bemeſſenen Steuer. Kl. beſtritt unter 
Hinweis auf die zwiſchen dem Reichsrat und der Reichsbahngeſellſchaft 
vereinbarten Richtlinien für die gewerbepolizeiliche Behandlung der 
Bahnhofswirtſchaften (vgl. Erl. des Min. f. Handel u. Gewerbe und 
des preuß. Min. des Innern v. 9. März 1927) feine Abgabenpflicht. 
Bekl. ſetzte den Betrag der zu zahlenden Schankerlaubnisitener end⸗ 
gültig auf 14 420 46 feſt. Die Verfügung hebt hervor, daß der Be⸗ 
rechnung folgende Beſteuerungsmerkmale zugrunde lägen: Gewerbe⸗ 
ertrag, davon 10%, Gewerbekapital, davon 590. 

Die Klage auf Freiſtellung wies der BezAusſch. ab. 

Mit der Rev. konnte Kl. nicht durchdringen. 

Er hält die StO. für ungültig, weil in $3 die Höhe der Steuer 
durch den Jahresertrag bedingt werde, der bei Exteilung der Er⸗ 
laubnis noch nicht feſtſtehe; dem Abgabepflichtigen fehle hiernach die 
Möglichkeit, ſeine Steuerſchuld im voraus zu bemeſſen. Dieſer An⸗ 
griff beruht auf mißverſtändlicher Auffaſſung über die ſteuerrechtlichen 
Grundlagen, welche der Gerichtshof in ſeiner Entſch. v. 2. Okt. 1914 
(OVG. 68, 193) entwickelt hat. Hiernach iſt die Beſtimmtheit der Ab⸗ 
gabenregelung in Normen und Sätzen als weſentlichſtes Erfordernis 
einer Gemeindeſteuerordnung gekennzeichnet. Durch dieſe beſtimmten 
und objektiven Grundlagen ſoll die Willkür des Steuergläubigers aus⸗ 
geräumt, und es ſoll dem Abgabepflichtigen ermöglicht werden, den 
Umfang ſeiner Steuerpflicht im voraus zu überſehen. ö 

Im Sinne dieſer Entſch. bildet aber der Jahresertrag einen 


Zu 2. I. Der Standpunkt des OVG., daß es nur auf die 
Tatfache der Einholung der Erlaubnis ankomme, hat zur praß- 
tiſchen Folge, daß in zweifelhaften Fällen die Erlaubnis zum Schank⸗ 
betriebe nicht eingeholt wird. Es entſtehen dann leicht Auseinander- 
ſetzungen, ob der Betrieb rechtmäßig fortgeführt werden darf, und 
möglicherweiſe langwierige Streitigkeiten. Gegenüber einem ſolchen 
Zustand, bei dem Zeit und Kräfte auf unfruchtbare Streitigkeiten 
verwendet werden, erſcheint es rationeller, wenn die Erlaubnis, auch 
in Fällen, in denen ſie nicht notwendig wäre, vorſorglich eingeholt 
wird. Eine ſolche vorſorgliche Einholung der Erlaubnis wird aber 
verhindert, wenn an die bloße Tatſache der Erlaubniseinholung Steuer⸗ 
folgen geknüpft werden. Die aus dem Jahre 1909 ſtammende SD. 
war offenbar der damaligen Faſſung des § 6 KrronAbgG. vom 
23. April 1906 (GS. 159) (vgl. auch MinErl. v. 12. März 1907: 
MEHR. 119) angepaßt und knüpfte demgemäß die Steuerpflicht an 
„die Erlangung“ der Erlaubnis zum ſtändigen Betriebe der Gaſt⸗ 
wirtſchaft. Zu einer „Erlangung“ der Erlaubnis gehört aber 
mehr als die Tatſache, daß eine Erlaubnis nachgeſucht und erteilt 
worden ift. Denn dieſe Erlaubniserteilung iſt ein Nichts in Fällen, 
in denen ſie geſetzlich nicht erforderlich iſt. Daher wird ſolchenfalls 
auch nichts „erlangt“. Das OVG. hat ſelbſt OVG. 70, 176 dieſen 
Geſichtspunkt für den Fall zur Geltung gebracht, daß jemand, der 
ſich rechtlich bereits im Beſitze der Erlaubnis befand — in einem 
Irrtum über die Rechtslage befangen —, die Erlaubnis aufs neue 
nachgeſucht und erhalten hat. Es erſcheint nicht überzeugend, daß die 
im vorliegenden Fall nachgeſuchte überflüſſige Erlaubnis anders be⸗ 
handelt werden ſoll als eine wiederholte Erlaubnis. 

II. Der zweite Reviſionsangriff betraf die Geſetzmäßigkeit der 
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objektiven und richterlicher Nachprüfung zugänglichen Maßſtab, der 
im kommunalen Abgabenrecht, namentlich der Gewerbeſteuer, all⸗ 
gemein vorgeſehen iſt. Daß dieſer Maßſtab bereits ziffernmäßig 
vor Eintritt der Steuerpflicht feſtſtehe, iſt nirgends vorgeſchrieben; 
es genügt, daß er nach Ablauf des erſten Geſchäftsjahres errechnet 
werden kann. Wofern vor Ablauf dieſes Jahres der Steuergläubiger 
unter Schätzung zur Veranlagung ſchreitet, iſt dem Steuerpflichtigen 
nach Ablauf des Jahres die Berichtigung auf Grund der erzielten 
Geſchäftsergebniſſe gewährleiſtet. 

Dadurch, daß dem Kl. die Erlaubnis zum Betriebe der Schank⸗ 
wirtſchaft auf Antrag erteilt iſt, wird der in 8 1 vorgeſehene Tar⸗ 
beſtand der Erlangung der Erlaubnis erfüllt. Ob die Erlaubnis nach 
der GewO. erforderlich war, iſt für den Steueranſpruch nicht ent⸗ 
ſcheidend (vgl. OVG. 52, 13; 70, 177). Im gegenwärtigen Streit iſt 
dieſe Frage daher nicht zu prüfen. 

In der RevInſt. hat Kl. behauptet, die Steuerberechnung habe 
bei dem Betriebskapital und Ertrag auch den — außerhalb der in 
der Erlaubnisurkunde genannten Warteſäle mit Damenzimmer 
liegenden — Teil des klägeriſchen Betriebs einbezogen, der ſich auf 
den Bahnſteigen u. a. abſpiele. Einen ziffermäßigen Ermäßigungs⸗ 
antrag hat er mit dieſer Behauptung nicht verbunden, ſondern nur 
Zurückverweiſung an den BezAusſch. zwecks Nachprüfung begehrt. 

Dieſem Verlangen konnte nicht entſprochen werden. Bekl. hat 
die Veranlagung auf genaue ziffermäßige Angaben geſtützt, die er 
als Anlage- und Betriebskapital und als Ertrag i. S. der Sto. 
zugrunde gelegt hat. Dem Kl. ſtand es frei, dieſe Angaben zu be⸗ 
ſtreiten und insbeſ. geltend zu machen, daß bei dieſer Berechnung zu 
Unrecht ein von der erteilten Schankerlaubnis nicht erfaßter Betriebs⸗ 
teil mitberückſichtigt war. Er hat hiervon keinen Gebrauch gemacht, 
ſo daß der Richter die nicht beſtrittenen tatſächlichen Angaben des 
Bell. als zugeſtanden anſehen mußte. In der auf Nachprüfung des 
angewandten Rechtes beſchränkten Rev Inſt. kann Kl. mit feinen 
neuen Vorbringen nicht mehr gehört werden. 

(PrOG., 2. Sen., Urt. v. 16. April 1929, II C 110/28.) 
* 

Zu Leiſtungen für die Schule i. S. des 840 
Ab ſ. 1 Zuſt G. gehören bei einem vereinigten Schul⸗ 
und Küſteramt auch die Einkünfte des Amtsinhabers 
aus kirchlichen Quellen. Durch die Amtertrennung 
erlöſchen die beſtehenden öffentlich- rechtlichen Be⸗ 
ziehungen zwiſchen den Beteiligten nicht. Das 
Volks SchG. wollte die Schulverhältniſſe, nicht die 
wirtſchaftliche Lage der Kirchen verbeſſern. Die auf 
landes herrliches Geheiß erfolgende Beauftragung 
der Küſter mit Schuldienſten war unter der Herrſchaft 
des ſog. Territorialſyſtems weder eine rein kirch⸗ 
liche Veranſtaltung noch eine freiwillige Leiſtung der 
Kirche. Ob bei der Auseinanderſetzung nach 8 30 Abi. 6 
Volks SchG. auch die öffentlich-rechtlichen Beziehun⸗ 
gen der Beteiligten zu regeln ſind, iſt zweifelhaft. 
Die an ſich auch in der Form der Feſtſtellungsklage 
zuläſſige Intereſſentenklage aus 846 Abſ. 3 Zuſt G. 
verlangt die Identität der Verbindlichkeit, der ſich 
der Kl. entledigen und die er dem Bekl. auferlegen 
will. f) 

In Schäplitz iſt die Lehrerſtelle mit dem Küſteramt organiſch ver⸗ 
bunden. Der Schulverband klagte beim Kreisausſchuß auf Grund des 
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StO. Der Grundſatz der geſetzmäßigen Verwaltung kennt verſchiedene 
Intenſitätsgrade. Auf dem Gebiete des Steuerrechts herrſcht die engite 
Bindung der Verwaltung an das Geſetz. Die Steuerauflage muß 
„rechtsſatznäßig geregelt fein, ohne Zutat irgendwelchen freien Er⸗ 
meſſens“ (Otto Mayer, Deutſches Verwaltungsrecht, 3. Aufl., 
S. 316). Dieſer weitgehende Vorbehalt des Geſetzes beſagt aber nicht, 
daß ſich der Steuerpflichtige von vornherein die zahlenmäßige Höhe 
ſeiner Steuer vor Eintritt der Steuerpflicht müſſe berechnen können. 
Freilich hat das OVG. 57, 131 zuſtimmend eine Bemerkung aus 
Roſchers Finanzwiſſenſchaft zitiert, der Grundſatz der Geſetzmäßig⸗ 
keit der Steuer verlange, daß „jeder Pflichtige die von ihm zu 
tragende Laſt voraus weiß und genau nachrechnen kann“. Durch den 
entſcheidenden Geſichtspunkt, daß das freie Ermeſſen ausgeſchaltet ſein 
ſoll, wird aber eine ſolche ziffermäßige Beſtimmbarkeit nicht er⸗ 
fordert. Sind die den Steuertatbeſtand bildenden Ereigniſſe objektiv 
beſtimmt und die Steuer in ein feſtes Verhältnis zu dieſen Ereigniſſen 
gebracht, ſo iſt damit ein den Pflichtigen belaſtendes Ermeſſen der 
Steuerbehörde ausgeſchaltet und dem Grundſatze der ſtrengen Rechtsſatz⸗ 
mäßigkeit der Steuerauflage Genüge geſchehen. Verhielte es ſich 
anders, jo wäre jede Beſteuerung nach der Leiſtungsfähigkeit unmöglich. 
RA. Dr. Richard Grau, Berlin. 


Zu 3. Da nach $16 VDE. die organiſche Verbindung zwiſchen 
Kirchen⸗ und Schulamt durchweg zu löſen iſt und jede ſolche 
Trennung auch eine Vermögensauseinanderſetzung bedingt, ſo ſtehen 
zahlreiche Prozeſſe auf dieſem Gebiete bevor, wenn die Schulverbände 
und Kirchengemeinden ſich nicht gütlich einigen und dieſe Einigungen 
von den beiderſeitigen Aufſichtsbehörden gutgeheißen werden. Nach den 
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9 46 Abſ. 3 Zuſtch. mit dem Antrage, die Verpflichtung der Kirchen⸗ 
gemeinde feſtzuſtellen, auch bei Trennung der verbundenen Amter dem 
Kl. die Mitbenutzung des Dotationsvermögens der Stelle in dem bis⸗ 
herigen Umfange zu geſtatten. Die Vorinſtanzen entſprachen dieſem 
Antrage. Das OVG. hob das Urteil des BezAusſch. auf und wies 
die Klage ab, indem es ausführte: 

Gegen die formelle Zuläſſigkeit des Verwaltungsſtreitverfahrens 
beſtehen keine Bedenken. Schulverband und Kirchengemeinde find Be- 
teiligte i. S. des § 46 Abſ. 3 Zuſtch. Die Verpflichtung der Kirchen⸗ 
gemeinde gegenüber dem Verbande iſt die eines Dritten. Für ſolche 
iſt die Klage gegeben (OVG. 61, 64 und 68, 279). Zu den Leiſtungen 
für die Schule i. S. des 8 46 Abſ. 1 a. a. O. gehören bei einem 
dauernd vereinigten Schul⸗ und Küſteramt auch die Einkünfte, die 
dem Amtsinhaber aus kirchlichen Quellen zuſtehen (OVG. 61, 56). 

Allerdings würde die Klage von vornherein gegenſtandslos ſein, 
wenn infolge der Amtertrennung die öffentlich⸗rechtlichen Beziehungen 
zwiſchen den Beteiligten, ſoweit ſie während der Vereinigung beſtanden 
haben, untergegangen find. Letzteren Standpunkt vertritt das NG. 
(Urt. v. 18. Juni 1925 und 12. Jan. 1926: RG. 111,53 — JW. 
1925, 2441 und 1926, 1446). Dabei mag außer acht gelaſſen werden, 
daß das RG. dieſem Grundſatze die hier nicht in Betracht kommende 
Einſchränkung hinzugefügt hat, daß die öffentlich⸗rechtliche Bindung 
Gegenſtände betrifft, die „Zugleichszwecken“ (d. h. Kirchen⸗ und Schul⸗ 
zwecken) dienen. Es ſtützt feine Auffaſſung auf § 32 Abſ. 1 Volks Schch., 
wonach die bisher auf allgemeiner Rechtsnorm (Geſetz, Provinzialrecht, 
Orts⸗ oder Schulverfaſſung, Gewohnheitsrecht oder Herkommen) be⸗ 
ruhenden Verpflichtungen für die Zwecke der Volksſchule, ſoweit ſie 
nicht durch dieſes Geſetz aufrechterhalten werden, in Fortfall kommen. 
Das RG. nimmt an, bei einem vereinigten Schul- und Kirchenamte 
würden die Verpflichtungen der kirchlichen Beteiligten gem. 8 30 
Volks Sch. zu Leiſtungen für die Schule nur ſo lange aufrecht⸗ 
erhalten, als die Amtervereinigung beſtehe; mit dem Augenblicke der 
Trennung trete infolge der Wirkung des 8 32 Abſ. 1 VolksSchG. 
ohne weiteres der Wegfall jener Verpflichtungen ein. 

Dieſen Standpunkt des RG. vermag der Senat 
nicht zu teilen. 8 32 Abſ. 1 Volks Sch. iſt eine lübergangs⸗ 
vorſchrift und regelt als ſolche die Frage, wie das neue Geſetz zu den 
unter der Herrſchaft des früheren Rechtes geſchaffenen Tatbeſtänden 
ſteht (vgl. Stier⸗Somlo, Handwörterbuch, 1928, Bd. VI Artikel 
„Übergangsvorſchriften“ S. 117). Im einzelnen trifft 8 32 Abſ. 1 
Volks Schch. darüber Beſtimmung, wie die in den vorhergehenden 
Paragraphen erfolgte Neuordnung der Volksſchullaſt auf die öffentlich⸗ 
rechtlichen Verpflichtungen einwirkt, die für die Zwecke der Volks⸗ 
ſchule beſtehen. §8 32 Abſ. 1 Volks Sch. bezieht ſich aber, wie in feiner 
Faſſung ausdrücklich hervorgehoben wird, überhaupt nicht auf ſolche 
Verpflichtungen, die durch das Geſetz unberührt bleiben, alſo auch 


Urteilen des RG. i. S. Groß⸗Germersleben und Wolfsanger (RG. 111, 
55; JW. 1925, 2441 und 1926, 1446) ſollen bei dieſen Auseinander⸗ 
ſetzungen in erſter Linie privatrechtliche Grundſätze maßgebend ſein. 
Immerhin hat das RG. in dem grundlegenden Urteil Groß⸗Germers⸗ 
leben (JW. 1925, 2442 l. Sp.) anerkannt, daß auch die Kirchen 
zu den „Dritten“ i. S. des § 32 Abſ. 2 Volks Sch. gehören und 
demgemäß ihre Verpflichtungen den Schulen gegenüber „erhalten 
bleiben, wenn fie auf beſonderen, und zwar öffentlich- rechtlichen 
Titeln, z. B. eigener Widmung gewiſſer Vermögensſtücke zu Schul⸗ 
zwecken oder Stiftungen, die ihnen von anderen zu ſolchen Zwecken 
gemacht wurden, beruhen“. Dabei ſollen „an den Nachweis angeſichts 
der ganzen geſchichtlichen Entwicklung der Verhältniſſe allzu ſtrenge 
Anforderungen nicht geſtellt“ werden. 

Nach dieſem Urteil hätten die Schulverbände, wie ich in meinem 
Aufſatz über „Die Pfründe der vereinigten Kirchen- und Schulämter“ 
(Preuß. Volksſchularchiv 25, ff.) dargelegt habe, auch bei einer Zu⸗ 
grundelegung der privatrechtlichen Eigentumsverhältniſſe bei der Ver⸗ 
mögensauseinanderſetzung mit den Kirchengemeinden wenig zu fürchten. 
Allerdings iſt die Legende, die Volksſchulen in den evangeliſchen Ge⸗ 
bieten Norddeutſchlands ſeien von den „Kirchen“ errichtet und dotiert 
worden, allgemein verbreitet. Auch ich habe ſie urſprünglich nach⸗ 
geſprochen (JW. 1926, 1450 Anm.), meinen Irrtum aber reumütig 
bekannt, nachdem ich die Kirchenordnungen des 16. Jahrhunderts und 
die einſchlägigen Schriften von Gierke, Sehling und Niedner 
genauer ſtudiert habe (JW. 1926, 2285 4 Anm.). Daß die evangeliſchen 
Landeskirchen Preußens früheſtens ſeit dem Inkrafttreten der General⸗ 
ſynodalordnung und des KirchVerfG. v. 3. Juni 1876, alſo erſt 
ſeit dem 1. Okt. 1877, vermögensrechtliche Selbſtändigkeit ge⸗ 
wonnen haben, iſt unbeſtreitbar. Von den politiſchen Gemeinden ge⸗ 
ſonderte Kirchen⸗ und Schulgemeinden hat es im 16. und 17. Jahr⸗ 
hundert überhaupt nicht, im 18. nur ganz ausnahmsweiſe gegeben 
(ogl. meine Schrift „Vermögensauseinanderſetzung bei vereinigten 
Kirchen⸗ und Schulämtern“, Berlin 1927). Daß auch in den evan⸗ 
geliſchen Landesteilen vor dem Inkrafttreten des ALR. die im 
kanoniſchen Recht herrſchende Inſtitutentheorie gegolten hat, iſt für 
verſchiedene Provinzen von den zuſtändigen OLG. (KG.) bereits an⸗ 
erkannt. Bezüglich der Küſterlehrerpfründen iſt dies vom OLG. Kaſſel 
in Übereinſtimmung mit Strippel (JW. 1927, 2183) ſowohl durch 
Beſchluß wie durch Urteil geſchehen. Werden bei der Auflöſung der 
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nicht auf die im 8 30 Abſ. 3 u. 4 a. a. O. genannten Verpflichtungen 
der Kirchengemeinden und kirchlich Beteiligten in den Fällen, in 
denen eine organiſche Vereinigung eines Volksſchulamts mit einem 
kirchlichen Amte beſteht. Es iſt daher nicht angängig, auf jene Ver⸗ 
pflichtungen den Grundſatz des § 32 Abſ. 1 VolksSh®. anzuwenden, 
ſofern die Amter getrennt werden. Der Ausdruck „wo“ im 
§ 30 Abſ. 1 Volks SchG. kann nicht — wie das RG. 
meint (RG. 111,57 = JW. 1925, 2442) — in dem Sinne von 
„ſolange als“ verſtanden werden. Ihn als Zeitbezeichnung 
aufzufaſſen, widerſpricht dem Sinne des VolksSchG., das eine rein 
örtliche Bezeichnung geben wollte. Hätte der Geſetzgeber beabſichtigt, 
den 8 32 Abſ. 1 Volles Sch. nicht nur auf die bei feinem Inkraft⸗ 
treten beſtehenden, ſondern auf künftige Rechtsverhältniſſe zu 
beziehen, ſo hätte er dies in der Faſſung des Rechtsſatzes zum Aus⸗ 
druck bringen müſſen; dies um ſo mehr, als er bei Anwendbarkeit 
des 8 32 Abſ. 1 Volles Schcß. im Augenblicke der Amtertrennung eine 
einſchneidende materielle Vorſchrift betreffs des Rechtsinſtituts der 
Küſterſchule aufgeſtellt haben würde. 

Wenn das RG. in feiner vorerwähnten Entſch. als den 
Grundgedanken des Volks Sch G. bezeichnet, die Kirche 
ſolle, nachdem der Schulverband Träger der Volksſchullaſt geworden 
ſei, von ihren auf Geſetz und Herkommen beruhenden Ver⸗ 
pflichtungen befreit werden, während ihr andererſeits ihre 
Rechte an den zugleich Schulzwecken dienenden Vermögensſtücken be⸗ 
laſſen werden ſollen, jo kann dem gleichfalls nicht bei- 
getreten werden. Daß aus den Ausführungen des Min dir. 
D. Schwarzkopff in der Herrenhausſitzung v. 3. Juli 1906 
kein derartiger Schluß gezogen werden kann, hat Min Dir. a. D. 
Dr. Fleiſcher in ſeiner Schrift „Vermögensauseinanderſetzung bei 
vereinigten Kirchen⸗ und Schulämtern nach dem PrVolls Sch.“, 
1927, S. 49 ff. überzeugend dargetan. Die Geſetzesmaterialien, nämlich 
die Begründung des Regierungsentwurfs zu 8 14 (830 des Geſ.) 
und vor allem die eingehenden Beratungen der XIV. Komm. des Ab⸗ 
geordnetenhauſes über die Vorlage, bei denen die 88 30 und 32 
Volks Schch., von geringfügigen redaktionellen Anderungen abgeſehen, 
ihre endgültige Faſſung erhielten, laſſen keinen Zweifel darüber, daß 
an dem Rechtsinſtitute des vereinigten Schul⸗ und Kirchamts trotz des 
Wechſels des Teilhabers auf der Schulſeite nichts geändert werden 
ſollte (vgl. Druckſ. des Abgeordnetenhauſes Nr. 11, 1905/06 S. 202 
und Druckſ. Nr. 288 S. 201 [3782] ff.). Der Grund lag darin, daß 
man es nicht für tunlich hielt, eine ſo ſchwierige und verwickelte 
Materie im Rahmen des Geſetzes zu regeln und damit den Erfolg 
der Geſetzesvorlage zu gefährden. Wie ein Vertreter der Unterrichts⸗ 
verwaltung bei den Kommiſſionsberatungen ohne Widerſpruch erklärte, 
ſollte bei der Küſterſchule die Rechtslage der Kirchengemeinden als 
ſolche weder in ihren Laſten noch in ihren Rechten geändert werden 


bisher gemeinſamen Küſterlehrerpfründen die Grundsätze des gemeinen 
Rechts, des kanoniſchen Rechts, des AL R., des BGB. (88 87, 88) 
und des PrAGG BGB. (Art. 5 § 2) beachtet, fo muß das im Mittelalter 
von den politiſchen Gemeinden für Schulzwecke gewidmete Vermögen 
an jene, alſo jetzt an die Schulverbände, zurückfallen. Daß einzelne 
Vermögensſtücke urſprünglich aus ſäkulariſiertem Kloſtergut herrühren, 
kann dabei keinen Unterſchied machen. Durch die Säkulariſation 
wurden ſie Gemeindeeigentum und verſchwanden in den „gemeinen 
Kaſten“ (Gierke, „Genoſſenſchaftsrecht“ Bd. 3 S. 811; Niedner, 
„Die Entwicklung des ſtädtiſchen Patrouats in der Mark Branden⸗ 
burg“ S. 17). „Eine Gefahr für die Landgemeinden“, wie Herr⸗ 
mann es ausdrückt (PrVerwBl. 1926, 365 ff. u. 377 ff.), bedeutete 
dagegen die Annahme des RG. i. S. Wolfsanger (JW. 1926, 1448 ), 
daß der Geſetzgeber beabſichtigt habe, die gleichzeitig kirchlichen und 
Schulzwecken dienenden Vermögensſtücke bei der Auseinanderſetzung, 
frei von der öfſentlich⸗rechtlichen Gebundenheit für die „Zugleichzwecke“, 
der Kirche zufallen zu laſſen. Dieſe Annahme ſteht ſchon mit der Tat⸗ 
ſache, daß der Geſetzgeber die Kirchengemeinden nicht einmal von ihrer 
Baupflicht zugunſten der am Kirchorte vorhandenen ſog. Küſterſchule 
befreien wollte, ſelbſt dann nicht, wenn die Filialgenteinden eigene 
Schulen beſitzen, in unvereinbarem Widerſpruch. Denn dieſe an ſich 
billige Neuregelung der Baulaſt hätte die Kirchengemeinden im Staats⸗ 
gebiete nur um 1½ Millionen Mark jährlich entlaſtet (vgl. meine 
Schrift S. 34), während die entſchädigungsloſe Übereignung der kirch⸗ 
lichen und Schulzwecken zugleich dienenden Küſterlehrerpfründen eine 
Zuwendung von rund 130 Millionen Mark an die Kirchengemeinden 
bedeutet hätte. Der Gedanke, bei Gelegenheit der Neuregelung der 
Volksſchulunterhaltung dieſen ein derartiges Geſchenk zu machen, iſt 
bei der Beratung des Geſetzes von niemand geäußert worden, auch 
von dem Min Dir. D. Schwartzkopff nicht. Das Gegenteil iſt in 
den 88 27, 29 Abſ. 2, 30 Abf. 2, 4 u. 5, 32 Abf. 2 deutlich zum 
Ausdruck gekommen. Immerhin ſchien es geboten, für den Fall, daß 
das RG. an ſeiner für die Unterrichtsverwaltung untragbaren Auf⸗ 
faſſung feſthalten ſollte, auf Abhilfe zu ſinnen. 

Es iſt das Verdienſt von Herrmann (a. a. O.), darauf hin⸗ 
gewieſen zu haben, daß die den Schulverbänden nach dem Urteil i. S. 
Wolfsanger drohende entſchädigungsloſe Enteignung durch öffentliche 
rechtliche Inanſpruchnahme der ſeit Jahrhunderten Schulzwecken ge⸗ 
widmeten Vermögensſtücke für dieſe Zwecke auf Grund des 8 46 Zuft®. 
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(Druckſ. Nr. 288 S. 203). Für den Geſetzgeber beſtand auch im 
Rahmen des Volks SchG., das doch eine Verbeſſerung der Schul⸗ 
verhältniſſe bezweckte, kein Anlaß, die Rechtslage der Kirche zu ver⸗ 
beſſern. Eine Verbeſſerung ihrer Rechtslage von erheblicher wirtſchaft⸗ 
licher Tragweite hätte es aber angeſichts der großen Anzahl der vor⸗ 
handenen Küſterſchulen (bei den Kommiſſionsberatungen rechnete man 
mit 14000) für die Kirche bedeutet, wenn man den Satz aufgeſtellt 
hätte, daß ſie im Falle der Trennung von vereinigten Kirchen⸗ und 
Schulämtern aller öffentlich⸗rechtlichen Verpflichtungen der Schule 
gegenüber ledig werden ſollte. Der Geſetzgeber würde damit die von 
ihm ins Leben gerufenen neuen Schulverbände in zahlreichen Fällen 
von vornherein mit wirtſchaftlichen Schwierigkeiten belaſtet haben, 
denen die früheren Träger der Schullaſt nicht ausgeſetzt waren. Daß 
der Geſetzgeber von der Abſicht, die Rechtslage der Kirche durch das 
Volks Schch. zu verbeſſern, weit entfernt war, geht auch aus einer 
weiteren Erklärung des Vertreters der Unterrichtsverwaltung bei den 
Kommiſſionsberatungen hervor. Er beleuchtete auf eine Anfrage hin 
die Schwierigkeiten, die Vermögensverhältniſſe der vereinigten Kirchen⸗ 
und Schulſtellen durch das Geſetz zu regeln, und führte dabei u. a. 
ohne Widerſpruch aus, den Weg der Enteignung der Kirchengemeinde 
und übertragung aller ihrer Rechte auf die Schulgemeinde wolle die 
Staatsregierung nicht einſchlagen, weil dann den politiſchen Gemeinden 
ohne jede Entſchädigung Laſten auferlegt würden, die jetzt die kirch⸗ 
lichen Intereſſenten zu tragen hätten (Druckſ. Nr. 288 S. 201, 202). 
Auch die im 8 27 VolksSchch. getroffene Regelung der Rechtsverhält⸗ 
niſſe der ſog. Kirchſchulen, bei denen das den Schulzwecken gewidmete 
Vermögen auf den neuen Schulverband zur Verwendung für gleich⸗ 
artige Zwecke zu übertragen ift, läßt erkennen, daß der Geſetz⸗ 
geber das Intereſſe der Schule im Auge hatte und es 
nicht für unbillig anſah, wenn kirchliches Vermögen, das von 
alters her Schulzwecken gedient hatte, weiterhin 
Zwecken der Schule nutzbar gemacht würde. 

Auch aus allgemeinen Rechtsgrundſätzen läßt ſich die Anſicht 
nicht herleiten, daß die Amtertrennung den Untergang der im öffent⸗ 
lichen Rechte begründeten Verpflichtungen der Kirchengemeinde gegen⸗ 
über der Schule zur Folge habe. Durch die Trennung hört freilich die 
Gemeinſchaftlichkeit des Amtes auf, es fallen alſo die gemeinſchaftliche 
Verwaltung und die daraus für die Beteiligten entſpringenden Be⸗ 
fugniffe fort. Dagegen werden die im öffentlichen Rechte 
wurzelnden Gebrauchs- und Nutzungsrechte, die der 
Schule an den zum Dotationsvermögen gehörigen Gegenſtänden der 
Kirche gegenüber zuſtehen, nicht beſeitigt. Sie würden nur dann 
infolge Wegfalls ihrer Exiſtenzvorausſetzung mit der Trennung unter⸗ 
gehen, wenn ſie von vornherein lediglich für die Dauer der Amter⸗ 
gemeinſchaft begründet wären. Davon kann aber, wenn man auf den 
geſchichtlichen Urſprung des Rechtsinſtituts der Küſterſchule zurückgeht, 


und 854 VolksSchch. abgewendet werden könnte (vgl. auch meinen 
Aufſatz: PrVerwBl. 48, 413 ff.). Es find daher drei Fälle an das 
OVG. gebracht worden, zwei, in denen eine Vermögensauseinander⸗ 
ſetzung nach 830 Abſ. 6 noch nicht ſtattgefunden hat und ein Fall 
(Rodenberg), in dem bereits ein rechtskräftiges, lediglich auf privat⸗ 
rechtliche Geſichtspunkte geſtütztes Gerichtsurteil vorlag. Das OVG. 
hat die auf feine Rſpr. geſetzten Hoffnungen nicht enttäufcht. Zwar ſind 
die drei Klagen aus § 46 Abſ. 3 ZuſtGG. bzw. § 54 Abi. 7 Volks Sch. 
ſchließlich aus dem formalen Grunde nicht vorhandener Identität 
zwiſchen den Verbindlichkeiten, welche die Kl. von ſich abbürden und 
den Bekl. auferlegen wollten, abgewieſen worden. Auch hat das OVG. 
es dahingeſtellt gelaſſen, ob die Gerichte bei den von ihnen vor⸗ 
zunehmenden Auseinanderſetzungen nach § 30 Abſ. 6 u. 7 VolbsSchch. 
auch die öffentlich⸗ rechtlichen Verhältniſſe endgültig zu regeln haben. 
Immerhin ſind die in der Überſchrift wiedergegebenen erſten vier Leit⸗ 
ſätze erfreulich. Beſonders zu begrüßen ſind die Feſtſtellungen, daß das 
Volks Schc. die Schulverhältniſſe verbeſſern, aber nicht die Kirchen 
dotieren wollte, und daß die evangeliſchen „Kirchen“ im 16. und 
17. Jahrhundert Staatsanſtalten waren, über deren Vermögen die 
Landesherren (und Magiſtrate) auch für Schulzwecke verfügten. Dieſes 
bereits aus dem Mittelalter ſtammende Vermögen den Schulzwecken 
zu erhalten, war einer der bei den parlamentariſchen Beratungen 
wiederholt geäußerten Grundgedanken des Volks SchG. (vgl. die zahl⸗ 
reichen Zitate in meiner Schrift S. 2847). 

In dem am ſelben Tage durch das OVG. entſchiedenen Falle Roden⸗ 
berg (VIII B 9/27) lag ein auf Grund des 8 30 Abſ. 6 VolksSchG. 
ergangenes, rechtskräftiges Urteil des LG. bereits vor. Trotzdem iſt 
auch in dieſem Falle die Klage lediglich wegen mangelnder Identität 
der Verbindlichkeit, der ſich der Kl. zu Laſten der Bell. entledigen 
wollte, abgelehnt worden. Den Einwand, daß die rechtskräftige Entſch. 
des CG. bereits dem Klaganſpruche entgegenftehe, hat das OVG. nur 
dann für durchgreifend erachtet, wenn das Gericht bereits über die 
im Verwaltungsſtreitverfahren geltend gemachten Rechte entſchieden 
hätte. Das LGürteil habe aber zu der Frage, ob in dem Auseinander⸗ 
ſetzungsſtreite nach 830 Abſ. 6 Volles Schch die Zuläſſigkeit des Rechts⸗ 
weges auch in öffenklich⸗ rechtlicher Hinſicht begründet ſei, keine Stellung 
genommen. Aus der Abweiſung der Widerklage könne eine ſolche 
Stellungnahme nicht gefolgert werden. Da über die Auslegung des 
830 Abſ. 6 VolksSchcG. Zweifel obwalteten und eine bürgerliche 


keine Rede ſein. Daß ehedem der Küſter mit Schulhalten beauftragt 
wurde, läßt ſich, wenn man die damalige Stellung der Kirche zum 
Staate ins Auge faßt, weder als eine rein kirchliche Veranſtaltung 
noch als eine freiwillige Leiſtung der Kirche auffaſſen. Die Kirche 
handelte vielmehr in Erfüllung einer öffentlichen Aufgabe, die ihr 
unter der Herrſchaft des ſog. Territorialſyſtems in ihrer Eigen⸗ 
ſchaft als Staatsanſtalt oblag (vgl. Bornhak, Preuß. Staatsrecht, 
2. Aufl., Bd. III S. 636 ff., 694 ff.; Schoen, Das evangeliſche Kirchen⸗ 
recht in Preußen Bd. 1 S. 155; Bredt, Neues evangeliſches Kirchen⸗ 
recht in Preußen Bd. 1 S. 181; Gierke, Deulſches Genoſſen⸗ 
ſchaftsrecht Bd. III S. 802 ff., 811). 

Es wäre weiterhin zu prüfen, ob § 30 Abſ. 6 Volks SchG. den 
Rechtsweg auch für die Auseinanderſetzung in Anſehung der öffentlich⸗ 
rechtlichen Beziehungen der Beteiligten eröffnet hat. Iſt dies der Fall, 
fo würden über die öffentlich⸗rechtlichen Beziehungen der Beteiligten, 
ſoweit im Auseinanderſetzungsverfahren eine gütliche Einigung nicht 
erzielt wird, letzten Endes die ordentlichen Gerichte eine Regelung zu 
treffen haben, die auch in einer Verwaltungsgerichtsſtreitigkeit von 
den Verwaltungsgerichten beachtet werden müßte. Es würde alſo 
vor der Durchführung des Auseinanderſetzungsverfahrens eine auf 
8 46 Abſ. 3 Buftb. geſtützte Verwaltungsklage ſchon an der Un⸗ 
beſtimmtheit ihres Gegenſtandes ſcheitern, denn die klagende Partei 
wäre überhaupt nicht in der Lage, die öffentlichen Rechte zu be⸗ 
zeichnen, die ſie für ſich in Anſpruch nehmen darf. Die obige Frage 
iſt aber zweifelhaft. Der Wortlaut des Geſetzes ſpricht dafür, daß das 
Auseinanderſetzungsverfahren und der ſich daran knüpfende Aus⸗ 
einanderſetzungsſtreit in der Regelung der privatrechtlichen Verhält⸗ 
niffe ihre Begrenzung finden, denn im Geſetz iſt nur von einer „Aus⸗ 
einanderſetzung in Anſehung des Vermögens“ die Rede. Als 
Vermögen i. S. des 8 30 Abſ. 6 Volks Schch. wird aber nur ſolches 
angeſehen werden können, für das eine privatrechtliche Grund⸗ 
lage gegeben iſt (vgl. OVG. 61, 54 ff. u. 81, 181; v. Rohrſcheidt, 
Komm. zum Volks Sch., 5. Aufl., Anm. 5 zu 830 S. 167). Ob aber 
ungeachtet dieſes einſchränkenden Wortlauts des 8 30 Abſ. 6 VolbsSchch. 
das Ziel der Auseinanderſetzung nicht doch weitergeſteckt iſt, und ob 
vielleicht nicht doch der Wille des Geſetzgebers dahin geht, durch die 
Auseinanderſetzung alle Rechtsbeziehungen zwiſchen den Beteiligten 
abſchließend zu regeln, wie es an ſich die Aufgabe einer Auseinander⸗ 
ſetzung iſt, iſt keineswegs zweifelfrei. 

Auf dieſe ganzen Fragen braucht hier jedoch nicht näher ein⸗ 
gegangen zu werden. Die Klage entbehrt als ſog. Intereſſentenklage 
1. S. des 846 Abſ. 3 VolksSchcd. mangels ausreichender Unterlagen 
der Begründung. 

Gegen die Zuläſſigkeit der Intereſſentenklage in der Form der 
Feſtſtellungsklage laſſen ſich zwar an ſich Einwendungen nicht erheben. 
Für ſie gelten nicht, wie im Zivilprozeſſe, die Vorausſetzungen des 


Rechtsſtreitigkeit (8 13 GVG.) nicht vorliege, hätte eß einer ausdrück⸗ 
lichen Stellungnahme des LG. bedurft, um die Zulaſſigkeit des Rechts⸗ 
weges in einer für die Verwaltungsgerichte bindenden Weiſe feſt⸗ 
zuſtellen. Ob der 8 30 Abſ. 6 Volks Sch. den Rechtsweg auch für 
die Auseinanderſetzung in Anſehung der öffentlich⸗rechtlichen Be⸗ 
ziehungen der Beteiligten eröffnet habe, ſei zweifelhaft. Ebenſo zweifel⸗ 
haft ſei aber auch, ob das LG., das fein Urteil lediglich auf prwat⸗ 
rechtliche Gründe ſtütze, überhaupt über die im Verwaltungsſtreit⸗ 
verfahren geltend gemachten Rechte entſchieden habe. Die Frage, ob 
auch in dem Falle, wenn das ordentliche Gericht den Fortfall der 
öffentlich⸗rechtlichen Beziehungen ſchon als Folge der Trennung an⸗ 
genommen habe, wie dies das RG. i. S. Wolfsanger getan, überhaupt 
eine Entſch. über die öffentlich- rechtlichen Beziehungen vorliege, ließe 
ſich nicht ohne weiteres bejahen. Dagegen könne man anführen, daß in 
dieſem Falle der Auseinanderſetzungsſtreit des § 30 Abj. 6 Volks Sch. 
ſich nur auf die privatrechtlichen Vermögensverhaltniſſe beſchränkt und 
die öffentlich⸗rechtlichen Beziehungen der Beteiligten nicht berührt habe. 

Inzwiſchen hat auch das KG. in einem Urt. v. 10. Mai 1929 
i. S. Berlin w. evangeliſche Kirchengemeinde Rahnsdorf (8 U 8887,27), 
beſprochen von Dirkſen („Landgemeinde“ 1929, 303 ff.), zu der 
Frage der Vermögensauseinanderſeßung bei Trennung von Küſter⸗ 
lehrerſtellen ſich eingehend geäußert. Das KG. tritt nicht in allen 
Punkten dem OWG. bei. Immerhin ift auch nach der Anſicht des 
K. „davon auszugehen, daß alsbald nach dem Dreißigjährigen Kriege 
die Landesherren von ſich aus den Wert des Schulunterrichts für den 
Aufbau der Länder erkannt und ihm ihre Fürſorge zugewandt haben“. 
Der Umſtand, daß die Schulangelegenheiten verwaltungsmäßig bei 
den geiſtlichen Angelegenheiten behandelt und die Verordnungen des 
18. Jahrhunderts bei Mylius in der Abteilung „Von den geiſtlichen 
Sachen“ wiedergegeben find, „Kann bei der Einſtellung der Landes⸗ 
herren, die hier staatliches Intereſſe verfolgten, keineswegs die Au⸗ 
nahme rechtfertigen, daß etwa von ihnen der Schule zugewandtes Ver⸗ 
mögen damit ausſchließlich kirchlichen Zwecken gewidmet ſein ſollte“. 

Wichtig iſt auch, daß das KG. in Übereinſtimmung mit ſeiner 
früheren Rſpr. auch in dieſem Falle feſtſtellt, „daß das Küſterſchul⸗ 
vermögen nach der Rechtsauffaſſung der vorlandrechtlichen Zeit als 
Zweckvermögen beſonderes Rechtsſubjekt war“. Es ſtellt feſt, „daß 
Küſterſchulhaus und Garten weder einer Kirchen⸗ noch einer Schul⸗ 
gemeinde zugeſtanden haben, daß ſie vielmehr ein beſonderes Zweck⸗ 
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8256 ZPO. (OVG. 54, 296, 391). Ein Rechtsſchutzintereſſe iſt auch 
anzuerkennen, weil die Bekl. im Falle der Amtertrennung den Fort⸗ 
beſtand der Gebrauchs⸗ und Nutzungsrechte beſtreitet und bei dieſem 
Verhalten anzunehmen iſt, daß ſie, falls es zur Trennung kommt, 
der Kl. den Gebrauch und die Nutzung ihrer bisher zu Schulzwecken 
verwendeten Vermögensſtücke fortan nicht mehr geſtatten wird. Die 
Intereſſentenklage ſetzt aber voraus, daß ein Streit zwiſchen den 
Parteien darüber beſteht, ob eine beſtimmte Verbindlichkeit der 
einen oder der anderen Partei obliegt. Ihr Ziel kann nur ſein, daß 
der beklagten Partei diejenige Verbindlichkeit überwieſen wird, die 
die klagende Partei von ſich abbürden will. Die Intereſſentenklage 
verlangt mit anderen Worten die Identität der Verbindlich- 
keit, der ſich die klagende Partei entledigen will, mit jener, die ſie 
der beklagien Partei anſinnt (vgl. OVG. 68, 276; v. Rohrſcheidt, 
Volks Schch., 5. Aufl., Anm. 4d zu 854 S. 381). 

Zu Unrecht nimmt der Vorderrichter an, daß die Identität der 
Verbindlichkeit deshalb vorliege, weil die Kl. verpflichtet ſei, im 
Falle der Einſtellung der Leiſtungen von feiten der Bell. für Erſatz⸗ 
leiſtungen zu ſorgen, die ihr als politiſcher Gemeinde zur Laſt fielen, 
ihr Anſpruch alſo dem Sinne nach trotz des abweichenden Wortlauts 
auf Erfüllung der gleichen Leiſtung abziele. Der Vorderrichter über⸗ 
ſieht hierbei, daß die Verbindlichkeit zu Erſatzleiſtungen ihrer Natur 
nach nicht identiſch ſein kann mit der Verbindlichkeit, die ſie der 
Bekl. anſinnt. Der Klageanſpruch geht nicht auf eine vertretbare 
Leiſtung, die ebenſogut von der Kl. als von der Bekl. erfüllt werden 
könnte, ſondern auf eine konkrete Leiſtung, die überhaupt nur 
von der Bell. als der Eigentümerin der in Rede ſtehenden Grund⸗ 
ſtücke erfüllt werden kann. 


(ProG., U. v 18. Dez. 1928, VIII C 5/28.) 
* 


4. Ev. Kirch StG. v. 26. Mai 1905 und v. 19. Aug. 1920. 
Nicht veranlagte Kapftalertragsſteuer kann nicht als Maß⸗ 
ſtabſteuer für die Kirchenſteuer dienen.) 

Frau M. in B. wurde für 1928 von dem Gemeindekirchenrate 
der evang. Kirchengemeinde B. auf Grund des Steuerabzugs vom 
Kapitalertrag in Höhe von 304 AM zu einer Kirchenſteuer von 8% 
dieſes Betrages veranlagt. Das OVG. ſtellte ſie von der Steuer frei. 

Nach der geſchichtlichen Entwicklung der Kapitalertragſteuer iſt 
dieſe aus einer Vorausbelaſtung des Einkommens aus Kapitalver⸗ 
mögen zu einer Erhebungsform der Einkommenſteuer geworden und 
als ſolche in das REinkStG. v. 10. Aug. 1925 (RG Bl. I, 189) 
aufgenommen (vgl. Mrozek, EinkSt®. 1926, S. 251 Anm. 1 
zu $ 83). Nachdem durch $ 1 KirhSt®. v. 19. Aug. 1920 (Kirchl. 
Geſe u. Vol. S. 137) für die hier in Frage kommende evangel. 
Landeskirche Altpreußens als Maßſtab für die Umlegung der Kirchen⸗ 
ſteuern zum Zwecke der Erhebung von Zuſchlägen an die Stelle der 
Staatseinkommenſteuer die Reichseinkommenſteuer getreten iſt, kann 
es wohl keinem Zweifel mehr unterliegen, daß an ſich ſämtliche Er⸗ 
hebungsformen der Reichseinkommenſteuer als Maßſtabſteuer für die 
Kirchenſteuer benutzt werden können. 


vermögen darſtellten, welches neben der „Kirche“ und dem „Pfarr⸗ 
vermögen“ als ein beſonderes Inſtitut (pia causa) beſtand. Als ſolches 
aber trug es ‚das Subjekt in ſich“; der Zweck ſelber, die pia causa, 
bildete, von dem Güterkomplexe getragen, die juriſtiſche Perſon“. 
Iſt die Küſterlehrerpfründe aber eine ſelbſtändige Stiftung (88 80, 
87 89 B0 B.), ſo kann bei der Teilung ihres Vermögens infolge 
ihrer Auflöſung m. E. der Art. 5 $2 ABGB. nicht unbeachtet bleiben. 
Nach dem Kommiſſionsbericht des Abgeordnetenhauſes (Druckſ. Bd. V 
Nr. 227 [1899] S. 2988) iſt bei der Verwendung des Vermögens 
weniger das urſprüngliche Stiftungsgeſchäft, als die Verfaſſung der 
Stiftung in ihrer zuletzt gültigen Geſtalt zu berückſichtigen. 
RA. Dr. Fleiſcher, Verlin. 


Zu 4. Die Kirchenſteuern werden in Preußen ſowohl ſeitens 
der evang. Landeskirchen wie von der kathol. Kirche durch Zuſchläge 
zur Staatseinkommenſteuer, in einzelnen Gemeinden auch durch ſolche 
zur ſtaatlich veranlagten Grund⸗, Gebäude- und Gewerbeſteuer erhoben. 
Nachdem an die Stelle der mäßig geſtaffelten, 4% des Einkommens 
nicht überſchreitenden preuß. Einkommenſteuer die Reichseinkom⸗ 
menſteuer mit ihren Satzen von 100% bis zu 40% des Einkommens 
getreten iſt, ergibt in den höheren Sieuerſtufen auch ein prozentual 
mäßiger Zuſchlag ſo hohe Beträge, daß die Gefahr entſteht, Ge⸗ 
meindemitglieder mit einem ſehr hohen Einkommen geradezu aus der 
Kirche hinauszuſteuern. Um die Zuſchläge in erträglichen Grenzen 
halten zu können, haben ſtädtiſche Kirchengemeinden mehrfach ver⸗ 
ſucht, auch die an ſich einer beſonderen Veranlagung nicht unter⸗ 
liegende, vielmehr von den die Zinsſcheine einlöſenden Kaſſen ſtets 
mit 10% einbehaltene Kapitalertragsſteuer bei der Umlegung der 
Kirchenſteuer mit zu berückſichtigen. Wenn obiges Urt. dies bei 
Einkommen bis zu 8000 AM für unzuläſſig erklärt, jo iſt dieſe 
Entſch. bedenkenfrei. Im § 89 REinkStch. wird ausdrücklich aus⸗ 
geſprochen, daß bei Einkommen bis zu 8000 AM eine Veranlagung 
von Einkünften, die dem Steuerabzug vom Arbeitslohn (8 69) oder 
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Die Steuerpflichtige weiſt aber mit Recht darauf hin, daß nur zu 
veranlagten Reichseinkommenſteuern Zuſchläge als Kirchenſteuern 
erhoben werden dürfen. Das ergibt ſich aus den 88 9, 11 Abf. 2 
Kirch std. v. 26. Mai 1905 (Kirchl. Geſ.⸗ u. BOB. S. 31). Das 
OVG. hat dazu in feiner allerdings einen anders liegenden Fall be⸗ 
treffenden Entſch. v. 8. Febr. 1910 (OVG. 55, 232) ausdrücklich 
ausgeführt, daß der veranlagte und nicht der zur Hebung zu brin⸗ 
gende Staatseinkommenſteuerſatz für die Kirchenſteuer maßgebend jei. 

Wenn von der ſtrengen Durchführung dieſes Grundſatzes in den 
Jahren 1924 u. 1925 abgeſehen worden iſt, ſo hatte dies ſeinen 
Grund darin, daß in dieſen Jahren eine Veranlagung der Ein⸗ 
Kommenſteuer überhaupt nicht ſtattfand, und daß daher, wenn die 
Kirchenſteuererhebung auf Grund der Reichseinkommenſteuer über⸗ 
haupt ermöglicht werden ſollte, an Stelle der nicht veranlagten Ein⸗ 
Rommenfteuer ein Erſatz treten mußte, der den geltenden geſetzlichen 
Beſtimmungen möglichſt Rechnung trug (zu vgl. Urt. v. 2. Febr. 
1926, OVG. 80, 167 ff., 171). Nach dem Inkrafttreten des REink⸗ 
StG. v. 10. Aug. 1925 liegen derartige Verhältniſſe aber nicht 
mehr vor. An dem geſetzlichen Erfordernis einer Veranlagung der 
Maßſtabſteuer muß daher von dieſem Zeitpunkt an feſtgehalten wer⸗ 
den. Eine ſolche Veranlagung hat im vorliegenden Falle nicht ſtatt⸗ 
gefunden. Wenn an die Kl. ein Beſcheid des Inhalts ergangen iſt, 
daß die Feſtſtellungen über ihre Einkommenſteuerpflicht zur Feſt⸗ 
ſetzung einer von ihr noch zu erhebenden Einkommenſteuer für 1927 
nicht geführt hatten, ſo iſt dieſer Beſcheid allerdings als ein Ein⸗ 
kommenſteuerbeſcheid i. S. des 8 220 RAbgd. anzuſehen. Er ift 
alſo mit den in § 217 a. a. O. gegebenen Rechtsmitteln anfechtbar 
(zu vgl. Becker, RAbgd., 5. Aufl., S. 544, Anm. 5). In einer 
ſolchen rein negativen Feſtſtellung kann aber nicht eine zu⸗ 
ſchlagsfähige Veranlagung i. S. des KirchStG. erblickt werden. 
Denn eine Veranlagung der dem Kapitalertragſteuerabzug unter⸗ 
liegenden Einkünfte war in dem vorliegenden Falle durch 8 89 
NEinkStG. verboten, während die Mitteilung, daß eine Ein⸗ 
Rommenſteuer nicht zu erheben ſei, naturgemäß zuläſſig war. Würde 
man dem nicht beitreten und in der Mitteilung des Fin A. eine 
Veranlagung erblicken, ſo käme man zu dem Ergebniſſe, daß die 
Erhebung von Kirchenſteuern durch Zuſchläge zur Kapitalertragſteuer 
in den Fällen des § 89 a. a. O. davon abhängig iſt, daß die Find, 
in geſetzwidriger Weiſe eine Veranlagung der Kapitalertragſteuer 
vornehmen. Das kann aber unmöglich von dem Geſetzgeber beabſich⸗ 
tigt ſein. 

(Pr OG., 8. Sen., Urt. v. 18. Juni 1929, VIII A 43/28.) 


Bayern. 
Bayerischer Verwaltungsgerichtshof. 
Berichtet von Oberſtaatsanwalt Klee, München. 


1. Art. IX AbGeſ. zum VerwGerG. v. 7. März 1924. 
Unter „Streitgegenftand“ iſt in Verwaltungsſtreitſachen 
der im Klageantrag geltend gemachte Anſpruch zu ver— 


dem vom Kapitalertrage (8 89) unterlegen haben, nicht ſtattfinde. 
Tatſächlich kann auch von einer Veranlagung der Abzüge vom Ka⸗ 
pitalertrage nicht geſprochen werden, weil bei ihnen die für die Ein⸗ 
kommenbeſteuerung vorgeſehenen Ermaßigungen und die Abzüge für 
Schulden und Werbungskoſten nicht berückſichtigt werden. Außerdem 
wird von den beiden in $ 89 behandelten Fallen des Lohnſteuer und 
des Kapitalertragſteuerabzuges nur für den erſteren Fall im 8 81 
des Gej. beſtimmt, daß die vorſchriftsmäßig verwendeten Beträge hin⸗ 
ſichtlich der Zuſchlagsſteuer als veranlagt gelten. Bei Ein- 
kommen über 8000 % werden auch die vom Abzuge vom Kapital⸗ 
ertrag betroffenen Einkünfte „veranlagt“ (8 92 des Geſ.). 

Hieran iſt übrigens durch die Novelle v. 29. Juni d. J. (RGSBl. 
123) nichts geändert (vgl. daſelbſt Nr. 5 u. 7). Es iſt dort nur be⸗ 
ſtimmt, daß die für eine Veranlagung des Einkommens maßgebende 
Grenze von 8000 AA durch Abzug des ſteuerfreien Einkommensteils 
(5 52 Abs. 1 Nr. 1, § 53 Abſ. 1, § 70 Abſ. 2a) unter Nichtberück⸗ 
ſichtigung der Ermäßigungen nach dem Familienſtande (8 52 Abſ. 1 
Nr. 2, § 53 Abſ. 2, § 70 Abſ. 3) von dem geſamten Einkommen 
zu ermitteln iſt. 

Auch durch die geſetzliche Anderung des Kirchenſteuerrechts der 
katholiſchen Kirche (Gef. v. 3. Mai 1929, GS. 43) und des Steuer⸗ 
rechtes der evang. Landeskirchen (Gef. v. 3. Mai 1929, GS. 35 ff.) 
iſt an der Unzuläſſigkeit der Heranziehung des Steuerabzuges vom 
Kapitalertrage bei Einkommen bis zu 8000 AM nichts geandert. In 
den ſtaatsgeſetzlich beſtätigten Geſetzen der evang. Landeskirchen iſt 
neben der Einkommenſteuer und den Realſteuern lediglich die Reichs⸗ 
vermögensſteuer als Maßſtab für die Umlegung der Kirchenſteuern 
und die Einführung eines Kirchgeldes zugelaſſen. Formell intereſſant 
iſt, daß die evang. Landeskirchen, mit Ausnahme von Schleswig⸗ 
Holſtein, ihr Steuerrecht im vorſtehenden Sinne durch Notverordnun⸗ 
gen, in Frankfurt a. M. durch vorläufiges Kirchengeſetz geändert haben. 

RA. Dr. Fleiſcher, Berlin⸗Friedenau. 
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ſtehen ohne Rückſicht auf die teilweiſe ſpätere Aner- 
kennung durch den Beklagten. 7) 

> Art. IX BayAbGef. z. VeriwGerG., wonach in Verwaltungsſtreit⸗ 
ſachen die Beſchwerde ausgeſchloſſen iſt, wenn der Streitgegenſtand 
einen Geldbetrag unter 50 AM betrifft, fofern nicht die Weiter⸗ 
behandlung aus Gründen des öffentlichen Intereſſes geboten ut, 
enthält ebensowenig wie ſeine Begründung eine nähere Beſtimmung 
des Begriffs „Streitgegenſtand“. Es darf aber ohne weiteres an⸗ 
genommen werden, daß dieſer Begriff im gleichen Sinn wie nach 
der RZWD. (88 2—9) aufzufaſſen it. Maßgebend für ſeine Aus- 
legung iſt demnach die Rſpr. der bürgerlichen Gerichte, insbeſ. 
des RG. Nach dieſer iſt beſtimmend für den Streitgegenſtand und 
feinen Wert der im Klage⸗ und Widerklageantrag zum Ausdruck 
gelangte Anſpruch. Der Antrag beſtimmt den Streitgegenſtand 
ohne Rückſicht darauf, ob der Anſpruch zur Zeit der Klage bereits 
beſtritten war und ohne Rückſicht auf die ſpätere Einlaſſung des 
Bekl., mag dieſer den Anſpruch oder nur deſſen Fälligkeit be⸗ 
ſtreiten oder ihn anerkennen. Bei Beſtimmung des Streitwerts 
bleiben außer Betracht das Verhalten des Bekl. gegenüber der 
Klage, und zwar ſowohl die Zugeſtändniſſe, durch die er den Um⸗ 
fang des Streititoffes verringert, als auch die Einreden, mit denen 
er ſich gegen die Klage verteidigt (vgl. Gaupp⸗Stein, ZPO, 
12. Aufl., Bd. 1 S. 39 und der dort angeführten Entſch. des RG.) 


(Bay VG), 2. Sen., Ertſch. v. 20. Juni 1929, Nr. 91/28.) 


Baden. 


Badiſcher Verwaltungsgerichtshof. 
Berichtet von Oberregierungsrat Dr. Klotz, Karlsruhe. 


1. 88 2, 3 Abſ. 2 bad. Gef. über die Beſteuerung des 
Wandergewerbebetriebes v. 15. Dez. 1923; 8 11 Abſ. 3 Vollz⸗ 
VO. hierzu. 

1. Haftung als Geſamtſchuldner. 3 


2. Ausübung des ſteuerpflichtigen Gewerbebetriebs 
auf Rechnung oder im Auftrag eines Dritten. 

Das Fin. W. verlangte mit Steuerbeſcheid v. 6. Mai 1927 
den Reiſenden W. D. aus J., der am 9. Febr. 1927 im Bezirke des 
Fin A. mit eingerahmten Bildern hauſierte, ohne die badiſche Wan⸗ 
dergewerbeſteuer entrichtet zu haben, im Strafweg gemäß Tarif Nr. 1 
Il des bad. Gef. über die Beſteuerung des Wandergewerbebetriebs 
v. 15. Dez. 1923 (Wander GewStG.) zu einer Wandergewerbeſteuer 
von 200 RM. Da die Steuer von D. nicht eingebracht werden konnte, 
forderte das Fin A. gemäß 83 Abf. 2 Wander GewStcg., § 11 Abſ. 3 
VollzVO. dazu und $ 98 AO. die Steuer bei Kaufmann G. K. in M. 
an mit der Begründung, daß der Wandergewerbebetrieb des D. auf 
Rechnung des letzteren ausgeübt worden ſei. Einſpruch und Berufung 
wurden durch das Fin A. bzw. Finder. zurückgewieſen. Desgleichen 
95 gegen das BU. des Fincher. erhobene verwaltungsgerichtliche 

lage. 


Nach 8 3 Abi. 2 BadbWanderdewStß. haftet in allen Fällen, 
in denen der Gewerbebetrieb im Umherziehen auf Rechnung oder im 
Auftrag eines Dritten ausgeübt wird, der Dritte mit dem Steuer⸗ 
pflichtigen als Geſamtſchuldner für die Steuer. Daß der Reiſende D. 
in Baden einen wandergewerbeſteuerpflichtigen Gewerbebetrieb aus⸗ 
geübt hat, ergibt ſich zweifelsfrei aus den Akten des Fin A., iſt übri⸗ 
gens auch nicht beſtritten. (In ubereinſtimmung mit den auf den 
Ausdruck „Haftung als Geſamtſchuldner“ bezüglichen Ausführungen 
in der Entſch. des VGH. v. 17. April 1928 Nr. 1056 [JW. 1929, 
3109) wird der gegen den Kl. geltend gemachte Steueranſpruch dann 
für begründet erklärt, wenn der Gewerbebetrieb des W. D. auf Rech⸗ 


Zu 1. Die bay. Rſpr. im Verwaltungsſtreitverfahren ver⸗ 
dient Anerkennung, weil ſie die Lehre vom Streitgegenſtand in 
übereinftimmung ſetzt mit den Vorſchriften der ZPO. Dieſe ind 
durch Lehre und Rſpr. fein entwickelt. Eine beſondere Regelung für 
das Verwaltungsſtreitverfahren erübrigt ſich deshalb. Leider hält das 
preuß. Verwaltungsſtreitverfahren noch zäh an den veralteten Beſtim⸗ 
mungen des Tarifs z. LVG. v. 30. Juli 1883 feſt, der durch ſeine 
Regelung in betreff des Streitwertes eine ſtarke Schädigung des RA. 
zur Folge hat. Der Streitwert wird nämlich im Urteil feſtgeſetzt und 
erlangt Rechtskraft mit ihm. Somit iſt der RA. von jedem Rechts⸗ 
behelfe gegenüber einer ſeine Rechte verletzenden Feſtſetzung inner⸗ 
halb des Verwaltungsſtreitverfahrens ausgeſchloſſen. Mit einer 
Klage vor dem ordenklichen Richter (die ſich darauf ſtützen müßte, 
der Verwaltungsrichter habe das Objekt verkehrt feſtgeſetzt, kann er 
zwar de jure gehört werden, da das verwaltungsgerichtliche Urteil 
nur zwiſchen den beiden Parteien Recht ſchafft) wird er in der Regel 
wenig Glück haben. Da die preuß. Verwaltungsgerichte häufig die 
Neigung hatten, den Streitwert niedrig zu halten, ſo findet eine 
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nung oder im Auftrag des Kl. ausgeübt wurde. Dieſe beiden Voraus⸗ 
ſetzungen werden als gegeben bezeichnet.) 

Die Richtigkeit dieſer Auffaſſung ergibt ſich aus der Dar⸗ 
ſtellung in der Berufungsbegründung ſelbſt, auf die der Kl. auch zur 
Begründung der Klage ausdrücklich Bezug nahm. Hiernach hat der 
Kl., der Inhaber eines Bilderabzahlungsgeſchäftes in M. iſt, den D., 
welcher im Beſitz eines in Heſſen ausgeſtellten Wandergewerbe⸗ 
ſcheins war, als Reiſenden angeſtellt mit der Anweiſung, zunächſt 
nur in Heſſen zu hauſieren; er erklärte ihm weiter, daß er 
in Baden nur dann hauſieren dürfe, wenn er ſich vorher bei 
einem badiſchen Bezirksamt „die Zuſatzbeſcheinigung bzw. 
Nachtragsſteuer für Baden verſchafft habe“, die ihm wohl im 
Hinblick auf den ihm in Heſſen bereits ausgeſtellten Wandergewerbe⸗ 
ſchein für das Deutſche Reich leichter erteilt werde; der Kl. übergab 
dann „ſogar dem Reiſenden Bargeld extra zu dem Zwecke der Be⸗ 
ſchaffung der Zuſatzbeſcheinigung für Baden, ſobald der Reiſende auch 
in Baden haufieren wolle“, wobei er nochmals betonte, daß D. ohne 
dieſe Zuſatzbeſcheinigung unter keinen Umſtänden in Baden hauſieren 
dürfe. Wenn der Reiſende D. auf Grund dieſes Anſtellungsverhalt⸗ 
niſſes in Baden mit Bildern aus dem Geſchäft des Kl. hauſierte, iſt 
eine andere Auslegung, als daß dies auf Rechnung des Kl. geſchah, 
wohl nicht möglich (88 55, 54 HGB). Der Prozeßbevollmächtigte des 
Kl. hat ia auch trotz des Beſtreitens dieſer Tatſache indirekt zu⸗ 
gegeben, daß D. „für“ den Kl. als ſeinen „Geſchäftsherrn“ tätig war. 
Er hat nur beſtritten, daß dieſe Betätigung im Auftrag und in Voll⸗ 
macht des Kl. geſchehen ſei. Der Gerichtshof vermag jedoch auch dieſer 
Auffaſſung nicht beizupflichten. Aus dem in der Berufungsſchrift dar⸗ 
geſtellten Hergang kann nicht etwa geſchloſſen werden, daß der Kl. 
den D. zunächſt nur als Reiſenden für Heſſen angeſtellt, die Erteilung 
des Auftrags zur Ausdehnung dieſer Tätigkeit auf Baden ſich da⸗ 
gegen bis zum Nachweis der erlangten „Zuſatzbeſcheinigung“ vor⸗ 
behalten habe. Die genannte Beſprechung zwiſchen dem Kl. und ſeinem 
Reiſenden kann vielmehr nur dahin verſtanden werden, daß der erſtere 
ſich von vornherein damit einverſtanden erklärte, daß D. auch in 
Baden hauſiere, wobei er ihn nur noch auf die geſetzlich vorgeſchriebene 
Wandergewerbeſteuerpflicht hinwies; mit der Hingabe eines Geld⸗ 
betrags an den Reiſenden zu dem ausgeſprochenen Zweck der Ent- 
richtung dieſer Steuer hat der Kl. überdies klar zu erkennen gegeben, 
daß er die Ausübung des Wandergewerbebetriebs durch D. in Baden 
wünſchte. Bei dieſer Sachlage kann an dem Vorhandenſein 
eines Auftrags des Kl. an D. zu der von ihm in Baden aus⸗ 
geübten Tätigkeit als ſolcher Rein Zw eifel beſtehen. Die hiernach 
getroffene Feſtſtellung, daß der wandergewerbeſteuerpflichtige Ge⸗ 
werbebetrieb des D. auf Rechnung und im Auftrag des Kl. erfolgte, 
genügt zur Begründung der Steuerpflicht des letzteren auf Grund des 
83 Abſ. 2 Wander GewStG. Der Umſtand, daß der Reiſende die 
ſteuerpflichtige Tätigkeit ausübte, ohne vorher die geſetzlich vor⸗ 
geſchriebene und ihm von dem Kl. ausdrücklich aufgegebene Steuer⸗ 
entrichtung zu bewirken, iſt auf die nach der ng Vorſchrift 
begründete geſamtſchuldneriſche Haftbarkeit des Kl. ohne Einfluß. 
Mn Entſch. v. 8. Mai 1928, Nr. 1293 [BadVerwg. 1929, 

51. 


* 


2. 88 2 Ziff. 3a, 21 Bad VerwRPflG.; 88 103 ff. Gemd. 

1. Der beigeladenen Handwerkskammer ſteht das Recht 
der Berufung zu. 

2. Durch die Landesgeſetzgebung konnte hinſichtlich 
der Streitigkeiten zwiſchen der Gemeinde und dem ein 
zelnen Handwerker die verwaltungsgerichtliche Zuſtändig⸗ 
keit begründet werden. 

3. Die Beitragspflicht zur Handwerkskammer iſt nicht 
dadurch bedingt, daß der herangezogene Betrieb die Tätig- 
keit der Handwerkskammer in Anſpruch genommen hat 
oder fie ihm von Nutzen war. 


dauernde Schädigung des Anwalts ftatt. Auch nach bay. Recht iſt 
die Feſtſetzung des Streitwertes der Hauptſache fur den Anſpruch des 
Rechtsanwalts nicht maßgebend, da nach der VO. betr. die Gebühren 
der Rechtsanwälte in den Angelegenheiten der Verwaltung und der 
Verwaltungsrechtspflege v. 26. März 1902 (GVBl. 144) i. d. Faſſ. 
v. 28. März 1919 (GBl. 128), 17. Aug. 1923 (GBl. 313) und 
29. Dez. 1923 (GVBl. 415 [Goldmarkſaätze betr.]) die Gebührenſätze 
nicht nach der Höhe des Wertgegenſtande⸗ bemeſſen, ſondern ihrer Höhe 
nach zahlenmäßig beſtimmt ſind. Bei Ausmeſſung der Gebühr fin 
die beſonderen Umſtände des einzelnen Falles, insbeſ. der Umfang und 
die Schwierigkeit der Sache, die entwickelte Tätigkeit, die Bedeutung 
der Sache für den Auftraggeber und die Leiſtungsfähigkeit des Pflich⸗ 
tigen zu berückſichtigen. Die Gebührenſätze des Jahres 1902 ent⸗ 
ſprechen nach dem Urteil maßgebender Kenner den heutigen Verhält⸗ 
niſſen nicht annähernd. 

Ergebnis: in den größten deutſchen Ländern iſt die 
Tätigkeit des Rechtsanwalts in Verwaltungsrechts⸗ 
ſachen unterentlohnt. RA. Dr. Görres, Berlin. 
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Rechtſprechung Juriſtiſche Wochenſchrift 
— . p A le 


4. Auch Gewerbebetriebe einer juriſtiſchen Per ſon 
können Handwerksbetriebe fein. 


5. Merkmale eines Handwerksbetriebs.f) 


Mit der verwaltungsgerichtlichen Klage beantragte die Ge⸗ 
meinde M. Entſch über die Zugehörigkeit des Betriebs der bekl. 
Brauerei A. GmbH. in M. zur Handwerkskammer zu treffen und 
die Bekl. zur Erſtattung der von der Gemeindekaſſe ausbezahlten 
Beiträge zur Handwerkskammer zu verurteilen. 

Auf Antrag der Kl. verfügte der Vorſitzende des Bezirksrats 
gem. 5 21 Ver fPfl. die Beiladung der Handwerkskammer 
K. zum Rechtsſtreit. 

Der Bezirksrat wies die Klage ab. 

Gegen dieſes Urteil legte die beigeladene Handwerks⸗ 
kammer K. Berufung ein mit dem Antrag, das Urteil auf⸗ 
zuheben und der Klage ſtattzugeben. 

Der VGH. hat die Bekl. verurteilt, an die Kl. die an⸗ 
geforderten Handwerkskammerbeiträge zu bezahlen: 

1. Die Kl. (Gemeinde M.) hat gegen das ihre Klage ab⸗ 
weiſende Urteil des Bezirksrats keine Berufung eingelegt, ſie hat. 
nachdem die beigeladene Handwerkskammer K. Berufung ein⸗ 
gelegt hatte, überhaupt keinen Antrag geſtellt. Der Gerichtshof 
hat in ſtändiger Rſpr. zugelaſſen, daß der zum Rechtsſtreit 
Beigeladene gegen das Urteil des Bezirksrats ſelbſtändig 
und für ſich allein Berufung mit der Wirkung einlegt, daß 
auf ſeine Berufung hin das Streitverhältnis erneut geprüft und 
in der Sache erneut eine Entſch. getroffen wird (ogl. Rſpr., 
Teil 1 S. 88 Nr. 134, Teil II S. 40 Nr. 50, Teil III S. 151 Nr. 261 
und S. 153 Nr. 264; BadPerwg. 1903, 45). In allen dieſen ver⸗ 
öffentlichten Entſch. hat es ſich um Streitigkeiten gehandelt, in 
denen als Parteien Armenverbände i. S. des UMG. ein- 
ander gegenüberſtanden und Armenverbände als Beigeladene auf⸗ 
traten. Von dieſen Fällen unterſcheidet ſich der vorliegende Fall 
infofern, als die beigeladene Handwerkskammer K. kein Recht 
geltend macht, über das ſie unmittelbar verfügen kann, und zu 
deſſen Verfolgung ſie im verwaltungsgerichtlichen Verfahren als 
m auftreten könnte. Durch § 70 PrPerwG. iſt die Bei⸗ 
adung für das Verwaltungsſtreitverfahren in Preußen entſprechend 
dem § 21 BadVermRPflG. geregelt. Nach der Rſpr. des Pr⸗ 
DVG. hat das an ſich zuläſſige Rechtsmittel des Beigeladenen 
grundſätzlich aber nur dann Erfolg, wenn der Beigeladene durch 
die angefochtene Entſch. in ſeinen eigenen, ſeiner Verfügung unter⸗ 
liegenden Rechten verletzt iſt und zugleich dieſe Rechte im Ver⸗ 
waltungsſtreitverfahren geltend gemacht werden können (vgl. hierzu 
Karl Friedrichs, Verwaltungsrechtspflege, Bd. II S. 626 8311 
und insbeſ. Pro. 66, 394). Dieſer Gerichtshof hat die Zu⸗ 
läſſigkeit der Einlegung der Berufung durch den Beigeladenen in 
den obenerwähnten Entſch. lediglich damit begründet, daß das 
rechtliche Intereſſe des Beigeladenen — was Vorausſetzung 
der Beiladung iſt — durch den Ausgang des Rechtsſtreits berührt 
iſt und der Beigeladene durch den Beitritt zum Rechtsſtreit eine 
der des Nebenintervenienten im Zivilprozeß ähnliche Stellung er⸗ 
hält. Dieſe Erwägungen führen dazu, auch in einem Falle wie 
dem vorliegenden die Berufung des Beigeladenen mit der Wirkung 
zuzulaſſen, daß der Gerichtshof auf das von dem Beigeladenen 
ſelbſtändig und allein eingelegte Rechtsmittel hin innerhalb der 
Berufungsanträge in der Sache erneut verhandelt und entjcheidet. 
Muß der Beigeladene ohne Rückſicht darauf, ob er durch die 
Entſch. des Verwaltungsgerichts in feinen eigenen, ſeiner Ver⸗ 
fügung unterliegenden Rechten verletzt wird, und ob ihm für 
die Verfolgung dieſer Rechte das Verwaltungsſtreitverfahren er⸗ 
öffnet iſt, die in dem Rechtsſtreit ergehende Entſch. ſich gegen⸗ 
über gelten laſſen, ſo muß ihm auch das Recht zugeſtanden 
werben, eine fein Intereſſe verletzende Entſch. mit voller Wirkung 
anzufechten (vgl. auch Weiſe, Die Beiladung im preußiſchen 
Verwaltungsprozeßrechte: Ann R. 1904, 454 ff., insbeſ. 477; 
Kunze, Die Beiladung im Verwaltungsſtreitverfahren: Verw⸗ 
Arch. 1, 198 ff., insbeſ. 294). Für den hier eingenommenen 
Standpunkt ſprechen bei einem Rechtsſtreit zwiſchen der Gemeinde 
und dem als beitragspflichtig zur Handwerkskammer in Anſpruch 
genommenen Handwerker noch beſondere Gründe: Nach Art. II 


Zu 2. Zum 1. Punkt: Die Zulaſſung der Beiladung iſt hier 
Kühn. Nur durch Anwendung einer Analogie läßt ſich der Satz ſtützen, 
daß die beigeladene Handwerkskammer das Recht der Berufung hat. 
$ 70 LVG. ſpricht übrigens nur davon, daß das Gericht auf An⸗ 
trag oder von Amts wegen die Beiladung Dritter, deren Intereſſe 
durch die zu erlaſſende Entſch. berührt wird, verfügen kann, gibt 
alſo kein Recht auf Beiladung. 

Zum 2. Punkt wird eine frühere Rechtsauffaſſung des VGH. 
beſtätigt. Es handelt ſich um badiſches Sonderrecht. 

Zum 3. Punkt iſt im Anſchluß an § 1031 Abſ. 2 Satz 2 Gew. 
die faſt unlösbare Frage, ob „Handwerk“ oder „Fabrik“ vorliegt, 
für den konkreten Fall geprüft. Es handelt ſich um Tatfragen. 

Zum 4. Punkt iſt der erfreuliche Standpunkt zu billigen, wo⸗ 


Ziff. 7 der VO. des Min. d. Innern v. 17. Febr. 1922, über die 
Feſtſtellung und Erhebung der Handwerkskammerbeiträge für das 
Jahr 1922, die mit hier nicht in Betracht kommenden Anderungen 
gemäß der VO. über die Feſtſtellung und Erhebung der Hand⸗ 
werkskammerbeiträge v. 11. April 1923 bis auf weiteres in Kraft 
geblieben iſt, haben die Handwerkskammern, inſoweit etwa er⸗ 
hobenen Beſchwerden der Gemeinden oder einzelner Handwerker 
ſtattgegeben wird, diejenigen Beiträge, mit denen Betriebe bei der 
Koſtenverteilung zu Unrecht in Rechnung genommen wurden, den 
Gemeinden nachzulaſſen bzw. rückzuerſtakten. Zu den Beſchwerden 
im Sinne dieſer Vorſchrift muß auch die für die Feſtſtellung der 
Beitragspflicht zwiſchen der Gemeinde und dem einzelnen Hand⸗ 
werker zugelaſſene verwaltungsgerichtliche Klage (f. unten) ge⸗ 
rechnet werden. Wollte man in dem auf eine ſolche Klage an⸗ 
hängig gewordenen Verfahren der beigeladenen Handwerkskammer, 
die in dieſem Verfahren als Partei nicht auftreten kann, das 
Recht abſprechen, eine ihr ungünſtige Entſch. des Bezirksrats auf 
ihre Berufung hin zur Nachprüfung durch den VGH. zu bringen, 
ſo müßten die Handwerkskammern eine bezirksrätliche Entſch. 
gegen ſich gelten laſſen, die für ſie die Verpflichtung zum Nachlaß 
oder zur Zurückerſtattung von Beiträgen zur Folge hat, und bei 
der auch die Gemeinde ſich im Hinblick auf dieſe Verpflichtung 
leicht beruhigen wird, während es dem Handwerker möglich wäre, 
im Falle eines ihm ungünſtigen Urteils des Bezirksrats die Frei⸗ 
ſtellung von Beiträgen und die Schaffung der erwähnten Ver⸗ 
pflichtung der Handwerkskammer durch die Anrufung des VGH. 
zu erwirken. 

2. In ſeinem Urt. v. 15. März 1911 Nr. 1009 (BadVerwg. 
1911, 129) hat der Gerichtshof ſchon dargelegt, daß durch die 
Landesgeſeggebung — vgl. 8 2 Ziff. 3a VerwRpfl. — 
hinſichtlich der Streitigkeiten zwiſchen der Gemeinde und dem ein⸗ 
zelnen Handwerker wegen der von dieſem zu leiſtenden Hand⸗ 
werkskammerbeiträge die verwaltungsgerichtliche Zuſtän⸗ 
digkeit begründet werden konnte. Von dieſem Standpunkte 
abzugehen, lag ein Anlaß nicht vor. 

3. Die Handwerkskammern find gem. 8103 Abſ. 1 GewO. 
zur Vertretung der Intereſſen des Handwerks zu errichten. Dem⸗ 
gemäß ermächtigt § 1031 Abſ. 1 Satz 2 Gewd. die Gemeinden, 
ſoweit ſie die ihnen nach Saß 1 auferlegten Koſten der Hand⸗ 
werkskammern nicht ſelbſt tragen wollen, die auf ſie entfallenden 
Anteile auf die einzelnen Handwerksbetriebe ek Die 
Entſch. über den klägeriſchen Anſpruch hängt daher davon ab, ob 
der Betrieb der Bekl. als ein Handwerksbetrieb i. S. des 
§ 1031 GewoO. anzuſehen iſt. Die GewO. enthält eine Beſtimmung 
des Begriffs „Handwerk“ und des dieſem gegenüber zu ſtellenden 
Begriffs „Fabrik“ nicht. Das Geſetz hat es abſichtli vermieden, 
eine Beſtimmung dieſer Begriffe zu geben, deren Feſtſtellung viel⸗ 
mehr der Praxis im Anſchluß an den Sprachgebrauch und in An⸗ 
ſchauung des Verkehrs überlaſſen (vgl. v. Landmann, Komm. 
zur Gemd., 7. Aufl., Anm. 3 zu 8 100, Bd. II S. 79). Fällt ein 
Gewerbebetrieb unter den hiernach beſtimmten Begriff eines Hand⸗ 
werksbetriebs, ſo iſt die Gemeinde ermächtigt, auf ihn einen ent⸗ 
ſprechenden Teil des auf ſie entfallenden Anteils an den Koſten der 
Handwerkskammer unter Beachtung der hierüber vom Min. des 
Innern getroffenen Beſtimmungen umzulegen (vgl. VO. v. 30. Okt. 
1906, die Ausführung des RGeſ. v. 26. Juli 1897 über die Ab⸗ 
änderung der GewO. betr. und VO. v. 17. Febr. 1922 und 
11. April 1923 ſowie die VO. v. 24. März 1924). Im übrigen 
iſt die Beitragspflicht in keiner Weiſe dadurch bedingt, daß die 
Tätigkeit der Handwerkskammer durch den zur Koſtentragung 
herangezogenen Handwerksbetrieb in Anſpruch genommen oder 
ſonſt veranlaßt wurde oder dieſem Betrieb gerade von Nuten war. 
Die Bekl. irrt, wenn ſie von Erwägungen dieſer Art ihre Beitrags⸗ 
pflicht abhängig machen will. Ebenſowenig kann, worauf die Han⸗ 
delskammer K. abgehoben hat, nach Lage der Geſetzgebung für die 
hier in Frage ſtehende Entſch. maßgebend fein, ob die Bekl. die 
Vertretung ihrer Intereſſen bei der Handelskammer ſucht. 

4. Die Bekl. iſt eine GmbH. Gegenſtand ihres Unternehmens 
iſt der Betrieb der ihrem Geſchäftsführer A. gehörenden Bier⸗ 
brauerei in M. (vgl. Handelsregiſterauszug). Die vom Bezirksrat 
nichterörterte Frage, ob eine juriſtiſche Perſon unter den Be⸗ 


nach die Behandlung einer juriſtiſchen Perfönlichkeit als Handwerks⸗ 
betrieb nicht grundſätzlich ausgeſchloſſen iſt. Doch müßte man m. E. 
weitergehen und annehmen, daß eine juriſtiſche Perſon immer unter 
„Handwerksbetrieb“ i. S. des § 1031 GewO. fallen kann. Je mehr 


wirtſchaftliche Zuſammenfaſſungen erfolgen, deſto häufiger wird Träger 


des Handwerksbetriebs eine juriſtiſche Perſon ſein. Die Rechtsform 
des Unternehmens kann ſicher keine ausſchlaggebende Bedeutung für 
die Frage, ob „Handwerk“ oder „Fabrik“ beanſpruchen. Doch bedarf 
die Annahme, es müßten volks⸗ und betriebswirtſchaftliche Geſichts⸗ 
punkte maßgebend ſein, einer genaueren, auch juriſtiſch faßbaren 
Formulierung dieſer Geſichtspunkte. 

Zum 5. Punkte verſucht deshalb das Urt. Merkmale des 
Handwerksbetriebs herauszuarbeiten. Wie wenig dieſe aber geeignet 
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griff „Handwerksbetrieb“ i. ©. des 8 103 1 GewO. fällt und ob 
eine juriſtiſche Perſon Mitglied einer Innung ſein kann, iſt be⸗ 
ſtritten (vgl. hierzu v. Landmann a. a. O. Anm. 2 zu 8 87, 
Anm. 21 zu 8100, Aum. 2 zu 8 100 f, Anm. 3 zu 8 103 )). 
(Folgt eine Darſtellung der Praxis der Verwaltungsbehörden ver⸗ 
ſchiedener Länder zu dieſer Frage.) Der Gerichtshof war der Auf⸗ 
faſſung, daß jedenfalls für die Frage, ob ein Betrieb zu den Koſten 
der Handwerkskammer heranzuziehen iſt, die Behandlung einer 
juriſtiſchen Perſönlichkeit als Handwerksbetrieb nicht grundſatzlich 
ausgeſchloſſen iſt. Die Begriffe „Handwerk“ und „Fabrik“ (f. u.) 
bezeichnen Betriebsformen der Gewerbe, insbeſ. der Gewerbe der 
Be⸗ und Verarbeitung von Rohſtoffen und Halbfabrikaten („Be⸗ 
triebsſyſteme“, vgl. die Abhandlung „Gewerbe“ im Handwörter⸗ 
buch für Staatswiſſenſchaften, 3. Aufl., Bd. 4 S. 847ff., insbeſ. 
S. 850). Die Unterſcheidungsmerkmale für die erwähnten Begriffe 
werden in erſter Linie aus der Art und Weiſe des Betriebs, aus 
den Umſtänden entnommen, unter denen die Produktion oder die 
Arbeitsleiſtung ſich vollziehen. Die Unterſ cheidung iſt alſo 
im weſentlichen von Geſichtspunkten volks⸗ oder betrieb3- 
wirtſchaftlicher Art aus zu treffen. Dabei kann der Rechts⸗ 
form des Unternehmens eine unter allen Umſtänden in dem 
Sinne ausſchlaggebende Bedeutung, daß der Gewerbe⸗ 
betrieb einer juriſtiſchen Perſon kein Handwerksbetrieb ſein kann, 
nicht beigemeſſen werden. Ob eine juriſtiſche Perſon als 
Handwerksbetrieb zu den Koſten der Handwerkskammern bei⸗ 
zutragen hat, iſt vielmehr nach Lage der Verhältniſſe des Einzel⸗ 
falles zu beurteilen. Im vorliegenden Fall iſt nicht zu erſehen, 
inwiefern die Art und Weiſe, der Charakter des Betriebs ſich 
dadurch geändert haben ſoll, daß die dem Bierbrauereibeſitzer A. 
gehörende, von dieſem früher betriebene Brauerei jetzt von der 
bekl. GmbH. mit A. als Geſchäftsführer betrieben wird. Der 
Unmſtand, daß die Bekl. eine juriſtiſche Perſon iſt, ſteht ihrer 
Anerkennung als Handwerksbetrieb daher nicht im Wege. 

5. Als weſentliche Merkmale, bei deren Vereinigung die An⸗ 
erkennung eines Betriebs als Fabrik unter Würdigung des Ge⸗ 
ſamtcharakters des Betriebs geboten iſt, ſind die Stellung des 
Unternehmers, die Arbeitsteilung unter den Gehilfen, die Kon⸗ 
zentration der Arbeit in der gewerblichen Anlage des Unter⸗ 
nehmens und der Umfang der Produktion anzuſehen (vgl. 
v. Landmann a. a. O. S. 84/85). Bei Anwendung dieſer Grund⸗ 
ſätze auf den Betrieb der Bekl. gelangt der Gerichtshof aber zu 
einem anderen Ergebnis als der Bezirksrat. Zunächſt 
beſteht kein Zweifel daran, daß das Gewerbe der Brauerei viel⸗ 
fach handwerksmäßig betrieben wird (vgl. v. Landmann a. a. O. 
S. 89). Auch in ſeinem Urteil v. 15. März 1911 hat der VG. 
eine Brauerei als Handwerksbetrieb anerkannt und ausgeſprochen, 
der Umiſtand, daß tatſächlich keine Lehrlinge beſchäftigt wer⸗ 
den, ſpreche nicht gegen die Annahme der Handwerksmäßigkeit 
des Betriebes, ſofern nur die Möglichkeit der Lehrlingsausbildung 
gegeben iſt. Dieſe Möglichkeit muß für den Betrieb einer Brauerei 
wie die des Bekl. aber angenommen werden. Die Verwendung 
von Elektromotoren und von Maſchinen iſt kein weſent⸗ 
liches Merkmal für die Fabrikmäßigkeit eines Gewerbebetriebs, 
auch im Handwerk kommen in ſteigendem Maße Maſchinen aller 
Art zur Verwendung. Den gleichen Standpunkt hat der VGH. auch 
in dem Urt. v. 15. März 1911 eingenommen (vgl. auch v. Land⸗ 
mann a. a. O. S. 87). Die Bell. beſchäftigt im eigentlichen Be⸗ 
triebe einen Braumeiſter und vier angelernte und ungelernte Ar⸗ 
beiter. Auch bei Berückſichtigung der maſchinellen Einrichtung kann 
nach der Beſchäftigungsart der Gehilfen von einer weitergehenden 
fabrikmäßigen Arbeitsteilung unter dieſen nicht ge⸗ 
ſprochen werden. Die Beſchäftigung eines Buchhalters iſt keines⸗ 
wegs etwas dem Handwerk Fremdes (vgl. auch PrOVG. v. 18. Mai 
1914: GewArch. 14, 476/77); ebenſowenig ſchließen die Benützung 
von Kraftwagen und die dadurch bedingte Beſchäftigung eines 
Kraftwagenführers die Unterſtellung einer Brauerei unter den Be⸗ 
griff des Handwerks aus. Der Kraftwagenbetrieb hat lediglich 
den Fuhrbetrieb erſetzt, wie er wohl ſonſt durchweg mit hand⸗ 
werksmäßigen Brauereien notwendig verbunden iſt. Weiter kann 
nicht angenommen werden, daß die dem Fabrikbetrieb eigentüm⸗ 
liche Arbeitsteilung zwiſchen der vorwiegend leitenden 
und kaufmänniſchen Tätigkeit des Unternehmers 
und der techniſchen Tätigkeit der Gehilfen bei der Behl. 
gegeben iſt. Es iſt für die Annahme eines Handwerksbetriebs nicht 
unter allen Umſtänden zu verlangen, daß der Inhaber ſich an dem 
Hergang der Warenerzeugung durch unmittelbare Mitarbeit be- 
teiligt, es kann vielmehr ausreichen, wenn ſich die Beteiligung des 
Inhabers an der Warenerzeugung auf die Leitung und Beaufſich⸗ 
tigung beſchränkt (vgl. v. Landmann a. a. O. S. 85/86). An 


ſind, eine widerſpruchsloſe und einwandfreie Beurteilung zu 
ſichern, ergibt ſich ſchon daraus, daß der VGH. bei Anwendung 
derſelben Merkmale zu einem anderen Ergebnis kommt als die Vor⸗ 
inſtanz. Wiſſenſchaft und Praxis werden weiterarbeiten müfjen, um 
die „richtigen“ Grundſätze endlich zu finden. 

Prof. Dr. Fritz Stier⸗Somlo, Köln. 
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Stelle der Tätigkeit des Inhabers des Betriebs iſt in dieſer Be⸗ 
ziehung im vorliegenden Fall die Tätigkeit des Geſchäftsführers 
der Bekl. maßgebend. Der Geſchäftsführer, dem auch die von der 
Bekl. betriebene Brauerei gehört, iſt ſelbſt gelernter Brauer. Bei 
dem Umfang der Brauerei verbleibt dem Geſchäftsführer noch ge⸗ 
nügend Zeit und Arbeitskraft, um ſich an dem Hergang der Bier⸗ 
erzeugung durch Leitung und weitgehende Beaufſichtigung zu be⸗ 
teiligen; er iſt dazu um ſo mehr genötigt, als außer ihm der 
Braumeiſter die einzige gelernte Kraft iſt. Auch ergibt ſich ſeine 
Beteiligung an dem Erzeugungsvorgang vor allem daraus, daß er 
den Braumeiſter im Falle der Verhinderung vertritt. Es kann 
dahingeſtellt bleiben, ob der Betrieb der Bell., wie die Handels⸗ 
kammer K. angenommen hat, ein Betriebs kapital von 
100 000 AN erfordert. Ein Betriebskapital in dieſer Höhe haben 
ſicher auch größere Handwerksbetriebe, die Höhe des Betriebs⸗ 
kapitals kann jedenfalls nicht ausſchlaggebendes Merkmal für 
den Ausſchluß der Handwerksmäßigkeit ſein. Für die Beurteilung 
des Umfangs und die Bedeutung des Betriebs der Bekl. muß 
vielmehr die noch zu erörternde Jahreserzeugung maßgebend ſein. 
Dem Hinweis des Bezirksrats ferner, daß der regelmäßige Kun⸗ 
denkreis der Bekl. ſich auf einen ziemlich weiten Bezirk er⸗ 
ſtrecke, muß entgegengehalten werden, daß die Ausdehnung dieſes 
Bezirks auch für eine kleinere Brauerei keineswegs ungewöhnlich 
erſcheint, die dem Brauereigewerbe eigentümliche räumliche Aus⸗ 
dehnung des Kundenkreiſes für die Beurteilung der Frage, ob ein 
Handwerksbetrieb vorliegt, aber gegenüber den ſonſt hierfür in 
Betracht kommenden Merkmalen, insbeſ. gegenüber dem Umfang 
der Erzeugung gleichfalls von untergeordneter Bedeutung 
iſt. Vor dem Kriege hatte die Bierbrauerei eine Jahres- 
erzeugung von rund 4000 hl Bier. Im Jahre 1924 war bei 
einem Braurechtsfuß von 4002 hl der Abſatz auf nicht ganz 
1700 hl geſunken, und 1926 wurden rund 1700 hl hergeſtelit. 
Nach dieſen Zahlen der Jahreserzeugung nach dem Kriege und 
unter Berückſichtigung der Möglichkeit der Steigerung der Juhres- 
erzeugung auf die Vorkriegshöhe muß der Betrieb der Bekl. ge⸗ 
meſſen an den Großbetrieben in dem Brauereigewerbe (vgl. den 
Artikel „Brauereiinduſtrie“ in dem vom Stat. Landesamt heraus⸗ 
gegebenen Werk „Die Induſtrie in Baden“ S. 259) auch ſeiner 
Erzeugung nach als ein äußerſt beſcheidener gelten. In dem 1911 
entſchiedenen Fall hat der Gerichtshof ſogar eine Bierbrauerei mit 
einem Bierausſtoß von 1617000 hl und einem jährlichen Um⸗ 
ſatz von 280300 000 % noch als Mittelbetrieb bezeichnet und als 
Handwerksbetrieb anerkannt. Nach der Stellung des Geſchäfts⸗ 
führers der Bekl. im Betrieb, der Tätigkeit der Gehilfen im Be⸗ 
trieb und dem Umfang der Erzeugung kann der Gewerbebetrieb 
der Bekl. ſomit nicht als ein fabrikmäßiger i. S. der Gemd. 
gelten. Daß die in der früheren Unfallverſicherungs⸗ 
geſetzgebung gegebene, auf völlig anderen Erwägungen be⸗ 
ruhende Abgrenzung des Fabrikbegriffs auf die GewO. keine An⸗ 
wendung findet, hat der Gerichtshof in dem Urt. v. 15. März 1911 
ausgeſprochen; ebenda iſt auch ausgeführt, daß die Doppel⸗ 
beſteuerung mit Handels⸗ und Handwerkskammer⸗ 
beitragen keineswegs ausgeſchloſſen iſt. Mit Recht wurde die 
Bekl. daher zur Tragung von Koſten der Handwerkskammer K. 
anteilsmäßig herangezogen. 

„ Entſch. v. 27. Sept. 1927, Nr. 2431 [Bad Verwg. 1928, 
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3. 84 Abi. 1 Ziff. 1 BadVernRPfld. Anfechtung 
einer polizeilichen Verfügung durch einen Dritten, gegen 
den die Verfügung nicht gerichtet iſt. 

Auf die Anzeige des Johann St. in F. über ftarke Beläſtigung 
durch die Tanbenhaltung auf dem benachbarten Anweſen des Ernſt G. 
machte das Bezirksamt dem Ernſt G. die Auflage, binnen eines 
Monats die von ihm gehaltenen Tauben abzuſchaffen. Der von G. 
eingelegten Beſchwerde gab der Bezirksrat inſofern ſtatt, als dem 
Beſchw§. die Haltung von bis zu zehn Tauben zugeſtanden wurde. 
In den Gründen wurde ausgeführt, daß eine Beeinträchtigung des 
Anweſens des St. durch die Tauben allerdings gegeben ſei, dieſe jedoch 
nicht ſo bedeutend ſei, daß ein völliges Verbot der Taubenhaltung 
gerechtfertigt wäre; i. S. des 8 94 der örtlichen Geſundheitsvorſchrift 
erſcheine vielmehr die Beſchränkung auf zehn Stück Tauben genügend. 

Gegen dieſe Entſchließung erhob St. Klage beim VCH. und 
beantragte, die Entſchließung des Bezirksrats dahin abzuändern, daß 
dem G. die Taubenhaltung völlig unterſagt werde. Die Klage wurde 
als unbegründet abgewieſen. 

Nach 8 4 Abſ. 1 Ziff. 1 VerwRpflG. erkennt der Voß. in 
erſter und letzter Inſtanz über Klagen gegen polizeiliche Verfügungen 
der Bezirksämter, Bezirksrate und Stadträte, die den Kl. in 
ſeinen Rechten verletzen. Es handelt ſich bei der Entſchließung des 
Bezirksrats zweifellos um eine polizeiliche Verfügung und 
es iſt daher die Klage gegen dieſe Verfügung an ſich ſtatthaft. 
Dieſe Verfügung iſt jedoch nicht gegen den Kl., ſondern gegen Ernſt G. 
gerichtet. Wie der Gerichtshof bereits wiederholt ausgeſprochen hat, 
iſt auch ein Dritter, gegen den die polizeiliche Verfügung nicht 
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gerichtet iſt, dann berechtigt, die Verfügung mit Klage anzufechten, 
wenn die Verfügung in die Rechts⸗ und Willensſphäre des Dritten 
ſtörend eingreift, wenn alſo die Verfügung auch den Dritten in ſeinen 
Rechten verletzen kann (vgl. Bad Verw. 1923, 39; 1925, 151). Ein 
ſolcher Eingriff in Rechte des Kl. iſt aber im vorliegenden Fall nicht 
anzunehmen. Durch die Verfügung wird nur dem Ernſt G. eine Auf⸗ 
lage gemacht, die Verfügung enthält lediglich ein gegen dieſen ge⸗ 
richtetes Gebot der Beſchränkung ſeiner Taubenhaltung. Die Durch⸗ 
führung dieſes Gebots ſelbſt betrifft den Kl. in keiner Weiſe. Insbeſ. 
wird durch die Verfügung weder mittelbar noch unmittelbar in 
ſein Eigentum eingegriffen; die in der Verfügung enthaltene Nicht⸗ 
beanſtandung des Haltens einer beſtimmten Anzahl von Tauben ver⸗ 
leiht dem G. kein Recht gegenüber dem Kl., etwa des Inhalts, daß 
der Kl. die Tauben auf ſeinem Grundſtück dulden muß; der Kl. 
wird durch die Verfügung auch in keiner Weiſe in der Geltendmachung 
ſeiner Rechte aus dem Eigentum, insbeſ. des Rechts auf Unterlaſſung 
von Störungen, gehindert und es wäre im Falle der Erhebung der 
Eigentumsſtörungsklage die angefochtene Verfügung keine Schranke 
für den ordentlichen Richter. Die Verfügung berührt allerdings inſofern 
das Intereſſe des Kl., als ſie der vom Kl. erhobenen Beſchwerde 
über die Taubenhaltung des G. und dem Antrage des Kl. auf Unter⸗ 
ſagung der Taubenhaltung nicht in vollem Umfang Rechnung trägt, 
indem ſie anſtatt der vom Kl. beantragten Unterſagung nur eine 
Beſchränkung der Taubenhaltung ausſpricht. Dieſe Einwirkung der 
Verfügung auf das Intereſſe des Kl. iſt aber nicht eine Folge des 
in der Verfügung enthaltenen Gebots, ſie wird nicht durch die Durch⸗ 
führung der Verfügung ſelbſt, ſondern vielmehr dadurch veranlaßt, 
daß die Verfügung zugleich eine Entſch. über den vom Kl. geſtellten 
Antrag auf polizeiliches Einſchreiten wegen der Taubenhaltung auf 
dem Grundſtück des G. enthält und dieſem Antrag nicht in vollem 
Umfang ſtattgibt, alſo eine teilweiſe Ablehnung des An- 
trags bedeutet. Wie im Falle völliger Ablehnung des An⸗ 
trags dem Kl. ein Recht zur Klage nicht zugeſtanden hätte, da in 
der ein Einſchreiten ablehnenden Verfügung der Polizeibehörde eine 
polizeiliche Verfügung nicht zu erblicken wäre (vgl. 
BGH. III, 89 Nr. 132), fo kann auch in der teilweiſen Ablehnung des 
Einſchreitens eine polizeiliche Verfügung nicht erblickt und infoweit 
ein Klagrecht gegen die Verfügung nicht anerkannt werden; abgeſehen 
hiervon fehlt es in dieſer Hinſicht auch an dem weiteren Erfordernis 
der verwaltungsgerichtlichen Klage nach 84 Abſ. 1 Ziff. 1 VerwR Pfl., 
der Rechtsverletzung. Inwieweit die Polizeibehörde oder auf 
eingelegte Beſchwerde des von der Verfügung Betroffenen die Rechts⸗ 
mittelbehörde dem Antrag eines Dritten auf polizeiliches Einſchreiten 
gegen Mißſtände, durch die der Dritte oder deſſen Eigentum berührt 
wird, ſtattgeben will, beruht lediglich auf dem pflichtmäßigen Ermeſſen 
der Behörde, wie dieſe auch allein die Verantwortung für Erlaſſung 
der von ihr getroffenen Anordnungen zu tragen hat (vgl. VGH. III, 86 
Nr. 127): keinesfalls ſteht dem Dritten ein im Verwaltungsſtreit⸗ 
verfahren verfolgbares Recht auf die ihm erwünſchte Tätigkeit der 
Polizeibehörde zu (vgl. Bad Verw. 1914, 146; PrOVG. 6, 236/37), 
vielmehr nur die Verwaltungsbeſchwerde, ſowie gegebenenfalls 
die Geltendmachung ſeines vermeintlichen Rechtsanſpruchs gegen den 
Urheber der Mißſtände vor den bürgerlichen Gerichten. Ein 
Recht des Kl., deſſen Verletzung in Frage kommen könnte, iſt auch 
nicht etwa in den in Betracht kommenden Beſtimmungen der örtlichen 
Geſundheitsvorſchrift begründet; die Beſtimmung in 8 94 a. a. O. gibt 
nur der Polizeibehörde die Befugnis, das Halten von Geflügel inner⸗ 
halb der Stadt unter gewiſſe Vorausſetzungen einzuſchränken oder 
ganz zu verbieten, räumt aber nicht etwa den Nachbarn ein im Ver⸗ 
waltungsſtreitverfahren verfolgbares Recht ein, ihrerſeits die Unter⸗ 
ſagung oder Beſchränkung der Geflügelhaltung zu verlangen. 


(Bad V., Urt. v. 10. Jan. 1928, Nr. 55 [Bad Verw. 1928, 180.) 
* 


4. 8 41 Ziff. 1 BadVerwRꝙflG. 

I. Zur Auslegung des Begriffs „Eröffnung“. 

2. Belehrung über die zuſtehenden Rechtsbehelfe ge— 
hört nicht zur Gültigkeit der Eröffnung. 

1. In Fällen, in denen der VGH. in erſter und letzter Inſtanz 
entſcheidet, muß die Klage nach § 41 Ziff. 1 VerwRpfl. binnen 
einer Notfriſt von einem Monat vom Tag der Eröffnung der an⸗ 
zufechtenden Entſch. an erhoben werden, und nach Ziff. 6 a. a. O. 
iſt eine nicht in der geſetzlichen Friſt eingereichte Klage als un⸗ 
zuläſſig zu verwerfen. 

Formelle Vorausſetzung des Beginnes des Laufs der Not⸗ 
friſt iſt hiernach, daß die anzufechtende Entſch. „eröffnet“ worden 
iſt; eine Eröffnung an den mit Vollmacht des Kl. aufgetretenen 
Rechtsanwalt genügt, um die Notfriſt dem Kl. gegenüber in 
Lauf zu ſetzen. In welcher Form die „Eröffnung“ zu erfolgen hat, 
iſt im VerwRpflcd. ſelbſt nicht beſtimmt; dieſe Frage beantwortet 
ſich vielmehr nach den ſonſt für das jeweils in Betracht kommende 
Rechtsgebiet in dieſer Hinſicht beſtehenden Vorſchriften. So ſchreibt 
z. B. die LdhVoO. v. 31. Aug. 1884, das Verfahren in Ver⸗ 
waltungsſachen betr. (Verf O.) in § 3 vor, daß Entſchließungen der 
Bezirksräte und alle auf gepflogenes Verfahren ergehende Entſch. 
der Verwaltungsbehörden ſchriftlich durch Zuſtellung gegen Beſchei⸗ 
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(Juriſtiſche Wochenſchrift 


nigung eröffnet werden müſſen, während bei anderen Verfügungen 
der Verwaltungsbehörden die mündliche Eröffnung zu Protokoll 
genügt; ſoweit hiernach Zuſtellung gegen Beſcheinigung vorge⸗ 
ſchrieben iſt, hat dieſelbe gem. $ 4 VerfO. nach der zum Vollzug 
dieſer Beſtimmung und des 8 14 Abſ. 5 Verwotpfläö. ergangenen 
VO. des Inn Min., die Zuſtellungen im verwaltungsgerichtlichen 
Verfahren und in Verwaltungsſachen betr., v. 22. Sept. 1884 und 
ihren ſpäteren Abänderungen zu erfolgen. Eröffnungen, welche in 
den von dieſen Vorſchriften betroffenen Fallen den genaunten Zu⸗ 
ſtellungsbeſtimmungen nicht entſprechen, ſind in der Regel nicht ge⸗ 
eignet, eine Notfriſt in Lauf zu ſetzen. Das Anwendungsgebiet der 
erwähnten Vorſchriften iſt aber auf den Kreis derjenigen Dienſt⸗ 
ſtellen beſchränkt, für welche ſie erlaſſen ſind, d. h. der Ver⸗ 
waltungsbehörden (hinſichtlich der Form der Eröffnung und der 
Art der Zuftellung) und der Verwaltungsgerichte (hinſichtlich der 
Art der Zuſtellung); die Vorſchriften in 88 3 und 4 VerfO. find 
ferner für die Staatsverwaltungsbehörden nur in Angelegenheiten 
der eigentlichen Staatsverwaltung unmittelbar bindend. 


2. Für das bad. Recht hat der VGH. wiederholt aus⸗ 
geſprochen, daß im Hinblick auf den in 827 Abſ. 2 Verfo. auf- 
geſtellten Grundſatz die Belehrung über die zuſtehenden 
Rechtsbehelfe nicht zur Gültigkeit der Eröffnung gehöre; er 
hat dies nicht nur für die Fälle, in denen die VerfO. unmittelbar 
Anwendung findet, ſondern auch bezüglich der nach § 31 Abſ. 2 
Verwgipfl ö. mit der Zuſtellung berufungsfähiger verwaltungs⸗ 
gerichtlicher Urteile zu verbindenden Belehrung über die Be⸗ 
rufungsfriſten ausgeſprochen und damit zum Ausdruck ge⸗ 
bracht, daß er in dieſem Grundſatz — ſoweit es ſich um die An⸗ 
wendung bad. Rechts handelt und geſetzliche Vorſchriften nicht 
entgegenſtehen — eine auch über das Anwendungsgebiet der VerfO. 
hinausgehende Rechtsregel erblickt (vgl. BadVerwz. 1925, 71/72). 

(Bad VGH. v. 30. Nov. 1927, Nr. 2949, AK. in E. gegen Bad. 
FürſKtaſſe für Gemeinde- und Körperſchaftsbeamte, Bad. Verw. Zeitſchr. 
1928, S. 156.) 
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5. 541 Bad Gem.; § 14 Bad Gem Wahl. 

1. Anfechtung einer Gemeindewahl wegen Teilnahme 
nicht in die Wahlerliſte eingetragener Perſonen. 

2. Trotz gleichzeitiger Wahl der Gemeinde verordneten 
und der ehrenamtlichen Gemeinderäte mittels eines ge- 
meinſamen Stimmzettels hat jede Wahl in rechtlicher Hin- 
ſicht als eine ſelbſtändige Wahl zu gelten, ſo daß die eine 
Wahl für gültig, die andere für ungültig erklärt werden 
kann. +) 

(Bad Gh., Entſch. v. 12. Juli 1927 Nr. 1838, Gemeinderat G. w. 
Staatsverwaltungsbehörde. [BadVerwz. 1928, 21].) 


Abgedr. JW. 1929, 18281, 


Zu 5. Dieſes Urteil verdient in zwei Beziehungen die 
Beachtung ſeitens ſämtlicher deutſcher Wahlprü— 
fungsinſtanzen. 

1. Obwohl Laband (5. Aufl., Bd. 1 S. 324) unwiderſprochen 
ſchon immer die Anſicht vertreten hat, daß die Aufnahme von 
Wählern in die Wählerliſte nach Ablauf der Auslegungsfriſt recht⸗ 
lich unzuläſſig iſt (e3 ſei denn, daß es ſich um Erledigung rechtzeitig 
erhobener Reklamationen handelt) und die nachträgliche Streichung 
von Wählern mindeſtens „ſehr bedenklich“, hat das WahlprüfGer. 
beim RT. durch Entſch. v. 10. Okt. 1924 und v. 16. Jan. 1926 
(VerwBl. 46, 226; 47, 528), dem $ 20 RStimmO., welcher der⸗ 
artige nachträgliche Anderungen verbietet, für eine bloße „Ord⸗ 
nungsvorſchrift“ erklärt und es abgelehnt, die Stimmen der nach⸗ 
träglich Eingetragenen als ungültig anzuſehen. 

Nun iſt zuzugeben, daß dieſe laxe Praxis von den deutſchen 
Volksvertretungen auch ſchon bisher geübt worden iſt und 
daß angeſichts der großen Wählerzahlen, um die es ſich bei 
Reichstags⸗ und Reichspräſidentenwahlen oder bei Landtagswahlen 
großer Länder handelt, die Gefahr nicht ſehr groß iſt, daß 
die Gemeindebehörde aus parteipolitiſcher Leidenſchaft nach Ab⸗ 
ſchluß der Liſte Namen ſtreicht oder hinzuſetzt. Aber in kleineren 
Verhältniſſen, beſonders bei Gemeindewahlen, iſt derartiges immer⸗ 
hin denkbar. Wichtiger iſt, daß angeſichts der erhöhten Bedeutung 
aller Wahlen in der demokratiſchen Republik auch der Schein 
vermieden werde, als könne die Gemeindebehörde im letzten Augen⸗ 
blick durch Zuſätze und Streichungen irgendwelche „Schiebungen“ 
vornehmen. 8 

Deshalb ſcheint mir die ſtrengere Auffaſſung des 
ſtehenden Urteils begrüßens⸗ und nachahmungswert zu ſein. 

2. Der Einfall des Wahlprüf Ger. beim RT. (Entſch. v. 3. Dez. 
1920: Verwl. 42, 208; vgl. VerwBl. 42, 338 und Entſch. des 
PrWahlprüfczer.: Verwl. 46, 228), ungültige Stimmen in der im 
obenſtehenden Urteil des Bad VH. beſchriebenen Weiſe auf die 
Wahlvorſchläge zu verteilen, iſt offenſichtlich unbegründet und eigent⸗ 


vor⸗ 
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Mecklenburg. 
Mecklenburgiſches Miniſterinm des Inneren. 


1. Räte mecklenb. Stadtgemeinden find befugt, 
wegen ungebührlicher Ausdrücke in den an fie gerichtete 
Eingaben Ordnungsſtrafen, und zwar Geld- und Haft 
ſtrafen, zu verhängen. ) 

Durch Verfügung des Rates der Seeſtadt Wismar v. 15. Mai 
1929 wurde der Kaufmann J. zu W. wegen der unzuläſſigen Tonart 
des von ihm unterzeichneten Schreibens der Firma an den Rat der 
Stadt W. in eine Geldſtrafe von 50 AM genommen, an deren Stelle, 
für den Fall der Uneintreibbarkeit, die Haftſtraſe von 5 Tagen 
trat. Dieſe Verfügung enthält die Sätze des Schreibens der Firma, 
aus denen die unzuläſſige Tonart hervorgehen ſoll, und begründet. 
alsdann weiter: 


„Wenn auch den einzelnen Gemeindeangehörigen zweifellos 
das Recht einer Kritik an Maßnahmen der Verwaltung zuſteht, 
ſo hat ſich dieſe Kritik doch ſtets in denjenigen Formen zu 
halten, welche im Verkehr mit Behörden üblich iſt. Die in dem 
Schreiben enthaltenen Vorwürfe überſteigen das Maß einer be⸗ 
rechtigten Kritik in einem ſolchen Umfange, daß ſie vom Rat 
nicht hingenommen werden können.“ 


Die Verfügung enthält nicht die Bezeichnung des angewandten 
Strafgeſetzes und des Rechtsbehelfes. 


Die gegen die Straffeſtſetzung gerichtete Beſchwerde „gegen den 
Ratsbeſcheid v. 15. Mai 1929“ iſt durch Entſch. des Mecklenb. 
Min. d. Inn. „nach Einſicht der Ratsakten als unbegründet ver⸗ 
worfen worden. Es ift nicht zu beanſtanden, wenn der Rat die in 
dem angefochtenen Beſcheide wiedergegebenen Ausführungen des 
BeſchwF. zum Anlaß genommen hat, letzteren wegen ungebührlicher 
Schreibweiſe in eine Ordnungsſtrafe zu nehmen. Die Höhe der 
Strafe erſcheint im Hinblick auf die gewählte Ausdrucksweiſe an⸗ 
gemeſſen“. 

„Die gegen die Zuläffigkeit der Ordnungsſtrafe gerichteten 
Ausführungen des Vertreters des BeſchwF. vermag das unterzeich⸗ 
nete Miniſterium als zutreffend nicht anzuerkennen, hält vielmehr 
an ſeiner Auffaſſung feſt, die in dem auch dem Vertreter des 
BeſchwF. bereits mitgeteilten Erlaſſe des unterzeichneten Miniſteriums 
v. 29. Juli 1921 niedergelegt iſt. 

Der BeſchwF§. erhält von hier aus keinen Beſcheid und iſt 
dortſeits in Kenntnis zu ſetzen. Die Gebühr iſt einzuziehen und 
an die Gebührenkaſſe des unterzeichneten Miniſterinms einzuzahlen.“ 

Das entſcheidende Miniſterium hat eine geſetzliche Beſtimmung 
nicht angeführt. Es hat ſich indeſſen in anderer Sache einmal berufen 
auf eine dem Bejchtog. abſchriſtlich mitgeteilte Verfügung in einer 
Sache mit gleicher Rechtslage, in welcher es heißt: 

„Bei der angefochtenen Verfügung handelt es ſich nicht um 
eine ... von dem Rat der Stadt als vorgeſetzte Dienſtbehörde er⸗ 
kannte Diſziplinarſtrafe, ſondern um eine auf Grund des ihm als 


lich ſinnlos. Man kann die Schwierigkeit, die der Geſetzgeber hier 
der freien Rechtsfindung überlaſſen hat, ſchwerlich verſtändiger be⸗ 
handeln, als es der Bad VGH. getan hat, und es iſt deshalb zu 
hoffen, daß ſich die Wahlprüf®er. des Reichs und Preußens dieſe 
Methode bei nächſter Gelegenheit zum Muſter nehmen. 

Prof. Dr. Richard Thoma, Bonn. 


Zu 1. Das Verfahren des Rales der Seeſtadt W. wird ſicher⸗ 
lich erziehlich nicht nur auf den Betroffenen, ſondern auf die ge⸗ 
ſamte Bevölkerung wirken. Es iſt auch in der Zeit der Finanzuot 
ſehr heilſam; ftatt des koſtſpieligen Apparates, der für die mit Be⸗ 
leidigungsklagen und anderen Strafſachen zu befaſſenden Gerichte er⸗ 
forderlich iſt, genügt eine kurze Verwaltungsentſch., für die in der 
zweiten Inſtanz anſcheinend noch eine Gebühr erhoben wird. 

Aber im Ernſt geſprochen: Man hält es für ſchwer möglich, daß 
Verfügungen dieſer Art aus dem Jahre 1929, nicht aus dem Jahre 
1729 ſtammen, und wenn es ſich auch um ein einzelnes Land, Meck⸗ 
lenburg, nicht um das Reich oder andere Länder handelt, ſo muß 
doch auf das dringendſte verlangt werden, daß ein derartiges Ver⸗ 
fahren nicht mehr angewendet wird. Dabei iſt es ganz unerheblich, 
ob das Schreiben v. 4. März 1929, wegen deſſen die Strafe ver⸗ 
hängt iſt, noch ſo ungebührlich it und ob irgendeine alte VO. auf 
Grund deren die Rechtmäßigkeit der Strafverfügung begründet 
werden kann, noch beſteht oder nicht. Es gibt ein lebendes 
Recht, das nicht überſehen werden darf und das dazu führt, alte 
ausgegrabene Verordnungen nicht mehr anzuwenden. 

Zum mindeſten aber ſollte dieſe Veröffentlichung die Wirkung 
haben, daß der mecklenb. Geſetzgeber Abhilfe ſchafft und Beſtim⸗ 
mungen beſeitigt, deren Anwendung das Anſehen des Staates und 
der Staatsbehörde nicht erhöht. 


Geh. IR. Dr. Heilberg, Breslau. 
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Verwaltungsbehörde gegen jedermann wegen ungebührlicher Schreib⸗ 
weiſe allgemein zuſtehenden Rechts verhängten Ordnungsſtrafe. Es 
iſt anerkanntes Recht, daß den Räten der Stadtgemeinden die Be⸗ 
fugnis zuſteht, Ordnungsſtrafen ſowohl wegen ungebührlicher Aus⸗ 
drücke in den an Sie gerichteten Eingaben als auch wegen einer 
bei Abhaltung eines Termins begangenen Ungebühr zu verhängen 
und daß als ſolche Ordnungsſtrafen Geld⸗ und Haftſtrafen zu⸗ 
läſſig ſind. 

Wenn der Rat der Stadt ... von dieſer Befugnis Ihnen 
gegenüber auf Grund Ihres Schreibens an Ihn v. 26. Mai v. J. 
Gebrauch gemacht hat, jo iſt auf Grund des Tatbeſtandes die alt= 
gefochtene Verfügung nicht zu beanſtanden.“ 


In einer anderen gleichliegenden Sache iſt ein anderer Beſchwðx. 
in eine Geldſtrafe von 200 K. aushilflich 5 Tagen Haft wegen un⸗ 
gebührlicher Schreibweiſe genommen worden. Es wird in einer Ver⸗ 
fügung des Rates der Seeſtadt Wismar (v. 23. Juli 1929, Geſchäfts⸗ 
nummer 2628) hinzugefügt: 

„Der Rat ſieht ſich veranlaßt, Sie darauf hinzuweiſen, daß 
im Wiederholungsfalle in Erwägung genommen werden wird, nicht 
eine Geldſtrafe, ſondern eine Haftſtrafe gegen Sie zu ver⸗ 
hängen, weil der Rat nicht gewillt iſt, derartige Schriftſtüche von 
Ihnen weiter in Empfang zu nehmen.“ 
(Mecklenb. Min. des Innern, Entſch. v. 17. Juli 1929.) 


Mitgereilt von RA. W. Lange, Wismar. 


Anhalt. 
Anhaltiſches Oberverwaltungsgericht. 


1. 89 GewStG. beſtimmt nicht, daß die Einkommen⸗ 
ſteuerbeſcheide und die Entſcheidungen der Reichsinſtanzen 
als ſolche unbedingt maßgebend für die Veranlagung zur 
Gewerbeſteuer find. 

§ 9 GewSt®. beſagt nur, es ſei der Gewerbeertrag in gleicher 
Weiſe wie das ſteuerbare Einkommen aus Gewerbebetrieb für die 
Reichseinkommenſteuer zu ermitteln und feſtzuſtellen. 

Danach iſt es ſehr wohl möglich und zuläſſig, daß die Ent⸗ 
ſcheidungen des Finanzamtes einerſeits und des Gewerbeſteueraus⸗ 
ſchuſſes andererſeits im Endergebnis auseinandergehen. 


(AnhaltO G., Urt. v. 29. April 1929, Nr. 18 OVG.) 
* 


2. 8 17 EintSt6. Die dauernde Verwendung von 
Zuwendungen an Unterſtützungs⸗, Wohlfahrts- und Pen⸗ 
ſionskaſſen des Betriebs eines Steuerpflichtigen i. S. des 
§ 17 Abſ. 1 Ziff. 7 EinkStG. kann nur dann als für die 
Zwecke der Kaſſe geſichert angeſehen werden, wenn min⸗ 
deſtens eine beſtimmte Regelung getroffen iſt, in welcher 
Weiſe die Gelder verwendet werden ſollen und was bei 
der Auflöſung der Kaſſe mit ihnen zu geſchehen hat. § 12 
EinkStG. kann nur zur Anwendung kommen, wenn es ſich 
nicht um Gewerbetreibende handelt, die entweder zur Füh⸗ 
rung von Handelsbüchern verpflichtet ſind, oder tatſächlich 
Handelsbücher nach den Vorſchriften des Handelsgeſetz⸗ 
buches führen. Noch nicht realiſierte Konjunkturgewinne 
dürfen bei den gewerblichen Vollbetrieben nicht berück⸗ 
ſichtigt werden; nichtrealiſierte Konjunkturverluſte müſſen 
beachtet werden. 


(Anhalt B., Urt. v. 24. Juni 1929, Nr. 77 OVG.) 


Hamburg. 


Hamburgiſches Verwaltungsgericht. 
Berichtet von Landgerichtsdirektor Dr. Krüß, Hamburg. 
1. Verpflichtung zur Auslieferung eines verliehenen 
Ordens. 7) 


Der Hamb. Senat (Verkl.) hat feinerzeit dem Kl. unter Über⸗ 
ſendung der Verleihungsurkunde und des Bandes das Hanſeatenkreuz 
verliehen mit dem Bemerken, daß das Kreuz nach Fertigſtellung nach⸗ 


Zu 1. Orden für Verdienſte in den Kriegsjahren 1914—1919 
können auch jetzt noch verliehen werden (Art. 175 RVerf.). Um jo 
ſicherer werden wohlerworbene Rechte aus früheren Verleihungen auf⸗ 
rechtzuhalten ſein. 

Der Anſpruch auf Lieferung der Ordensdekoration könnte ge⸗ 
ſtützt werden auf Rechtsſatz oder auf Rechtsgeſchäft. 

Bei der Frage nach einem Rechtsſatz müſſen die Bekleidungs⸗ 
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folge. Später hat der Verkl. die Verpflichtung zur Auslieferung des 
Kreuzes beſtritten. Das HambVG. hat die Verpflichtung des Verkl. 
zur Aushändigung des Kreuzes feſtgeſtellt. 

Unbeſtritten hat Verkl. dem Kl. ſeinerzeit das Hanſeatenkreuz 
auf Grund der Urkunde über die Stiftung des Hamb. Hanſeaten⸗ 
kreuzes v. 10. Sept. 1915 verliehen. Die Verleihung an ſich iſt aller⸗ 
dings ein ſtaatlicher Hoheitsakt, auf deſſen Vornahme nicht geklagt 
werden kann. Darum aber handelt es ſich hier nicht. Die Anſicht 
des Verkl., daß die Verleihung eines Ordens oder Ehrenzeichens für 
den Verleiher nicht die Verpflichtung enthalte, dem Ausgezeichneten 
auch den Orden oder die Auszeichnung ſelbſt zu verſchaffen, daß die 
Auszeichnung ihrem Weſen nach vielmehr in der Verleihungsurkunde, 
d. h. in der amtlichen Mitteilung liege, daß der Betreffende das Recht 
habe, den Orden oder die Auszeichnung zu tragen, iſt für das Hamb. 
Hanſeatenkreuz nicht richtig. Zunächſt iſt dem entgegenzuhalten, daß 
früher Ordensverleihungen ganz allgemein ſtets in der Form vor⸗ 
genommen wurden, daß dem Ausgezeichneten auf Grund der Ver⸗ 
leihung auch der Orden ſelbſt ausgehändigt wurde. Nur bei einzelnen 
wenigen Orden mag es zugetroffen haben, daß der Ausgezeichnete ſich, 
und zwar mit Rückſicht auf den hohen Geldwert des Ordens, den 
Orden ſelbſt anſchaffen mußte. Im übrigen muß doch wohl auch der 
Verkl. der Anſicht geweſen ſein, daß die Verleihung des Hanſeaten⸗ 
kreuzes die Aushändigung des Kreuzes in ſich ſchließe, hat er doch 
zunächſt, ſolange er über den genügenden Vorrat von Hanſeatenkreuzen. 
verfügte, mit der Verleihung auch allemal das Kreuz jelbft aus⸗ 
gehändigt, wie er denn auch ſchließlich dem Kl. zunächſt mitgeteilt 
hat, das Hanſeatenkreuz werde nachfolgen. Letzten Endes ſpricht aber 
auch die Stiftungsurkunde v. 10. Sept. 1915 ſelbſt gegen den Verkl. 
Abgeſehen davon, daß darin nicht etwa lediglich von der Verleihung 
des Rechts zum Tragen des Hanſeatenkreuzes, ſondern eben von der 
Verleihung des Hanſeatenkreuzes die Rede iſt, enthält die Stiftungs⸗ 
urkunde die Beſtimmung, daß das Kreuz nach dem Tode des Inhabers 
nicht zurückzugeben iſt. Dieſe Beſtimmung hat nur Sinn, wenn bei 
der Verleihung des Kreuzes eben auch das Kreuz ſelbſt vom Senat 
ausgehändigt werden ſollte. 


(Hamb G., Urt. v. 29. April 1929, 36/26.) 


vorſchriften für die Offiziere der Wehr⸗ und Polizeimacht ausgeſchaltet 
werden. Es mag ſein, daß der Offizier ſich bei einer Beförderung ſeine 
Achſelſtücke ſelbſt anſchaffen muß. Aber Epauletten werden nicht feier⸗ 
lich überreicht, und Ordenskreuze ſind weder Kleidungsſtücke noch 
Rangabzeichen. Die feierliche Überreichung iſt aber dem Orden, ſowohl 
in ſeiner urſprünglichen Bedeutung als Vereinsabzeichen, wie auch in 
feiner ſpäteren als landesherrliche oder ſtaatliche Auszeichnung eigen⸗ 
tümlich. So ſagt auch der Meiſter des Ordens von Rhodus zu dem 
Kämpfer mit dem Drachen: „Nimm dieſes Kreuz“ und nicht „Laß 
dir ein Kreuz nach dieſem Muſter machen“. Auch nur das Zeichen, 
das durch die Hand des Verleihenden gegangen iſt, iſt echt; was man 
ſich im Militäreffektengeſchäft kaufen kann, iſt unecht, Surrogat, 
Attrappe, ſelbſt wenn es aus derſelben Werkſtatt ſtammt. Für die 
Kriegsorden kommt noch hinzu, daß fie dazu beſtimmt find, im Felde, 
im Schützengraben, kurz an Orten verliehen zu werden, wo keine 
Verbindung mit einem Militäreffektengeſchäft möglich iſt. Als zu An⸗ 
fang des Weltkrieges eine Anzahl hochbeamteter Deutſcher ihre aus⸗ 
läudiſchen Ordensſterne zurückſandten, wußten ſie natürlich ganz 
genau, daß die Verſendung des Abzeichens keinen Einfluß auf das 
Recht, es zu tragen, hatte. Aber ſie wollten das perſönliche Band, 
das durch die Übergabe des Abzeichens geknüpft war, zerreißen. 


Je weniger ſachlichen Wert die Auszeichnung und das Abzeichen 
haben, deſto mehr kommt es auf die perſönliche Verleihung an. Die 
Überreichung eines Eichenzweiges, die ſich als ſehr große Auszeichnung 
denken läßt, wird nicht durch den Hinweis erſetzt, daß der Sieger 
ſich ſelbſt aus dem nächſten Buſch einen Zweig abbrechen kann. Die 
Zahl der Helden, die in den Kriegsjahren eine Auszeichnung verdient 
haben, war jo groß, daß eine beſondere feierliche Übergabe an jeden 
einzelnen nicht möglich geweſen wäre. Aber das, was möglich und 
üblich iſt, kann doch Gegenſtand eines Rechtsanſpruchs ſein. 

Wegen des Rechtsgeſchäfts iſt davon auszugehen, daß 8 305 BGB. 
im öffenklichen Recht nicht gilt. Im öffentlichen Recht hat die ein⸗ 
ſeitige Willenserklärung dieſelbe Wirkung wie ein Vertrag im Privat⸗ 
recht, wenn es auch zuläſſig und möglich ift, öffentlich⸗rechtliche Ver⸗ 
träge zu ſchließen. So iſt denn das Bemerken, daß das Kreuz nach 
Fertigſtellung nachfolge, nicht ein Vertragsangebot, das der Annahme 
und gar der Unterordnung unter einen der Titel des BGB. bedürfte, 
ſondern eine einfeitige öffentlich⸗rechtliche Verpflichtungserklärung, die 
von der zuſtändigen Behörde abgegeben und ſomit rechtswirkſam iſt. 
Die Frage, ob trotz der öffentlichen Natur der Ordensverleihung der 
Anſpruch auf Lieferung des Ordenskreuzes den Gegenſtand eines 
bürgerlichen Rechtsſtreits ausmachen kann, ift zuläſſig, braucht aber 
nicht geprüft zu werden, da das VG. ſich für zuſtändig erklärt hat. 


IR. Karl Friedrichs, Ilmenau. 
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2. Sonſtige Derwaltungsbehörden und verwaltungs⸗ 
gerichte. 
Bayern. 
Bayerifces Landesverſorgungsgericht. 
Berichtet von Senatspräſident Dr. Arendts, Berlin. 


1. Die bei der neuen Wehrmacht (bei der bay. Lan⸗ 
despolizei oder dem Reichswaſſerſchutz) abgeleiſtete Dienft- 
zeit darf nicht mit der Dienſtzeit im alten Heere zur Er⸗ 
langung der Rente nach § 1 Abſ. 3 Mann Vers. 06 zu⸗ 
ſammen gerechnet werden. 


(BayLVerſorgGer., Urt. v. 12. April 1929, II MV Nr. 8336/27.) [A.] 
* 


2. Übergangsgebührniſſe nach 87 WBEG., die der 
Verſorgungsberechtigte vor dem 1. Okt. 1927 auf Grund 
eines rechtskräftigen Beſcheides gutgläubig empfangen 
hat, können nicht zurückgefordert werden. 

(Bay VerſorgGer., Urt. v. 29. Jan. 1929, II MV Nr. 3201/27.) [A.] 


vereinigung der Deutfhen Anwaltskammer⸗ 
vorſtände. 


Die Vereinigung der Deutſchen Anwaltskammervorſtände hat 
in ihrer Sitzung in Hamburg am 10. Sept. 1929 beſchloſſen, die 
Reichsregierung zu bitten, dem Reichstag eine Geſetzesvorlage zu 
machen dahin: 

1. prinzipaliter: daß die Vorſchriften der 88 519 Abſ. 6 
und 554 Abſ. 7 ZPO. (betr. Nachweis der Zahlung der Prozeß⸗ 
gebühr in den Rechtsmittelinſtanzen) ganz beſeitigt werden. 

2. eventuell: 


a) die zu 1 genannten Vorſchriften dahin zu ändern, daß der 
Rechtsmittelkläger bis zum Beginn der mündlichen Verhandlung 
(oder auch bis ſpäteſtens etwa eine Woche vor dem Verhandlungs⸗ 
termin vor Senat oder Einzelrichter) die Zahlung der Prozeßgebüͤhr 
nachzuweiſen hat und daß er ohne den Nachweis im Termin keine 
Anträge ſtellen und nicht verhandeln kann; 

b) den 8 74 GKG. dahin zu ändern, daß der Vorſitzende 
oder das Gericht auch in der Ber nſt. oder Revsgnſt. bei Vorliegen 
der Vorausſetzungen des § 74 Abſ. 4 dem Rechtsmittelkläger Be⸗ 
freiung von der Verpflichtung, den Zahlungsnachweis, wie oben 
zu a, zu bringen, gewähren können. 

Begründung: 


Die Vorſchriften der 88 519 Abſ. 6 und 554 Abſ. 7 880. 
haben ſich zu Quellen ſchwerer Schädigungen der Rechtspflege ent⸗ 
wickelt (vgl. dazu Anm. von Lemberg: JW. 1927, 707). Es iſt 
gewiß anzuerkennen, daß die Länder und das Reich ein berech⸗ 
tigtes Intereſſe daran haben, daß die Gerichtskoſten auch ein⸗ 
gehen, und es iſt ferner anzuerkennen, daß ein Intereſſe daran be⸗ 
ſteht, zum Zweck der Entlaſtung der Gerichte nur zu Verſchleppungs⸗ 
zwecken eingelegte Rechtsmittel fernzuhalten. Höher als das fis⸗ 
kaliſche Intereſſe und als das Intereſſe an einer Arbeitsentlaſtung 
der Gerichte muß dem modernen Rechtsſtaate aber das Intereſſe 
an einer guten Rechtspflege ſtehen, das Intereſſe daran, daß nicht 
durch einengende Vorſchriften formalen Charakters ſchutzwürdige 
Rechte des rechtſuchenden Publikums vernichtet werden. Dies letztere 
bewirken aber, wie jeder erfahrene Anwalt aus ſeiner Praxis 
beſtätigen kann, heute die oben angezogenen Vorſchriften. Es iſt 
keine Seltenheit, daß nach der überzeugung des vertretenden An⸗ 
walts durchaus begründete Berufungen und Reviſionen daran 
ſcheitern, daß der Rechtsmittelklager nicht innerhalb der geſetzten 
Friſt die Prozeßgebühr aufbringen kann oder auch, daß er ſie gar 
nicht aufbringen kann. Im letzteren Falle bietet auch der Hinweis 
auf die Möglichkeit des Armenrechts in vielen Fällen keine Ab⸗ 
hilfe; es kommt ſehr oft vor, daß die Partei das Armutszeugnis 
nicht bekommt und daß ſie doch aus durchaus verſtändlichen und 
entſchuldbaren Gründen nicht oder nicht rechtzeitig in der Lage iſt, 
die Prozeßgebühr aufzubringen. 

Von beſonderer Mißlichkeit it, daß die 88 519 Abſ. 6 und 
554 Abſ. 7 einen durchaus plutokratiſchen Charakter tragen; die 
Anwaltſchaft hört oft die Klage, daß die Rechtsmittelinſtanzen 
nur für die reichen oder für die ganz armen Leute da ſeien, die 
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Mittelſchicht, die kein Armutszeugnis bekomme, aber doch unter 
den heutigen wirtſchaftlichen Verhältniſſen ſchwer zu leiden habe, 
werde durch ſolche „fiskaliſchen Vorſchriften“ an der Wahr⸗ 
nehmung ihrer Rechte verhindert. 

Zu dieſen Bedenken, die nach unſerer Anſicht ſchwer ins 
Gewicht fallen müſſen in einem Staate, der als Rechtsſtaat allen 
feinen Bürgern gleichmäßig eine gute Rechtspflege gewährleiſten 
ſoll, kommen erhebliche praktiſche Bedenken hinzu. 

Es ſcheint uns ſehr zweifelhaft, ob die Gerichte wirklich eine 
fühlbare Entlaſtung durch den Nachweiszwang erfahren. Wir 
brauchen nur hinzuweiſen auf die zahlloſen, in der JW. uſw. 
abgedr. Entſch. des R., in denen ſich das RG. mit der Frage hat 
befaſſen müſſen, ob wirklich die Friſt verſäumt iſt oder ob eine 
Wiedereinſetzung zu gewähren iſt uſw. Auch die Vorſitzenden und 
die Urkundsbeamten der BG. haben mit den Friſtbeſtimmungen, 
der Friſtkontrolle und den in zahlloſen Fällen geſtellten Anträgen 
auf Verlängerung der Nachweisfriſt viel Arbeit. 

Eine ganz ungeheure Mehrarbeit iſt durch die zitierten Vor⸗ 
ſchriften den Anwälten und ihren Kanzleien aufgebürdet. Der 
Rechtsmittelanwalt hat zwei Friſten zu wahren: die Nachweisfriſt 
und die Begründungsfriſt. Die letztere hat ihren guten Sinn. An 
der pünktlichen Einhaltung der Begründungsfriſt hindert aber den 
Anwalt vielfach die Notwendigkeit der Kontrolle der Nachweisfriſt. 
Die weitaus meiſten Rechtsmittelkläger zahlen die Prozeßgebühr 
nicht ſogleich, ſondern erſt gegen Ende der Friſt. Sie können es 
meiſt nicht eher. Die Folge iſt, daß der Anwalt ſeinen Klienten 
wiederholt an Zahlung erinnern muß. Die Folge davon iſt, daß die 
Akten zwiſchen dem Arbeitszimmer des Anwalts und ſeiner 
Kanzlei hin⸗ und hergehen müſſen. Die weitere Folge iſt, daß der 
Anwalt in der ſachlichen Bearbeitung geſtört wird und die Be⸗ 
gründungsfriſt nicht einhalten kann. Das führt dann wieder zu 
den zahlloſen Anträgen auf Verlängerung der Begründungsfriſt. 
Dieſe Anträge machen dann wieder dem Vorſitzenden des Gerichts 
und ſeiner Geſchäftsſtelle Arbeit, die ſie ihren ſonſtigen ſachlichen 
Aufgaben entzieht. 

Die Schwierigkeiten werden vermehrt dadurch, daß ein großer 
Teil des Publikums gar nicht verſteht, warum man zahlen und 
außerdem noch die Zahlung nachweiſen foll. Man hält es für 
völlig ausreichend, wenn man zahlt. Die Zahlung erfährt der 
Anwalt, wenn überhaupt, meiſt erſt kurz vor Ablauf der Friſt. 
Da dann nicht ſicher iſt, daß die Zahlungsnachricht der Gerichts- 
kaſſe noch rechtzeitig zu den Akten kommt, muß der Anwalt mit 
allen Mitteln verſuchen, noch vor Ablauf der Friſt vom Klienten 
den Zahlungsnachweis zu erhalten und einzureichen. Auch das ent⸗ 
zieht den Anwalt dann wieder ſeiner ſonſtigen Arbeit. 

Aus allen dieſen Gründen glauben wir, daß es im Intereſſe 
der Rechtspflege und im Intereſſe des Vertrauens der Bevölkerung 
zu der Rechtspflege das Richtigſte wäre, die 88 519 Abſ. 6 und 
554 Abſ. 7 völlig aufzuheben. 

Man kann dagegen nicht einwenden, daß 8 74 ORG. beſteht 
und ſeine Aufhebung nicht beantragt werde. Der Unterſchied iſt ein 
fundamentaler. Bei § 74 Abſ. 2 handelt es ſich um die Einleitung 
der Klage: Kann das Geld nicht aufgebracht werden, ſo muß die 
Klage zurückgeſtellt werden, aber es geht wenigſtens das Recht 
nicht verloren (abgeſehen von Fällen, in denen Verjährung droht 
oder Friſten zu wahren ſind, in denen aber § 74 Abſ. 4 Hilft); 
wird aber ein unrichtiges Urteil durch Ablauf der Notfriſt oder 
der Nachweisfriſt rechtskräftig, jo it das Recht verloren und der 
Schaden unwiederbringlich. 

Sollten ſich die Reichsregierung oder der RT. nicht zur 
völligen Beſeitigung der 88 519 Abſ. 6 und 554 Abſ. 7 BRD. 
entſchließen können, ſo bitten wir, dieſe Vorſchriften und 8 74 
GKG. wenigſtens nach unſeren Eventualvorſchlägen zu ändern. 
Wenn die Gewährung des Rechtsſchutzes von der zuvorigen Zah⸗ 
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lung auch in den Rechtsmittelinſtanzen abhängig bleiben ſoll, ſo 
genügt es doch, wenn die Zahlung bis zum Termin geleiſtet und 
nachgewieſen wird. Dann wird die Friſtſetzung und die damit ver⸗ 
bundene Arbeit erſpart; die Anſetzung des Termins wird nicht 
durch das Warten auf den Nachweis der Prozeßgebühr hinaus⸗ 
gezögert; der Rechtsmittelkläger kann eine ſachliche Entſch. nur 
begehren, wenn er den Nachweis führt; andererſeits kann der 
Rechtsmittelbeklagte dadurch, daß er im Termin Verſäumnis⸗ 
anträge gegen den nichtzahlenden bzw. nachweiſenden Rechtsmittel⸗ 
kläger ſtellt, die Sache fördern und Verſchleppungsverſuchen vor⸗ 
beugen. Sollte man der Anſicht ſein, daß die Pflicht zum Nachweis 
der Zahlung der Prozeßgebühr auch den Zweck verfolgt, die Ge⸗ 
richte von ſachlicher Bearbeitung der Sache zu entlaſten, ſolange die 
Zahlung nicht geleiſtet und nachgewieſen iſt, ſo würde es voll⸗ 
kommen genügen, wenn beſtimmt würde, daß die Zahlung ſpäteſtens 
eine Woche vor dem Termin, d. h. ſpäteſtens an dem durch ſeine 
Benennung dem Termintage entſprechenden Wochentage zu den 
Prozeßakten nachgewieſen werden muß. 

Kaum einer Begründung zu bedürfen ſcheint uns unſer 
Eventualantrag zu 2b (Ergänzung des § 74 HRG.) Es hat ſich in 
vielen Fällen als ein erheblicher Mißſtand herausgeſtellt, daß der 
Vorſitzende in zweiter oder dritter Inſtanz nicht, die Befugnis hat, 
die der Richter erſter Inſtanz hat. Es ſind das Fälle, die nicht zur 
Kenntnis der Gerichte kommen, weil die Anwälte ausſichtsloſe An⸗ 
träge aus § 74 Abſ. 4 in der Rechtsmittelinſtanz nicht ſtellen (vgl. 
R.: JurRdſch. 1925, 1915; Baumbach, RKoſtch., 8 74 Anm. E); 
die Anwaltſchaft kennt aber ſolche Fälle. Hierher gehört nament⸗ 
lich auch der Fall, daß eine verarmte juriſtiſche Perſon (die ja das 
Armenrecht nicht erhalten kann) die Prozeßgebühr für einen 
Prozeß, durch den ſie ihr Vermögen retten will und könnte, nicht 
aufbringen kann. 


Nach unſerer Anſicht haben das rechtſuchende Publikum und 
die Anwaltſchaft an der von uns beantragten Anderung der geſetz⸗ 
lichen Vorſchriften ein ſehr großes und berechtigtes Intereſſe. Wir 
erlauben uns, in dieſer Richtung Bezug zu nehmen auf die ſich in 
allen Punkten mit unſerer Anſicht deckenden Ausführungen des 
Herrn RTAbg. Dr. Jöriſſen in der 85. Sitzung des RT. v. 13. Juni 
1929. Wir wollen aber bemerken, daß dieſe Ausführungen nicht 
etwa die Urſache unſerer Anträge ſind; der Plan, mit unſeren Vor⸗ 
ſchlägen an die Reichsregierung heranzutreten, beſtand ſchon lange 
vor jener Rede des Herrn Dr. Jöriſſen. 

Mit Rückſicht auf das große Intereſſe des rechtſuchenden Pu⸗ 
blikums und der Anwaltſchaft an unſeren Vorſchlägen bittet der 
Unterzeichnete, falls irgendwelche Bedenken ſein ſollten, ihm und 
dem Referenten der Vereinigung Gelegenheit zu einer Rückſprache 
zu geben. 


Die Zeilerihen Amwertungszahlen. 


8= 8 er Wohlſtands⸗ Umwertungs⸗ 
fur Geldwertzahlen 10 1115 Wie : 
Auguft 1,540 Bill. 81,5% 1,26 Bill. 
September 1536 „ 82,0% 1,265, 
Oktober 1,535 „ 82,5 % 1,2700, 
November 1,530 „ 83,0 % , 
Berichtigung. 


Der Preis des JW. 1929, 3050 beſprochenen Werkes Dr. All- 
feld: Urheber⸗ und Erfinderrecht iſt nicht 1,40 RA, ſondern © N. K. 
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Überſicht der Rechtſprechung. 


(Die rechtsſtehenden Ziffern bedeuten die Seitenzahlen des Heftes.) 


A. 
Zivilrecht. 
1. Materielles Recht. 
Bürgerliches Geſetzbuch. 


§ 80 BGB. Die Vorſchrift, wonach das Vermögen einer öffent⸗ 
lichen Stiftung ohne Genehmigung der ſtaatlichen Aufſichtsbehörde 
nicht geſchmälert werden darf, iſt bürgerlich rechtlich als ein Veräuße⸗ 
rungs⸗ und Belaſtungsverbot aufzufaſſen. Bay Ob. 1 

§ 119 8683. Anfechtbarkeit von Verwaltungshandlungen wegen 
Willensmängel, insbeſ. Anfechtung der Anſtellung und der Verſetzung 
in den Ruheſtand; ein zur Anfechtung berechtigender Irrtum über 
weſentliche Eigenſchaften des Beamten iſt der hinſichtlich der Pflicht⸗ 
treue des Beamten. RG 33765 

$$ 157, 242 BGB. Anſpruch auf Gratifikation auf Grund ſtill⸗ 
ſchweigender Zuſicherung. RArbG. 3410 

8395 BGB. ift auch anwendbar, wenn die Verſchiedenheit der 
Kaſſen herbeigeführt wird durch eine Umgeſtaltung des Zahlungsweſens 
zu einer Zeit, wo die Aufrechnung hätte erklärt werden können, aber 
tatſächlich noch nicht erklärt ift. R . 33764 

Der Rechtsgedanke des § 818 Abſ. 3 BGB. gilt im öffentlichen 
Recht, kann aber durch Landesrecht ausgeſchaltet werden. Das iſt durch 
die preuß. Perſonalabbaugeſetzgebung, § 29 Abſ. 4 PrBDienſteinkG. 
v. 17. Dez. 1920/1. April 1924 geſchehen. RG. . . . 33798, 33764 


Preuß. Ausführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch. 

Art. 40 AB. Soweit in einigen Teilen der Provinz Hanno⸗ 
ver die Realge meindegerechtigkeiten zu ſelbſtändigen Rechten geworden 
ind, können fie belaſtet werden. LG. Göttingen 34023 


Geje über die religiöſe Kindererziehung. 


512 Bay VO. v. 22. Dez. 1913 über die Schulpflicht (GVBl. 
S. 957) ſteht nicht in Widerſpruch mit der RVerf. Vorausſetzungen der 
Abmeldung am Beſuch des Religionsunterrichts nach §§ 1, 2 Rel.⸗ 
KindeErz. BayObLG. 33944 


Tarifvertragsverorduung. 


§ 2 Taro. Ob die Zurückverlegung des Geltungsbeginns, der 
Allgemeinverbindlichkeit auch Arbeitsverträge ergreift, die zur Zeit 
der Erklärung bereits erloſchen waren, iſt Auslegungsfrage. RArbG. 
34123 


Wohnungsmangelgeſetz. 


Eine örtliche Anordnung kann gegen die Verſagung der Geneh⸗ 
migung des Wohnungsamtes zu Untermietverträgen die Beſchwerde 
an das Mieteinigungsamt zulaſſen. K . 3389 

1. Hat der Verfügungsberechtigte der Gemeindebehörde gemäß 
§5 WohnmangG. (65 Wohnmang BO.) auf Anfordern Räume zur 
Herrichtung als Wohnräume überlaſſen, ſo iſt das Mieteinigungsamt 
nur zur Beſtimmung der Vergütung für die Überlaſſung der Raume 
zuſtändig, nicht aber zur Feſtſetzung einer Entſchädigung für ſonſtige 
un die dem Verfügungsberechtigten aus der Anforderung er⸗ 
wachſen. 

2. Das Mieteinigungsamt hat die Höhe der Vergütung nach billi⸗ 
gem Ermeſſen zu beſtimmen. Es iſt dabei an die Vorſchriften über die 
geſetzliche Miete oder die Friedensmiete nicht gebunden. 

3. Hat das Mieteinigungsamt die Vergütung endgültig (rechts⸗ 
kräftig) beſtimmt, ſo kann es dieſe Beſtimmung nach billigem Ermeſſen 
ändern. Es beſtimmt auch nach billigem Ermeſſen, inwieweit ſeine 
neue Entſcheidung für die Vergangenheit an die Stelle der früheren 
tritt. Für die Rückwirkung iſt der Eingang des Antrages auf Anderung 
der Vergütung oder ſeine Bekanntgabe an den Gegner nicht maß⸗ 
gebend. War die frühere Entſcheidung des Mieteinigungsamtes erſt 
nach dem Inkrafttreten des Mieterſchutzgeſetzes endgültig geworden, 
ſo darf ſie nur wegen ſolcher Tatſachen geändert werden, die in dem 
damaligen Verfahren nicht geltend gemacht werden konnten. 

4. Hat das Mieteinigungsamt als Vergütung für die Überlaſſung 
der Räume einen Betrag beſtimmt, den es nach der Höhe der zur Zeit 
ſeiner Entſcheidung geltenden geſetzlichen Miete berechnet hat, ſo kann 
die ſeitdem eingetretene Anderung der geſetzlichen Miete die neue 
Beſtimmung der Vergütung rechtfertigen. K. 33372 

88 Wohnmangch. Das Mieteinigungsamt darf die Erſetzung der 
Genehmigung der Gemeindebehörde zum Wohnungstauſche nicht des⸗ 
halb ablehnen, weil ein Tauſchpartner den Rücktritt vom Tauſchver⸗ 
Irnagerflätt hat e ̃—ꝶom f,, ĩð ᷣ 3389 


Mieterſchutzgeſetz. 


88 4, 22 MietSchG. Iſt auf die Räumungsklage des Hauswirtes 
bezüglich einer Dienſtwohnung die Vollſtreckung ſtatt von der Siche⸗ 
rung eines Erſatzraumes davon abhängig gemacht worden, daß der 
Vermieter an den Mieter einen angemeſſenen Geldbetrag für den Um⸗ 
zug und die Unterkunftsbeſchaffung zahlt, dann iſt dieſe Zahlung auch 
im Falle einer freiwilligen Räumung zu leiſten. K. 3 

§ 44 MietSa G. Fit die Inanſpruchnahme von Räumen rechts⸗ 
kräftig aufgehoben worden, weil der Betroffene nach einem Rechts⸗ 
entſcheide des KG. nicht als der Verfügungsberechtigte anzuſehen 
iſt, ſo kann ſie wiederholt werden, wenn dieſer Rechtsentſcheid in⸗ 
zwiſchen aufgegeben iſt. KG. 3387¹ 


Preuß. Ausführungs verordnung zum Mieterſchutzgeſetz. 


$ 4 Abs. 2 Pr MietSchAusſVd. v. 25. Sept. 1923. Das MEN. 
iſt nicht vorſchriftsmäßig beſetzt, wenn bei der Entſcheidung ein Bei⸗ 
ſitzer mitgewirkt hat, der unmittelbar gewählt iſt, obwohl in den Vor⸗ 
ſchlagsliſten geeignete Perſonen in ausreichender Zahl benannt waren. 
Ungeeignet ſind nur Perſonen, die nach dem Geſetz zum Amt als Bei⸗ 
ſitzer des MEA. nicht berufen werden dürfen oder ſollen. KG. 3390 


Preuß. Verordnung über die Bewirtſchaftung des Wohnraums. 


§ 4 Pi BO. v. 29. Mai 1925. Die zuständige Behörde kann eine 
Wohnung, die von einem Beamten bewohnt war, aber unter den Voraus⸗ 
ſetzungen des §4Pr VO. über die Bewirtſchaftung des Wohnraums 
für Reichs⸗ und unmittelbare Staatsbeamte und für Reichswehrange⸗ 
hörige vom 29. Mai 1925 freigeworden iſt, auch für einen Angeſtellten 
oder Arbeiter des Reichs oder eines Landes verwenden und ebenſo 
eine ſolche Wohnung, die bisher von einem Angeſtellten oder Arbeiter 
bewohnt war, einem Beamten überlaſſen. K. 33905 


Berliner Wohnungsnotrecht. 


§ 14 Berl WohrNotR. Auf Grund des geſetzlichen Erbrechtes der 
Stadt Berlin iſt dieſe zur Zwangsräumung der Wohnung der ver⸗ 
ſtorbenen Armenunterſtützten auch gegen die Abkömmlinge ohne be⸗ 
ſondere Inanſpruchnahme berechtigt. LG. 1 Berlin 34011 


2. Verfahren. 
Preuß. Schiedmanusordnung. 


89 Schiedsd. Ein Schiedsmannsvertreter, der wegen Steuer⸗ 
hinterziehung zu einer Strafe verurteilt iſt, kann ſeines Amtes erhoben 
werden. OLG. Kiel 33972 


B. 
Strafrecht. 
1. Materielles Recht. 
Strafgeſetzbuch. 

§ 166 StB. Die Beſchimpfung wird nicht dadurch ausgeſchloſſen ⸗ 
daß die Außerungen Ausdruck der Überzeugung des Täters ſind. 
RG 38 

SS 271, 272, 348 Abſ. 1, 349 StB. Bekundung einer unwahren 
Tatſache. Bewirken i. ©. des $ 271 StGB. Begriff der öffentlichen 
Urkunde. Die Befugnis zur öffentlichen Beglaubigung kann für ge⸗ 
wiſſe Rechtsgebiete, namentlich des öffentlichen Rechts, auch anderen 
Beamten als denen der freiwilligen Gerichtsbarkeit zuſtehen. Ein Irr⸗ 
tum über den Begriff der öffentlichen Urkunde iſt ſtrafrechtlicher Art. 
Außerſtrafrechtlicher Charakter des Irrtums über diejenigen Tatum⸗ 
ſtände, aus denen ſich die Eigenſchaft der Urkunde als einer öffentlichen 
ergibt, ſowie über die verwaltungsrechtlichen Beſtimmungen, in denen 
dieſe Tatumſtände wurzeln. Gewinnſucht i. S. des $ 272 StGB. 
RG 


hat, auch heute noch als mittelbarer Staatsbeamter anzuſehen. RG. 
338615 

$ 360 Ziff. 7 StB. Der Gebrauch eines vormaligen Landes⸗ 
wappens mit der infolge der Neugeſtaltung der Staatsform ausge 
ſchiedenen Krone iſt nicht ſtrafbar. OLG. Dresden 3399 
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$ 360 Ziff. 11 StGB. Ein Umzug, bei dem das Wirken der Kirche 
zum Gegenſtand einer lächerlichen Schauſtellung gemacht wird, kann 
den Tatbeſtand des groben Unfuges erfüllen. DLG. Dresden. 5 
8 361 Ziff. 10 StGB. In Preußen find in erſter Linie die Bezirks⸗ 
fürſorgeverbände, im Einzelfalle auch die Jugendämter die zur Auf⸗ 
forderung des Unterhaltspflichtigen zuſtändige Behörde. OLG. Kiel. 
34007 

Durch § 361 Nr. 62 StGB. iſt auch die Ausübung der Unzucht 

in einer Wohnung nächſt einer Kirche getroffen, auch wenn keine nach 
außen wahrnehmbaren Unzuträglichkeiken wie Streunen in der Nähe 
oder anſtößiges Einführen der Freier hinzukommen. — Hinſichtlich 
der äuß ren Merkmale des $ 361 Nr. 6a genügt fahrläſſiges Verſchulden. 
BayObLG. 5 


2. Verfahren. 
Strafprozeßordnung. 


8 473 Abf. 1 Satz 1 SED. iſt auf die Einſpruchseinlegung nicht 
anwendbar. Bay b .d 3394 


Jugendgerichtsgeſetz. 
Der Einzelrichter iſt nicht befugt, eine zum Jugendſchöffengericht 
gehörige Sache durch Verbindung an ſich zu bringen. Bay Sb G. 
3394⸗ 


O. 
Steuerrecht. 
1. Reich. 
Reichsabgabenordnung. 


8 78 Nubgd. Zur Lehre vom fehlerhaften Staatsakt. Pr OVG. 
34181 
Reichsbewertungsgeſetz. 


8 65 Abi. 2 RBewG.; 83 Ausf Beſt. z. RVBewG. u. VermStG. 
1925. Der Einheitswert der Grundſtücke reiner Grundſtücksverwaltungs⸗ 
geſellſchaften iſt grundſätzlich durch den Gewerbeausſchuß feſtzuſtellen. 
RS 34141 


Einkommenſteuergeſetz. 
8 17 Abſ. 1 Nr. 5 EinkstG. Die württembergiſche Kirchenſteuer 


iſt nicht als Werbungskoſten, ſondern nur als Sonderleiſtung i. S. 
517 Abſ. 1 Nr. 5 EinkstG. abziehbar. RF. 34152 

8 17 Einkstc. Die dauernde Verwendung von Zuwendungen 
an Unterſtützungs⸗, Wohlfahrts⸗ und Penſionskaſſen des Betriebs eines 
Steuerpflichtigen i. S. des 817 Abſ. 1 Ziff. 7 EinkStG. kann nur 
dann als für die Zwecke der Kaſſe geſichert angeſehen werden, wenn 
mindeſtens eine beſtimmte Regelung getroffen iſt, in welcher Weiſe 
die Gelder verwendet werden ſollen und was bei der Auflöſung der 
Kaffe mit ihnen zu geſchehen hat. 512 EinfSt®. kann nur zur An⸗ 
wendung kommen, wenn es ſich nicht um Gewerbetreibende handelt, 
die entweder zur Führung von Handelsbüchern verpflichtet ſind, oder 
tatſächlich Handelsbücher nach den Vorſchriften des Handelsgeſetzbuches 
führen. Noch nicht realiſierte Konjunkturgewinne dürfen bei den ge⸗ 
werblichen Vollbetrieben nicht berückſichtigt werden; nicht realiſterte 
Konjunkturverluſte müſſen beachtet werden. Anhalt VG. - 34272 


2. Länder. 
Preuß. Konzeſſionsſtenerordnung. 


Erforderniſſe der Gültigkeit einer Konzeſſionsſteuerordnung. 
h 34192 


Anhalt. Gewerbeſteuergeſetz. 
89 Gewstch. beſtimmt nicht, daß die Einkommenſteuerbeſcheide 


8 


und die Entſcheidungen der Reichsinſtanzen als ſolche unbedingt maß⸗ 
gebend für die Veranlagung zur Gewerbeſteuer find. AnhaltO VG. 3427! 


D 
Sonſtiges öffentliches Recht. 
1. Reich. 
Reichsverfaſſung. 


Art. 109, 129 RVerf. 87 Abi. 1 Pr Beſch v. 17. Dez. 1927 verſtoßt 
weder gegen Art. 109 noch 129 RVerf. Rechtliche Natur bes Dienſt⸗ 
einkommens; Zuläſſigkeit beſoldungsrechtlicher Verſchiedenheit der Be⸗ 
handlung einzelner Beamtengruppen: ältere und jüngere, verheiratete 
und unverheiratete, Beamte mit und ohne Kinder; nur muß dem Be⸗ 
amten das bis dahin gezahlte Geſamteinkommen unverkürzt verbleiben 
RG. „ en m ı, rl 

Art. 137 RVerf.; 35 350, 351, 359 StGB.; Art. 2—19 PrKirch⸗ 
Verf®. der evangeliſchen Landeskirchen v. 8. April 1924. Die durch 


Rechtſprechung 


3431 


— 


Art. 137 RVerf. den Ländern auferlegte Verpflichtung zur Beſeitigung 
des Kirchenregiments ſchließt den Fortbeſtand einer ſpezifiſch ge⸗ 
ſtalteten Staatsaufſicht nicht aus. In Preußen hat die Landesgeſetz⸗ 
gebung an einer ſolchen feſtgehalten. Der vom Gemeindekirchenrat 
einer evangeliſchen Kirchengemeinde in Preußen angeſtellte Rendant 
iſt daher, inſoweit er Kirchenvermögen unter staatlicher Aufſicht zu ver⸗ 
walten hat, auch heute noch als mittelbarer Staatsbeamter anzujehen, 
PP ne Bo ee area 


Art. 137 NVerf. Die rechtlichen Verpflichtungen Dritter zu Lei⸗ 
ſtungen an die Kirche ſind — auch ſoweit es ſich nicht um Steuern handelt 
— durch die Reichsverfaſſung nicht aufgehoben. RB. 3374 

Art. 138 II und 153 NBerf. Der verfaſſungsmäßige Schutz der 
Vermögensrechte der Religionsgeſellſchaften bewirkt nicht die Ver⸗ 
folabarkeit dieſer Rechte vor den ordentlichen Gerichten. RO. 3375° 

Art. 153, 131 RVerf.; 984 Wohnmang®.; 881, 4 PrStHaftG.; 
58 Pränteig®.; 8 71 GG.; 839 Pra VG. Zur Frage der Haf⸗ 
tung einer Stadtgemeinde für Mietausfall infolge Zahlungsunfäyig⸗ 
keit oder Unpfändbarkeit des Zwangsmieters bei zwangsbewirtſchafteten 
Wohnräumen. Keine Haftung auf lediglich objektiver Grundlage aus 
dem Geſichtspunkt der Enteignungsentſchädigung, ſondern nur aus dem 
Geſichtspunkt der ſchuldhaften Amtspflichtsverletzung ſeitens des Miet⸗ 
einigungsamtes durch Unterlaſſung der Einſetzung der Stadtgemeinde 
ſelbſt als Vertragsgegner des Vermieters im Zwangsmietvertrag trotz 
Vorherſehbarkeit des Nichteinganges der Miete ſeitens des Zwangs⸗ 
mieters. Ausſchließende Zuſtändigkeit des Lansgerichtes für die Ent⸗ 
ſcheidung über dieſen Anſpruch. AG. Bartenſtein. 3402 


Reichögewerbeordnung. 
88 33 Abſ. 1 Gewd.; Art. 1 8 4 Notgeſ. Gewerbsmäßiger Schauk 
kann nicht fahrläffig begangen werden. OS. Dresden 33995 
§ 1346 Gewd.; $ 242 BGB. Trotz grundſatzlicher Abdingbarkeit 
der Arbeitsordnung Unzuläſſigleit einer Umgehung durch Einzel⸗ 
verträge mit ſämtlichen Arbeitnehmern. Widerſpruch gegen ſolche Um⸗ 
gehung nach Treu und Glauben nicht mehr zuläſſig, wenn die von der 


Arb. abweichenden Arbeitsbedingungen längere Zeit tatſächlich in 
Geltung geweſen find. RArb . 34124 
Reichsbeamtengeſetz. 


Erwerb der Beamteneigenſchaft ohne Aushändigung einer An⸗ 
ſtellungsurkunde durch Übertragung und Ausübung hoheitsrechtlicher 
Funktionen. Solche werden ausgeübt durch den Schriftführer eines 
Mer) 88 338110 338212 

Anfechtbarkeit von Verwaltungshandlungen wegen Willensmängel, 
insbeſ. Anfechtung der Anſtellung und der Verſetzung in den Ruhe⸗ 
ſtand; ein zur Anfechtung berechtigender Irrtum über weſentliche 
Eigenſchaften des Beamten iſt der hinſichtlich der Pflichttreue des 
Nentiet eh ae ðV( ee 3376° 


Charakter der Beſoldung des Beamten: Nicht eine Entlohnung 
für die einzelnen Dienſte, ſondern eine ihm für die Dauer des Dienſt⸗ 
verhältniſſes zugebilligte, für den ſtandesgemäßen Unterhalt beſtimmte 
Rente. RG 33770 

§ 34 Abſ. 4 RBeſch. v. 30. April 1920 gibt dem Reiche ein ſelb⸗ 
ſtändiges Rückforderungsrecht zuviel erhobener Dienſtbezüge, ohne 
daß der Beamte den Wegfall der Bereicherung einwenden könnte. NG. 


— — TTͤ ͥ — 


ni 2. Länder. 
E Preuß. Verfaſſung. 

Art. 55 PrBerf. Notverordnungsrecht in Preußen. 

A. Die PrNot VO. v. 10. Okt. 1927 (GS. 189) über einen erwei⸗ 
terten Staatsvorbehalt zur Aufſuchung und Gewinnung von Stein- 
kohle und Erdöl iſt verfaſſungsrechtlich unzuläſſig. St. 3404 

PrRot VO. v. 8. Mai 1929 (GS. 47) über die Regelung der Ge⸗ 
werbeſteuer für das Rechnungsjahr 1929 iſt gültig. St H. . . 34071 


Preuß. Allgemeines Landrecht. 


8 7 II 51 Pra R. 

1. Iſt eine Straße dem Gemeingebrauch gewidmet, ſo tritt in⸗ 
ſoweit das Eigentum an ihr zurück. Darüber hinaus aber kann es auch 
während des Beſtehens der Offentlichkeit der Straße ausgeübt werden. 

2. Für den Umfang des Gemeingebrauchs iſt das jeweilig nach der 
allgemeinen und regelmäßigen Geſtaltung des Verkehrs Übliche und 
Zuläſſige beſtimmend; ſo auch für die Frage, ob Straßenzeitungsver⸗ 
käufer kraft des Gemeingebrauchs befugt find, einen feſten Stand auf 
dem Bürgerfteig einzunehmen. R Wwe. 338312 


2 


3432 


Preuß. Zuſtändigkeitsgeſetz. 


Zu Leiſtungen für die Schule i. S. des § 46 Abſ. 1 ZuſtG. 
gehören bei einem vereinigten Schul⸗ und Küſteramt auch die Ein⸗ 
künfte des Amtsinhabers aus kirchlichen Quellen. Durch die Amter⸗ 
trennung erlöſchen die beſtehenden öffentlich⸗rechtlichen Beziehungen 
zwiſchen den Beteiligten nicht. Das Volks SchG. wollte die Schul⸗ 
verhältniſſe, nicht die wirtſchaftliche Lage der Kirchen verbeſſern. Die 
auf landesherrliches Geheiß erfolgende Beauftragung der Küſter mit 
Schuldienſten war unter der Herrſchaft des ſog. Territorialſyſtems 
weder eine rein kirchliche Veranſtaltung noch eine freiwillige Leiſtung 
der Kirche. Ob bei der Auseinanderſetzung nach $ 30 Abſ. 6 Volks Sch. 
auch die öffentlich-rechtlichen Beziehungen der Beteiligten zu regeln 
ſind, iſt zweifelhaft. Die an ſich auch in der Form der Feſtſtellungsklage 
zuläſſige Intereſſentenklage aus $ 46 Abſ. 3 Zuft®. verlangt die IJden⸗ 
tität der Verbindlichkeit, der ſich der Kl. entledigen und die er dem Bekl. 
Feed r Eee 3419 


Preuß. Geſetz betr. die Dienſtvergehen der nichtrichterlichen 
Beamten. 


88 8, 10 PrVerwDdiſzG. 

1. Der hier als Diſziplinarmaßnahme vorgeſehene Gehaltsverluſt 
tritt nicht ipso iure mit der unentſchuldigten Entfernung vom Amte, 
ſondern nur kraft beſonderer Entziehung im Diſziplinarverfahren ein. 

2. Hat die zuſtändige Dienſtbehörde dem Beamten die Erklärung 
abgegeben, daß der Beamte ſeines Dienſteinkommens erſt von einem 
beſtimmten Zeitpunkt an verluſtig gehen ſoll, ſo iſt dieſe Erklärung für 
den Staat bindend. 

3. Über die beſtehende geſetzliche Regelung des Verluſtes des Dienſt⸗ 
einkommens hinaus gibt es keine aus dem Geſichtspunkt der Argliſt⸗ 
einrede zu begründende Verwirkung desſelben. R. 33776 

d 47 PrVerwdiſzG. Dieſe noch jetzt in Kraft befindliche Vorſchrift 
der Beſtätigung, die nunmehr nach Art. 82 Pr Verf. das Staatsmini⸗ 
ſterium zu erteilen hat, verleiht der Beſtätigung keine rückwirkende 
Kraft, wirkt vielmehr erſt vom Tage der Beſtätigung oder der Mit⸗ 
teilung derſelben an die Beteiligten. R. 33787 


Preuß. Beſoldungsgeſetz. 

87 Abſ. 1 Prdci®. v. 17. Dez. 1927 verſtößt weder gegen Art. 129 
noch 109 RVerf. Rechtliche Natur des Dienſteinkommens; Zuläſſigkeit 
beſoldungsrechtlicher Verſchiedenheit der Behandlung einzelner Be⸗ 
amtengruppen: ältere und jüngere, verheiratete und unverheiratete, 
Beamte mit und ohne Kinder; nur muß dem Beamten das bis dahin 
gezahlte Geſamteinkommen unverkürzt verbleiben. R.. . 33802 


Preuß. Kommunalbeamtengeſetz. 


88 1, 2, 8, 9, 21 PrͤommVeamtG.; Anordnung für das Ver⸗ 
fahren vor dem MEA. vom 23. Sept. 1928 und 19. Sept. 1923. Erwerb 
der Kommunalbeamteneigenſchaft ohne Aushändigung einer Anſtel⸗ 
lungsurkunde durch Übertragung und Ausübung hoheitsrechtlicher 
Funktionen. Solche werden ausgeübt durch den Schriftführer eines 
M lr  o=  e 338110 338211 


Preuß. Städteordnung. 
§ 56 Ziff. 8 PrStädted. Im Gebiet der preußiſchen Städte» 
ordnung für die öſtlichen Provinzen bedarf der Angeſtelltenvertrag 
eines Angeſtellten der Unterſchrift des Bürgermeiſters und eines 
weiteren Magiſtratsmitglieds. RAr boi. 34091 


Evang. Kirchenſteuergeſetz. 


Ev. KirdSib. v. 26. Mai 1905 und v. 19. Ang. 1920. Nicht 
veranlagte Kapitalertragsſteuer kann nicht als Maßſtabſteuer für 
die Lirchsnſteter dienen Pr ep 34224 


Preuß. Geſetz über das kath. Kirchenvermögen. 


85 14, 21 Prͤathͤirch VermG. Die auf Grund des 8 21 er⸗ 
forderliche Genehmigung bezieht ſich nur auf das Innenverhältnis. 
LG. Cleve 3401? 


Bay. Geſetz über die Zwangsabtretung von Grundftäden 
für öffentliche Zwecke. 


Die richtige Bezeichnung der an einem Enteignungsverfahren 
als Abtretungspflichtige und Entſchädigungsberechtigte beteiligten 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Perſonen iſt Pflicht der mit dem Entſchädigungsbeſcheid beſchäftigten 
Verwaltungsbehörde. Sache und Recht der Beteiligten iſt es, auf 
Richtigſtellung einer ungenauen Perſonenbezeichnung der Beteiligten 
im Verwaltungsbeſcheide hinzuwirken. Die Verwaltungsbehörde iſt 
an ihren Entſchädigungsbeſcheid nach deſſen Bekanntgabe an die Be⸗ 
teiligten, wofür eine Form nicht vorgeſchrieben iſt, gebunden, kann 
dann eine ſachliche Anderung desſelben nicht vornehmen. Die Ge⸗ 
richte ſind berechtigt, die einſchlägigen Verwaltungsbeſcheide auf ihre 
formale, nicht auf ihre ſachliche Rechtsgültigkeit nachzuprüfen. Gegen 
Verſäumung der mit der Bekanntgabe des Verwaltungsbeſcheids 
beginnenden Ausſchlußfriſt, innerhalb welcher die bürgerlichen Gerichte 
angerufen werden konnen, iſt eine Wiedereinſetzung in den vorigen 
Stand nicht gegeben. Ob die Klageſtellung rechtzeitig innerhalb der 
Ausſchlußfriſt erfolgt iſt, muß das Prozeßgericht von Amts wegen 
Bache hdd ee ee 3391? 


Verwaltungsgerichte (Bayern). 


Art. IX AlGeſ. zum VerwGerch. v. 7. März 1924. Unter „Streit⸗ 
gegenſtand“ iſt in Verwaltungsſtreitſachen der im Klageantrag geltend 
gemachte Anſpruch zu verſtehen ohne Rückſicht auf die teilweiſe ſpätere 
Anerkennung durch den Beklagten. Bay VGH 34221 


Bay. Verordnung über die Schulpflicht. 


§ 12 Baysd. v. 22. Dez. 1913 über die Schulpflicht (GVBl. 
S. 957) ſteht nicht in Widerſpruch mit der RVerf. Vorausſetzungen 
der Abmeldung am Beſuch des Religionsunterrichts nach 58 1, 2 
Relftinderze Bahse sds ee 33944 


Bad. Geſetz über die Verwaltungsrechtpflege. 


88 2 Ziff. 3a, 21 BadVerwRpPflG.; 38 103 ff. GewO. 1. Der 
beigeladenen Handwerkskammer ſteht das Recht der Berufung zu. 
2. Durch die Landesgeſetzgebung konnte hinſichtlich der Streitigkeiten 
zwiſchen der Gemeinde und dem einzelnen Handwerker die verwal⸗ 
tungsgerichtliche Zuſtändigkeit begründet werden. 3. Die Beitrags⸗ 
pflicht zur Handwerkskammer iſt nicht dadurch bedingt, daß der heran⸗ 
gezogene Betrieb die Tätigkeit der Handwerkskammer in Anſpruch 
genommen hat oder ſie ihm von Nutzen war. 4. Auch Gewerbe⸗ 
betriebe einer juriſtiſchen Perſon konnen Handwerksbetriebe ſein. 
5. Merkmale eines Handwerksbetriebs. Bad V Gd. 3423? 

§ 4 Abſ. 1 Ziff. 1 BadBerohBfl®. Anfechtung einer polizeilichen 
Verfügung durch einen Dritten, gegen den die Verfügung nicht gerichtet 
it. Bad VGH. 34253 

§ 41 Ziff. 1 BadBerwRpfl. 1. Zur Auslegung des Begriffs 
„Eröffnung“. 2. Belehrung über die zuſtehenden Rechtsbehelfe ge⸗ 
hört nicht zur Gültigkeit der Eröffnung. Bad VGgꝙdg .. 34264 


Bad. Gemeindeordnung. 


§ 41 BadGemd.; 3 14 BadGemWahlO. 1. Anfechtung einer 
Gemeindewahl wegen Teilnahme nicht in die Wählerliſte eingetragener 
Perſonen. 2. Trotz gleichzeitiger Wahl der Gemeindeverordneten 
und der ehrenamtlichen Gemeinderäte mittels eines gemeinſamen 
Stimmzettels hat jede Wahl in rechtlicher Hinſicht als eine ſelbſtändige 
Wahl zu gelten, ſo daß die eine Wahl für gültig, die andere für un⸗ 
gültig erklärt werden kann. Bad VG nd. 34265 


Bad. Geſetz über die Beſteuerung des Wandergewerbebetriebes. 


§§ 2, 3 Abſ. 2 bad. Geſ. über die Beſtenerung des Wander⸗ 
gewerbebetriebes v. 15. Dez. 1923; § 11 Abſ. 3 Vollz VO. hierzu. 
1. Haftung als Geſamtſchuldner. 2. Ausübung des ſteuerpflichtigen 
Gewerbetriebs auf Rechnung oder im Auftrag eines Dritten. Wa 
23 


Hamburg. 


flichtung zur Auslieferung 


Verp eines verliehenen Ordens. 
nd „„ 


342 71 


Mecklenburg. 


Räte mecklenb. Stadtgemeinden ſind befugt, wegen ungebühr⸗ 
licher Ausdrücke in den an ſie gerichteten Eingaben Ordnungsſtrafen, 
und zwar Geld⸗ und Haftſtrafen, zu verhängen. Mecklenburg. Min. d 
Inn. 34271 
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